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Einleitung’). 


Unter  „Oktroi“  im  Sinne  der  nachfolgenden  Darstellung  versteht  man  Ab- 
gaben, welche  eine  Gemeinde  von  gewissen  zum  Konsum  innerhalb  derselben 
bestimmten  Gegenständen  bei  deren  Einbringung  in  die  Gemeinde  oder  im  An- 
schluss an  deren  Erzeugung  innerhalb  des  Gemeindebezirks  erhebt. 

Das  Oktroi  gehört  zu  den  indirekten  Kommunalsteuem,  d.  h,  zu  den- 
jenigen Abgaben,  bei  welchen  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers  derjenige, 
welchen  die  Abgabe  zunächst  trifft,  sie  nicht  auch  in  letzter  Linie  tragen,  bei 
dem  sie  also  nicht  endgültig  zu  einer  Schmälerung  des  Einkommens  oder  Ver- 
mögens führen  soll.  Vielmehr  hat  der  Gesetzgeber  den  Gedanken,  dass  es  dem 
Zahler  gelingen  werde,  sie  im  Preise  des  belasteten  Gegenstandes  auf  einen 
anderen,  in  letzter  Linie  gewöhnlich  den  Konsumenten,  abzuwälzen. 


< 


b Eine  Darstellung  der  geschichtlichen  Entwicklung  und  des  dermaligen  Standes 
der  Oktroiverhältnisse  des  Grossherzogtums  Hessen  besteht  bis  jetzt  nicht,  ebensowenig 
eine  kritische  Würdigung  derselben,  während  für  badische  Gemeinden  z.  B.  ähnliche  Ar- 
beiten mehrfach  vorhanden  sind.  (Vgl.  die  Denkschrift  von  Schnetzler  über  die  Karls- 
ruher Verbrauchssteuer  von  1879,  diejenige  von  Wi  Icke  ns  über  die  Verbrauchssteuer  in 
Heidelberg  von  1885  und  die  von  Beck  über  die  Mannheimer  Verbrauchssteuer  von  1897.) 
Und  doch  ist  in  Hessen  das  Oktroi  von  keiner  geringeren  Bedeutung  für  den  Haushalt 
vieler  Kommunen,  insbesondere  der  grösseren  Städte,  als  in  Baden.  Eine  Darstellung  der 
hier  bestehenden  Verhältnisse  scheint  daher  nicht  überflüssig;  auch  eine  kritische  Be- 
sprechung derselben  dürfte  trotz  des  Reichtums  an  allgemeinen  Arbeiten  über  das  Oktroi 
um  so  mehr  angebracht  sein,  als  auf  dem  Oktroigebiet  in  Hessen  zur  Zeit  reiches  Leben 
herrscht:  nicht  nur  erstreben  fortwährend  neue  Gemeinden  sich  diese  Einnahmequelle  zu 
erschliessen,  sondern  es  machen  sich  auch  gegnerische  Bestrebungen,  die  auf  eine 
wenigstens  teilweise  Beseitigung  der  Abgabe  hinzielen,  gegenwärtig  geltend. 

Bei  Abfassung  vorliegender  Arbeit  ist  mir  von  staatlichen  und  städtischen  Be- 
hörden reiche  Unterstützung  durch  Verschaffung  von  Material,  namentlich  für  den  ge- 
schichtlichen Abschnitt,  zu  teil  geworden.  Den  betr.  Behörden,  sowie  allen  denen,  welche 
noch  sonst  die  Arbeit  gefördert  haben,  sage  ich  geziemenden  Dank. 
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3 Georg  Helhvig, 

Das  Oktroi  hat  sich  im  Grossherzogtum  Hessen,  dessen  Verhältnisse  näch- 
ste lend  allein  betrachtet  werden  sollen,  aus  finanzpolitischen  Gründen  (Ver- 
mi  iderung  der  direkten  Kommunalsteuerlast)  für  die  Gemeinden  zu  einer  immer 
wi  htigeren  Einkommensquelle  entwickelt,  die  sich  gegenwärtig  auch  kleinere 
Sti  dte  und  Landgemeinden  zu  erschliessen  streben.  Zur  Zeit  erheben  Oktroi 
dh  Stadt-  bezw.  Landgemeinden  Darmstadt,  Mainz,  Giessen,  OfFenbach,  Worms, 
Heppenheim  a.  d.  B.,  Alsfeld,  Friedberg,  Lauterbach,  Lampertheim,  Neu-Isenburg, 
Sp  ‘endlingen  (Kreis  Ottenbach)  und  Wimpfen. 

Ehe  wir  zu  einer  näheren  Betrachtung  der  Oktrcdverhältnisse  dieser  Ge- 
rat inden  übergehen,  erscheint  es  zweckdienlich,  die  für  die  Oktroierhebung  in 
Be  rächt  kommenden  reichs-  und  landesrechtlichen  Bestimmungen  kurz  ins  Auge 
zu  fassen. 

Die  am  8.  Mai  1867  unter  den  Zollvereinsstaaten  abgeschlossene  Ueber- 
eiikunft  wegen  Erhebung  einer  Abgabe  von  Salz  untersagt  im 
Ar  . 2 Abs.  2 die  Erhebung  einer  kommunalen  Verbrauchssteuer  von  Salz. 

Der  Zollvereinigungsvertrag  vom  8.  Juli  1867  enthält  in  seinem 
Ar  . 5 folgende  hier  Interesse  bietende  Bestimmungen: 

1.  Von  allen  bei  der  Einfuhr  mit  mehr  als  3 M.  Zoll  vom  Doppelzentner 
belegten  Erzeugnissen,  von  welchen  entweder  auf  die  iin  Vereinszollgesetz  vor- 
gej  chriebene  Weise  dargethan  wird,  dass  sie  als  ausländisches  Ein-  oder  Durch- 
ga]  -gsgut  die  zollamtliche  Behandlung  bei  einer  Erhebungsbehörde  des  Vereins 
beieits  bestanden  haben  oder  derselben  noch  unterliegen,  darf  keine  weitere 
Abgabe  irgend  einer  Art,  sei  es  für  Rechnung  des  Staates  oder  für  Rechnung 
voi  Kommunen  und  Korporationen  erhoben  werden,  jedoch  — was  das  Eingangs- 
gui  betrifft  — mit  Vorbehalt  derjenigen  inneren  Steuern,  welche  in  einem  Ver- 
eii  sstaate  auf  die  weitere  Verarbeitung  oder  anderweite  Bereitungen  aus  solchen 
Erzeugnissen,  ohne  Unterschied  des  ausländischen,  inländischen  oder  vereins- 
läi  dischen  Ursprungs,  allgemein  gelegt  sind. 

Diese  Befreiungsvorschrift  findet  nach  dem  Reichsgesetz  vom  27.  Mai  1885, 
be  reffend  die  Abänderung  des  Zollvereinigungsvertrages  vom  8.  Juli  1867 
(R  G.Bl.  S.  109)  auf  Mehl  und  andere  Mühlenfabrikate,  desgleichen  auf  Back- 
wa  ren,  Fleisch,  Fleischwaren  und  Fett,  sowie  ferner,  insoweit  es  sich  um  die  Be- 
ste lerung  für  Rechnung  von  Kommunen  und  Korporationen  handelt,  auf  Bier 
un  l Branntwein  keine  Anwendung. 

Nach  dieser  Gesetzesvorschrift  bleibt  es  zweifelhaft,  ob  unter  dem  der 
ko  nmunalen  Verbrauchsbesteuerung  ohne  Rücksicht  auf  die  Zollhöhe  über- 
las  jenen  ausländischen  „Fleisch“  nur  das  der  Nr.  25  g)  l des  Zolltarifs  „Fleisch, 
au;  geschlachtetes,  frisches  und  zubereitetes;  Fleischextrakt  und  Tafelbouillon“ 
zuj;ehörige  Fleisch  von  Vieh  oder  auch  das  der  Nr.  25  g)  3 „Geflügel,  Wild  aller 
Ar  , nicht  lebend“  zu  unterstellende  Fleisch  von  Geflügel  und  Wildbret,  sowie 
en(  dich  auch  totes  Geflügel  und  totes  Wild  selbst  zu  verstehen  ist.  Es  ist  kein 
Grind  abzusehen,  warum  der  Ausdruck  „Fleisch“  in  dem  angegebenen  engen 
Sil  ne  zu  verstehen  sei,  und  demzufolge  das  einen  Verbrauchsgegenstand  der 
Wi  hlhabenden  bildende  Geflügel  und  Wild,  sowie  das  Fleisch  von  solchem  der 
ein  aeimischen  Verbrauchsbesteuerung  entzogen  sein  sollte.  Wenn  Fleisch  von 
Ge  lügel  und  Wild  auch  zolltarifarisch  anders  zu  behandeln  ist,  als  Fleisch  von 
\ii  h,  so  ist  es  doch  zweifellos  als  „Fleisch“  zu  betrachten,  auch  wohl  im  Sinne 
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der  angeführten  Gesetzesstelle.  Gibt  man  aber  solches  Fleisch  der  inländischen 
Verbrauchsbesteuerung  frei,  so  kann  man  das  mit  ihm  tarifarisch  gleichstehende 
tote  Geflügel  und  Wild  ihr  ebensowenig  entziehen,  wie  das  mit  dem  Fleisch 
von  Vieh  tarifarisch  gleich  zu  behandelnde  tote  Vieh  selbst.  (A.W.V.  S,  127, 
Artikel  Fleisch  Abs.  2 und  S.  473  Artikel  Vieh  Abs,  1,  Anm.  3.)  Daher  dürfte 
der  fragliche  Ausdruck  in  dem  sprachgebräuchlichen  weiteren  Sinne  zu  fassen 
und  darunter  auch  Geflügel,  Wild  und  Fleisch  davon  zu  begreifen  sein.  Die 
Bundesratsausschüsse  für  Zoll-  und  Steuerwesen  und  für  Handel  und  Verkehr 
haben  gelegentlich  der  Beratungen  über  den  Zollanschluss  von  Bremen  am 
10.  September  1888  auch  anerkannt,  dass  die  Heranziehung  des  ausländischen 
Wildbrets  und  Geflügels  zur  kommunalen  Verbrauchsabgabe  fernerhin  nicht  zu 
beanstanden  sei. 

Ist  die  innere  Steuer  von  Getränken  so  angelegt,  dass  sie  bei  der  Einlage 
-4,  der  letzteren  erhoben  oder  den  Steuerpflichtigen  zur  Last  gestellt  wird,  so  findet 

der  Grundsatz  der  Freilassung  verzollter  ausländischer  Erzeugnisse  von  inneren 
Abgaben  in  der  Art  Anwendung,  dass  die  erste  Einlage  verzollter  ausländischer 
Getränke,  d.  h.  diejenige,  welche  dem  direkten  Bezüge  aus  dem  Auslande  oder 
dem  Bezüge  aus  öffentlichen  Niederlagen  oder  Privatlagern  unmittelbar  folgt, 
von  jeder  inneren  Steuer  befreit  bleibt.  (Art.  5 I.) 

2.  Von  den  innerhalb  des  Vereins  erzeugten  Gegenständen,  welche  nur 
durch  einen  Vereinsstaat  transitieren,  um  entweder  in  einen  anderen  Vereins- 

j Staat  oder  nach  dem  Auslande  geführt  zu  werden,  dürfen  innere  Steuern  weder 

für  Rechnung  des  Staats,  noch  für  Rechnung  von  Kommunen  oder  Korporationen 
erhoben  werden.  (Art.  5 II  § 1.) 

3.  Die  Erhebung  von  Abgaben  für  Rechnung  von  Kommunen  oder  Kor- 
porationen, sei  es  durch  Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  oder  für  sich  bestehend, 
soll  nur  für  Gegenstände,  die  zur  örtlichen  Konsumtion  bestimmt  sind,  bewilligt 
werden  und  soll  dabei  eine  Gleichmässigkeit  in  der  Weise  stattfinden,  dass  das 
Erzeugnis  eines  Vereinsstaates  unter  keinem  Vorwände  höher  oder  in  einer 
lästigeren  Weise  als  das  inländische  oder  als  das  Erzeugnis  der  übrigen  Vereins- 
staaten besteuert  werden  darf.  (§  7 Abs.  1.) 

Zu  den  zur  örtlichen  Konsumtion  bestimmten  Gegenständen,  von  welchen 
hiernach  die  Erhebung  einer  Abgabe  für  Rechnung  von  Kommunen  oder  Kor- 
j porationen  allein  soll  stattfinden  dürfen,  sind  allgemein  zu  rechnen : Bier,  Essig, 

» Malz,  Cider  (Obstwein)  und  die  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  unterliegenden 

Erzeugnisse,  ferner  Brennmaterialien,  Marktviktualien  und  Fourage.  (§  7 Abs.  2.) 

Von  Wein  soll  die  Erhebung  einer  Abgabe  der  vorgedachten  Art  nur  in 
denjenigen  Teilen  des  Zollvereins  zulässig  sein,  welche  zu  den  eigentlichen  Wein- 
ländern gehören  (nämlich  nach  Art.  11  § 7 des  Zollvereinigungsvertrages  vom 
16.  Mai  1865:  Bayern,  Württemberg,  Baden,  Grossherzogtum  Hessen  und  Nassau). 
(§  7 Abs.  3.) 

Soweit  in  einzelnen  Orten  der  zum  Zollverein  gehörigen  Staaten  die  Er- 
hebung einer  Abgabe  von  Branntwein  für  Rechnung  von  Kommunen  oder  Kor- 
^ porationen  zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Zollvereinigungsvertrages  stattfand,  oder 

nach  der  bestehenden  Gesetzgebung  nicht  versagt  werden  konnte,  soll  es  dabei 
ausnahmsweise  bewenden.  (§  7 Abs.  4.) 

Nach  § 7 Abs.  5 im  Art.  5 des  Zollvereinigungsvertrages  sollen  die  für 


( 


Georg  Hellwig, 


43,668  M.):  diese  beschränkende  Bestimmung 


R(  chnung  von  Kommunen  und  Korporationen  zur  Erhebung  kommenden  Ab- 
gaben  von  Wein  und  Branntwein  ingleichen  von  Bier  in  Absicht  ihres  Betrages 
de  r Beschränkung  unterliegen,  dass  solche  beim  Branntwein  mit  der  Staatssteuer 
zusammen  den  Betrag  von  10  Reichsthaler  von  der  Ohm  zu  120  Quart preussisch 
bei  einer  Alkoholstärke  von  50®o  nach  Tralles  und  beim  Wein  und  Bier  den 
M Lximalsatz  von  20  der  für  die  Staatssteuern  verabredeten  Maximalsätze 
(§  2 a.  a,  0.)  nicht  überschreiten  dürfen.  Der  für  Branntwein  festgesetzte  Höchst- 
be  irag  der  Kommunal-  und  Staatsabgabe  zusammen  bei  echnet  sich  auf  43,67  M. 
fü  * den  Hektoliter  r.  A.  (die  Ohm  zu  120  Quart  preussisch  entspricht  137,4  1, 

al  0 für  100  1 r.  A.  ‘ — 43,668  M.):  diese  beschränkende  Bestimmung 

isl  insofern  durch  die  Branntweinsteuergesetze  vom  8.  Juli  1868,  24.  Juni  1887 
ur  d 16,  Juni  1895  hinfällig  geworden,  als  hiernach  die  Staatssteuer  von  Brannt- 
W'  in  allein  den  vorberechneten  Betrag  weit  überschreitet.  Der  Höchstbetrag 
der  Staatsabgabe  von  Wein  beträgt  nach  § 2 Abs.  2c  a.  a.  0.  5 Reichsthaler  von 
der  Ohm  zu  120  Quart  preussisch  bezw.  2 Reichsthaler  23V2  g von  der  Ohm, 
je  naclidem  die  Abgabe  nach  dem  Werte  des  Weines  erhoben  wird  oder  ohne 
Rücksicht  auf  den  Wert  desselben.  Wird  die  Staatsabgabe  nach  einer  Klassi- 
filation  der  Weinberge  erhoben,  so  besteht  eine  Maximalbeschränkung  hinsicht- 
lic  h derselben  nicht. 

Die  Höchstsätze  der  Kommunalabgabe  von  Wein  betragen  hiernach  20®/o 
vcQ  10,92  M.  bezw.  6,08  M.,  also  2,184  rund  2,15  M.  bezw.  1,216  rund  1,20  M. 
pi  3 1 hl.  ln  Hessen  wurde  nach  dem  Gesetze  vom  9.  I^ezember  1876  die  Wein- 
st uer  nach  dem  Werte  des  Weines  erhoben.  Der  Höchstsatz  des  kommunalen 
0]:trois  betrug  daher  2,15  M.  pro  1 hl.  Durch  Gesetz  vom  21.  Juli  1900  ist  das 
er  vähnte  Weinsteuergesetz  aufgehoben  -worden  und  damit  die  Weinsteuer  als 
Stiatsabgabe  in  Wegfall  gekommen;  die  beschränkende  Vorschrift  in  Abs.  5 des 
A]  t.  5 § 7 a.  a.  0.  lässt  sich  daher  auf  das  kommunale  Oktroi  von  Wein  im 
G]  ossherzogtum  nicht  mehr  anwenden  und  eine  weitere  Beschränkung  der  Höhe 
dei  Weinoktrois  ist  gesetzlich  nicht  vorgesehen. 

Der  Höchstbetrag  der  Staatsabgabe  von  Bier  beläuft  sich  nach  § 2 Abs.  2b. 
a,  a.  0.  auf  1 Reichsthaler  15  g von  der  Ohm  zu  120  Quart  preussisch  also  auf 

— — 3,275  M.  pro  1 hl,  die  höchste  zu  erhebende  Kommunalabgabe  also 

lörf  . 4 

au  f 0,655  rund  0,65  M. 

Wird  die  Abgabe  von  dem  im  Oktroibezirk  gebrauten  Biere  nicht  von 
den  fertigen  Getränke,  sondern  von  den  Braustoffen  erhoben,  so  bemisst  sich 
de  *en  Belastungsgrenze  nach  dem  wirklichen  Verbraucli  an  solchen.  Z.  B.  war 
im  Jahre  1873  der  Malzverbrauch  zu  1 hl  Bier  auf  28  kg  berechnet  und  des- 
ha  b der  Stadt  Mainz  (Bekanntmachung  vom  17.  Dezember  1873)  ein  Oktroi 
vo  1 40  Kreuzer  pro  Zentner  Malz  (2,30  M.  vom  Doppelzentner)  bewilligt  worden. 
In  Preussen  wird  als  höchster  zulässiger  Zuschlag  zur  Reichsbrausteuer  ein 
solcher  von  50®/o  betrachtet;  man  geht  dabei  von  der  Annahme  aus,  dass  zur 
Ze  t von  25  kg  Malz  1 hl  Bier  zwar  gezogen  wird,  von  diesem  bis  zum  Ver- 
ka  if  aber  noch  rund  25 Verlust  entstehen,  wobei  sich  ein  Höchstsatz  von 
l,i  5 M.,  rund  2 M.  vom  Doppelzentner  Malz  ergibt. 

Ausnahmen  von  den  angegebenen  Oktroihöchstsätzen  sollen  nur  insoweit 


— 3,275  M.  pro  1 hl,  die  höchste  zu  erhebende  Kommunalabgabe  also 
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zulässig  sein,  als  einzelne  Kommunen  und  Korporationen  schon  zur  Zeit  des 
Abschlusses  des  Zollvereinigungsvertrages  vom  8.  Juli  1867  eine  höhere  Abgabe 
erhoben,  welchen  Falls  letztere  fortbestehen  kann. 

Abgaben  von  anderen  als  den  oben  genannten  Gegenständen,  w^elche  zur 
Zeit  des  Abschlusses  des  Zollvereinigungsvertrages  erhoben  wurden,  sollen  nach 
der  im  vorletzten  Absatz  (6)  des  § 7 a.  a.  0.  getroffenen  Verabredung  zwar  einst- 
weilen fortbestehen  können,  die  betreffenden  Regierungen  werden  es  sich  ver- 
abredetermassen  jedoch  angelegen  sein  lassen,  solche  Abgaben  bei  der  ersten 
passenden  Gelegenheit  zu  beseitigen,  Ueber  den  Erfolg  dieser  Bemühungen 
wird  dem  Bundesrat  von  Zeit  zu  Zeit  Mitteilung  gemacht. 

Abgaben  für  Rechnung  von  Kommunen  dürfen  bei  dem  Uebergange 
der  besteuerten  Gegenstände  nach  anderen  Vereinsstaaten,  gleich  den  Staats- 
steuern ganz  oder  teilweise  zurückerstattet  werden,  soweit  eine  solche  Ver- 
gütung bei  dem  Uebergange  der  besteuerten  Gegenstände  nach  anderen  Orten 
desselben  Landes  stattfindet.  (§  7 letzter  Absatz  a.  a.  0.) 

Eine  gesetzliche  Verpflichtung  der  Kommunen  zur  Rückerstattung 
des  Oktrois  von  Gegenständen,  welche  aus  dem  Gemeindegebiet  ausgeführt  w'erden, 
also  nicht  zur  örtlichen  Konsumtion  gelangen,  besteht  hiernach  nicht.  Diesen 
Grundsatz  hat  auch  die  neuere  Rechtsprechung  angenommen.  (Vgl.  Endurteil 
des  zweiten  Senats  des  preussischen  Oberverwaltungsgerichts  vom  6.  April  1888. 
Entscheidungen  Bd.  XVI.  S.  181  ff.  ^).) 

Dagegen  kann  es  sich  aus  Rücksichten  der  Verkehrsfreiheit  oder  der  Billig- 
keit empfehlen,  in  dem  erwähnten  Fall  eine  Rückvergütung  eintreten  zu  lassen. 

I)  In  diesem  Urteil  wird  die  Frage  behandelt,  ob  eine  durch  das  Gesetz  begründete 
Verptlichtmig  der  Stadtgemeindeii  besteht,  die  für  demnächst  ausgeführtes  Bier  erhobene 
Steuer  zu  erstatten.  Dabei  wird  die  Ansicht  vertreten,  dass  die  Vorschrift  in  Abs.  2 des 
§ 7 die  Bedeutung  einer  gesetzlichen  Fiktion  insofern  habe,  als  die  daselbst  genannten 
Gegenstände  ohne  Rücksicht  auf  den  Verwendungszweck  und  die  tliatsäcliliche  Verwendung 
im  Einzelfalle  ihrer  Natur  nach  als  zur  örtlichen  Konsumtion  im  Sinne  des  Zollvereinigungs- 
vertrags bestimmte  Gegenstände  zu  gelten  haben,  von  welchen  hiernach  die  Erhebung  einer 
Abgabe  für  Rechnung  der  Kommunen  statttinden  darf,  dergestalt,  dass  es  innerhalb  der 
Gemeinde  erzeugtes  Bier  oder  zu  diesem  Zweck  verbrauchtes  Malz,  welches  um  der  für 
ersteres  in  Aussicht  genommenen  oder  thatsächlicli  erfolgten  Ausführung,  sei  es  nach 
einem  anderen  Vereinsstaate  oder  nach  einem  anderen  Orte  desselben  Landes  willen  der 
kommunalen  Besteuerung  entzogen  ist,  nicht  gibt. 

Nur  unter  dieser  Voraussetzung  hat  auch  die  Sclilussbestimmung  des  § " a.  a.  0. 
überhaupt  eine  Bedeutung.  Wäre  es  zutreffend,  dass  nur  zur  örtlichen  thatsächlichen 
Konsumtion  bestimmtes  und  realiter  so  verbrauchtes,  also  am  Orte  effektiv  verbliebenes 
Bier  und  Malz  besteuerungsfähig  wäre,  so  konnte  diese  vorgedachte  Bestimmung  von  nach 
anderen  Vereinsstaaten  und  nach  anderen  Orten  innerhalb  desselben  Landes  übergehenden 
„versteuerten“  Gegenständen  und  davon,  dass  die  Abgabe  beim  Uebergange  in  andere 
Vereinsstaaten  ausnahmsweise  zurückerstattet  werden  dürfe,  überhaupt  nicht  sprechen; 
dann  musste  jede  auf  demnächst  exportiertes  Bier  gelegte  Steuer  als  wider  das  Gesetz  und 
zur  Ungebühr  erhoben  unbedingt  zurückerstattet  werden;  die  angezogene  Bestimmung  war 
überflüssig  und  jedenfalls  unzulänglich,  weil  sie  nur  eine  bedingte  Rückgewähr  ins  Auge 
fasst,  wo  eine  solche,  bei  fehlendem  Besteuerungs  recht,  als  eine  absolute  hätte  anerkannt 
werden  müssen. 

Der  Schlussabsatz  des  § 7 bestätigt  hiernach,  was  schon  aus  dem  Wortlaute  des 
zweiten  Absatzes  folgt,  dass  die  gedachten  Gegenstände  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie 
ganz  oder  zum  Teil  innerhalb  der  Gemeinde  dem  thatsächlichen  Konsume  dienen,  der 
Besteuerung  der  Gemeinde  unterliegen. 
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(Vgl.  den  Erlass  des  preussisclien  Ministers  des  Inneren  vona  26.  Oktober  1895, 
abgedruckt  in  Nöll,  Koinmunalabgabengesetz  III.  Auf!.,  Berlin  1899,  S.  418.) 

Vom  Bundesratsausschuss  für  Zoll-  und  Steuerwesen,  sowie  vom  Reichs- 
schitzanit  wird  diese  Ansicht  gebilligt  und  weiter  die  Auffassung  vertreten, 
dass  die  Rückgewährung  des  Oktrois  bei  der  Ausfuhr  aus  dem  Oktroigebiet  der 
Ab  ficht  des  Zollvereinigungsvertrags  entspreche. 

Die  Regierungen  der  Vereinsstaaten  machen  dem  Bundesrat  Mitteilung 
voi  den  Veränderungen,  welche  hinsichtlich  der  Koinmunalabgaben  in  Be- 
zie  lung  auf  die  Hebungsberechtigten,  die  Orte,  die  Gegenstände,  den  Betrag 
un< . die  Art  und  Weise  der  Erhebung  eintreten.  (§  8 a.  a.  0.) 

Gesetzliche  Vorschriften  über  die  Erhebung  des  Oktrois  finden  sich  in 
alL  n früheren  Zollvereinigungsverträgen. 

1.  Der  Zollvereinigungsvertrag  mit  Preussen  vom  14.  Februar  1828  be- 
sti]  imt  a)  im  Art.  8,  dass  von  der  Einnahme-Gemeinschaftlichkeit  u.  a.  die  Ok- 
tro  s ausgeschlossen  sein  und  nach  wie  vor  von  den  Regierungen  für  eigene 
Re  hnung  bezogen  werden  sollen,  und  b)  im  Art.  9,  dass  bei  der  Einfuhr  von 
pnussischen  Produkten  in  diejenigen  Grossherzogi.  hessischen  Städte,  in  welchen 
stä  Itische  Oktroiabgaben  bestehen,  diese  Abgaben  ebenso  wie  von  den  gleich- 
art gen  inländischen  Artikeln  zu  entrichten  sind. 

2.  Nachdem  die  Königreiche  Bayern  und  Württemberg  sich  dem  preussisch- 
heisischen  Zollverband  angeschlossen  hatten,  wurde  im  Vertrag  vom  27.  Mai  1829 
(Al  t.  2)  bezüglich  des  Oktrois  noch  weiter  verabredet,  dass  dafür  Sorge  getragen 
we  *den  soll,  dass  diese  Kommunalabgabe  nicht  auch  bloss  transitierende  Gegen- 
stä ade  treffe,  und  dass  durch  die  Erhebungsweise  der  Verkehr  so  wenig  als  • 
mt  glich  erschwert  werde. 

3.  Der  Zollvereinigungsvertrag  vom  22.  März  1833  zwischen  Preussen 
Bauern,  Württemberg,  Kurhessen  und  Grossherzogtum  Hessen  bestimmt  a)  in 
Ar  . 11  Zitf.  6,  dass  in  allen  Staaten,  in  welchen  von  Tabak,  Traubenmost  und 
W<  in  eine  Ausgleichungsabgabe  erhoben  wird  (Hesseii  konnte  nur  von  Bier 
eir  ä Ausgleichungsabgabe  erheben,  fällt  also  nicht  unter  das  Verbot),  eine  wei- 
ter? Abgabe  von  diesen  Erzeugnissen  weder  für  Rechnung  des  Staates  noch  für 
Re  -hnung  der  Kommunen  beibehalten  oder  eingeführt  werden  soll,  und  b)  im 
Ar  . 12,  dass  bezüglich  der  für  Gemeinderechnung  erhobenen  Oktrois  das  Er- 
zei gnis  eines  anderen  Vereinsstaates  unter  keinem  Vorwand  höher  belastet 
werden  darf  als  das  inländische.  (Folge  dieses  Vertrages  hessische  Bekannt- 
machung vom  18.  Dezember  1835  über  Befreiung  verzollter  ausländischer  Gegen- 
stände vom  Kommunaloktroi.) 

4.  Durch  die  Grossherzogi.  hessische  Verordnung  vom  9.  März  1838  wurde 
di6  Verordnung  vom  23.  Juni  1828,  die  Erhebung  der  Eingangs-,  Ausgangs-  und 
Du  rchgangszölle  betreffend  und  die  noch  gültigen  Bestiiamungen  der  Nachtrags- 
vei  Ordnung  vom  1.  Mai  1829  vom  1.  April  1838  an  aufgehoben  und  bestimmt 
in  § 18  Abs.  2 : Von  Gegenständen,  für  welche  der  tarifmässige  Eingangszoll 
em  richtet  ist,  kann  weiter  keine  Verbrauchs-  noch  sonstige  Abgabe  für  Rech- 
nu  lg  des  Staats  erhoben  werden,  mit  Ausschluss  jedoch  derjenigen  inneren 
bt(  uern,  welche  auf  die  weitere  Verarbeitung  oder  auf  anderweite  Bereitungen 
au:  solchen,  sowohl  fremden  als  inländischen  gleichartigen  Gegenständen  ge- 
legt sind,  und  in 
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§ 20.  Abgaben  von  Kommunen  oder  Privaten  vom  Handel  und  Ver- 
brauche ausländischer  Waren  dürfen  nicht  statttinden,  wenn  nicht  ähnliche  Um- 
stände, wie  rücksichtlich  der  Staatsabgaben  § 18  erwähnt  worden,  auch  hier 
eine  Ausnahme  begründen. 

5.  Der  Zollvereinigungsvertrag  vom  8.  Mai  1841  bestimmt  in  Art.  3 

„I.  Hinsichtlich  der  ausländischen  Erzeugnisse:  Von  allen  Erzeugnissen, 
von  welchen  entweder  auf  die  in  der  Zollordnung  vorgeschriebene  Weise  dar- 
gethan  wird,  dass  sie  als  ausländisches  Ein-  oder  Durchgangsgut  die  zollamt- 
liche Behandlung  bei  einer  Erhebungsbehörde  des  Vereins  bereits  bestanden 
haben  oder  derselben  noch  unterliegen,  oder  von  welchen,  sofern  sie  zu  den 
tarifmässig  zollfreien  gehören,  durch  Bescheinigungen  der  Grenzzollämter  nach- 
gewiesen wird,  dass  sie  vom  Auslande  eingeführt  worden  sind,  darf  keine  weitere 
Abgabe  irgend  einer  Art,  sei  es  für  Rechnung  des  Staats  oder  für  Rechnung 
von  Kommunen  und  Korporationen  erhoben  werden;  jedoch,  was  das  Ein- 
gangsgut betrifft,  mit  Vorbehalt  derjenigen  inneren  Steuern,  welche  in  einem 
Vereinsstaate  auf  die  weitere  Verarbeitung  oder  auf  anderweite  Bereitungen 
aus  solchen  Erzeugnissen  ohne  Unterschied  des  ausländischen,  inländischen  oder 
vereinsländischen  Ursprungs  allgemein  gelegt  sind. 

II.  Hinsichtlich  der  inländischen  und  vereinsländischen  Erzeugnisse: 

1.  Von  den  innerhalb  des  Vereins  erzeugten  Gegenständen,  welche  durch 
einen  Vereinsstaat  transitieren,  um  entweder  in  einen  anderen  Vereinsstaat  oder 
nach  dem  Auslande  geführt  zu  werden,  dürfen  innere  Steuern  weder  für  Rech- 
nung des  Staats,  noch  für  Rechnung  von  Kommunen  oder  Korporationen  er- 
hoben werden. 

2.  b)  Bezüglich  der  auf  der  Hervorbringung,  Zubereitung  oder  dem  A'er- 
brauche  von  Erzeugnissen  ruhenden  inneren  Steuern  wird  man  sich,  soweit  mög- 
lich, über  bestimmte  Sätze  verständigen,  deren  Betrag  bei  Abmessung  der  Steuern 
nicht  überschritten  werden  soll. 

5.  Die  Erhebung  von  Abgaben  für  Rechnung  von  Kommunen  oder  Kor- 
porationen, sei  es  durch  Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  oder  für  sich  bestehend, 
soll  nur  für  Gegenstände,  die  zur  örtlichen  Kon-sumtion  bestimmt  sind,  nach 
den  deshalb  getroffenen  besonderen  Vereinbarungen  bewilligt  werden,  und  es 
sollen  dabei  die  vorstehend  unter  II  2 b)  gegebene  Bestimmung  und  der  unter  II  3 
ausgesprochene  allgemeine  Grundsatz  wegen  gegenseitiger  Gleichmässigkeit  der 
Behandlung  der  Erzeugnisse  anderer  Vereinsstaaten,  ebenso  wie  bei  den  Staats- 
steuern, in  Anwendung  kommen. 

(Hiernach  darf  das  Ei*zeugnis  eines  anderen  Vereinsstaats  unter  keinem 
V^orwand  höher  oder  in  einer  lästigeren  Weise  als  das  inländische  oder  als  das 
Erzeugnis  der  übrigen  Vereinsstaaten  besteuert  werden.) 

Von  Tabak  dürfen  Abgaben  für  Rechnung  von  Kommunen  oder  Korpora- 
tionen überall  nicht  erhoben  werden. 

6.  Die  Regierungen  der  Vereinsstaaten  werden  sich  gegenseitig  b)  hin- 
sichtlich der  Kommunal-  etc.  Abgaben  darüber,  in  welchen  Orten,  von  welchen 
Kommunen  oder  Korporationen,  von  welchen  Gegenständen,  in  welchem  Be- 
trage und  auf  welche  Weise  dieselben  erhoben  werden,  vollständige  ^litteilung 
machen. ** 
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6.  Der  Zollvereinigungsvertrag  vom  4.  April  1853  wiederholt  in  Art.  11  I 
die  Vorschrift  im  Art.  3 I des  Zollvereinigungsvertrages  vom  8.  Mai  1841,  ebenso 
uni  er  11  1.,  2.  b),  5.  und  G.  b)  dieses  Artikels  die  Bestimmungen  unter  den  gleichen 
Po;itionen  des  1841er  Vertrages.  Zu  den  zur  örtlichen  Konsumtion  bestimmten 
Ge  i;enständen  sollten  allgemein  gerechnet  werden : Bier,  Essig,  Malz,  Cider  (Obst- 
we  n)  und  die  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  unterliegenden  Erzeugnisse,  ferner 
Br  nnmaterialien,  Marktviktualien  und  Fourage.  üeber  die  Zulässigkeit  der 
Ko  nmunalbesteuerung  von  Wein  und  Branntwein,  sowie  die  Steuersätze  hierbei 
wurden  besondere  Verabredungen  getroöen  und  festgesetzt,  dass  Abgaben  für 
Re  dinung  von  Kommunen  oder  Korporationen  bei  dem  Üebergang  der  be- 
ste aerten  Gegenstände  nach  anderen  Vereinsstaaten,  gleich  den  Staatssteuern 
ga  iz  oder  teilweise  zurückerstattet  werden  dürften,  soweit  eine  solche  Ver- 
gü  ung  bei  dem  üebergang  der  besteuerten  Gegenstände  nach  anderen  Orten 
de  selben  Landes  stattfindet. 

7.  Der  Zollvereinigungsvertrag  vom  16.  Mai  1865  besagt  in  Art.  11  I hin- 
sicatlich  der  ausländischen  Erzeugnisse;  Von  allen  bei  der  Einfuhr  mit  mehr 
ab  15  Groschen  vom  Zentner  (dem  sog.  allgemeinen  Eingangszoll)  belegten  Er- 
ze ignissen,  von  welchen  entweder  auf  die  in  der  Zollordnung  vorgeschriebene 
W dse  dargethan  wird,  dass  sie  als  ausländisches  Ein-  oder  Durchgangsgut  die 
zo  lamtliche  Behandlung  bei  einer  Erhebungsbehörde  des  Vereins  bereits  be- 
sü  nden  haben  oder  derselben  noch  unterliegen,  darf  keine  weitere  Abgabe 
irgend  einer  Art,  sei  es  für  Rechnung  des  Staats,  oder  für  Rechnung  von 
K(  mmunen  und  Korporationen  erhoben  werden,  jedoch,  was  das  Eingangsgut 
be:ritft,  mit  Vorbehalt  derjenigen  inneren  Steuern,  welche  in  einem  Vereins- 
sti  ate  auf  die  weitere  Verarbeitung  oder  auf  anderweite  Bereitungen  aus  solchen 
EiÄeugnissen  ohne  Unterschied  des  ausländischen,  inländischen  oder  vereins- 
lä  idischen  Ursprungs  allgemein  gelegt  sind. 

Unter  diesen  Steuern  sind  für  jetzt  die  Steuern  von  der  Fabrikation  des 
Bl anntweins,  Biers  und  Essigs,  ingleichen  die  Mahl-  und  Schlachtsteuern  zu 
ve  rstehen,  welchen  daher  das  ausländische  Getreide,  Malz  und  Vieh  in  gleichem 
M Lsse  wie  das  inländische  und  das  vereinsländische  unterliegt. 

In  denjenigen  Staaten,  in  welchen  die  innei'en  Steuern  von  Getränken  so 
ar  gelegt  sind,  dass  sie  bei  der  Einlage  der  letzteren  erhoben  oder  den  Steuer- 
pf  ichtigen  zur  Last  gestellt  werden,  findet  der  Grundsatz  der  Freilassung  verzollter 
ai  sländischer  Erzeugnisse  von  inneren  Abgaben  in  der  Art  Anwendung,  dass  die 
erite  Einlage  verzollter  ausländischer  Getränke,  d.  h.  diejenige,  welche  dem 
di  ekten  Bezüge  aus  dem  Auslande  oder  dem  Bezug  aus  öffentlichen  Niederlagen 
oc  er  Privatlagern  unmittelbar  folgt,  von  jeder  inneren  Steuer  befreit  bleibt. 

Diese  Bestimmung  gilt  auch  da,  wo  die  Erhebung  einer  inneren  Getränke- 
st'  uer  für  Rechnung  von  Kommunen  oder  Korporationen  stattfindet. 

Ausländische  Erzeugnisse,  welche  beim  Eingänge  zollfrei  oder  mit  einer 
Abgabe  von  nicht  mehr  als  15  Groschen  belegt  sind,  unterliegen,  sobald  der 
d(m  Art.  4 beigefügte  Zolltarif  in  Wirksamkeit  tritt,  den  nachstehend  unter 
Nummer  II  getroffenen  Bestimmungen. 

II.  Hinsichtlich  der  inländischen  und  vereinsländischen  Erzeugnisse: 

§ 1.  Von  den  innerhalb  des  Vereins  erzeugten  Gegenständen,  welche 
ni  r durch  einen  Vereinsstaat  transitieren,  um  entweder  in  einen  anderen 
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Vereinsstaat  oder  nach  dem  Auslande  geführt  zu  w'erden.  dürfen  innere  Steuern 
wieder  für  Rechnung  des  Staats,  noch  für  Rechnung  von  Kommunen  oder  Kor- 
porationen erhoben  werden. 

§ 7.  Die  Erhebung  von  Abgaben  für  Rechnung  von  Kommunen  oder 
Korporationen,  sei  es  durch  Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  oder  für  sich  be- 
stehend, soll  nur  für  Gegenstände,  die  zur  örtlichen  Konsumtion  bestimmt  sind, 
bewilligt  werden  und  es  soll  dabei  der  im  § 3 dieses  Artikels  ausgesprochene 
allgemeine  Grundsatz,  wiegen  gegenseitiger  Gleichmässigkeit  der  Behandlung 
der  Erzeugnisse  anderer  Vereinsstaaten  ebenso  wde  bei  den  Staatssteuern  in  An- 
wendung kommen. 

Zu  den  zur  örtlichen  Konsumtion  bestimmten  Gegenständen,  von  welchen 
hiernach  die  Erhebung  einer  Abgabe  für  Rechnung  von  Kommunen  oder  Kor- 
porationen allein  soll  stattfinden  dürfen,  sind  allgemein  zu  rechnen:  Bier,  Essig, 
Malz,  Cider  (Obstwein)  und  die  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  unterliegenden 
Erzeugnisse,  ferner  Brennmaterialien,  Marktviktualien  und  Fourage. 

Vou  Wein  soll  die  Erhebung  einer  Abgabe  der  vorgedachten  Art  nur  in 
denjenigen  Vereinsstaaten,  welche  zu  den  eigentlichen  Weinländern  gehören 
(Bayern,  Württemberg,  Baden,  Grossherzogtum  Hessen  und  Nassau),  zulässig  sein. 

Soweit  in  einzelnen  Orten  der  zum  Zollverein  gehörenden  Staaten  die 
Erhebung  einer  Abgabe  von  Branntw^ein  für  Rechnung  von  Kommunen  oder 
Korporationen  gegenw'ärtig  stattfindet,  oder  (wie  in  Kurhessen)  nach  der  be- 
stehenden Gesetzgebung  nicht  versagt  werden  kann,  wdrd  es  dabei  ausnahms- 
weise bewenden. 

Es  sollen  aber  die  für  Rechnung  von  Kommunen  oder  Korporationen  zur 
Erhebung  kommenden  Abgaben  von  Wein  und  Branntw^ein,  ingleichen  von  Bier 
in  Absicht  ihres  Betrages  der  Beschränkung  unterliegen , dass  solche  beim 
Branntwein  mit  der  Staatssteuer  zusammen  den  im  § 2 dieses  Artikels  fest- 
gesetzten Maximalsatz  von  10  Thalern  für  die  Ohm  (zu  120  Quart  preussisch  und 
bei  einer  Alkoholstärke  von  50°/o  nach  Tralles)  und  beim  Wein  und  Bier  den 
Satz  von  207©  der  für  die  Staatssteuern  eben  daselbst  verabredeten  Maximal- 
sätze nicht  überschreiten  dürfen  (Maximalsatz  für  Bier  1 Thaler  15  Groschen  von 
der  Ohm  zu  120  Quart  preussisch,  für  Wein  und  zwar  a)  wenn  die  Abgabe  nach 
dem  Werte  des  Weines  erhoben  wird,  1 Thaler  vom  Zollzentner  (5  Reichsthaler 
von  der  Ohm  zu  120  Quart  preussisch),  b)  wenn  die  Abgabe  ohne  Rücksicht 
auf  den  Wert  des  Weines  erhoben  wird,  25  Groschen  vom  Zollzentner  (2  Thaler 
23  3 Groschen  von  der  Ohm  zu  120  Quart  preussisch),  c)  wenn  die  Abgabe  nach 
einer  Klassifikation  der  Weinberge  erhoben  wird,  ist  die  Beschränkung  auf  ein 
Maximum  nicht  für  erforderlich  gehalten  worden).  Ausnahmen  hiervon  sollen 
nur  insoweit  zulässig  sein,  als  einzelne  Kommunen  oder  Korporationen  schon 
gegenwärtig  eine  höhere  Abgabe  erheben,  welcbenfalls  letztere  fortbestehen  kann. 

Sollten  in  einem  oder  dem  anderen  Orte  auch  noch  von  anderen  als  den 
vorstehend  genannten  Gegenständen  Abgaben  erhoben  werden,  so  soll  die  Er- 
hebung der  letzteren  einstweilen  fortbestehen  können,  und  die  betreflenden  Re- 
gierungen werden  es  sich  angelegen  sein  lassen,  solche  Abgaben  bei  der  ersten 
passenden  Gelegenheit  zu  beseitigen.  Ueber  den  Erfolg  der  diesfalligen  Be- 
mühungen wird  den  übrigen  Vereinsstaaten  auf  den  jährlichen  Generalkonferenzen 
von  Zeit  zu  Zeit  Mitteilung  gemacht  werden. 
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Von  Tabak  dürfen  Abgaben  für  Rechnung  von  Kommunen  oder  Kor- 
pcrationen  überall  nicht  erhoben  werden. 

Abgaben  für  Rechnung  von  Kommunen  oder  Korporationen  dürfen  bei 
de  Ul  Uebergange  der  besteuerten  Gegenstände  nach  anderen  Vereinsstaaten 
gl  dch  den  Staatssteuern  ganz  oder  teilweise  zurückei'stattet  werden,  soweit  eine 
so  che  Vergütung  bei  dem  Uebergang  der  besteuerten  Gegenstände  nach  anderen 
0 ten  desselben  Landes  stattfindet. 

§ 8.  Die  Regierungen  der  Vereinsstaaten  werden  sich  gegenseitig  hin- 
si  htlich  der  Kommunal-  etc.  Abgaben  darüber,  in  welchen  Orten,  von  welchen 
K )inmunen  oder  Korporationen,  von  welchen  Gegenständen,  in  welchem  Betrage 
u]  d auf  welche  Weise  dieselben  erhoben  werden,  vollständige  Mitteilung  machen. 

Von  landesrechtlichen,  das  Oktroi  betreffenden  Vorschriften  und 
E iirichtungen  kommen  nachstehende  in  Betracht : 

Die  Erhebung  von  Oktroi  in  Stadt-  oder  Landgemeinden  erforderte  früher 
je  lesmal  landesherrliche  Entschliessung,  jetzt  nur  die  Genehmigung  des  Mini- 
st iriums  des  Innern.  (Art.  95  der  Städteordnung  und  Art.  83  der  Landgemeinde- 
oidnung.)  Die  Erhebung  geschieht  durch  den  Gemeindeeinnehmer  entweder 
u imittelbar  oder  durch  besonders  bestellte  Oktroierheher,  welche  die  erhobenen 
B :träge  an  ersteren  abliefern.  Die  Beaufsichtigung  der  Oktroientrichtung  ist 
Sj  che  der  Lokalpolizeiorgane.  Vielfach  sind  mit  derselben  in  erster  Linie  be- 
sc  ndere  Kommunalbeamte  (Oktroiinspektoren  und  -Aufseher)  betraut. 

Die  Beitreibung  der  Oktroiforderungen  erfolgt  im  Verwaltungswege  nach 
dl  m Gesetz  vom  30.  September  1893,  das  Verfahren  der  Zwangsvollstreckung  im 
V irwaltungswege  betreffend.  (Vergl.  Art.  1 daselbst.) 


Erster  Teil. 

Geschichte  des  hessischen  Oktrois. 

A.  Allgemeines. 

Im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  bestanden  noch  keine  allgemeinen  landes- 
g ‘setzlichen  Vorschriften  über  das  kommunale  Oktroi.  Die  Gemeindeordnung 
Vi  m 30.  Juni  1821  teilt  die  Gemeindeausgaben  in  drei  Klassen  und  lässt  erkennen, 
d;  .SS  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  der  zweiten  Klasse  auch  das  Oktroi,  sofern  ein 
s(  Iches  der  Gemeinde  verwilligt  war  — was  durch  landesherrliche  Entschliessung 
g<  schah  — verwendet  werden  könne.  Es  gehören  hiernach  zur  ersten  Klasse 
d:  ejenigen  Ausgaben,  zu  deren  Bestreitung  das  Gemeindevermögen  bestimmt  ist, 
n -mlich  die  Bedürfnisse  für  Verbesserung  und  Erhaltung  des  Gemeindevermögens 
u:  id  seiner  Realgerechtsame,  z.  B.  Bezahlung  der  Gemeindeschulden  und  ihrer 
Z nsen , insofern  sie  nicht  für  Bedürfnisse  der  zweiten  und  dritten  Klasse  auf- 
gi  nommen  wurden,  Berichtigung  der  auf  Gemeindegütern  beruhenden  Abgaben, 
K ütur  des  Gemeindewaldes  u.  s.  w.  Was  aus  dem  Vermögen  nicht  bestritten 
w;rden  kann,  wird  auf  diejenigen  umgelegt,  welche  Gemeindeeigentum  im  Ge- 
nuss haben  oder  Vorteile  daraus  ziehen,  und  zwar  nach  Köpfen,  wenn  die  Ge- 
rn issteile  oder  Vorteile  unter  den  Teilnehmern  gleich  sind,  sind  sie  ungleich,  so 
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erfolgt  die  Umlage  nach  dem  Verhältnis  des  Genusses  oder  durch  Verpachtung 
eines  Teiles  dieses  Gemeindeeigentums.  Zur  zweiten  Klasse  gehören  die  Ausgaben, 
welche  aus  den  Einnahmen  der  Gemeindekasse  aus  Gemeindevermögen,  soweit 
dies  die  Bestreitung  der  ersten  Klasse  von  Ausgaben  erlaubt,  sodann  etwa  zum 
Teil  aus  der  Substanz  des  Gemeindevermögens  auf  gesetzliche  Weise  zu  be- 
streiten sind,  nämlich  u.  a.  die  Kosten  a)  der  Verwaltung  der  Bürgermeisterei, 
b)  der  Erhaltung  und  Verbesserung  des  für  alle  Gemeindeeinwohner  vorhandenen 
Vermögens,  sowie  der  Errichtung  und  Erhaltung  von  Anstalten  und  Gebäuden, 
welche  jeder  in  der  Gemeinde  wohnenden  Familie  nützen  können,  z.  B.  der 
nächtlichen  Strassenbeleuchtung  (sofern  hierfür  kein  Oktroi  bewilligt  ist),  c)  der 
Unterstützung  armer  Gemeindeeinwohner,  des  Schulunterrichts  für  arme  Kinder. 
Das  Fehlende  an  der  Einnahme  wird  auf  alle  Gemeindeeinwohner  nach  Ver- 
hältnis ihrer  gesamten  Steuerpflichtigkeit  unigelegt.  Zur  dritten  Klasse  gehören 
die  Gemeindeausgahen,  zu  deren  Bestreitung  alle  in  dem  Bezirk  der  Gemeinde 
Wohnenden  sowohl,  als  auch  die  darin  nur  Begüterten  (Forensen,  Ausmärker) 
nach  Verhältnis  ihrer  Steuerpflichtigkeit  verbunden  sind,  nämlich  u.  a.  a)  die 
Kosten  für  Arbeiten  und  Anstalten,  deren  Vorteil  sich  auf  alle  in  der  Gemeinde 
Wohnenden  sowohl,  als  nur  Begüterten  erstrecken  kann  (Erhaltung  der  Feld- 
und  Vizinalwege,  Gemarkungsgrenzen  u.  s.  w.),  b)  Kriegskosten  und  Landes- 
bewachungakosten,  c)  Zinsen  und  Kapitalien  der  Schulden,  welche  zur  augen- 
blicklichen Erleichterung  der  Beitragspflichtigen  zu  den  unter  Nr.  a)  und  b) 

( ausgesprochenen  Zwecken  aufgenommen  sind  oder  werden.  Diese  Kosten  sollen 

auch  in  dem  Falle  durch  Umlagen  aufgebracht  werden,  wenn  die  Gemeinde- 
kasse sie  ganz  oder  zum  Teil  bestreiten  könnte.  Weiter  bestimmt  die  erwähnte 
Gemeindeordnung  im  Art.  76,  dass  eine  Gemeindeumlage  (wozu  hier  auch  das 
Oktroi  zu  rechnen  ist)  nur  stattfinden  könne,  wenn  der  Ertrag  des  Gemeinde- 
vermögens zur  Bestreitung  der  ihm  obliegenden  Ausgaben  nicht  zureicht,  oder 
wenn  Ausgaben  Vorkommen,  zu  deren  Bestreitung  das  Gemeindevermögen  nicht 
bestimmt  ist. 

Es  hatten  sich  nun  in  der  Praxis  Zweifel  darüber  gebildet,  ob  der  Ertrag 
des  Oktroi  ausschliesslich  zu  den  Gemeindeausgaben  der  zweiten  Klasse  zu  ver- 
wenden sei,  oder  ob  derselbe  auch  zur  Bestreitung  von  Gemeindeausgaben  der 
dritten  Klasse  gebraucht  werden  könne.  Es  wurde  daher  Ende  1823  bei  den 
Landständen  eine  Regierungsvorlage  eingebracht,  welche  folgendermassen  lautete: 
„In  den  Gemeinden,  in  welchen  ein  Oktroi  erhoben  wird,  können  die  Ausgaben 
dritter  Klasse,  welche  in  dem  Budget  vorgesehen  sind,  aus  dem  Ertrage  des 
Oktroi  bezahlt  werden.“  Rücksichtlich  der  Behandlung  dieser  Vorlage  durch 
die  Landstände  ist  hervorzuheben,  dass  die  Zweite  Kammer  in  der  Sitzung  vom 
5.  Januar  1824  den  Gesetzentwurf  einstimmig  unverändert  annahm,  während 
die  Erste  Kammer  bei  der  Beratung  am  24.  Januar  1824  im  Zweifel  darüber 
war,  ob  der  Ertrag  des  Oktrois  ohne  weiteres  statt  zu  den  Ausgaben  der  zweiten 
Klasse  zu  denen  der  dritten  Klasse  verwendet  werden  könne,  oder  ob  nur  die 
Ueberschüsse , welche  sich  nach  Bestreitung  der  Ausgaben  der  zweiten  Klasse 
I bei  dem  Oktroi  ergeben,  hierzu  benutzt  werden  könnten.  Im  ersteren  Fall 

würde  der  den  Forensen  erwachsende  Vorteil  von  den  im  Bezirk  der  Gemeinde 
Wohnenden  bestritten  werden,  da  auf  sie  der  Fehlbetrag  der  Ausgaben 

zweiter  Klasse  umzulegen  ist.  Die  Zweite  Kammer  war  in  der  Sitzung  vom 
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3).  Dezember  1823,  ohne  Widersjjruch  vom  Regierung^  tische  hervorzurufen,  der 
1(  tzteren  Ansicht.  Man  glaubte  auch,  dass  zwar  einiger  Unterschied  bestehe,  ob 
d e Bedürfnisse  der  dritten  Klasse  durch  Steuerausschläge  auf  sämtliche  in  der 
G emeinde  Wohnende  und  Begüterte  oder  durch  den  Ertrag  eines  Oktrois  gedeckt 

V ürden,  hielt  aber  diesen  Unterschied  nicht  für  erheblich,  da  der  Forense  sich 
jj.  auch  zeitweilig  in  der  Gemeinde  aufhalte  und  durch  seinen  Konsum  oktroi- 
p iichtiger  Gegenstände  auch  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  der  zweiten  Klasse 
b ntrage.  Nachdem  der  Prälat  Dr.  Schmitt  in  der  Sitzung  der  Ersten  Kammer 

V )m  6.  Februar  1824  nach  Benehmen  mit  der  grossherzogl.  Regierung  nochmals 
l ericht  über  den  erwähnten  Gesetzentwurf  erstattet  und  die  Ansicht  der  Zweiten 
tammer  als  richtig  bezeichnet  hatte,  wurde  derselbe  in  der  Sitzung  vom 
13.  Februar  1824  auch  von  dieser  Kammer  einstimmig  angenommen,  worauf  der 
intwurf  unterm  11.  März  1824  als  Gesetz  verkündet  wurde. 

Der  Unterschied  zwischen  den  verschiedenen  Klassen  der  Gemeindeaus- 
giben  und  damit  auch  das  Gesetz  vom  11.  März  1824  wurde  durch  das  Gesetz, 
d le  Gemeindeausgaben  betreffend,  vom  22.  November  1872  aufgehoben. 

Im  Januar  1836  richtete  der  Abgeordnete  von  Günderode  an  die  Zweite 
h ammer  der  Landstände  erneut  den  schon  bei  früherer  Gelegenheit  gestellten 
Antrag,  die  Staatsregierung  zu  ersuchen,  dass  alle  für  die  Menage  der  ein- 
k isernierten  Truppen  anzuschaffenden  Lebensmittel  von  jeder  städtischen  Oktroi- 
e*hebung  befreit  würden.  Dieser  Antrag  wurde  von  der  Zweiten  Kammer  in 
der  Sitzung  vom  23.  März  1836  der  Art  angenommen,  die  Regierung  zu  er- 
s ichen,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  den  an  die  Menage  des  Darmstädter  Mili- 
t :,rs  liefernden  Metzgern  aus  der  Stadtkasse  diejenigen  des  städtischen 
C ktrois  vergütet  würden,  die  sie  noch  nicht  erhielten,  dieser  Beschluss  fand 
aich  in  der  Ersten  Kammer  am  25.  April  1836  Annahme,  und  es  erging  dem- 
z ifolge  eine  gemeinschaftliche  Adresse. 

Die  in  dem  Lande  vielfach  bestehenden  und  z.  B.  von  den  Handels- 
kimraern  Worms  und  Darmstadt  wiederholt  geäusserten  Wünsche  nach  Auf- 
hibung  des  Oktrois  fanden  gelegentlich  der  Beratung  der  neuen  Verwaltungs- 
gisetze  Ausdruck  in  einem  am  1.  Juli  1873  gestellten  Antrag  der  Abgeordneten 
Goldmann,  Küchler,  Edinger  und  Heinzerling,  dahin  gehend,  die  grossherzogl. 
Eegieruug  um  eine  Gesetzesvorlage  zu  ersuchen,  worin  bestimmt  wird,  dass 

V )m  1.  Januar  1876  an  in  keiner  Gemeinde  des  Grossherzogtums  Oktroi  auf 
1 Brotfrucht,  Mehl,  Backwaren,  Kartoffel,  2.  Schlachtvieh,  Fleisch  und  Fleisch- 
varen,  3.  Brennmaterial  jeder  Art  erhoben  werden  darf.  Weiter  wurde  zu 
..Artikel  88  des  Entwurfs  der  Städteordnung  beantragt,  den  Absatz  1 so  zu 
flössen:  „Die  Erhebung  bezw.  Aenderung  indirekter  Abgaben,  wie  Oktroi,  Markt- 
s andgeld  und  dergl.,  sowie  die  Einführung  der  Erhöhung  von  Gebühren  oder 
*4  usschlägen  für  die  Benutzung  gemeinheitlicher  Ansfalten  erfordert  Genehmi- 
gang  des  Ministeriums  des  Innern,“  und  als  Absatz  2 einzuschalten.  „Für  die 
folge  darf  weder  das  in  einer  Stadtgemeinde  bestehende  Oktroi  erhöht  oder 
ajf  andere  als  gegenwärtig  darunter  begriffene  Gegenstände  ausgedehnt,  noch 
d.e  Befugnis  zur  Erhebung  dieser  Abgabe  ferner  verliehen  werden.“  Zu  diesem 
li  tzteren  Anträge  wurde  bei  der  anschliessenden  Beratung  geltend  gemacht, 
dis  Oktroi  sei  zwar  verwerflich,  aber  die  Frage  schneide  so  tief  in  das  Ver- 

V altungsleben  der  Gemeinden  ein,  dass  sie  bei  dieser  Gelegenheit  ohne  genaue 
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Prüfung  im  Ausschuss  an  der  Hand  ausreichenden  statistischen  Materials  und 
ohne  Anhörung  der  Interessenten  nicht  entschieden  werden  könnte.  Der  erste 
f Teil  wurde  demnächst  angenommen,  der  zweite  Teil  abgelehnt. 

Der  Antrag  war  der  grossherzogl.  Regierung  zur  Meinungsäusserung 
zugegangen,  welche  unterm  20.  März  1874  erfolgte.  Aus  der  Antwort,  mit  deren 
Inhalt  man  sich  in  allen  Beziehungen  nur  einverstanden  erklären  kann,  ist  her- 
vorzuheben, dass  die  Vertretungen  der  bei  dem  Antrag  zumeist  beteiligten 
Städte  Mainz,  Darmstadt,  Offenbach  und  Giessen  sich  insgesamt  dahin  aus- 
gesprochen hätten,  es  möchte  dem  Antrag  wenigstens  dermalen  nicht  zugestimmt 
werden,  weil  es  den  Städten  unmöglich  sei,  den  entstehenden  Einnahmeausfall 
zu  ersetzen,  denn  die  im  Antrag  genannten  Gegenstände  lieferten  den  Haupt- 
teil des  Oktrois,  und  eine  Abgabe  auf  die  restlichen  Gegenstände  könnte  wegen 
der  Verwaltungskosten  nur  einen  geringen  Ertrag  liefern.  Die  Regierung  stimmte 
diesen  Ausführungen  zu,  denn  beim  Wegfall  des  Oktrois  müssten  an  Umlagen 
mehr  erhoben  werden  in  Mainz  über  100  in  Darmstadt  80  7o,  Offenbach  109  7o, 
Giessen  80  7».  beim  Fortbestand  des  Getränkeoktrois  in  Mainz  mehr  90%,  in 
Darmstadt  60  7®*  Diese  Umlageerhöhung  würde  die  Bewohner  mehr  drücken 
als  die  Erhebung  des  Oktrois,  denn  ein  entsprechender  Rückgang  der  Preise  sei 
nicht  zu  erwarten,  „weil  die  Belastung  des  Oktrois  sich  in  Bruchteilen  von 
Kreuzern  und  Hellern  auf  die  den  Kleinverküufen  meist  zu  Grunde  liegenden 
Einheiten  verteilt  und  bei  Feststellung  der  Preise  hierfür  mehr  der  Spekulation 
< Rechnung  getragen  wird,  die  durch  die  in  viel  höherem  Masse  schwankenden 

Preise  im  grossen  geleitet  wird.  So  ist  es  z.  B.  Thatsache,  dass  der  Preis 
des  Brotes  in  Grünberg,  dem  Mittelpunkt  des  Fruchthandels  für  einen  grossen 
Teil  von  Oberhessen,  durchschnittlich  der  nämliche  ist,  wie  in  Giessen,  obgleich 
an  letzterem  Ort  Oktroi  erhoben  wird  und  in  Grünberg  nicht.  Auch  die  Art 
der  Entrichtung  des  Oktrois  in  dem  um  ein  kaum  Nennenswertes  erhöhten  Preis 
der  Waren  macht  dasselbe  für  den  Pflichtigen  viel  weniger  fühlbar,  als  die 
Entrichtung  von  Umlagen  in  stets  wiederkehrenden  von  der  jeweiligen  Zahlungs- 
fähigkeit des  Pflichtigen  unabhängigen  Zielen.“  Die  Kommunalsteuern  gingen 
nicht  so  rechtzeitig  und  sicher  ein  wie  das  Oktroi,  da  namentlich  wegen  der 
Fluktuation  der  städtischen  Bevölkerung  ein  Teil  der  ersteren  uneinbringlich 
werde.  Die  Regierung  sah  sich  nach  dem  allen,  und  da  auch  ein  anderer  Er- 
satz des  Oktrois  als  durch  höhere  Kommunalsteuern  nach  der  bestehenden  Ge- 
setzgebung  nicht  ins  Auge  zu  fassen  war,  nicht  in  der  Lage,  dem  Antrag  zu- 
zustimmen. 

In  dem  Bericht  des  4.  Ausschusses  zu  dem  Antrag  (21.  Landtag,  Beilage 
Nr.  324)  wird  behauptet,  das  Oktroi  sei  aus  theoretischen  Gründen  verwerflich 
und  müsse  deshalb  ohne  weitere  Rücksichten  fallen,  beim  Wegfall  desselben 
werde  durch  die  Konkurrenz  schon  ein  Sinken  der  Preise  bewirkt  werden.  Dass 
das  Oktroi  auch  auf  den  Fremden  laste,  sei  verwerflich,  da  man  diesen  wegen 
der  von  ihnen  der  Stadt  gebrachten  Vorteile  den  Aufenthalt  daselbst  möglichst 
angenehm  machen  müsse, 

f Bei  der  Beratung  des  Gegenstandes  im  Plenum  der  Zweiten  Kammer  am 

2.  und  3.  Juni  1874  wurde  von  oktroifeindlicher  Seite  (Abgeordneter  Heinzer- 
ling u.  a.)  geltend  gemacht,  das  Oktroi  sei  im  Prinzip  verwerflich,  denn  es 
schliesse  eine  unrichtige  Besteuerungsart  in  sich,  beschränke  den  Verkehr,  und 


I 


m 


L. 
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di  i Art  der  Erhebung  gebe  leicht  zu  Defraudationen  \nlass.  Bei  allmählicher 
A ifhebung  desselben  sei  auch  allmählich  dafür  Ersatz  zu  schaffen , eventuell 
dl  rch  Zuziehung  der  ganzen  statt  der  halben  Einkommensteuerkapitalien.  Von 
d(  r auf  entgegengesetztem  Standpunkt  stehenden  Seite  wurde  darauf  hingewiesen, 
di  SS  der  Antrag  zu  tief  in  das  den  Städten  durch  die  Städteordnung  gewährte 
Bisteuerungsrecht  und  ihre  Selbständigkeit  eingreife;  cs  wurde  an  die  erhöhte 
U leinbringlichkeit  gesteigerter  Kommunalumlagen  bei  stark  flottanter  Arbeiter- 
b<  völkerung,  namentlich  in  Mainz  und  Offenbach,  erinnert  und  behauptet,  ein 
Sinken  der  Detailpreise  sei  nicht  zu  erwarten,  einen  Vorteil  hätten  wohl  die 
F .briken  (Steinkohlenoktroi),  dafür  aber  der  Mittelstand  durch  das  Steigen  der 
Ü nlagen  ausschliesslich  grosse  Nachteile.  Die  Arbeiterbevölkerung,  deren  Um- 
la  ^en  zu  60 — 80  % uneinbringlich  würden,  trage  dann  fast  nichts  mehr  zu  den 
K )mmunallasten  bei  (Abgeordnete  Greim  und  Görtz).  Letzterer  machte  auch 
d.  M'auf  aufmerksam,  dass  im  Jahre  1791  und  im  April  1848  das  Oktroi  in  Frank- 
ruch abgeschafft,  im  Jahre  VIII  der  Republik,  bezw.  im  August  1848  aber  wieder 
ei  ageführt  worden  sei,  weil  nach  den  Ausführungen  der  Kommission  zur  Wieder- 
ei aführung  des  Oktrois  die  Aufhebung  nur  den  Verkäufern  von  Vieh  und  Fleisch 
zi  gute  gekommen  sei. 

Der  Antrag  hatte  keinen  Erfolg;  aus  ähnlichen  Erwägungen  wie  den 
Vi  rstehenden  hatten  die  namentlich  im  Schosse  der  Vertretungen  der  grösseren 
S ädte  mehrfach  laut  gewordenen  gleichartigen  Wünsche  dasselbe  Schicksal. 


B.  Oktroi  der  einzelnen  Gemeinden, 


1.  Darmstadt. 


Der  Stadt  Darmstadt  wurde  durch  grossherzogl.  Verordnung  vom  27.  September  1823 
ei  I Oktroi  verliehen,  infolge  deren  (Reglement  vom  10.  Oktober  1823)  nachstehende  Abgaben 
ei  boben  wurden ; 

I.  von  1 Stecken  Laubholz — d.  15  kr. 

„ 1 ,,  Nadelholz — 12  „ 

„ Laubliolzwelleii  per  Pferd — ^ R ,, 

„ Nadelholzwellen  „ „ — „ 6 

II.  allen  Früchten,  welche  die  Muhle  passiert  haben,  i»er  Malter  . — ,,  12  „ 

III.  ..  1 Ohm  Traubenwein i „ — „ 

„ 1 „ Branntwein i „ — 

„ 100  Flaschen  Trauben-  oder  Branntwein 1 „ — „ 

„ 1 Ohm  Obstwein — » 3^  » 

Nach  § 1 des  Reglements  sind  Torf,  Reiser,  Leseholz  und  Späne  von  dem  in  der 
S adt  verarbeiteten  Bauholz  dem  Oktroi  nicht  unterworfen.  Ferner  blieb  als  selbstverständ- 
li  h befreit  das  Holz  für  das  Residenzschloss,  das  Palais  des  Gross-  und  Erbprinzen,  Holz 
ZI  Staatszwecken  und  für  die  Kaserne  bestimmtes  Holz;  weiter  überhaupt  alle  für  die  Hof- 
h.  Itung  und  für  die  Militäranstalten  bestimmten  Gegenstände 

Im  Jahre  1824  (Bekanntmachung  vom  28.  Februar  1824)  genehmigte  das  Ministerium 
dl  s Innern  und  der  Justiz,  dass  die  Erhebung  des  Oktrois  von  Kleie  und  Malz  nur  in  der 
h;  Iben  Höhe  desjenigen  von  Mehl,  also  mit  6 kr.  per  Malter  erfolgen  solle. 

Durch  Verordnung  vom  2.  Mai  1826  wurde  der  Stadt  eine  Fleischaccise  gewährt, 
w ilche  nach  späterer  Verfügung  (1828)  im  selben  Betrag  wie  die  Fleischaccise  für  die 
S aatskasse  (reguliert  durch  Finanzgesetz  vom  12.  Juni  1827)  erhoben  werden  sollte.  Nach 
le  zterem  Gesetz  (§  5)  soll  in  dem  ganzen  Grossherzogtum  unter  Wegfall  der  bisherigen 
B freiungen  vom  l.  Juli  1S27  an  eine  Schlachtaccise  in  folgenden  Beträgen  erhoben 
w irden  : 
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a)  von  Ochsen  über  5ü0  pfd,  5 

b)  von  Ochsen  unter  öoo  Pfd.,  sowie  von  Kühen,  Rindern  oder  Stieren 

über  250  Pfd.  schwer 3 

c)  von  Faselochseii  ohne  Rücksicht  auf  das  Gewicht,  von  Kühen,  Rin- 

dern oder  Stieren  von  250  Pfd.  und  weniger,  jedoch  über  100  Pfd. 
schwer 1 

d)  von  Rindern  und  Stoppelkälbern  von  loO  Pfd.  und  weniger  ...  1 

e)  von  Schweinen  ohne  Rücksicht  auf  das  Gewicht — 

f)  von  Saugkälbern , Hämmein  und  Schafen  ohne  Rücksicht  auf  das 

Gewicht . 


20  „ 


40  .. 


— 30 


Von  verunglücktem  und  deshalb  geschlachtetem  Vieh  soll  diese  Abgabe  nicht  er- 
hoben werden. 

Vieh,  welches  von  Privatpersonen  selbst  gemästet  und  zur  häuslichen  Konsumtion 
geschlachtet  wurde,  blieb  vom  Fleischoktroi  bei  Einhaltung  der  gegebenen  Kontrollevor- 
schriften (Eintragung  in  das  vom  Ortseinnehmer  geführte  Mastungsregister)  befreit. 

Im  Jahre  1828  machten  die  Kosten,  welche  der  Stadt  durch  die  üebernahme  der  Er- 
weiterung der  Infanteriekaserne  entstanden,  eine  Erhöhung  des  Oktrois  notwendig,  welche 
durch  ein  neues  Reglement  vom  18.  September  1828  vom  1.  Oktober  1828  an  mit  folgenden 
neuen  Sätzen  bewilligt  wurden: 

I.  1 Stecken  Laubholz _ tj  X6  kr 

1 „ Laub-  und  Nadelholz,  gemischt « 14 

Torf,  für  1000  Stück 

Steinkohlen,  per  Zentner _ < ’ 

II.  von  allen  Früchten,  welche  die  Mühle  passiert  haben,  per  Malter  — 24  ,, 

von  Malz  und  Kleie,  per  Malter e” 

III.  1 Ohm  Traubenwein o ^ 

„ 

1 „ Obstwein 4g 

1 „ Branntwein — 

^ - Bier 30  " 

1 Bouteille  oder  1 Krug  Traubenweiu  oder  Branntwein  1 „ 

Durch  die  Verordnung  vom  7.  September  1829  (Rgsbl.  Nr.  43)  wurde  eine  Rückver- 
gütung des  Oktrois  für  solche  zum  Handel  im  grossen  bestimmte  Gegenstände,  die  in  der 
Stadt  bloss  gelagert  haben  und  wieder  ausgeführt  werden,  vorgesehen. 

Nachdem  verschiedentlich,  sowohl  aus  dem  Schosse  des  Gemeinderats,  wüe  auch 
seitens  der  Darmstädter  Gewerbetreibenden  Anträge  auf  Erhöhung  des  Oktrois  besonders 
von  Bier  und  Branntwein,  und  Neueinführung  eines  solchen  auf  Brot  und  Wecken  zum 
Schutze  des  stadtangesessenen  Gewerbfieisses  gestellt  waren,  wurde  durch  das  Reglement 
vom  24.  Aupst  1832  (Rgsbl,  Nr.  73)  eine  Erhöhung  des  bestehenden  und  Neueinführung 
eines  Oktrois  auf  mehrere  Gegenstände  bewilligt.  ^ 

Durch  Bekanntmachung  vom  9.  Mai  1831  war  hei  Bier  und  Branntwein  zum  Schutze 
der  einheimischen  Brauerei  und  Brennerei  eine  Staffelung  des  Tarifs  in  der  Weise  bewirkt 
worden,  dass  für  die  innerhalb  der  Gemarkung  hergestellten  Getränke  die  bestehenden 
Sätze  von  30  kr.  und  2 fl.  beibehalten,  während  für  die  ausserhalb  der  Gemarkung  her- 
pstellten  Getränke  Sätze  von  44  kr.  und  2 fl.  16  kr.  neu  eingeführt  wurden.  Von  dem 
innerhalb  der  Stadtgemarkung  produzierten,  aber  im  grossen  nach  auswärts  verkauften 
Branntwein  und  Bier  wurde  die  entrichtete  Oktroiabgahe  bei  genügendem  Nachweise  zu- 
rückvergütet. In  dem  Reglement  von  1832  w’urden  eingehende  Vorschriften  über  die  Er- 
hebung und  Kontrollierung  des  Oktrois , Rückvergütung  von  bezahltem  Oktroi  und  Be- 
strafung der  Oktroidefraudation  erlassen,  welche  im  wesentlichen  sich  jetzt  noch  in 
Geltung  befinden,  und  die  daher  nachstehend  etwas  näher  betrachtet  werden  sollen. 

Durch  den  Tarif  vom  24.  August  1832  wurden  folgende  Oktroibeträge  festgesetzt: 
I.  Brennmaterialien: 

1.  von  1 Stecken  Laubholz fl.  24  kr 

n 1 „ Nadelholz  xg 

3.  „ Laubholzw’ellen  per  Pferd,  Ochs  oder  Kuh 12  „ 

4.  „ Nadelholzwellen  desgl t, 

5.  „ Torf  für  1000  Stück ] ' _ ^ xo 

ö.  „ Steinkohlen  vom  Zentner ” « ^ 


— fl.  24  kr. 

— „ IS  ^ 
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II.  Von  allen  Früchten,  welche  die  Mühle  passiert  haben,  vom  Malter  — tl,  24  kr. 

III.  Von  Malz  und  Kleien  vom  Malter — „ 6„ 

IV.  Von  Getränken: 

1.  von  1 Ohm  Traubenweiii ^ „ 

•■i.  „ 1 „ Obstwein 

3.  „ 1 „ Branntwein: 

a)  ausserhalb  der  Gemarkung  fabriziert 2 


— ..  48 
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b)  innerhalb  „ „ „ 

4.  von  1 Ohm  Bier: 

a)  ausserhalb  der  Gemarkung  fabriziert 

b)  innerhalb  „ „ „ 

5.  von  1 Bouteille  oder  i Krug  Traubeuweiu  oder  Brimntwein 
Von  Wildbret: 


2 „ ~ 

- . 44 

- „ 30 

- ..  1 


1. 

von 

1 Hasen 

. — 

» 

6 

V 

2. 

n 

1 Reh 

. — 

n 

25 

>• 

3. 

n 

1 wilden  Schwein  von  60  Pfd.  und  darüber  .... 

1 

n 

— 

r 

4. 

n 

1 überlaufenen  Frischling  von  3o  bis  zu  6o  Pfd.  . . . 

. — 

» 

30 

r 

5. 

n 

1 Frischling  unter  30  Pfd 

. — 

n 

15 

n 

6. 

n 

1 Hirsch  oder  alten  Tier  zu  loo  Pfd.  und  darüber  . . 

1 

n 

40 

P 

7. 

n 

1 Spiesser  oder  Schmaltier  von  4ü  bis  zu  100  pfd.  . . 

. — 

40 

8. 

r 

1 Wildkalb  unter  40  Pfd. 

. — 

« 

20 

VI.  Von  Schlachtvieh  (das  Gewicht  der  Schlachttiere  ist  ohne  das 
innere  Fett,  lediglich  durch  Summierung  des  Gewichts  der  vier 
Viertel  zu  schätzen) : 

1.  von  1 Ochsen  zu  500  Pfd.  und  darüber lo 

2.  „ 1 Ochsen  oder  Rind  von  250  ,bis  zu  500  Pfd 6 

1 Kuh  von  250  Pfd.  und  darüber 6 

1 Rind  oder  Stier  von  150  Pfd.  bis  zu  250  Pfd 3 

1 Stoppelkalb  unter  150  Pfd 2 

1 Säugkalb,  Hammel  oder  Schaf  . — 

1 Faselochsen 3 


3. 

4. 

5. 

6. 


40 

40 

20 

30 

20 


8.  „ 1 Schwein i „ — 

9.  „ 1 Spanferkel  oder  Milchschwein — „ 4 

VII.  Von  allem  eingebracht  w'erdenden  getrockneten,  geräucherten 

oder  durchgesalzenen  Fleisch,  von  frischen,  geräucherten  oder 

gesalzenen  Würsten,  Zungen,  Sülzen,  Gelüngen  und  Kuheutern, 

vom  Pfund — „ 1 ,, 

VIII.  Von  Schwarz-  und  Weissbrot,  dessen  Einbringung  jedoch  nur 

den  Bäckern  zu  Bessungen  und  Kieder-Rainstadt  erlaubt  war: 

1.  von  5 Pfd.  Schwarzbrot — fl. 3— 4kr. 

2.  „ 5 ,,  Milchbrot  und  Milchweck — „ 3—4  „ 

3.  „ 5 „ Wasserweck  und  Kümmelbrot — „ i „ 

Das  Oktroireglement  vom  24.  August  1832  enthält  im  wesentlichen  folgende  Be- 
st mmungen : 

1.  Oktroipflichtige  Gegenstände  dürfen  nur  an  den  sechs  Hauptthoren  der  Stadt 
(Main-,  Rhein-,  Neckar-,  Bessunger-,  Jäger-  und  Sporerthor)  eingebracht,  und  es 
muss  die  verordnete  Abgabe  gleich  beim  Einpassieren  an  den  Thorschreiber 
entrichtet  werden.  Die  vor  den  Thoren  wohnenden  Personen,  welche  oktroi- 
pflichtige Gegenstände  empfangen,  haben  sogleich  bei  der  Ankunft,  und  ehe 
diese  abgeladen  oder  in  ihre  Hofraithen  gebracht  werden,  das  Oktroi  an  den 
für  ihre  Wohnung  zuständigen  Thorschreiber  zu  bezahlen. 

Die  in  und  vor  der  Stadt  wohnenden  Personen,  welche  auf  eigenen  Mühlen 
oder  Maschinen  Früchte  oder  Malz  zum  eigenen  Gebrauch  mahlen  oder  schroten, 
haben  vor  dem  Beginn  der  Arbeit  die  Anzeige  davon  an  dem  nach  der  geo- 
graphischen Lage  ihrer  Wohnung  in  Betracht  kommenden  Stadtthore  zu  machen 
und  das  Oktroi  an  den  Thorschreiber  sogleich  zu  entrichten. 

2.  Die  Oktroiabgabe  von  Getränken,  weichein  der  Residenz  und  deren  Gemarkung 
fabriziert  werden,  muss  unmittelbar  nach  oder  vor  der  geleisteten  Staatsabgabe 
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an  den  Thorschreiber  bezahlt  werden.  Die  Fälle,  in  denen  sich  der  Staat  auf 
eine  Aversionalsumme  einlässt,  bewirken,  wenn  der  Stadtvorstand  eine  ähn- 
liche Uebereinkunft  nicht  treffen  will,  in  der  Art  und  Weise  der  Erhebung. 
Zahlungszeitbestimmuug  und  Kontrollierung  der  städtischen  Oktrois  keine  Ab- 
änderung. 

3.  Hinsichtlich  der  Erhebung  und  Kontrollierung  des  städtischen  Oktrois  von 
Schlachtvieh  gelten  folgende  Vorschriften: 

a)  Händler,  welche  mit  Rindvieh,  Mast-  und  Zuchtschweinen,  Kälbern,  Hämmein 
und  Lämmern  den  Markt  frequentieren  wollen,  sind  in  den  vor  dem  Bes- 
sunger Thor  gelegenen  Viehhof  zu  verweisen,  und  es  ist  weder  diesen,  noch 
den  Führern  von  Schafherden  der  Durchgang  durch  die  Stadt  zu  gestatten. 

b)  Innerhalb  der  Stadt  und  der  bewohnten  Stadtumgebung  wohnende  Privat- 
personen, -welche  Vieh  der  vorgenannten  Art,  das  zur  Zucht,  zum  späteren 
Abschlachten  oder  zur  Arbeitsverrichtung  bestimmt  ist,  gekauft  oder  auf 
andere  Weise  erworben  haben,  dürfen  dasselbe  nur  gegen  den  Vollzug  eines 
von  dem  Erheber  der  Schlachtabgabe  auszufertigenden  Passiei'scheins  an 
einem  der  Stadtthore  einbringen  oder  gegen  Lösung  eines  unentgeltlich 
auszufertigenden  Passierscheines  an  einem  der  Stadtthore  in  ihre  ausser- 
halb der  Stadt  gelegenen  Wohnungen  einführeu. 

c)  Die  gewerbetreibenden  Metzger  empfangen  am  Schlüsse  eines  jeden  Jahres 
aus  den  Händen  des  Kontrolleurs  besondere  Quittungsbücher,  welche  sie, 
so  oft  sie  eine  gewisse  Quantität  der  für  ihre  Schlachtklasse  eingeführten 
Schlacht-  und  Contrezeichen  entweder  auf  Vorrat  oder  nach  ihrem  augen- 
blicklichen Bedarf  kaufen,  dem  Schlachtabgabeeiunehmer  zum  Einträgen 
vorlegen  müssen. 

d)  Sobald  ein  Metzger  an  einem  der  Schlachtthore  mit  Schlachtvieh  ankommt, 
gibt  er  an  den  Thorschreiber  eine  der  Menge  des  mitgeführten  Viehs  ent- 
sprechende , von  dem  Thorschreiber  sogleich  in  die  verschlossene  Kapsel 
einzuschiebende  Menge  Schlachtzeichen  ab  und  lässt  sich  darüber  einen 
Gegenschein  behändigen. 

e)  Kauft  ein  Metzger  fettes  Vieh  von  Personen,  welche  innerhalb  der  Stadt 
oder  bewohnten  Stadtumgebung  wohnen , so  darf  dasselbe  nur  gegen  die 
Ablieferung  des  entsprechenden  Schlachtzeichens  an  den  Schlachtabgabe- 
erheber und  gegen  den  Vollzug  eines  von  dem  letzteren  hierauf  aus- 
gestellten Verahfolgungsscheins  abgeholt  und  verabfolgt  werden. 

f)  Das  Schlachten  von  dem  der  Abgabe  unterworfenen  Vieh  darf  ohne  beson- 
dere Erlaubnis  für  einen  jedem  einzelnen  Fall  nirgends  als  in  dem  städtischen 
Schlachthaus  unternommen  w’erden.  Auch  muss  bei  dem  Eintreibeu  des 
Schlachtviehes  in  das  Schlachthaus,  und  zwar  ehe  dasselbe  die  gezogene 
Barriere  passiert,  von  den  Metzgern  eine  der  Menge  ihres  geschlachteten 
Viehs  entsprechende  Quantität  Contrezeichen,  von  den  abgabepflichtigen 
Privatpersonen  aber  der  bei  dem  Schlachtabgabeeinnehmer  bereits  eiu- 
geholte  Schlachtschein  an  den  Schlachtaufseher  abgeliefert  werden.  (Auf 
eine  Eingabe  der  Rindsmetzger  vom  23.  Oktober  1832  wurde  der  Schlacht- 
inspizient unterm  17.  November  1832  ermächtigt,  bei  den  Ochsen  2.  Klasse 
die  Contrezeichen  nicht  schon  an  der  Barriere,  sondern  erst  nach  dem  Ab- 
schlachten der  Tiere  einzufordern.) 

g)  Ausgenommen  von  dieser  Bestimmung  (f)  ist  verunglücktes  Vieh,  welches, 
uni  das  Fleisch  geniessbar  zu  erhalten,  augenblicklich  geschlachtet  werden 
musste.  Es  darf  jedoch  das  auf  solche  Weise  geschlachtete  Vieh  vor  dem 
Erscheinen  des  mit  der  Untersuchung  beauftragten  Bezirkstierarztes  nicht 
geöffnet  und,  wenn  es  von  diesem  für  geniessbar  erkannt  wird,  vor  der 
Auswirkung  eines  von  dem  Schlachtabgabeeinnehmer  zu  erteilenden  Frei- 
scheins nicht  ausgehauen  werden. 

Das  Oktroi  für  Milchschweine  wird  bezahlt: 

a)  für  diejenigen,  welche  von  aussen  eingebracht  werden,  beim  Einpassieren, 

b)  für  alle  anderen  entweder  vor  der  Verabfolgung  an  den  Käufer  oder  vor 
dem  Abschlachten,  wenn  sie  in  des  ersten  Besitzers  eigener  Haushaltung 
verbraucht  werden,  und  zwar  an  den  nächstgelegenen  Thorschreiber. 
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r>.  a)  Zur  Einbringung  von  Schwarzbrot  und  Weissbrot  sind  nur  die  Bessunger 
und  Niederramstädter  Bäcker  berechtigt.  Die  fraglichen  Bäckerwaren 
dürfen  nur  an  dem  Bessunger  Thor  eingebrai  ht  werden.  Das  Oktroi  be- 
trägt für  je  augefaiigene  5 Pfd.  Schwarzbrot,  Milchbrot  und  Milchweck  3 Pf., 
Wasserweck  und  Küninielbrot  i kr.  Mengen  unter  i Pfd.  sind  oktroifrei. 

b)  Das  Hausieren  mit  eingebrachtein  Schwarz-  (»der  Weissbrot  ist  den  Bes- 
sunger und  Niederramstädter  Bäckern  untersagt.  Sie  dürfen  ihre  Ware  nur 
auf  dem  Markt  gegen  das  herkömmliche  Standgeld  verkaufen  und  sind  hin- 
sichtlich der  Güte  und  des  Gewichts  derselben  der  polizeilichen  Aufsicht 
ebenso  wie  die  Darmstädter  Bäcker  unterworfen. 

c)  Den  Darinstädter  Einwohnern  ist  gestattet,  schwarzes  oder  weisses  Brot 
bei  den  Bessunger  und  Niederramstädter  Bäckern  zu  bestellen  und  sie  können 
dasselbe  entweder  durch  die  Bäcker  selbst  und  durch  deren  Gesinde  sich 
zu  jeder  Zeit  bringen  oder  durch  eigenes  Gesinde  abholen  lassen.  Die  vor 
den  Stadtthoren  Wohnenden  dürfen  das  Brot  aber  erst  nach  Entrichtung 
der  Abgabe  an  dem  Bessunger  Thor  in  ihre  Wohnung  bringen. 

6.  Für  diejenigen  oktroipllichtigen  Gegenstände,  welche  nur  durch  die  Stadt  oder 
bewohnte  Stadtumgebung  passieren  und  nicht  in  derselben  verbraucht  werden 
sollen,  werden  an  den  der  Route  zunächst  gelegenen  Stadtthoren  Durchgangs- 
scheine gegen  eine  zum  Vorteil  der  Thorschreiber  zu  zahlende  Ausfertigungs- 
gebühr von  1 kr.  erteilt. 

Diese  Durcligangsscheiiie  müssen  beim  Auspassieren  dem  entsprechenden 
Thorschreiber  zur  Revision  des  darin  angegebenen  Durchgangsguts,  sowie  zum 
Vollzüge  der  Unterschrift  vorgelegt  und  weiter  mit  1 kr.  honoriert  werden. 

In  den  Durchgangsscheinen  wird  die  Zeit,  innerhalb  welcher  der  Transport 
durch  die  Stadtgemarkung  beendigt  sein  soll,  zwar  jedesmal  besonders  bemerkt, 
sie  darf  sich  aber  nie  über  24  Stunden  ausdehnen,  und  es  müssen  mit  dem 
Durchgangsgut  die  Hauptstrassen  eingehalten  werden.  — Machen  Umstände 
einen  längeren  Aufenthalt  zur  Bedingung,  dann  müssen  die  oktroipflichtigen 
Gegenstände  von  dem  Transportanten  gegen  Bezahlung  des  tarifmässigen 
Lagergeldes  in  das  öifentliche  Lagerhaus  gebracht  werden,  und  der  Verwalter 
desselben  muss  die  Dauer  der  geschehenen  Lagerung  auf  dem  Durchgangs- 
scheine beurkunden. 

7.  Ueber  alle  Oktx’oibarzahlungen  müssen  die  Thorschreiber  Bescheinungen  aus- 
stellen und  diese  den  Deklaranten  augenblicklich  behändigen. 

Jeder  Zahlungspflichtige  hat  anzugeben,  was  er  zu  versteueni  hat,  und  ist 
für  die  Richtigkeit  der  Angaben  verantwortlich. 

8.  Der  Transport  der  der  Oktroiabgabe  unterworfenen  Gegenstände  oder  der  davon 
befreiten  Durchgangsgüter  muss  stets  mit  den  von  den  Thorschreibern  aus- 
gefertigten, auf  Verlangen  allen  Aufsichtspersonen  sogleich  vorzuzeigenden 
Scheinen  begleitet  sein. 

9.  Die  den  Einbringern  behändigt  werdenden  Scheine  der  Thorschreiber  über 
bezahltes  Oktroi  müssen  von  den  Empfängern  der  abgabepflichtigen  Gegen- 
stände gleich  bei  deren  Ablieferung  eiugefoi’dert  werden. 

Im  gegenteiligen  Falle  haftet  der  Empfänger,  wenn  eine  Defraudation 
vorgefalleii  ist  und  der  Einbringer  nicht  bestraft  v erden  kann  (entweder  weil 
man  ihn  nicht  kennt  oder  weil  eine  Strafe  gegen  ihn  nicht  vollstreckt  werden 
kann)  gerade  so,  als  habe  er  die  Defraudation  begangen.  Die  Scheine  sind 
übrigens  von  den  Empfängern  3 Monate  lang  aufzubewahren  und  dem  Aufsichts- 
personal auf  Verlangen  vorzuzeigen. 

10.  Eine  Rückvergütung  des  bezahlten  Oktrois  flndet  statt: 

a)  Bei  der  Ausfuhr  von  Getränken  im  grossen  bis  auf  eine  Viertelolim,  von 
Wein  und  Branntwein,  welche  in  Essig  verwandelt  werden,  nach  den  Be- 
stimmungen des  Trauksteuergesetzes  vom  12.  Juni  1827,  Art.  lo  (nach  Art.  lO 
des  Tranksteuergesetzes  vom  12.  Juni  1827,  Rgsbl.  Nr.  23,  sind  von  Eutricli- 
tung  der  Tranksteuer  befreit: 

1.  Die  Einlagen  für  das  grossherzogliche  Haus  und  die  auswärtigen  Ge- 
sandten ; 
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'i.  die  Einlagen  von  Wein  und  Branntwein  für  Essigsiedereien  unter  Be- 
obachtung der  Vorschriften,  welche  zur  Verhütung  von  Unterschleifen 
nötig  sind; 

3.  die  Obstweinfahrikanten , Weinproduzenten,  Branntweinbrenner  und 
Brauer,  welche  ihre  Getränke  im  eigenen  Haushalt  konsumieren,  gleich- 
falls unter  Beobachtung  obiger  Vorschriften. 

Eine  teilweise  Befreiung  von  der  Tranksteiier  und  Zapfgebuhr  oder 
ein  Abzug  von  4 Mass  per  Ohm  flndet  statt,  wenn  neuer  Wein  mit  dem 
Hahn  vor  dem  ersten  Abstich  eingelegt  wird,  unter  den  von  der  Finanz- 
verwaltung angeordueten  Massi*egeln ; 

b)  von  dem  von  Metzgern  an  Ortsfremde  verkauften  Fleisch,  solange  keine 
Fleischtaxe  in  Darmstadt  besteht; 

c)  von  verunglücktem,  um  einen  geringen  Preis  ausgehaueuem  oder  für  un- 
gesund und  ungeniessbar  erkanntem  Vieh,  und  zwar  nach  Bescheinigung 
des  Kontrolleurs  auf  erfolgte  Dekretur  der  grossherzogl.  Bürgermeisterei 
aus  der  Stadtkasse.  Die  Ausfuhr  darf  nur  gegen  Transportscheine,  die  der 
Kontrolleur  ausstellt,  unternommen  werden. 

11.  Das  Einbringen  und  Durchführen  frischen  Fleisches  in  die  Residenz  und  deren 
Gemarkung  bleibt  bei  6 fl.  Strafe  und  Konfiskation  der  Ware  verboten. 

12.  Die  Ortseinwohner  sind  berechtigt,  die  Oktroiaufseher,  Gendarmen,  Polizei- 
offizianten, Nachtwächter  und  sUmtliclie  städtische  Diener  verpflichtet,  gegen 
Uuterschleife  zu  wachen  und  die  entdeckten  dem  grossherzogl.  Bürgermeister 
anzuzeigen;  die  genannten  Aufsichtspersonen  sind  ferner  berechtigt,  wenn  sie 
oktroipflichtige  Gegenstände  antretfen,  welche  mit  den  erforderlichen  Scheinen 
oder  Quittungen  nicht  versehen  sind,  oder  mit  solchen,  die  mit  dem  Transport- 
gegenstande  nicht  übereinstimiuen,  dieselben  in  Beschlag  zu  nehmen  und  vor 
den  Bürgermeister  zu  bringen. 

< Dagegen  steht  nur  den  für  die  Aufsicht  über  den  städtischen  Oktroi  eigens 

angestellten  Personen  und  Polizeioftiziauten  die  Befugnis  zu,  die  Böden,  Waren- 
kammern, Läden,  Keller,  Brau-  und  Brennhäuser,  sowie  alle  Hofraitheii  auf 
schriftlichen  Befehl  des  Bürgermeisters  und  in  Gegenwart  einer  Ortsvorstands- 
person zu  visitieren,  um  sich  zu  überzeugen,  dass  die  erforderlichen  Scheine 
richtig  eingelöst  und  keine  Defraudationen  begangen  worden  sind. 

13.  Strafbestimmungen : 

a)  Wer  es  unternimmt,  bei  der  Ein-  und  Durchfuhr,  sowie  beim  Verbrauche 
oktroipflichtiger  Gegenstände  der  Stadt  die  ihr  gebülirenden  Oktroiabgaben 
zu  entziehen,  begeht  eine  Defraudation. 

b)  Die  Defraudationen  zur  Tageszeit  werden  mit  dem  zehnfachen,  die  zur 
Nachtzeit  (eine  Stunde  nach  Sonnenuntergang  bis  eine  Stunde  vor  Sonnen- 
aufgang) mit  dem  zwanzigfachen  Betrag  der  defraudierten  Abgabe  bestraft, 
das  Oktroi  ist  nachzuzahleu.  Die  defraudierten  Gegenstände  bleiben  inso- 

> weit  dieselben  wegen  gleichzeitiger  Defraudation  der  Staatsabgabe  nicht 

^ schon  in  Beschlag  genommen  sind,  bis  zur  Bezahlung  von  Strafe  und 

Oktroi  in  Arrest. 

c)  Sind  die  unter  b erwähnten,  in  Beschlag  genommenen  Gegenstände  einem 
schnellen  Verderben  ausgesetzt,  so  hat  das  Stadtgericht  resp.  der  Bürger- 
meister den  Wert  derselben  innerhalb  24  Stunden  von  der  Zeit  der  Anzeige 
an  gerechnet  möglichst  unter  Zuziehung  der  Beteiligten  durch  Sachver- 
ständige ermitteln  zu  lassen  und  den  Angeschuldigten  frei  zu  stellen, 
solche  gegen  bare  Hinterlegung  des  Wertes  innerhalb  24  Stunden  zurück- 
zunehmeu.  Unterlässt  dies  der  Angeschuldigte,  so  wird  deren  Verkauf  ver- 
fügt, und  ist  alsdann  die  Verwaltung  nur  für  den  wirklichen  Erlös  ver- 
antwortlich. 

d)  Sobald  eine  Zuwiderhandlung  gegen  die  Vorschriften  des  Reglements  die 

I Unterschlagung  der  Oktroiahgaben  möglicherweise  zur  Folge  haben  könnte, 

so  .soll  die  Absicht  der  Defraudation  immer  vorausgesetzt  und  ein  Gegen- 
beweis nicht  zugelassen,  vielmehr  die  Uebertretuug  als  Defraudation  be- 
straft werden.  Jedennaun  haftet  in  Bezug  auf  Hinterziehung  der  Oktrois 
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für  die  Handlungen  seiner  Angehörigen , seinem  Gesindes  und  der  von  ihm 
beauftragten  Personen. 

Dagegen  befreit  von  der  Strafe: 

a)  der  BeweLs  der  physischen  L'umöglichkeit  zur  ErfülUmg  der  gesetz* 

liehen  Vorschriften;  ^ 

ß)  der  Beweis,  dass  der  Angeschuldigle  in  Krfüllung  der  gesetzlichen 
Vorschriften  durch  die  Angestellten  der  stiidtischen  Verwaltung  selbst 
gehindert  worden  ist ; 

y)  der  Beweis,  dass  die  Handlungen  oder  Unterlassungen,  auf  welche  die 
Anschuldigungen  gegründet  worden,  unwahr  gewesen  sind. 

e)  Durch  die  angesetzten  Strafen  soll  den  Kontra\  enienten  nicht  mehr  als  die 
Hälfte  ihres  Vermögens  entzogen  und  diejenige  Summe,  welche  die  Hälfte 
des  Vermögens  übersteigt,  ebenso  wie  die  ganze  Summe  im  Falle  der  Zah- 
lungsunfähigkeit durch  Gefängnisstrafe,  und  zwar  für  i fl.  Strafe  i Tag 
Gefängnis  gerechnet,  verbüsst  werden;  die  Gefängnisstrafe  darf  jedoch  die 
Dauer  eines  Jahres  nicht  übersteigen.  Das  grossherzogl.  Stadtgericht  hat 
die  Umwandlung  der  Geldstrafe  in  Gefängnisstrafe  zu  verfügen  und  für  den 
Vollzug  zu  sorgen. 

f)  Alle  Defraudationsstrafen  werden  der  grossherzogl.  Steuereinuehmerei  zur 
Erhebung  für  den  Fiskus  überwiesen;  der  Angeber  erhält  von  den  bar  ein- 
gehenden Beträgen  die  Hälfte. 

g)  Die  Oktroikontraventionen  verjähren  in  3 Monaten. 

Nach  der  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Innern  und  der  Justiz  vom 
20  Oktober  ih3S  soll  den  Besitzern  von  Steinkohlenlagern  in  der  Gemarkung  Darmstadt 
eile  Rückvergütung  des  Oktrois  von  den  an  Auswärtige  verkauften  Steinkohlen,  insofern 
dii  Menge  derselben  nicht  unter  einem  Malter  oder  3 Ztr.  beträgt,  geleistet  werden. 

Das  Oktroireglement  vom  16.  Oktober  1823  enthält  keine  Vorschriften  über  Befreiung 
g(  wisser  Personen  von  der  Verbindlichkeit  zur  Oktroientrichtung;  gleichwohl  wurde  von 
A]  fang  an  von  den  für  die  Hofhaltung  und  für  die  Militäranstalten  bestimmten  oktroi- 
pt  ichtigen  Gegenständen  kein  Oktroi  erhoben,  indem  man  die  Oktroifreiheit  dieser  Gegen- 
st  inde  als  selbstverständlich  ansah;  in  den  spätereren  Bestimmungen  ist  eine  bezügliche 
B'  freiungsvorschrift  ebenfalls  nicht  enthalten.  Auch  das  Reglement  vom  24.  August  1832 
ei  thält  nichts  über  Oktroifreiheit  gewisser  Personen  oder  Anstalten , sondern  bestimmt 
ni  r,  dass  alle  bisherigen  Vorschriften  in  Beziehung  auf  die  hA’hebung  und  Koutrollierung 
df  s städtischen  Oktrois  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  seien  und  ferner  nur  nach  den  Bestim- 
m Ingen  des  neuen  Reglements  sich  gerichtet  werden  sollte;  deshalb  glaubte  der  Darm- 
st  .dter  Gemeinderat,  dass  auch  die  erwähnten  bisherigen  Befreiungen  zurückgeuommen 
se  en.  Da  das  Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz  verfügte,  dass  entgegen  der  Ansicht 
di  s Stadtvorstandes  diese  Befreiungen  nicht  aufgehoben  seien,  so  remonstriei*te  der  Stadt- 
V(  rstand  hiergegen  und  führte  aus,  dass  weder  aus  dem  Reglement  die  Freiheit  der  Hot- 
lu  Itung  und  Kriegsverwaltung  sich  ergebe,  noch  sie  aus  sonstigen  Gründen  anzunehmen 
se  , da  kein  Gesetz  eine  derartige  Ausnahme  von  der  gesetzlichen  allgemeinen  Steuer- 
pl  icht  festsetze,  und  wenn  auch  die  höchste  Staatsbehörde  den  Gemeinden  zwar  ein  Oktroi 
vt  rleiheu  könne,  so  könne  sie  es  nicht  abweichend  von  den  Bestimmungen  der  Gemeinde- 
01  Inung,  die  derartige  Freiheiten  nicht  kenne,  gestalten.  Die  Remonstration  ward  mit 
dt  r Begründung  verworfen,  dass  die  früheren  Reglements  vom  16.  Oktober  1823  und 
18  September  1828  die  Oktroibefreiungen,  die  damals  unbeanstandet  vom  Stadtvorstand 
bestanden  hätten,  auch  nicht  erwähnten,  bei  der  Beratung  und  Genehmigung  des  Regle- 
rn nts  von  1832  die  Befreiungen  nicht  zur  Sprache  gekommen  wären  und  deren  Fort- 
b(  stehen  als  selbstverständlich  angenommen  wäre.  Der  Landesherr,  der  die  Genehmigung 
ZI  r Erhebung  eines  Oktrois  erteile,  könne  hierbei  auch  bestimmte  Bedingungen  stellen, 
ut  d diese  Befreiungen  seien  bei  der  Genehmigung  um  so  mehr  Bedingung  gewesen,  als 
so  che  Befreiungen  mit  der  Gesetzgebung  des  Grossherzogtums  in  Bezug  auf  die  indirekten 
Al  gaben  vollkommen  im  Einklang  stehen  und  deren  Aufhebung  teilw'eise  eine  indirekte 
Bisteuerung  des  ganzen  Landes  zur  Folge  haben  würde,  was  mit  der  Natur  des  Oktrois 
in  Widerspruch  stehe,  t 

Daraufhin  richtete  der  Stadtvorstand  an  den  Landesln  rrn  eine  Vorstellung  wegen 
de  r Oktroifreiheit  der  Hoflialtung  und  an  das  Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz  eine 
ncihmaüge  Remonstration  gegen  die  Oktroifreiheit  der  Militärverwaltung  und  bemerkte 
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in  letzterer,  dass  der  Regent  die  Bedingungen,  unter  denen  das  Oktroi  genehmigt  werde, 
nur  im  Rahmen  des  bestehenden  Rechts  festsetzeu  könne,  welches  eine  Befreiung  von 
Steuern  — das  Oktroi  sei  eine  indirekte  Kommunalsteuer  — nur  kraft  gesetzlicher  Vor- 
schrift kenne. 

Von  den  indirekten  Staatsabgaben  sei  zwar  durch  das  Gesetz  der  Staat  und  die 
Hofhaltung  befreit,  allein  dies  beweise  nur,  dass  eine  solche  Ausnahme  nicht  von  der 
Staatsregierung  selbständig  bewilligt,  sondern  auch  bezüglich  der  indirekten  Kommunal- 
iibgaben  nur  durch  Gesetz  festgesetzt  werden  könne.  Der  dritte  Grund  beweise  nichts, 
da  auch  hinsichtlich  der  dii'ekten  vom  Staat  zu  entrichtenden  Kommmialabgaben  eine  Be- 
steuerung des  ganzen  Landes  zu  Gunsten  einer  einzelnen  Gemeinde  stattflnde.  Auch  diese 
Remonstration  wurde  vom  grossh.  Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz  unterm 
22.  Dezember  1832  mit  der  Begründung  abgewiesen,  dass  a)  in  einem  Oktroireglement,  das 
nur  die  Erhebung  und  Koutrollierung  des  Oktrois  regle,  kein  Platz  gewesen  sei,  unzweifel- 
haft bestandene  Oktroibefreiungen  aufzuheben,  vielmehr,  wenn  solche  Befreiungen  hätten 
aufgehoben  werden  sollen,  hätte  dies  in  den  Beratuugsprotokollen  des  JStadtvorstaiides 
ausdrücklich  erwähnt  und  beantragt  werden  müssen;  b)  das  fiktroi  sei  eine  durch  das 
Gesetz  zugelasseue  Selbstbesteuerung  der  Gemeinden , die  nur  der  Genehmigung  der 
Staatsregierung  olme  laiuiständische  Konkurrenz  bedürfe.  Die  Gemeinden  seien  daher 
allerdings  befugt,  Befreiungen  in  Antrag  zu  bringen  und  es  hinge  dann  von  der  Regierung 
ab,  sowohl,  ob  und  inwiefern  sie  diese  genehmigen,  als  auoli  andere  nicht  beantragte  zur 
Bedingung  der  Erteilung  des  Oktrois  machen  wolle;  c)  es  sei  etwas  ganz  Natürliches, 
bei  der  Besteuerung  einer  Kommune  als  solcher  diejenigen  von  den  Beiträgen  auszunehmen, 
welcäie  nicht  im  eigentlichen  Sinne  als  Mitglieder  der  Kommune  betrachtet  werden  konnten, 
unter  welchen  Gesichtspunkt  die  Militärverwaltung,  sowie  der  grossherzogl.  Hof  ohne  Zweifel 
flelen;  d)  wenn  die  Militärverwaltung  zu  dem  Oktroi  beigezogen  würde,  so  würde  das 
ganze  Land  im  Staatsbudget  zu  Gunsten  einzelner  städtischer  Kassen  belastet;  e)  die  Stadt 
habe  vom  Militiir  bedeutende  Vorteile  und  könne  daher  billigerweise  nicht  verlangen, 
dass  die  Allgemeinheit  zu  ihren  Gunsten  eine  Oktroilast  trüge. 

Gegen  diesen  Bescheid  wandte  sich  der  Stadtvorstaud  im  Jahre  1833  an  die  Zweite 
Kammer  der  Stände  mit  der  Bitte,  dass  i.  die  Stände  sich  dahin  bei  der  grossherzogl. 
Staatsregierung  aussprechen  möchten,  dass  dieselbe  zur  Erteilung  von  Oktroibefreiungen 
nicht  befugt  sei,  und  2.  sich  bei  derselben  dahin  verwenden  möchten,  dass  den  Staats- 
verwaltungen, insbesondere  der  Militärverwaltung  gegebene  Oktroibefreiungen  wieder 
zurückgenommen  würden,  ln  dem  Gesuch  wurde  erneut  die  Ansicht  vertreten,  dass  nicht 
die  Staatsregierung,  sondern  nur  die  gesetzgebende  Gewalt  Oktroibefreiungen  festsetzeu 
könne  und  zur  Widerlegung  der  Gründe  des  Bescheids  vom  22.  Dezember  1832  im  wesent- 
lichen folgendes  ausgeführt: 

a)  Nicht  die  Staatsregierung,  sondern  nur  die  gesetzgebende  Gewalt  könne  Oktroi- 
befreiungen bewilligen,  da  von  der  gesetzlichen  allgemeinen  Steuerpflicht  nur  durch  Gesetz 
Ausnahmen  geschafl'e.n  werden  könnten,  indem  das  Oktroi  als  indirekte  Kommunalsteuer 
den  Regeln  über  die  Steuern  unterliege. 

b)  Die  Ansicht  des  Ministeriums,  dass  der  Oktroipflicht  nur  die  Mitglieder  der 
Kommune  unterlägen,  sei  irrig,  vielmehr  erstrecke  sich  diese  Pflicht  über  den  Kreis  der 
Ortsbürger  hinaus  z.  B.  auf  die  ortsaufenthältlichen  Fremden, 

Im  dritten  Ausschuss,  dem  die  Vorstellung  zum  Bericht  gegeben  wurde,  waren  die 
Ansichten  geteilt;  drei  Mitglieder  waren  gegen  das  Gesuch,  vier  dafür.  Erstere  stützten 
sich  dabei  auf  folgende  Erwägungen: 

a)  die  fraglichen  Befreiungen  seien  ebenso  alt,  wie  das  der  Stadt  bewilligte  Oktroi 
selbst;  b)  es  liege  kein  Grund  vor,  den  Staat  zu  Gunsten  des  städtischen  Oktrois  zu  be- 
lasten; c)  die  Stadt  geniesse  bedeutende  Vorteile  von  der  Garnison;  d)  der  Staatsregieruug 
stehe  das  Recht  zu,  bei  Bewilligung  eines  Oktrois  Bedingungen  für  dessen  Erhebung  fest- 
zusetzen, und  die  hier  in  Frage  stehenden  Bedingungen  seien  von  dem  Stadtvorstande 
angenommen  worden,  wie  das  Bestehen  derselben  neben  dem  Oktroi  beweise;  e)  wenn  zu 
Gunsten  einer  Gemeinde  eine  Staatsanstalt  mit  einer  indirekten  Steuer  belegt  werden  solle, 
dann  müsse  der  Kredit  im  Budget  bewilligt  werden,  also  die  Mitwirkung  der  Stände  ein- 
treten,  demnach  nicht  für  die  Ausnahme  von  dem  Oktroi,  sondern  für  das  Zugeständnis 
desselben  stattfinden;  f)  da  bei  der  Beratung  des  neuen  Oktroireglements  die  Befreiungen 
nicht  zur  Sprache  gekommen  seien,  müsse  angenommen  werden,  dass  in  dieser  Beziehung 
nn  den  bisherigen  Bestimmungen  nichts  habe  geändert  werden  sollen. 
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2S  Georg  Hellwig, 

Die  fUr  das  Gesuch  sprechenden  31itglieder  hatten  folgende  Gründe:  a)  dass  nur 
dui  ch  Gesetz  Ausnahmen  von  der  durch  die  Verordnung  vom  i.  Oktober  1806  geschaffenen 
allj  emeinen  bteuerpflicht  festgesetzt  werden  könnten.  Diese  bestehe  auch  hinsichtlich  der 
Ge  ieindesteuer  und  werde  in  jeder  der  drei  Klassen  der  Geim  indeausgaben  festgehalten. 
Au  h der  Stadtvorstand  könne  unter  ministerieller  Genehmigung  keine  Oktroifreiheiten 
zulissen,  da  er  nicht  über  dem  Gesetz  stehe;  b)  die  Gemeindeordnung  gestattet  zur  Be- 
sel  iflfung  der  Gemeindemittel  indirekte  Kommunalsteuern,  Oktroi,  und  bestimmt,  dass 
hie -zu  die  Gesamtheit  der  Genieindeeinwohner  beizutragen  habe.  Die  Militärverwaltung, 
we  che  oktroiptlichtige  Gegenstände  für  die  in  Darmstadt  betiudlichen  Militärs  einbringe, 
sei  in  dieser  Beziehung  als  in  Darmstadt  wohnend,  daselbst  domiziliert,  zu  betrachten, 
dal  er  der  gesetzlichen  Oktroipflicht  zweifellos  unterworfen;  c)  die  Staatsregierung  könne 
die  Bewilligung  eines  Oktrois  zwar  au  Bedingungen  knüpfen,  aber  nur  an  solche,  die  im 
Ge  etz,  hier  der  Gemeindeordnung,  vorgesehen  seien.  Zur  Entrichtung  indirekter  Kom- 
mu  lalsteuern  durch  den  Staat  sei  ebensowenig  Genehmigung  der  Stände  nötig,  wie  solche 
be;  üglich  der  direkten  Kommunalsteuern,  wie  sie  z.  B.  von  den  Domänen  zu  entrichten  seien, 
eh:  geholt  wenle.  Au  die  grossherzogl.  Staatsregierung  sollte  hicnach  ein  den  Wünschen  des 
Stt  dtvorstandes  entsprechendes  Ansuchen  gerichtet  werden,  wenn  der  Ausschuss  auch 
nie  at  verkannte,  dass  es  billig  sei,  die  Militärverw'altung  von  Oktroi  zu  befreien  und  ein 
dal  in  zielendes  Gesetz  den  Ständen  vorgelegt  werden  möchte. 

Bei  der  Beratung  des  Gegenstandes  in  der  Zweiten  Kammer  am  8.  August  1833 
tra  :eu  wesentliche  neue  Gesichtspunkte  nicht  zu  Tage;  bei  der  Abstimmung  am  20.  August 
183  i trat  die  Kammer  mit  26  gegen  il  Stimmen  dem  Ausschussantrag,  sich  bei  der  Staats- 
re^  ierung  dahin  zu  verwenden,  dass  die  der  Militärverwaltuug  gegebene  Oktroifreiheit 
wii  der  zurückgenommen  werde,  bei.  lin  dritten  Ausschuss  der  Ersten  Kammer,  der  mit 
dei  Angelegenlieit  befasst  wurde,  war  die  Majorität  für  Verwerfung  der  Beschwerde,  haupt- 
sät ülich  aus  der  Erwägung,  dass,  wenn  die  Staatsregierung  zur  Erteilung  eines  städtischen 
Ok  rois  befugt  sei,  sie  auch  zur  Festsetzung  der  Modalitäten  und  Bedingungen  befugt  sein 
mü  jse,  unter  welchen  das  Oktroi  erhoben  und  zur  Ausführung  gebracht  werden  solle.  Die 
Ok  roigemeinde  könne  zwar  auf  das  ihr  bewilligte  Oktroi  verzichten,  aber  nicht  die  Vor- 
rei  e des  Oktrois  gemessen  und  das,  was  ihr  in  der  Bewilligung  unangenehm  und  lästig 
ers  _*heine,  aus  derselben  entfernen  wollen.  Der  die  Minderheit  vertretende  Staatsrat  Frei- 
hei  r V.  Gagern  meinte,  wenn  die  Staatsregierung  die  Befugnis  yur  Oktroibewilligung  habe, 
so  gehe  daraus  noch  nicht  die  Gewalt  der  Befreiung  nach  Willkür  und  Ermessen  hervor 
UU'  wollte,  unter  einstweiliger  Beibehaltung  des  Hergebrachten,  die  Staatsregierung  um 
ein  m Gesetzentwurf  über  diese  Materie  bitten.  Bei  der  Beratung  am  20.  September  1833 
sta  id  Freiherr  v.  Gagern  mit  seiner  Ansicht  gegen  den  der  Majorität  des  dritten  Aus- 
scl  iisses  beipflichtenden  übrigen  Teil  der  Kammer,  und  es  wurde  dieser  Mehrheitsantrag 
in  ler  Abstimmung  am  2t.  September  1833  mit  allen  gegen  eine  Stimme  zum  Beschluss  er- 
hol en.  Es  scheint  jedoch  auch  weiterhin  keine  eigentliche  Oktroibefreiung  hinsichtlich 
all'  r für  die  Militärverwaltung  bestimmten  Gegenstände  eingetreten  zu  sein,  sondern  es 
ist  z.  B.  bezüglich  des  Fleisches  für  die  ^lenage  Oktroifreiheit  in  der  Art  bewilligt  worden, 
da;  s von  dem  von  den  Metzgern  zu  bezahlenden  Oktroi  von  der  Stadtverwaltung  der 
Re  idenz  10%  nachgelassen  wurden;  für  die  übrigen  Gegenstände  des  Militärbedarfs,  als 
Ho  z und  Mehl,  wurde  nach  den  erwähnten  Ministerialverfügungen  kein  Oktroi  entrichtet. 

Die  veränderte  staatliche  Branntweinsteuergesetzgebuug  (Ges.  v.  16.  Juli  1842  und 
Veiordn.  v.  20.  Sept.  is42)  machte  entsprechende  Aenderungen  des  Oktroitarifs  notwendig, 
we  che  unterm  19.  Mai  1843  (Rgshl.  Xr.  18)  veröffentlicht  sind;  weitere  Aenderungen  sind 
in  ler  Bekanntmachung  vom  5.  März  1846  (Rgsbl.  \r.  14)  enthalten,  worin  bestimmt  wird, 
dass  vom  1.  April  1846  an  von  Milchlämmern  und  Milchgeissen  6 kr.  per  Stück,  von  älteren 
Läi  imern und  Geissen  30  kr.  per  Stück  erhoben  werden  solle,  und  erfolgten  — veranlasst 
dm  :h  das  Gesetz  vom  24.  Dezember  1852,  die  Besteuerung  des  Branntweins  und  Biers  be- 
tre  fend  — unterm  24.  Mai  1859.  (Das  erwähnte  Gesetz  bestimiut  im  wesentlichen: 

1.  Die  geringere  Maischbüttensteuer  von  5 kr.  für  20  Mass  Maischraum  und  für 
jede  Einmaischung  (Art.  5 Abs.  2 des  Ges.  v.  16.  Juli  1842)  ist  nur  von  solchen 
Brennereien  zu  erheben,  welche  au  einem  Betriebstag  nicht  mehr  als  400  Mass 
Maischraum  bemaischen.  Diese  Brennereien  sind  aber  alsdann  in  ihrer  Be- 
triebszeit nicht  mehr  auf  die  Dauer  von  7 Monaten  während  des  Jahres  be- 
schränkt. Die  SteueiTückvergütung  von  Branntwein  (Art.  10  des  Ges.  v.  16.  Juli 
1842)  soll  den  Betrag  von  4 fl.  für  die  Ohm  Branntwein  zu  oOO  Tralles  und  bei 
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grösserer  oder  geringerer  Stärke  den  verhältnismässigen  Betrag  nicht  über- 
steigen. Die  Bestimmung,  dass  die  einem  Brenner  geleistete  Rückvergütung 
den  Betrag  der  von  ihm  in  demselben  Jahr  zu  bezahlenden  Steuer  nicht  über- 
steigen dürfe  (Art.  10  Abs.  2 des  Ges.  von  1S42),  ist  autgehoben. 

2.  Die  Tranksteuer  von  Bier  beträgt  in  Zukunft  1 fl.  20  kr.  von  der  Ohm.  Von 
allem  inländischen  Bier  wird  vor  dem  jedesmaligen  Brauen  die  Tranksteuer 
nach  dem  ganzen  Inhalt  des  Braugefässes  entrichtet;  für  Einkochen  und  Haus- 
trunk aber  eine  Vergütung  von  35%  abgezogen.  Ein  abgahefreies  Brauen  zur 
häuslichen  Konsumtion  ist  nicht  mehr  gestattet.  Von  Bier,  welches  im  Grossen 
nach  dem  Ausland  verkauft  wird,  kann,  wenn  die  Ausfuhr  gehörig  nachgewiesen 
worden  ist,  eine  Steuerrückvergütung  von  52  kr.  für  die  Ohm  geleistet  werden.) 
Unter  letzterem  Datum  (Rgsbl.  Xr.  22)  wurde  der  Oktroitarif  in  neuer  Redaktion 
verötfentlicht.  Hienach  sollte  vom  1.  Juli  1859  an  von  iiachverzeichiieten  Gegen- 
ständen ('Iktroi  erhoben  werden : 


A.  Getränke: 

u)  von  Wein  in  Fässern  (auch  Most)  die  Olim  

b)  „ n n F'laschen  oder  Krügen  bis  zu  2 Schoppen  die  Flasche 

oder  der  Krug 

c)  von  Obstwein  (auch  .^lost)  die  Ohm 

d)  „ Branntwein  in  der  Stadt  oder  deren  Gemarkung  fabriziert : 

1.  Bei  Bereitung  aus  mehligen  Stoffen: 

1.  von  je  100  Mass  des  Rauminhalts  der  Maischbütte  und  für 

jede  Einmaischung  von  denjenigen  Brennern,  welche  mehr 
als  400  Mass  des  Rauminhalts  der  Maischbütteii  an  einem  Be- 
tviebstage  einmaischeu 

2.  von  je  100  Mass  des  Rauminhalts  der  Maischbütteii  von  den- 
jenigen Brennern , welche  nicht  über  400  Mass  des  Raum- 
inhalts der  Maischhütten  an  einem  Betriehstage  eiumaischen 

II.  Bei  Bereitung  aus  nicht  mehligen  Stotfen: 

1.  von  je  20  ^lass  eingestampfter  Weintreber,  Kernobst  oder 
Treber  von  Kernobst  und  Beerenfrüehten  aller  Art  .... 

2.  von  je  20  Mass  Trauben-  oder  Ob.stwein,  Weinhele  u.  Steinobst 

e)  Von  Branntwein  eingefUhrt: 

1.  von  allem  ordinären  und  versüssteii  Branntwein  (Likör)  die  Ohm 

2.  von  Si»iritus,  Arrak,  Rum  etc.  bei  einem  Weingeistgehalt  von 

50%  nach  dem  Alkoholometer  von  Tralles,  die  Ohm 

Uehersteigt  der  Weiugeistgehalt  diese  50%,  so  erfolgt  mittels 
Berechnung  Reduktion  auf  diese  Xorinalstärke  und  hhhebung  des 
Oktrois  von  der  auf  diese  Weise  ermittelten  Quantität  nach  dem 
An.satze  von  2 fl.  16  kr.  per  Ohm. 

f)  Branntwein  oder  Likör  in  Flaschen  oder  Krügen  bis  zu  2 Schoppen 

die  Flasche  oder  der  Krug 

g)  Bier: 

1.  eingeführt  die  Ohm 

2.  in  der  Stadt  oder  deren  Gemarkung  fabriziert,  bei  einem  Xach- 
lass  von  350^J  tür  Haustrunk  und  Einkochen,  die  Ohm  .... 

h)  Essig: 

1.  eingeführt,  die  Ohm 

2.  in  der  Stadt  oder  deren  Gemarkung  fabriziert,  die  Ohm  . 
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1.  von 

einem 

Ochsen  oder  Stier  . 

•> 

n 

Faselochsen  . . . 

einer 

Kuh  oder  einem  Kind 

einem 

Stopjielkalb  ... 

5.  „ 

n 

Schwein 

6. 

n 

Saugkalb  .... 

' • r 

V. 

Hammel  oder  Schaf 
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16 


16 
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B.  Schlachtvieh: 

Ochsen  oder  Stier 9 

6 
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Georg  Hellwig, 


8.  von  einer  Ziege 

9.  „ einem  Zicklein,  Lamm,  Spanferkel 

Das  bislang  von  den  Metzgern  entrichtete  sog  Schlachtgekl 
war  hierunter  nicht  begritfen,  blieb  aber  fortbestehen. 

(’.  Fleischwaren : 

1.  frisches  Fleisch  von  ausserhalb  der  Stadtgemai’kung  geschlaclxtetem 

"Vieh,  das  Pfund 

2.  getrocknetes,  geräuchertes  oder  durcligesalzeues  Fleisch,  frische, 

geräucherte  oder  durchgesalzene  Wurst,  Speck,  Zungen,  Sülzen, 
Gelunge  und  Kuheuter,  das  Pfund 

D.  Wildbret: 

1.  von  Hasen,  das  Stück  

2.  „ anderem  Wild,  das  Pfund 

E.  Geflügel: 

1.  von  Welschen,  das  Stück 

2.  „ Gänsen,  das  Stück 

F.  Hülsenfrüchte; 

von  Bohnen,  Erbsen,  Linsen,  von  aussen  eingeführt,  bis  Malter  zu 
200  Pfd.,  mit  Sack 

G.  Früchte; 

von  allen  Früchten,  welche  die  Mühle  passiert  haben,  das  Malter  zu 
144  Pfd.,  mit  Sack 

H.  Bäckerwaren: 

1.  Wecken  und  AVeissbrot,  eingeführt  im  Werte  von  2o  kr 

2.  Brot,  Roggen-  oder  gemischtes  Brot,  eingefülirt,  das  Pfund  . . . 

I.  Brennmaterialien: 

1.  Laubholz  : 

a)  Scheit-  und  Prügelholz,  der  Stecken 

b)  Stockholz  von  Buchen  und  Birken  , 

c)  dergleichen  von  Eichen,  Erlen  und  Aspen 

2.  Nadelholz ; 

a)  Scheit-  und  Prügelholz 

b)  Stockholz 

2.  Wellen,  gebunden: 

a)  von  Laubholz  oder  gemischtem  Holz,  das  Hundert 

b)  von  reinem  Nadelholz 

4.  Ungebundenes,  nicht  aus  Waldholz  bestehendes  Reisig: 

a)  von  Laubholz  oder  gemischtem  Holz,  nach  der  Bespannung  des 

Fuhrwerks  per  Pferd,  Ochs  oder  Kuh 

b)  von  reinem  Nadelholz  desgleichen 

5.  Tannäpfel  zum  Brennen,  das  Malter 

6.  Torf,  der  Zentner 

7.  Steinkohlen,  der  Zentner 

Eine  Rückvergütung  des  bezahlten  Oktrois  sollte  stattfinden  : 

a)  von  Wein,  bei  nachgewiesener  Ausfuhr  im  grossen  bisaufi|4  Ohm, 

von  der  Ohm 

Zur  Erleichterung  des  Darmstädter  Weingrosshandels  konnte 
den  \\  eingrosshändlern  insoweit  ein  Kredit  gegeben  werden,  dass 
bei  der  Einlage  auf  das  Oktroi  von  2 fl.  zunächst  nur  15  kr.  zu 
bezahlen  waren,  am  Schluss  jeden  Monats  aber  von  allen  denjenigen 
Verkäufen,  welche  die  Weinhändler  im  inneren  Verkehr  der  Stadt- 
gemarkung gemacht  hatten  und  die  ihnen  in  den  städtischen  Kon- 
trolleregistern zur  Last  geschrieben  wurden,  der  weitere  Oktroi- 
betrag von  1 fl.  45  kr.  zu  entrichten  war. 

b)  von  Branntwein  bei  nachgewiesener  Ausfuhr  im  grossen  bis  auf 
^4  Ohm : 

1.  von  allem  ordinären  in  der  Stadt  oder  deren  Gemarkung  fabri- 
zierten Branntwein  für  die  Ohm 
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2.  von  dergleichen,  welcher  von  aussen  eingeführt  worden  ist,  tür 

die  Ohm 

3.  wer  von  ausgeführt  werdendem  Branntwein  eine  höhere  als  die 

unter  i.  und  2.  bestimmte  Rückvergütung  in  Anspruch  nehmen 
wollte,  musste  denselben  an  den  betreffenden  Stadtthoren  zur 
Revision  stellen  und  dessen  Weingeistgehalt  ermitteln  lassen; 
dieser  wurde  sodann  auf  die  Normalstärke  von  50  0.(jnach  Tralles 
reduziert  und  von  der  hienach  berechneten  Menge  nach  Abzug 
eines  Ersatzes  von  6 kr.  für  Verwaltuiigskosten  die  Rückver- 
gütung von  dem  in  der  Stadt  oder  deren  Gemarkung  fabri- 
zierten Branntwein  mit  i fl.  54  kr.  per  Ohm  und  mit  2 fl.  10  kr. 
von  eingeführtem  Branntwein  geleistet; 

c)  von  Obstwein,  von  der  Ohm 

d)  „ Bier  von  der  Ohm  . 

e)  „ Essig  von  der  Ohm 

f)  „ Fleisch: 

1.  für  alle  von  Darnistädter  Metzgern  gemachten  Lieferungen  an 
die  Menagen  des  grossherzogl.  Militärs  nach  dem  Massstabe 
von  1 kr.  für  das  Pfund; 

2.  für  die  von  auswärtigen  Metzgern  an  diese  Menagen  gemachten 
Liefei’ungen  2 kr.  für  das  Pfund; 

3.  von  verunglücktem  Vieh,  dessen  Fleisch  zum  Ladenverkauf  un- 
tauglich erkannt  worden  ist,  nach  Massgabe  des  entrichteten 
Oktrois; 

g)  bei  allen  zur  Aufnahme  in  das  öffentliche  Lagerhaus  geeigneten 
oktroipflichtigen  Gegenständen  in  vollem  Werte,  wenn  die  Einfuhr 
und  Ausfuhr  unter  Beobachtung  der  nötigen  Kontrollemassregeln 
ohne  Berührung  mit  dem  inneren  Verkehr  lediglich  unter  Vermitte- 
lung der  genannten  Anstalt  vollzogen  war. 

Durch  Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  vom  7.  September  1863  wurde  eine  Rück- 
vergütung des  Oktrois  von  nach  aussen  verkauften  Steinkohlen  im  Betrag  von  kr.  per 
Zentner  festgesetzt.  Die  A'ergütung  wurde  jedoch  nur  gewährt  bei  der  Ausfuhr  von  min- 
destens 3 Ztr.  Mittels  Erlasses  des  gleichen  Ministeriums  vom  23.  Februar  1864  wurde 
nach  voraufgegangener  grossherzogl.  Genehmigung  für  Coaks,  welche  in  die  Stadt  ein- 
geführt werden,  eine  Oktroiabgabe  von  4 kr.  und  von  den  in  Mengen  von  3 Ztr.  und 
darüber  nach  aussen  verkauften  Coaks,  von  denen  das  Oktroi  bereits  bezahlt  war,  eine 
Rückvergütung  von  3^2  kr.  für  den  Zentner  festgesetzt.  Durch  Bekanntmachung  des 
Ministeriums  des  Innern  vom  13.  April  1S66  wurde  das  Oktroi  für  Steinkohlen  und  Coaks 
von  4 auf  2 kr.,  für  Torf  von  2 auf  i kr.  per  Zentner  herabgesetzt  und  gleichzeitig  die 
Rückvergütung  des  Oktrois  von  Steinkohlen  und  Coaks  von  3^2  ^nf  1^J2  P^i'  Zentner 
vermindert. 

Durch  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  28.  Januar  1S68  wurden 
in  Abänderung  der  Bestimmungen  der  Bekanntmachung  vom  24.  Mai  1859  bezüglich  der 
Erhebung  der  Oktroiabgabe  von  Branntwein  bei  den  Grosshändlern  und  der  von  solchem 
zu  leistenden  Rückvergütungen  folgende  neuen  Vorschriften  erlassen; 

1.  Von  Branntwein  und  Likör,  welcher  von  aussen  an  Darmstädter  Grosshändler 
eingeht,  ist  als  Verwaltungskostenersatz  beim  Eingang  zu  bezahlen  6 kr.  per 
Ohm,  von  Spiritus,  ohne  Rücksicht  auf  seine  Stärke,  12  kr.,  und  von  Rum, 
Arrak,  Cognak  und  Punschessenz  in  Fässern,  welcher,  ohne  mit  Zollquittungen 
belegt  zu  sein,  an  Darmstädter  Grosshändler  gelangt,  9 kr.  per  Ohm.  Werden 
die  letzteren  Getränke  oder  Liköre  in  Flaschen  eingeführt,  ohne  dass  der 
Sendung  Zollquittung  beigefügt  ist.  so  ist  von  jeder  nicht  über  ^2  ^lass  hal- 
tenden Flasche  I/2  kr.  zu  bezahlen,  sonst  nach  A^rhältnis  ihres  Inhalts  das 
Doppelte,  Dreifache  u.  s.  w. 

2.  Eine  Rückvergütung  dieser  Verwaltungskosten  findet  bei  der  Ausfuhr  des  Brannt- 
weins nicht  statt. 

3.  Die  Grosshändler  haben  über  ihre  in  Fässern  stattflndenden  Verkäufe  in  die 
Stadt  in  Mengen  von  mehr  als  5 Mass  nach  vorgeschriebenem  Formular  Register 
zu  führen,  welche  in  ihrem  ersten  Teil  die  bei  den  Händlern  zurückbleibenden 


1 fl.  56  kr. 


- , 30  „ 


3: 


Ot-org  Helhvig, 


Deklarationen,  iin  zweiten  Teil  das  Formular  zu  den  Transportscheinen  ent- 
halten, die  dem  Transportanten  zu  seiner  Legitimation  zu  hehändigen  und  von 
letzterem  an  den  Empfänger  abzuliefern  sind. 

Leber  die  weniger  als  5 Mass  betragenden  kleinen  Verkäufe  von  Brannt- 
wein in  der  Stadt  ist  von  den  Händlern  ein  besonderes  Buch  zu  führen. 

Am  11.,  21.  und  l.  jeden  Monats  haben  die  Grosshändler  dem  mit  der  Kon- 
ti olle  des  ßranntweinhandels  beauftragten  Beamten  ein  Verzeichnis  der  in  die 
Stadtabgesetzten  Branntweinmengen  einzureichen,  welches  mit  den  vom  Händler 
zu  fülirenden  Registern  und  Büchern  verglichen  und  in  Einnahme  dekretiert 
wird.  Die  üktroierhebung  erfolgt  unter  AnreclmiDig  des  Betrags  der  Verwal- 
tungskosten durch  die  Thorschreiber. 

Das  Oktroipersoual  ist  l.efi.gt,  den  Transport  der  von  den  Grossluiudlern 
l)ewirkten  'Verkäufe  in  die  Stadt  mit  den  Transportscheinen  zu  vergleichen 

Werden  Verkäufe  in  die  Stadt  iiielit  in  die  Verzeichnisse  aufgenommen, 
oder  stimmt  der  Transportschein  nicht  mit  dem  Transport  überein,  so  verfallen 
die  Urosshändler  in  eine  Strafe  gleich  dem  iSfacheii  Betrag  des  unterschlagenen 
Oktrois  und  können  des  Rechts  zur  okroifreien  Einlage  verlustig  erklärt  werden 

Sonstige  Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Vorschriften  werden  mit  Ordnungs- 
strafe  belegt.  ^ 

4.  Die  innerhalb  der  städtisclieii  Oktroilinie  wohnenden  Branntweinbrenner,  welche 
Ihren  veroktroierten  Branntwein  an  Darmstädter  Grosshündler  verkaufen,  haben 
zu  jeder  Sendung  einen  Transportsehein  bei  der  Bürgermeisterei  zu  erwirken. 
Sie  erhalten  für  jede  Ohm  Branntwein  bis  zu  50  0/g  Tralles  bei  Vorlage  von 
Oktroiquittungen  über  je  2 tl  eine  Rückvergütung  von  1 fl.  30  kr. 

Ausserhalb  der  städtischen  Oktroilinie,  aber  innerlialb  der  Stadtgemarkung 
wohnende  Branntweinbrenner  werden  wie  Auswärtige  behandelt,  liaben  indes 
\on  jeder  Ohm  nach  aussen  verkauften  Branntweins  6 kr.  Verw'altungskosten 
an  die  Stadtkasse  zu  zahlen. 

o.  Branntweinsendungen  von  einem  Grosshändler  an  einen  anderen  oder  aus  einem 
in  den  anderen  Keller  desselben  Grosshändlers  sind  nur  auf  der  Bürgermeisterei 
zu  deklarieren,  w’elche  die  nötige  Bezettelnng  erteilt. 

Durch  die  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  22.  Dezember  1871 
wunle  der  nach  dem  metrischen  Mass  und  Gewicht  umgerechnete  und  sonst  verschiedent- 
licl  geänderte,  vervollständigte  Oktroitarif  bekannt  gemacht;  durch  die  Bekanntmachung 
des  gleichen  Ministeriums  vom  21.  März  1S73  erfolgte  die  Erhel.ung  des  Oktrois  von  dem 
in  ( er  Sfhdt  gebrauten  Bier,  welches  Itisher  als  Fahrikatsteuei  erliohen  w'orden  w^ar,  als 
Rol  materialsteuer,  ln  der  Bekanntmachung  des  :\[inisteriums  des  Innern  vom  15.  Dezeml.er 
187^  ist  der  nach  dem  neuen  :\[ünzsystem  unter  Berücksichtigung  der  Bekanntmachung 


von  1873  umgerechnete  Tarif  von  1871  veröfl’entlicht ; diese  bestimmt  folgendes: 

1.  L oiu  1.  Januar  1875  wird  an  Oktroi  erhoben; 

A.  Getränke: 

iUVon  Wein  in  Fässern  (auch  Most),  das  Hektoliter 2,15  M. 

b»  „ Wein  in  Flaschen  oder  Krügen  bis  zu  1 1 die  JMasche  oder  Krug  o’o3  „ 

c)  „ Ohstw’ein  (auch  Most)  per  Hektoliter 0,85  „ 


d)  „ Hranntweiu,  iu  der  Stadt  iunerhalh  der  Oktroiliiiie  fabriziert : 
I.  Bei  Bereitung  aus  mehligen  Stofl'en; 

1.  \on  je  100  l des  Rauminhalts  der  Maisehhütte  und  für  jede 
Einmaiscliung  von  deiijeuigeii  Brennern , welche  mehr  als 
1000  1 des  Rauminhalts  der  Maischltütten  au  einem  Betriehs- 


tage  einmaisclien 15 

2.  welche  nicht  über  looo  1 einmaisclien o’i2  ” 

II.  Bei  Bereitung  aus  nicht  mehligen  Stoffen: 

1.  von  je  100  1 eingestampfter  Weintreber,  Kernobst  oder  Treber 

von  Kernobst  und  Beerenfrücliten  aller  Art o,lo 

2.  von  je  100  1 Trauben-  oder  Obstwein,  Weiubefe  und  Steinobst  0,20  „ 
e)  Von  Branntwein  eingeführt : 

1.  von  allem  ordinären  und  versüssten  Branntwein  (Likör)  das 

Hektoliter o 

„ 
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2.  von  Spiritus.  Arrak,  Rum  etc.  hei  einem  Weingeistgehalt  von 

50%  nacli  dem  Alkoholometer  von  Tralles,  das  Hektoliter  . . 2,50  51. 

Uehersteigt  der  Weingeistgehalt  diese  so  erfolgt  mittels 
Berechnung  Reduktion  auf  diese  Xormalstärke  und  Erhebung  des 
Oktrois  von  der  auf  diese  Weise  ermittelten  Menge  nach  dem 
Ansatz  von  2. so  51.  per  i hl. 

f)  Branntwein  oder  Likör  in  Flaschen  oder  Krügen  l)is  zu  i 1 die 

Flasche  oder  der  Krug o,o:i  „ 

g)  Branntweinbrenner,  welche  in  der  Stadtgemarkung,  aber  ausser- 
halb der  Oktroilinie  Branntwein  brennen,  zahlen  beim  Verkauf 
ausserhalb  der  Stadtgemarkung  von  dem  Hektoliter  lo  Pf.  und 
hei  Verkäufen  in  der  Stadtgemarkung  den  Oktroi  wie  unter  II.  e)  f). 

h)  Bier: 

1.  eingefiihrt,  das  Hektoliter o.so 

2.  in  der  Stadt  oder  deren  Gemarkung  fabriziert,  nach  5IassgattH 
der  zu  dessen  Bereitung  verwendeten  Stoffe  und  zwar: 

aa)  Getreide  (5Ialz,  Schrot  etc.),  Reis,  grüne  Stärke,  per  Zentner  l.oo  „ 
lib)  Stärke,  Stärkemehl,  Stärkegummi  und  Sirup  aller  Art, 


per  Zentner 1^50  „ 

ec)  Zucker  aller  Art  und  alle  anderen  5Ialzsurrogate,  per  Ztr.  2,00  „ 

i)  Essig,  eingeführt,  per  Hektoliter 1,10  „ 

in  der  Stadtgemarkung  fabriziert,  1 hl 0.70  „ 

B.  Schlachtvieh : 

1.  von  einem  Ochsen  oder  Stier 15  5u 

' 77 

-■  ^ » Faselochsen 10,30  „ 

3.  „ einer  Kuh  oder  einem  Rind 10.30  „ 

4.  ,,  einem  Stoppelkalb 2,60  „ 

ö.  „ „ Schwein 2,25  „ 

‘b  n Saugkalb 1^30  ,, 

"■  « „ Hammel  oder  Schaf 1,I5  „ 

8.  „ einer  Ziege 0,70  .. 

0.  „ einem  Zicklein,  Lamm.  Sjmnferkel 0,20  ,. 

Das  bislang  von  den  Metzgern  entrichtete  sog.  Schlachtgeld  ist 
hierunter  nicht  begriffen  und  soll  hierfür  erhoben  werden: 

a)  für  einen  Ochsen  oder  Stier 0,25 

h)  ,,  eine  Kuh  oder  Rind  0,12  „ 

c)  „ ein  Stoppelkalb  oder  ein  Schwein 0,10  „ 

d)  .,  ein  Kalb,  Hammel  oder  Schaf 0,05  „ 

Fleischwaren: 


1.  frisches  Fleisch  und  frische  Wurst  von  ausserhalb  der  Stadt- 
gemarkung geschlachtetem  Vieh,  sowie  von  Wildbret,  das  % Kilo  0.03 

2.  getrocknetes,  geräuchertes  oder  durchgesalzenes  Fleisch,  ge- 
räucherte oder  durchgesalzene  Wurst,  Speck,  Zungen,  Sülzen, 


Gelünge  und  Kuheuter,  das  V2  Kilo  o,05 

D.  Hasen,  das  Stück 0,20 

E.  Geflügel: 

1.  von  Welschen,  das  Stück o,5o 

2.  Gänsen,  das  Stück 0,20  ,. 

F.  Hülsenfrüchte: 

von  Bohnen,  Erbsen.  Linsen,  per  loo  Pfd.,  ohne  Sack 0.40 

G.  Früchte: 

von  allen  Früchten,  welclie  die  Mühlen  passiert  haben,  per  loo  Pfd., 
ohne  Sack o^6(>  .. 

H.  Bäckerwaren: 

1.  Wecken  und  Weissbrot  im  Werte  von  t>o  I*f 0,03 

2.  Roggen-  und  gemischtes  Brot,  5 Pf.l o.03 

I.  FIrennmaterialien: 

1.  Laubholz,  der  Kubikmeter: 

a)  Scheit-  und  Prügelholz 0 50 

3 
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h)  Stockholz  von  Buchen  oder  Birken 0,40M. 

c)  dergl.  von  Eichen,  Erlen  und  Aspen  0,36  „ 

2.  Nadelholz,  der  Raummeter: 

a)  Scheit-  und  Prügelholz o,4o  „ 

h)  Stockholz 0,35  „ 

3.  Wellen,  gebunden: 

a)  von  Laubholz  oder  gemischtem  Holz,  das  Hundert o,70  „ 

b)  „ reinem  Nadelholz 0,50  ,, 

4.  Ungebundenes,  nicht  aus  Waldholz  bestehendes  lleisig,  i>er  Pferd, 

Ochs  oder  Kuh 0,20 

5.  Tannäpfel  zum  Brennen,  das  Hektoliter 0,03  „ 

H.  Torf,  der  Zentner 0,u3 

7.  Steinkohlen,  Braunkohlen  und  Coaks,  der  Zentner o,06  „ 

2.  Eine  Rückvergütung  des  bezahlten  Oktrois  tiudet  nur  statt : 

a)  von  Wein,  bei  nachgewiesener  Ausfuhr  im  grossen  bis  auf  40  1 an 

denselben  Empfänger,  vom  Hektoliter l,9o  „ 

Den  Weiiigrosshändlern  kann  gestattet  werden,  bei  der  Einlage 
von  Wein  vorerst  nur  25  Pf.  per  Hektoliter  zu  b»  zahlen,  und  am 
Monatsschlusse  von  den  Verkäufen  in  die  Stadtgemarkung  den 
Restbetrag  mit  1,90  M.  an  die  Stadtkasse  zu  entrichten. 

b)  von  Branntwein,  wie  zu  a)  bei  oOO/q  Tralles: 


1.  von  allem  ordinären  in  der  Stadtgemarkung  fabrizierten  Brannt- 
wein, per  Hektoliter 1,80  ,, 

2.  vonsolchem,  der  von  aussen  eiiigefuhrt  worden  ist,  per  Hektoliter  2,oo  ,, 

Bei  höherprozentigem  Branntwein  findet  nach  erfolgter  Re- 
vision eine  Umrechnung  auf  die  Normalstärke  von  50 o/^,  statt. 

Branntweingrosshändlern  kann  gestattet  wei  den,  bei  der  Ein- 
lage 10  Pf.  per  Hektoliter  Branntwein  und  20  Pf.  per  Hektoliter 
Spiritus,  und  demnächst  (s.  oben»  von  den  Verkäufen  in  die  Stadt 
den  Rest  zu  entrichten. 


<•)  von  Obstwein  wie  zu  a) 0,70  „ 

d)  Bier 0,40 

e)  Essig,  per  Hektoliter o,60  „ 

f)  von  Fleisch  : 


1.  an  die  Menagen  der  liarnison  geliefert  von  Darmstädter  Metzgern, 
frisches  Fleisch  und  frische  Wurst  2-/7  Pf.,  gesalzenes  und  geräuchertes 
Fleisch  42/7  Pf.  per  Pfund, 

2.  von  auswärtigen  Metzgern,  bei  nachgewiesener  Oktroizahlung,  per  Pfund 
frisches  Fleisch  und  frische  Wurst  3 Pf. , gesalzenes  und  geräuchertes 
Fleisch  6 Pf., 

3-  von  verunglücktem  Vieh,  dessen  Fleisch  zum  Ladeuverkehr  untauglich 
ist,  nach  dem  entrichteten  Oktroi. 

gl  bei  allen  zur  Aufnahme  in  das  öffentliche  Lagerhaus  geeigneten  oktroi- 
pflichtigen Gegenständen  in  vollem  Wert  unter  Beobachtung  der  ge- 
troffenen Kontrollmassregelu. 

;i.  Oktroibeträge  bis  zu  2 Pf.  werden  nicht  erhoben. 

Durch  die  Bekanntmachung  vom  18.  September  3 874  wurden  für  die  Kon- 
trollierung  des  Weinoktrois  folgende  Vorschriften  gegeben: 

1.  Vor  Beginn  der  Kelterung  von  Weintreber,  rauhem  Traubenmost  oder  Obst 
haben  die  Wein-  und  Obstweinproduzenteii  bei  der  Bürgermeisterei  oder 
der  zuständigen  Oktroihebestelle  behufs  Erwirkung  eines  Kelterscheines 
Anzeige  zu  erstatten. 

2.  Vom  Oktroipersonal  wird  die  Kelterung  überwa«  ht,  der  Most  festgestellt 
und  nach  Abzug  von  ö%  für  Hefe  hiervon  spätestens  am  Monatsschlusse 
ilas  Oktroi  erhoben. 

3.  Weingrosshändler,  weichen  bezüglich  der  Oktroikreditierung  die  oben  er- 
wähnte Erleichterung  gewährt  ist,  tragen  die  Menge  des  hergestellten 
Mostes  täglich  in  ein  Kelterregister  ein;  nach  der  Kelterung  stellen  sie 
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einen  Iteglaubigten  Auszug  aus  denisellien  der  Verwaltung  zu,  und  es  er- 
folgt auf  Grund  dieses  die  Berechnung  und  Erhebung  des  Oktrois. 

Von  den  Weingrosshändlern  wurde  für  Haustrunk  und  Füllwein  eine 
Oktroiabgabe  von  26  ti.  24  kr.  jährlich  erlioben,  welche  laut  Bekamitmachung 
vom  31.  März  1875  vom  Beginn  des  Jahres  1875  an  auf  34.40  M.  bezw.  17,20  M. 
nach  dem  Geschäftsnmfang  der  einzelnen  Weingrosshändler  festgesetzt  wurde. 

Durch  Verfügung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  24.  September  1875  Nr.  14,297 
wurde  die  Rückvergütung  für  von  auswärtigen  Metzgern  an  die  Menagen  der  Garnison 
geliefertes  gesalzenes  niid  geräuchertes  Fleisch  von  6 auf  5 Pf.  per  Pfund  heraligesetzt  und 
für  Mühlenfabrikate  eine  Ausfuhrrückvergütung  von  l.ioM.  pro  Doppelzentner  festgesetzt. 
Unterm  2.  Dezember  1875  Nr.  17,978  setzte  das  genannte  Ministerium  für  Hillseufrüchte  eine 
Ausfuhrrückvergütung  von  0,70  M.  pro  Doppelzentner  fest.  Nach  einer  im  Jahre  1865 
zwischen  Stadt-  und  Militärbehörde  getroffenen  Vereinbarung  wird  für  die  verheirateten 
Unteroffiziere,  welche  nicht  an  der  Menage  teiluelimen,  3,48  M.  Oktroi  pro  Jahr  und  Manu 
zurückvergütet;  die  für  die  Truiipen  direkt  eingefUhrten  Gegenstände  (Breuuniaterialieii. 
Mehl  für  die  Militärbäckerei  etc.)  gehen  auf  Vorlage  der  eutsprecliendeii  Nachweise  oktroi- 
frei ein. 

Unterm  22.  Januar  1876  erliess  die  Bürgermeisterei  Darmstadt  über  die  Uktroient- 
riclitung,  insbesondere  von  Schlachtvieh,  eine  Bekaimtniaclmng  mit  folgendem  wesentlichen 
Inhalt:  Das  Schlachten  von  dem  der  Abgabe  unterworfenen  Vieh  darf  ohne  besondere  Er- 
laubnis für  jeden  einzelnen  Fall  nur  im  städtischen  Schlachthaus  unternommen  werden  liei 
Vermeidung  der  reglenientmässigen  Strafen.  Die  Darmstädter  Metzger  haben  die  Abgabe 
an  die  Stadtkasse,  zu  entrichten,  in  der  Art,  dass  sie  bei  der  Stadtkasse  die  für  die  ein- 
zelnen Sorten  von  Schlachtvieh  Viestimmten  Schlachtzeichen  lösen.  Sie  empfangen  für  jedes 
Stück  Vieh  zwei  Schlachtzeichen,  von  denen  das  eine  lieim  Eintrieb  des  Viehs  in  die 
Stadt  an  den  Oktroierheber,  das  andere  beim  Eintriebe  in  das  Schlachthaus  an  den  Schlacht- 
oktroiinspizienten im  Schlachthaus  abzugeben  ist.  Kauft  ein  Metzger  Schlachtvieh  von 
Einwohnern  der  Stadt  oder  der  Stadtgeinarkung,  so  ist  dafür  an  der  Stadtkasse  ein  Ver- 
abfolgungsschein zu  lösen  und  beim  Abholen  des  Viehs  dem  Verabfolger  vorzuzeigen. 
Private,  welche  in  der  Stadt  oder  deren  Gemarkung  wohnen,  haben,  bevor  sie  ihr  Vieh 
schlachten,  einen  Schlachtschein  an  der  Stadtkasse  zu  lösen,  welcher  au  den  Sclilachtauf- 
selier  zu  verabfolgen  ist.  Für  diejenigen  oktroipflichtigeii  Gegenstände,  welche  nur  durch 
die  Stadt  oder  bewohnte  Stadtunigebung  passieren,  werden  von  den  Oktroierhebern  Durch- 
gangsscheine gegen  eine  Gebühr  von  3 Pf.  ausgestellt.  Diese  Scheine  müssen  beim  Aus- 
passieren  den  entsiirecheiideii  Erhebern  zur  Revision  des  Durchgangsgutes  vorgelegt  und 
mit  weiteren  3 Pf.  honoriert  werden.  In  dem  Dureligangsschein  wird  die  Zeit,  innerhalb 
welcher  der  Transport  durch  die  Stadt  beendigt  sein  soll,  bemerkt;  wird  ein  längerer  Auf- 
enthalt des  Durchgangsgutes  nötig,  so  müssen  die  oktroipfiichtigen  Gegenstände  in  das 
städtische  Lagerhaus  gebracht  werden. 

Ueber  alle  Oktfoibarzahlungen  müssen  die  Oktroierheber  vorschriftsmässige  Quit- 
tungen ausstellen  und  dem  Deklaranten  behändigeu;  diese  Quittungen  tragen  einen  Ab- 
schnitt, in  welchem  Datum  und  Betrag  der  Oktroizuhlung  ausgefüllt  ist;  die  Abschnitte 
sind  von  dem  Oktroioberaufseher  nach  Revision  der  Gegenstände  und  Vergleichung  mit  den 
Oktroiquittungen  aufzubewahren  und  täglich  an  den  üktroiinspektor  oder  Oktroiaufseher 
abzugehen.  Ist  (wie  zur  Nachtzeit)  ein  Oktroiaufseher  Ijei  der  Erhelmng  nicht  zugegen, 
so  ist  der  Abschnitt  von  dem  Oktroierheber  aufzubewahren  und  abzuliefern.  — 

Durch  Stadtverordnetenbeschluss  vom  24.  Januar  1878  wurde  die  Rückvergütung  für 
von  aussen  eingeführten  Branntwein  auf  3.2ü  M.  und  für  Likör  auf  2.24  M.  pro  Hektoliter 
festgesetzt.  Durch  Verfügung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  20.  April  1878  Nr.  5051 
wurden  vom  1.  Mai  1878  an  folgende  erhöhten  Oktroisätze  genehmigt: 

Branntwein  bei  einem  Weingeistgehalt  von  5o0(j  nach  dem  Alkoliolu- 


meter  von  Tralles,  vom  Hektoliter 4,00  M. 

Branntwein  oder  Likör  in  Flaschen  oder  Krügen  l>is  zu  il,  die 

Flasche  oder  der  Krug u,04 

von  einem  Ochsen  oder  Stier  ih,5u  „ 

„ „ Faselochsen,  einer  Kuh,  einem  Rind 12, uo  .. 

^ Schwein 3,5o  .. 

„ ,,  Saugkalb ...  i,.5o  .. 


4. 
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von  riuem  Hainiiipl  oder  Schaf 

„ „ Zicklein.  Lamm,  Spanferkel  « 

Wildbret,  pro  Kilo ” 

..  Hasen,  per  Stück  , . . 0,30 

„ Welschen,  per  Stück ...  o,sn  „ 

„ Günsen,  per  Stück •? 

Alles  nicht  besonders  f?enanjite  Geflügel,  pro  Kilo ‘^.12 

Lanbholz.  Scheit-  und  Prügelholz,  pro  Raummeter o,60  „ 

Desgl.,  Stockholz  von  Buchen  und  Birken,  1 cbm ‘h45  „ 

Stockholz  von  Eichen,  Erlen  und  Aspen,  l cbm  . . n.to  .. 

Xadelholz,  Scheit-  und  Prügelholz,  per  Raummeter 0.45  „ 

Hesgl..  Stockholz •• 

Klein  gemachtes  und  Abfallholz,  per  Zentner o.05  „ 

Torf,  per  Zentner ...  0,05  .. 


Am  10.  Februar  i8«o  Xr.  3434  genehmigte  das  Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz 
ein  OHroi  von  6 M.  das  Stück  für  zum  Schlachten  bestimmte  Pferde  und  am  n.  Juli  18S2 
Xr.  Ic  471  ein  solches  von  2 M.  das  Stück  für  Rehwild.  Hurch  Verfügung  vom  3.  Xovemher 
lS9fi  r.  28.752  genehmigte  das  genannte  ^linisterium  die  Aufhebung  des  Oktrois  von  Essig. 


2.  Offenbach. 


Vom  1.  April  1824  an  fBekanntm.  v.  25.  Marz  1824)  wurde  der  Stadt  Ottenbach  vom 
Land' sherrn  ein  Oktroi  bewilligt,  wie  folgt: 


V n 1 Pfd.  Fleisch 

1 Stecken  Laubholz 

i „ Xadelholz 

100  Wellen,  zu  Wasser  eingehracht 

Wellen,  zu  Land  eingehracht,  sowie  Stockholz,  von  i Pb  rdelast  . 

Desgl..  von  2 Pferden  

v m 1 Fass  Steinkohlen 

1 Ztr.  desgl ' ‘ * 

. 1 Malter  Mehl  und  von  allen  Früchten,  welche  die  Mühle  passiert  halien 

(Kleie.  Schrot.  Malz  und  das  ziim  Backen  unhrauchhare 
Schwarzmehl  hleiben  frei.) 

1 Malter  Hafer 

1 Ohm  Traubenwein 

- 1 „ Obstwein 

„ 1 „ Branntwein 

100  Bouteillen  Trauben-  und  Branntwein 


1 Pf 
s kr. 
4 .. 

1 .. 

4 . 

0 M 
0 

12 


0 

48 

15 

1 fl. 
1 . 


Defraudationen  des  Oktrois  sollten  mit  dem  zehnfachen  Betrag  des  hinterzogeneu 
Oktr  )is  bestraft  werden  und  der  Gegenstand,  in  Bezug  auf  welchen  die  Hinterziehung  ver- 
übt rar,  für  Strafe  und  die  nachzuzahlende  Abgabe  haften. 


Das  in  den  Kasernen  einquartierte  grossherzogl.  Militär  vom  Feldwebel  abwärts 
sollt*  in  der  Art  von  Entrichtung  des  Oktrois  befreit  bleiben,  dass  das  bei  Einbiingung 
der  vVare  entrichtete  Oktroi  gegen  Rückgabe,  der  Quittung  und  Bescheinigung  des  Em- 
pfan  ?ers  zurückhezahlt  wurde.  Zur  Vereinfachung  der  Oktroiahfertigung  des  Schlacht- 
vieh wurde  dieses  nicht  jedesmal  gewogen,  sondern  das  Oktroi  im  halben  Betrage  dei 
stau  liehen  Fleischaccise  erhoben. 


Das  Oktroi  sollte  gleichzeitig  mit  den  Staatsabgalien  durch  das  für  die  Erhebung 
der  iidirekten  Auflagen  bestellte  staatliche  Personal  erhoben  werden. 

Durch  Reskript  grossherzogl.  Ministeriums  des  Innern  und  der  Justiz  vom  20.  Februar 
1826  wurde  verfügt,  dass  die  bisher  von  dem  Uemeindeemnehmer  erhobenen  Strafen  wegen 
Uebtrtretung  des  Oktroireglements  künftig  dem  Obereinnehmer  zur  Erhebung  überwiesen 
wer)  en  sollten. 

Demnächst  (Bekanntm.  des  Ministeriums  des  Innern  und  der  Justiz  v.  12.  Aug.  1829) 
wur  e vom  Lamlesherrn  zur  Deckung  der  durch  die  Neuorganisation  des  Otfenhacher  Schul- 
wes'  US  entstelieiideu  Kosten  eine  Erhöhung  des  Fleischoktrois  von  1 Heller  auf  2 Heller 
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pro  Pfund  bewilligt.  Dieses  Oktroi  wurde  später  (Bekanntm.  v.  9.  Mai  1831)  auf  1 kr.  pro 
Pfund  erhöht. 

Nach  der  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Innern  und  der  Justiz  vom  I6.  März 
1832  fand  eine  neue  Regulierung  des  Oktrois  statt,  wobei  im  wesentlichen  folgendes  be- 
stimmt wurde: 

1.  Alle  Fruchte,  welche  die  Mühle  passiert  haben,  müssen,  ehe  solche  in  die  Häuser 
)ler  städtischen  Einwohner  gebracht  werden  dürfen,  auf  die  städtische  Mehlwage 
gebracht  und  dort  gewogen  werden. 

2.  Vieh  darf  nur  im  städtischen  Öchlachthause  geschlachtet  werden. 

3.  Das  Oktroi  von  Trauben-,  Obstw^ein  und  Bier  wird  von  der  grossherzogl.  Orts- 
eiuuehmerei  mit  der  Staatsabgabe  erhoben. 

4.  Befreit  von  dem  Oktroi  bleiben  wie  bisher: 

a)  Die  Bedürfnisse  des  in  der  Kaserne  eiuquartierteu  Militärs  vom  Feldwebel 
abw  ärts ; 

b)  der  für  die  Offiziers-  uud  Gendarmeriedienstpferde  gebraucht  werdende 
Hafer;  beides  auf  Bescheinigung  der  Militärbehörde. 

5.  Das  Oktroi  von  Vieh,  w-elches  in  der  Stadt  geschlachtet  wird,  wurde  wie  folgt 
normiert : 

a)  1 Ochs 8fl.  — kr. 

b|  1 Kuh  oder  1 Faselochs 6 „ 40  ,, 

c)  1 Rind 3 „ 20  „ 

)l)  1 Stoppelkalb  2„—  „ 

e)  1 Schwein  1 4u  „ 

f)  1 Kall) — 30  „ 

g)  1 Hammel — 30  „ 

Unterm  21.  April  1832  wurde  zur  Sicherung  des  Fleischoktrois  vor  Fertigstellung 
des  städtischen  Schlachthauses  Verschiedenes  bestimmt,  hauptsächlich,  dass  Schlachtvieh 
nur  mit  einem  Trausportscheiu  passieren  darf,  welcher  au  den  Empfänger  abgelieferi 
werden  muss. 

Nach  Einrichtung  <les  Schlachthauses  für  den  öfl'entlicheu  Gebrauch  wurde  durch 
Bekauntmachuug  vom  23.  Oktober  1832  bestimmt,  dass  die  Einrichtung  des  Trausportscheins, 
welche  sich  bewährt  hatte,  fortbest  eben  sollte. 

Durch  das  Reglement  vom  19.  Juli  1834  wurde  das  der  Stadt  Otfenbach  bewilligte 
Oktroi  neu  geordnet.  Dessen  wichtigste  Bestimmungen  sind  folgende: 

1.  Oktroipflichtige  Gegenstände  dürfen  nur  au  den  vier  Eingangsstationen  ein- 
gebracht (in  der  Bieberer-,  Darmstädter-,  Frankfurterstrasse  und  an  der  Main- 
brücke}, und  es  müssen  — mit  Ausnahme  von  Mehl,  Getränken  uud  Schlachtvieh  — 
die  Oktroiabgaben  sogleich  beim  Einpassieren  an  den  Erheber  entrichtet  werden. 
Dies  gilt  insbesondere  auch  von  dem  zu  Wasser  eingebrachten  Holz,  Hafer  u.  dergl. 
Namentlich  sind  die  städtischen  Holzinesser  angewiesen,  vor  dem  Messen  sich 
die  gelösten  Oktroischeiue  vorzeigeu  zu  lassen  und  solche  zum  weiteren  Gebrauch 
ungültig  zu  machen.  Das  Holz  für  die  Ziegelbrennereien  kann  jedoch  gegen 
Bezahlung  einer  jährlichen  Abflndungssumme  eingehracht  werden.  Die  ausser- 
halb der  Eiugangsstationen  wohnenden  Stadtbewohner,  welche  oktroipflichtige 
Gegenstände  empfangen,  haben  sogleich  bei  der  Ankunft,  ehe  diese  abgeladen 
oder  in  ihre  Hofraithen  verbracht  werden,  hievon  dem  Eingangserheber  die 
Anzeige  zu  machen,  bezw.  das  Oktroi  an  denselben  zu  entrichten. 

2.  Jeder  Zahlungspflichtige  hat  anzugeben,  was  er  zu  versteuern  hat,  oder  er  ein- 
oder  durchfuhren  will  und  ist  für  die  Richtigkeit  der  Angaben  verantwortlich. 
Ueber  die  geleistete  Barzahlung  erhält  derselbe  von  den  Oktroierhebern  Be- 
scheinigungen. Der  Transport  der  der  Oktroiabgabe  unterworfenen  Gegenstände 
oder  der  Durchgangsgüter  muss  stets  mit  den  von  den  Eingaugserhebern  aus- 
gefertigten, auf  Verlangen  den  Aufsichtspersonen  vorzuzeigendeu  S'  heinen  be- 
gleitet sein. 

3.  Alle  Früchte,  welche  die  Mühle  passiert  haben,  müssen,  ehe  solche  in  die  Häuser 
der  Stadtbewohner  gebracht  werden  dürfen,  bei  den  Eingaugsstationen  an- 
gemeldet und  mit  den  hierauf  erhaltenen  Transportseheineu  ohne  Aufenthalt 
und  mit  Einhaltung  der  Hauptstrasseu  auf  die  städtische  Mehlwage  gebracht 
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mul  dort  gewogen  werden.  Ueber  das  Ergebnis  des  i.ewidits  erhaU  dei  Kin- 
t, ringende  einen  WagescUein,  welcher  während  des  weiteren  Transports  m dei 
Stadt  stets  bei  den  Früchten  sein,  und  worauf  die  Zahlung  an  den  städtischen 

Kechner^erMg^  unter  einem  Malter  kann  ausnahmsweise  auf  Verlängern  des  Ein- 

bringers  das  Oktroi  sogleich  an  der  Eingangsstatiou  gegen  Empfang  einei 
Quittung  berichtigt  werden  und  der  Transport  auf  die  Mehlwage  in  diesem  l a 

unterbleiben. 

D-is  Oktroi  von  eingebrachtem  und  in  der  Stadt  fabriziertem  Traubenweiu,  Obst- 
wein  und  Branntwein  wird  von  der  grossherzogl.  Ortseinnehnierei,  sobald  dei 
Uebergang  des  Getränks  zur  lokalen  Konsumtion  eintritt,  erhoben  und  mona - 
lieh  an  die  Stadtkasse  abgeliefert.  Der  städtischen  Verwaltungsbehörde  steht 
die  Einsicht  des  fiskalischen  Getränkeregisters  jederzeit  frei. 

ln  allen  Fällen,  wo  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  bei  diesen  Gegen- 
st  inden  eine  Defraudation  der  Staatsabgaben  sich  hcrausstellt,  soll  auch  die 
Defraudation  des  städtischen  Oktrois  als  bewiesen  angesehen  und  bestraft  werden. 

Bezüglich  des  Oktrois  von  Schlachtvieh  gilt  folgendes: 

■0  \lles  im  Tarif  bezeichnete  Vieh  darf  nur  bei  Tageszeit  (1  Stunde  vor 
Sonnenaufgang  bis  1 Stunde  nach  Sonnenuntergang)  einpassieren.  Der  Irans- 
nortschein  (s  Zitf.  2)  ist  beim  Wiederausgang  an  der  Eingangsstation  abzu- 
ieiefi,  falls  das  Vieh  in  der  Stadt  bleibt,  innerhalb  3 Stunden  an  den 
Städtischen  Rechner  abzuliefern.  Versäumt  ein  Einwohner,  welcher  von 
Fremden  Vieh  erhält,  sich  den  Transportschein  von  diesen  einhändigen  zu 
lassen  und  abzuliefern,  so  haftet  er,  wenn  der  Einbringer  nicht  bestraft 
werden  kann,  als  habe  er  das  Vieh  eingebracht, 
b)  Auswärtige  Händler,  welche  Vieh  auf  den  Markt  bringen  oder  in  der  Stadt 
verkaufen  wollen  oder  auch  mit  solchem  nur  die  Stadt  passieren,  habei 
beim  Eingang  <las  betr.  Oktroi,  jedoch  nie  mehr  als  5 fl.,  ‘‘J®  ^ 

hinterlegen ; letztere  erhalten  sie  nach  Erfüllung  der  vorstehend  hinsicht- 
lich des  Transportscheines  angegebenen  Verpflichtungen  beim  Wiederaus- 

, I rillr  innerhalb  der  Stadt  und  der  bew'ohnten  Stadturagebung  wohnenden 
Privatpersonen  und  Metzger  haben  bezüglich  des  mit  Transportschein  ein- 
-egangenen  gekauften  oder  auf  andere  Weise  erworbenen  N lehes  nachzu- 
weisen wo  solches  verblieben  ist,  und  insbesondere  die  gewerbetreibenden 
Metzger  jeden  Verkauf  oder  Tausch  dergleichen  Viehes  bei  dem  städtischen 

Rechner  behufs  des  Ab-  und  Zusclireibens  anzuzeigen. 

Kauft  ein  gewerbetreibender  Metzger  Vieh  von  Personen,  welche  inner- 
hall) der  Stadt  oder  bewohnten  Stadtumgebung  wohnen,  so  darf  dasseDe 
nur  gegen  einen  von  dem  städtischen  Rechner  auszustellenden  ^ erabtolgungs- 

schein  bei  Tag  verabfolgt  werden.  «hi.^i,* 

,1)  Alles  im  Oktroitarif  aufgeführte  Vieh  darf  nur  im  städtischen  *’‘^hlach 
hause  bei  Tag  geschlachtet  werden.  Der  Tag,  an  welchem  geschlachtet 
werden  soll,  ist  vorher  während  der  Bureaustunden  dem  städtischen  Rechnei 
auzuzeigen  und  gegen  Zahlung  des  Oktrois  der  betr.  Schiachtschein  ein- 
zulösen.  Letzterer  gilt  nur  für  den  darin  angegebenen  Schlachttag.  Ei 
muss  vor  dem  Schlachten  dem  im  Schlachthaus  angestellten  Kontrolleui 
vorgezeigt  und  von  diesem  visiert  werden.  Sodann  ist  der  Schein  6 Mona  .e 
aufzubewahren  und  während  dieser  Zeit  den  Oktroiaufsichtsbeamten  aut 
Anfordern  vorzuzeigen. 

P)  Den  Metzgern  wird  bei  Festsetzung  des  Fleischpreises  i kr.  aut  das  l tunrt 
als  Oktroivergütung  zugesetzt. 
f)  Kein  Oktroi  wird  erhoben: 

a)  von  dem  bei  Nichtmetzgern  verunglückten  und  geschlachteten  \xeh, 
welches  der  Eigentümer  nur  für  eigene  häusliche  Konsumtion  gebraucht. 
Dieses  Vieh  darf  nicht  eher  ausgehauen  werden,  bis  auf  Zeugnis  des  Vieh- 
beschauers, wodurch  die  Notwendigkeit  des  Schlachtens  nachgewiesen 
wird,  und  auf  die  Erklärung  des  Eigentümers,  das  Fleisch  allem  zui 
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häuslichen  Konsumtion  verwenden,  nicht  aber  verkaufen  oder  vertauschen 
zu  wollen,  bei  dem  städtischen  Rechnerein  Schlaclitfreischein  erwirkt  i.st, 
von  den  zur  eigenen  häuslichen  Konsumtion  des  Eigentümers  geschlach- 
teten und  von  ihm  selbst  gemästeten  Scluveinen,  jedoch  nur  von  zwei 
Stück  in  jedem  Jahr.  Diese  Schweine  dürfen  nur  in  den  Monaten 
November,  Dezember  und  Januar,  nach  Einholung  eines  Sciilachtfrei- 
scheines,  geschlachtet  werden.  Der  Schlaclitfreischein  wird  nur  erteilt, 
wenn 

aa)  zur  Zeit,  wenn  die  Mästung  des  mageren  Viehs  unternommen  wird, 
dieses  dem  städtischen  Rechner  angezeigt  worden  ist,  welcher  die 
Anzeige  in  ein  Mastungsregister  einzutragen  hat, 
bb)  die  Mästung  wenigstens  *2  Monate  vom  Tage  der  Anzeige  andauert, 
cc)  die  städtischen  Beamten  und  die  mit  der  Aufsicht  über  das  Oktroi 
l>eauftragten  Personen  diircli  Besichtigung  des  Maststalles  sich 
jederzeit  versichern  können,  dass  die  angezeigte  Mästung  wirklich 
statttindet,  und  wenn 

dd)  der  Eigentümer  des  selbstgeniästeten  Viehs  erklärt , das  Fleisch 
l)loss  zur  eigenen  häuslichen  Konsumtion  verwenden,  also  weder 
durch  Kauf  noch  Tausch  an  andere  überlassen  zu  wollen. 

Wer  nach  den  Vorschriften  zu  a und  y3  einen  Schlachtfreischein  erwirkt, 
das  Fleisch  des  abgabefrei  geschlachteten  Viehs  aber  nicht  zur  eigenen  häus- 
lichen Konsumtion  wirklich  verwendet,  sondern  an  andere  verkauft  oder  ver- 
tauscht hat,  soll  als  Defraudant  der  auf  das  geschlachtete  Vieh  fallenden  Ab- 
gabe betrachtet  und  bestraft  werden.  Das  Vorgeben  einer  Schenkung  soll 
nur  dann  nicht  als  Kauf  oder  Tausch  angesehen  werden,  also  Straflosigkeit 
bewirken,  wenn  der  Stadtvorstand  dasselbe  als  glaubwürdig  erklärt. 

6.  Solange  in  der  Stadt  Ofl'enbach  Polizeitaxen  für  Brot  und  Fleisch  bestehen, 
ist  das  Einbringen  und  Durchführen  von  Schwarz-  und  Weissbrot,  sowie  frischen 
Fleisches  in  die  Stadt  und  bewohnte  Stadtunigebung  bei  Vermeidung  der  Kon- 
fiskation der  Ware,  sowie  einer  Geldstrafe  von  5 fl. , im  Wiederholungsfälle 
10  fl.  verboten.  Ein  Metzger,  der  frisches  Fleisch  einbringt  oder  eingebrachtes 
Fleisch  kauft,  verfällt  im  ersten  Falle  in  eine  Geldstrafe  von  15  fl.,  im  Wieder- 
holungsfälle von  30  fl. 

7.  Für  diejenigen  oktroipflichtigen  Gegenstände  (wegen  des  Viehs  s.  Nr.  5),  welche 
nur  durch  die  Stadt  und  bewohnte  Stadtumgebung  passieren  und  nicht  in  der- 
selben verbraucht  werden  sollen,  werden  an  den  der  Route  zunächst  gelegenen 
Eingangsstationen  Durchgangsscheine  erteilt , welche  beim  Au.spassieren  dem 
Erheber  zur  Revision  des  darin  angegebenen  Durchgangsgutes  abgeliefert 
werden  müssen. 

Auswärtige  haben  beim  Einbringen  das  Oktroi  für  das  Gut,  jedoch  nicht 
über  5 fl.,  als  Sicherheit  zu  liinterlegeii  und  erhalten  diese  Kaution  beim  Aus- 
passieren nach  Richtigbefund  der  Ware  zurück. 

In  den  Durchgangsscheinen  wird  die  Zeit,  innerhalb  welcher  der  Transport 
durch  die  Stadtgemarkung  beendet  sein  soll,  zwar  jedesmal  besonders  bemerkt, 
sie  darf  sich  aber  nicht  über  12  Stunden  ausdehnen,  und  es  müssen  mit  dem 
Durchgangsgut  die  Hauptstrassen  eingehalten  werden.  Machen  Umstände  einen 
längeren  Aufenthalt  nötig,  dann  müssen  die  oktroipflichtigen  Gegenstände  von  den 
Transportanten  gegen  Bezahlung  des  taritmässigeii  Lagergeldes  in  das  städtische 
Lagerhaus  ge)>racht , und  es  muss  von  dem  Lagerhausverwalter  die  Dauer  der 
geschehenen  Lagerungen  auf  den  Durchgangsscheinen  bescheinigt  werden. 

Durchgangsgüter,  welche  bereits  mit  zollamtlichen  Durchgangsscheinen  ver- 
sehen sind,  bedürfen  der  städtischen  Durchgangsscheine  nicht. 

8.  Eine  Rückvergütung  des  Oktrois  findet  statt : 

a)  für  die  Bedürfnisse  des  in  die  Kaserne  einquartierten  Militärs  vom  Feld- 
webel abwärts; 

b)  von  dem  für  die  Offiziers-  und  Geudarmeriedienstpferde  gebrauchten  Hafer, 
beides  (a  und  b)  auf  Grund  der  darüber  vom  grossherzogl.  Militärkommando, 
bezw.  dem  Gendarmeriekorporal  ausgestellten  Bescheinigungen; 
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c)  bei  der  Ausfuhr  oktroipfiichtiger  Gegenstände  iiu  grossen,  d.  h.  nicht  unter 
1 Ztr.  und  wenigstens  von  1 fl.  Oktroibetrag.  Die  Vergütung  erfolgt  aus 
der  Stadtkasse  auf  Dekretur  des  Bürgermeisters.  Die  Stadtverwaltung  ist 
berechtigt,  sich  vor  der  Rückvergütung  die  gelbsten  Oktroischeine  vor- 
xeigen  zu  lassen. 

Solange  eine  Fleischtaxe  in  Oifenbach  besteht,  wird  eine  Oktroirück- 
vergütung auf  das  von  Metzgern  an  Ortsfremde  verkaufte  Fleicht  nicht 
gewahrt. 

9.  Die  Ortseiuwohner  sind  berechtigt,  die  Gendarmen,  Grenzaufseher,  Polizei- 
offlzianten,  Nachtwächter  und  sämtliche  städtische  Diener  verpflichtet,  gegen 
Ünterschleife  zu  wachen  und  die  entdeckten  dem  grossherzogl.  Bürgermeister 
sogleich  anzuzeigen.  Letzterer  hat  ein  Protokoll  aiifzunehmen  und  an  das 
grossherzogl.  Landgericht  einzusenden,  falls  nicht  der  Angeschuldigte  vorzieht, 
die  Aburteilung  im  Verwaltungswege  erfolgen  zu  lassen,  in  weichem  Falle  diese 
dem  Bürgermeister  übertragen  ist.  Die  genannten  Aufsichtsbeamten  sind  ferner 
berechtigt,  oktroipflichtige  Gegenstände,  welche  mit  den  vorgeschriebenen 
Scheinen  und  Quittungen  nicht  versehen  sind,  in  Best  hlag  zu  nehmen  und  vor 
den  Bürgermeiser  zu  bringen. 

Dagegen  haben  nur  die  für  die  Aufsicht  über  das  städtische  Oktroi  eigens 
angestellten  Personen  und  Polizeidiener  die  Befugnis,  die  Läden,  Warenkammern, 
Böden,  Keiler,  Brau-  und  Brennhäuser,  sowie  alle  Hofraithen  auf  schriftlichen 
Befehl  des  Bürgermeisters  zur  Tageszeit  zu  visitieren,  um  sich  zu  überzeugen, 
dass  die  erforderlichen  Scheine  richtig  eingelöst  und  keine  Defraudationen  be- 
gangen worden  sind. 

lü.  Strafbestimmungen; 

a»  Wer  es  unternimmt,  bei  der  Ein-  oder  Durchfuhr  oder  beim  Verbrauch  oktroi- 
pflichtiger Gegenstände  der  Stadt  die  ihr  gebührenden  Oktroiabgaben  zu 
entziehen,  begeht  eine  Defraudation. 

b)  Die  Defraudationen  zur  Tageszeit  werden  mit  dem  zehnfachen,  die  zur 
Nachtzeit  (i  Stunde  nach  Sonnenuntergang  bis  i Stunde  vor  Sonnenaufgang) 
mit  dem  zwanzigfachen  Betrag  der  hinterzogeneii  Abgabe  bestraft;  letztere 
ist  ausserdem  nachzuentrichten.  Die  defraudierten  Gegenstände  bleiben, 
insoweit  dieselben  wegen  gleichzeitiger  Defraudation  der  staatlichen  Ab- 
gabe nicht  schon  in  Beschlag  genommen  sind,  bis  zur  Bezahlung  des  Oktrois 
in  Arrest.  Sind  diese  Gegenstände  einem  schnellen  Verderben  ausgesetzt, 
so  hat  das  Landgericht  bezw.  der  Bürgermeister  den  Wert  derselben  inner- 
hall) 24  Stunden  von  der  Anzeige  an  gerechnet,  möglichst  unter  Zuziehung 
des  Beteiligten,  durch  Sachverständige  ermitteln  zu  lassen  und  dem  An- 
geschuldigten freizustellen,  diese  gegen  bare  Hinterlegung  des  Werts  inner- 
halb 24  Stunden  zurückzunehmen.  Unterlässt  er  dies,  so  wird  ihre  Ver- 
steigerung alsbald  verfügt,  und  es  ist  die  Verwaltung  alsdann  nur  für  den 
wirklichen  Erlös  verantwortlich. 

c)  Sobald  eine  üebertretung  der  Vorschriften  des  Reglements  die  Hinterziehung 
der  Oktroiabgabe  möglicherweise  zur  Folge  haben  könnte,  so  soll  die  Ab- 
sicht der  Defraudation  ohne  Zulassung  des  Gegenbeweises  immer  voraus- 
gesetzt werden.  Jeder  haftet  bei  Zuwiderhandlungen  gegen  das  Oktroi- 
reglement für  die  Handlungen  seiner  Angehörigen,  seines  Gesindes  und 
der  von  ihm  beauftragten  Personen.  Von  der  Strafe  befreit: 

«)  der  Beweis  der  physischen  Unmöglichkeit  zur  Erfüllung  der  gesetz- 
lichen Vorschriften, 

ß)  der  Beweis,  dass  der  Angescliuldigte  in  Erfüllung  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften durch  die  Angestellten  der  städtisclifu  Verwaltung  sellist  ge- 
hindert worden  sei, 

y)  der  Beweis,  dass  die  Handlungen  oder  Unterlassungen,  auf  welche  die 
Beschuldigungen  gegründet  worden,  unwahr  gewesen  sind. 

d)  Durch  die  angesetzten  Strafen  soll  den  Kontravenienten  mehr  nicht  als  die 
Hälfte  ihres  Vermögens  entzogen  und  diejenige  Summe,  welche  diese  Hälfte 
übersteigt,  ebenso  wie  die  ganze  Summe  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit 
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durch  Gefängnisstrafe,  und  zwar  für  i fl.  der  Strale  i Tag  Gelängnis  ge- 
rechnet, verbüsst  werden.  Die  Gefängnisstrafe  dart  jedoch  die  Dauer  eines 
Jahres  nicht  übersteigen.  Das  grossherzogl.  Landgericht  hat  die  ^ erwaud- 
lung  der  Geldstrafe  in  Gefängnisstrafe  zu  verfügen  und  für  deren  Vollzug 
zu  sorgen. 

e)  Alle  von  dem  Richter  erkannten  und  bei  den  \ erwaltungsstratveriahreii 
uachgegebenen  Defraudationsstrafen  werden  der  grossherzogl.  Steuerein- 
nehmerei zur  Erhebung  für  den  Fiskus  überwiesen,  und  es  erhält  der  An- 
geber von  den  bar  eingehenden  Beträgen  die  Hälfte. 

f)  Oktroikontraventiouen  verjähren  in  6 Monaten. 


Der  dem  Reglement  angehängte  Tarif  setzt  folgende  Oktroisätze  fest: 

1.  Von  allen  Früchten,  welche  die  Mühle  passiert  haben,  das  Malter  — fl.  12  kr. 
(Kleie,  Schrot,  Malz  und  das  zum  Backen  untaugliche  Schwarzmehl 

sind  frei.) 

2.  Von  Hafer,  das  Malter — ^ 

u.  Von  Getränken : 


a)  1 Ohm  Wein 2 „ — 

b)  1 „ Obstwein — ,,  lö  „ 

c)  1 „ Branntwein i ??  — 

d)  100  Flaschen  Wein  oder  Branntwein ^ v — 

e)  13—25  Flaschen  Wein  oder  Branntwein — „ 12  „ 

f>  1 Flasche  Wein  oder  Branntwein — „ l - 

4.  Von  Brennmaterialien: 


a)  Laubholz,  zu  Wasser  eiiigebracht,  der  Stecken 

b)  Nadelholz  und  Stockholz,  zu  Wasser  eiugebracht,  der  Stecken 

c)  Wellen,  zu  Wasser  eingebracht,  das  Hundert 

d)  Holz  und  Wellen,  zu  Land  eingebracht,  i Pfez’delast  . . . . 

T „ 2 Pfei'delasten  . . . 

n»  r>  V ry  n J n 

e)  Steinkohlen,  der  Zentner 

Fasskohlen,  das  Fass 

f)  Torf,  Holzkohlen,  Reiser,  Leseholz,  Späne  von  dem  in  der  Stadt 
verarbeiteten  Bauholz:  frei. 


5.  Von  Schlachtvieh: 


a)  von  einem  Ochsen 

b)  „ einer  Kuh  oder  einem  Faselochsen 

c)  „ einem  Rind 

d)  „ „ Stoppelkalb 

e)  „ Schwein 

f)  „ ,,  Kalb,  Hammel  oder  Schaf 

6.  Von  allem  eingebrachten  getrockneten,  geräucherten  oder  durch- 
salzenen  Fleisch,  von  frischen,  geräucherten  oder  durehsalzeuen 
Würsten,  Zungen,  Sülzen,  Gelungen  und  Kuheutern,  vom  Pfund  . 

7.  Vom  Wildbret: 
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von  oinem  Hasen 

T T Reh 

T „ wilden  Schwein  von  60  Pfd.  und  darüber  . . 

überlaufenen  Frischling  von  3o  bis  zu  60  Pfd. 

^ „ einem  Frischling  unter  30  Pfd 

„ „ Hirsch  oder  alten  Tier  zu  lOO  Pfd.  und  darüber 

^ Spiesser  oder  Schmaltier  von  4o  bis  zu  lOO  Pfd. 

^ „ Wildkalb  unter  4o  Pfd 


— 

*7 

6 

•7 

— 

V 

25 

n 

l 

r 

— 

n 

— 

yy 

30 

ry 

— 

n 

15 

ry 

1 

n 

40 

•1 

— 

ry 

40 

ry 

— 

yy 

20 

n 

Unterm  3.  Dezember  1836  wurde  von  dem  Kreisrat  des  Kreises  Oflenbach  eine  Ver- 
vollständigung des  vorstehenden  Tarifs  in  der  Richtung  bekannt  gemacht,  dass  erhoben 
werden  soll 
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a>  von  einem  Ochsen 8tl.  — kr. 

••  n Rind  oder  Stier  zu  25o— 50o  l’fil.,  sowie  von  einer  Kuh  oder 

einem  Faselochsen 6 „ 40  „ 

" « Rind  oder  Stier  von  150—200  Phi 3 „ 20  „ 

d)  ..  n Stoppelkalb  unter  150  Pfd ^ ^ 

Xacli  der  Bekanntmachung  des  grosslierzogl.  Ministfriuins  des  Innern  und  der 
Ji  stiz  vom  3.  Juli  1838  wurde  das  Oktroi  von  Branntwein  per  Ohm  von  1 fl.  auf  3 fl.  er- 
h<  lit  und  auf  Torf  eine  Abgabe  von  4 kr.  per  Pferdelast  (=  1500  Stück)  und  von  i kr.  pro 
40»  Stück  unter  Freilassung  geringerer  Mengen  als  400  Stück  gelegt. 

Die  Bekanntmachung  des  Kreisrates  vom  9.  April  1842  besagte,  dass  die  Befreiung 
V(  n Entrichtung  des  Oktrois  für  selbstgemästete  Schweine  aufgehoben  sei,  dagegen  für 
fe  gende  über  die  Mühle  gegangene  Suppenfrüchte:  geschälte  Hirse,  Gerste,  Hafer,  Spelz- 
k<  rn,  Erbsen,  grüne  Kern  und  Gries  Oktroifreiheit  bestimmt  worden  sei. 


Die  veränderte  Gesetzgebung  über  die  Erhebung  der  Staatsabgabe  von  Branntwein 
m ichte  eine  Al)änderung  der  bezüglichen  das  städtische  Oktroi  betretfenden  Bestimmungen 
n twendig,  welche  durch  das  Reglement  vom  29.  August  1843  bekannt  gegeben  wurde. 
H ernach  unterliegt  der  in  der  Stadt  Ofl'enbach  fabrizierte  Branntwein 


1.  bei  der  Bereitung  aus  mehligen  Stoffen  (Kartoffeln.  Getreide,  Mehl  etc.) 

einer  üktroial)gabe  nach  dem  Rauminhalt  der  Maischbütteii  von  . . . Si/.^  kr. 
für  je  20  Mass  benutzten  Maischraum;  landwirtschaftliche  Brennereien, 
welche  nicht  länger  als  7 Monate  des  Jahres  im  Gange  sind  und  täglich 
nicht  über  500  Mass  Maischraum  benutzen,  haben  )iur  eine  Abgabe  von  ^ 
für  jede  20  Mass  Maischraum  und  für  jede  Einmaischung  zu  entrichten, 

2.  bei  der  Bereitung  aus  nichtraehligen  Stoffen  wird  die  Abgabe  nach  der 
Menge  des  verwendeten  Materials  erhoben  und  zwar 

a)  für  jede  20  Mass  eingestampfte  Weintreber,  Kernobst,  Treber  von 

Kernobst  und  Beerenfrüchte  aller  Art 21,4  „ 

b)  für  jede  20  Mass  Trauben-  oder  Obstwein,  Weinhefe  und  Steinobst  41/2  „ 
Die  Kontrollierung  dieser  Abgabe  geschieht  nach  denselben  Normen  und  durch 

d eselben  Register,  welche  zur  Sicherung  der  Maischbütten-  und  Branntweininaterialsteuer 
ii  der  Verordnung  vom  20.  September  1842  vorgeschriebeu  sind.  Die  Ortseiiinehmerei  zu 
Ofeiibach  teilt  monatlich  Auszüge  aus  den  fiskalischen  Kontrolleregistern  an  den  Stadt- 

V «rstand  mit,  welcher  hierniiehst  die  Erhebung  von  den  Pfliclitigen  durch  den  städtischen 
R ichner  besorgen  lässt. 

In  allen  Fällen,  wo  nacli  den  gesetzlichen  Bestimmungen  eine  Defraudation  der 
M lischbütten-  oder  Branntweinmaterialsteuer  sich  herausstellt,  soll  auch  die  Defraudation 
d s zu  entrichten  gewesenen  Oktrois  als  erwiesen  angenommen  und  bestraft  werden. 

Der  in  die  Stadt  eingebrachte  Branntwein  unterliegt  einer  Oktroiabgabe  von  3 fl. 
p 0 Ohm  bei  einer  Normalstärke  von  500/(,  nach  Tralles.  Branntwein  von  geringerer  oder 
h therer  Stärke  entrichtet  eine  nach  dem  Nonnalsatz  verhältnismässig  geringere  oder  höhere 
A »gäbe.  Nicht  wägl>are  mit  Zucker  versetzte  Branntweine  unterliegen  derselben  Abgabe 
M ie  Branntwein  zu  50%  nach  Tralles.  Auf  Grund  des  an  der  Eingangsstelle,  wo  die  Ver- 
w iegung  des  Branntweins  stattfindet,  ausgefertigten  Transpoi  tscheines  ist  die  Abgabe  bei 
d ;r  Einlage  an  den  städtischen  Rechner  zu  entrichten.  Bei  der  Ausfuhr  von  Branntwein 
ii  Mengen  nicht  unter  10  Mass  und  für  allen  zu  Essig  verwendeten  Branntwein  wird  das 
0 itroi  mit  3 fl.  per  Ohm  zu  50  0|o  Alkoholgehalt  nach  Tralles  zurückvergütet.  Die  Rück- 

V u'gütung  für  Branntwein  von  geringerer  oder  höherer  Stärke  wird  nach  dem  Normalsatz 
v tn  3 fl.  tür  die  Ohm  zu  50%  berechnet.  Die  Ausfuhr  von  Branntwein  wird  nur  dann  als 
e wiesen  angesehen,  wenn  sie  auf  Grund  gesetzlicher  Tranksteuerscheiiie  erfolgt,  der 
B ’anntwein  einer  Eingangsstation  zur  Verwiegung  vorgeführt  und  von  dieser  die  Ausfuhr 
b -scheinigt  ist. 

Wer  es  unternimmt,  der  Stadt  das  schuldige  Oktroi  zu  entziehen,  ebenso,  wer  bei 
B 'anntweinausfuhren  durch  unrichtige  Deklaration  des  Inhalts  der  Gefässe  oder  der  Stärke 
d *s  Branntweins  eine  ihm  gar  nicht  oder  in  geringerem  Masse  gebührende  Oktroirückver- 
g itung  zu  erlangen  sucht,  unterliegt  der  Strafe  der  Defraudation. 

Auf  Grund  des  vorstehenden  Reglements  wurden  zur  Sicherung  der  Oktroiabgabe 

V *n  Branntwein  durch  grosslierzogl.  Bürgermeisterei  Olfenbach  unterm  24.  September  1843 
f(  Igende  weitere  Anordnungen  getroffen: 
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1.  Alle  in  die  Stadt  eingehenden  oktroi-  und  tranksteuerpflichtigen  Getränke  sind 
derjenigen  Eingangsstation,  bei  welcher  der  Eingang  stattflndet,  nach  Qualität 
und  Quantität  zu  deklarieren  und  der  darüber  sprechende  Tranksteuerschein 
oder  die  zollamtliche  Bezettelung  vorzulegen.  Oktroipflichtige  Gegenstände 
dürfen  nur  an  der  Bieberer-,  Frankfurter-  und  Darmstädter  Strasse  uud  dem 
Schlosshof  eingebracht  werden.  Beim  Eingang  von  Branntwein  ist  der  Erheber 
verpflichtet,  bei  anderen  Getränken  aber  berechtigt,  Ueberzeugung  von  der 
Üebereinstimmung  der  Ladung  mit  den  vorgelegten  Scheinen  zu  nehmen,  ins- 
liesondere  auch  die  Stärke  des  eingehenden  Branntweins  zu  prüfen  und  hierauf 
die  entsprechende  Abfertigung  zu  erteilen. 

Diese  Abfertigung  besteht  beim  Eingang  in  die  Stadt 

a)  von  Branntwein  in  einem  Transportschein. 

b)  „ anderen  Getränken  in  Vi.sienmg  der  Tranksteuerscheine  etc.: 

beim  Durchgang  aller  Arten  oktroipflichtiger  Gegenstände  in  einem 

Dnrchgangssche  in . 

Nur  durch  Vorzeigung  dieser  Abfertigungen  kann  sich  der  Transportant 
und  Empfänger  von  Getränken  über  die  Erfüllung  der  ihm  reglementsmässig 
obliegenden  Verpflichtungen  ausweisen. 

Die  Transportscheine  über  Branutweiueinfiihren  sind  binnen  24  Stunden  an 
den  städtischen  Rechner  einzuliefern  und  die  darauf  haftende  Oktroiabgabe  zu 
bezahlen. 

2.  Bei  der  Ausfuhr  von  Branntwein,  von  welchem  Oktroirüekvergütuiig  in  Anspruch 
genommen  wird,  ist  zur  Erlangung  derselben  erforderlich,  dass  solcher  unter 
gleichzeitiger  Vorlage  der  darüber  sprechenden  Tranksteuerscheine  den  Ein- 
gangsstntionen  zur  Revision  vorgeführt  und  die  wirklich  erfolgte  Ausfuhr  fest- 
gestellt uud  bescheinigt  wird. 

Unterlassung  der  Anmeldung  oder  Vorführung  des  Branntweins  zur  Revision 
hat  unl>edingt  die  Verweigerung  der  Rückvergütung  zur  Folge,  selbst  wenn 
auf  andere  Weise  die  Ausfuhr  des  Branntweins  nachgewiesen  werden  kann. 

3.  Die  Kontrolle  der  Einfuhr  von  Branntwein  unter  zollamtlicher  Kontrolle  und 
Verschluss,  wie  auch  der  Ausfuhren  unter  solchen  und  unter  Ausfuhrschein- 
kontrolle bleibt  dem  grosslierzogl.  Hauptzollamt  Offenbach  überlassen. 

Durch  die  Bekanntmachung  grosslierzogl.  Ministeriums  des  Innern  und  der  Justiz 
vom  13.  April  1847  wurde  die  Oktroiabgahe  von  Obstwein  von  15  kr.  auf  40  kr.  für  die  Ohm 
erhöht,  und  auf  Bier  ein  Oktroi  von  24  kr.  per  Ohm  — gleichviel  oh  es  in  der  Stadt  ge- 
braut oder  in  dieselbe  eingebracht  wurde  — neu  eingeführt.  Die  Erhebung  des  Oktrois 
von  dem  in  der  Stadt  gebrauten  Bier  sollte  mit  der  Staatssteuer  hiervon  durch  grossher- 
zogl.  Hauptzollarat  Offenbach  erfolgen. 

Die  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Innern  und  der  Justiz  vom  25.  Juni  1847 
hol)  das  Verbot  der  Einfuhr  frischen  Fleisches  bezüglich  der  frischen  Würste  auf  und 
legte  auf  letztere  eine  Abgabe  von  1 kr.  per  Pfund. 

Die  Oktroiabgabe  von  Bier  wunle  durch  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des 
Innern  vom  6.  Dezember  1853  von  24  kr.  auf  30  kr.  per  Ohm  erhöht.  Von  dem  in  der  Stadt 

gebrauten  Bier  sollte  die  Abgabe  vor  dem  Brauen  nach  dem  ganzen  Inhalt  des  Brau- 

gefässes  entrichtet,  für  Einkochen  und  Haustnnik  aber  eine  Vergütung  von  350;„  abgezogen 
werden.  Ein  abgabefreies  Brauen  zur  häuslichen  Konsumtion  wurde  nicht  mehr  gestattet. 

Unterm  3.  Februar  1855  machte  grosslierzogl.  Ministerium  des  luuern  folgende  Aeiide- 
rungen  und  Erhöhungen  der  Oktroisätze  bekannt : 

1.  von  einem  Malter  Schwarzmehl  sind  ohne  Unterschied,  ob  dasselbe  zum 

Backen  tauglich  oder  untauglich  ist 12  kr. 

2.  bei  Einbringung  von  Backwaren  in  den  Fällen , in  welchen  solche  ge- 
stattet wird,  ist  von  12  Pfd.  Brot  und  weniger,  sowie  von  25  Wecken 

und  weniger 1 „ 

3.  für  jeden  Stecken,  sowie  für  100  Wellen  Laubiiolz  sind  8 

für  jeden  Stecken,  sowie  für  lou  Wellen  Nadelholz 4 „ 

ohne  Unterschied,  ob  dieselben  zu  Land  oder  zu  Wasser  eiugebracht 
werden,  sowie 

4.  für  jede  Bütte  Holzkohle 3 „ 
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Oktroi  zu  entricliteu.  Im  Auschiuss  hieran  machte  grosslierzogl.  Kreisamt 
Ottenbach  unterm  i.  März  1&55  bekannt,  dass  nunmehr  für  immer  Brot  und  Wecken 
auf  Bestellung  nach  Offeubach  eingebracht  werden,  und  sich  die  Einwohner 
von  Otfenbach  Brot  und  Wecken  von  auswärts  mitbringen  oder  von  auswärts 
holen  lassen  dürften. 

Nach  der  Bekanntmachung  grosslierzogl.  Bürgermeisterei  Otfenbach  vom  13.  November 
18(  8 sollte  von  dem  in  die  städtische  Mehlw'age  eingestellten  Mehl  ein  Lagergeld  erhoben 
wt  rden  und  zwar  bis  24  Btmiden  nichts,  über  24  Stundeu  bis  zu  l Monat  per  Malter  4 kr., 
fU  jeden  weiteren  angefangeueu  Monat  2 kr. 

Durch  die  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  2ti.  Februar  1859  wurde 
au  1‘uaksbraschen  1 kr.  Oktroi  per  Zentner  gelegt. 

Zum  Zweck  einer  besseren  Kontrollierung  des  Oktrois  wurden  von  grosslierzogl. 
Bl  i’germeisterei  Ottenbach  folgende  Bestimmungen  getrotfen  und  unterm  13.  Kel)iuar  1862 
be  mnut  gemacht: 

A.  Einfuhr  oktroipllichtiger  Gegenstände  in  die  Stadt: 

1.  Es  wurden  an  Stelle  der  seitherigen  neue  Oktroischeine  eingeführt  und  zwar 

a)  bei  Holz  Scheine  für  Lauhholz  in  I4,  ij2,  hi  und  5 Stecken,  für  Nadelholz 
in  Vij  Va»  Ml  Btecken,  beide  aus  drei  Teilen  bestehend,  die  mit  der- 
selben foi’tlaufeuden  Nummer  und  gleichem  Datumstempel  verseheu  sind. 
Der  eine  Teil  bleibt  iui  Buch  des  Erhebers,  der  andere  Teil  enthält  die 
tiuittuug  für  den  Pllichtigen  und  der  dritte  das  Kontrollzeicheii. 

Die  beiden  letzteren  Teile  erhält  der  Pflichtige  von  dem  Erheber 
nach  Zahlung  des  Oktrois  und  hat  solche  sofort  nach  dem  Messen  und 
vor  Abfahren  des  Holzes  dem  städtischen  Holzmesser  einzuhändigeii, 
welcher  das  Kuntrollzeichen  abreisst  und  die  Quittung  dem  Holzführer 
übergibt.  Diese  Quittung  hat  der  Holzführer  als  Legitimation  beim 
Transport  in  die  Stadt  bei  sich  zu  behalten  und  sie  Jedem  vorzuzeigeu, 
der  das  Hecht  hat,  danach  zu  fragen,  ansousteu  er  als  Defraudant  be- 
straft wird.  Nach  erfolgter  Abladung  jeder  Fuhre  ist  die  Quittung  dem 
Empfänger  des  Holzes  abzulieferu. 

Es  ist  gestattet,  für  das  ganze  Holz,  welches  der  Pflichtige  im  Laufe 
des  Tages  zu  führen  gedenkt,  die  betreffenden  Oktroischeine  auf  einmal 
voraus  zu  losen,  diese  Scheine  sind  aber  nur  für  den  betreifenden  Tag 
gültig  und  sind  in  solcher  Einteilung  zu  lösen,  dass  der  Fuhrmann  sich 
beim  Transport  über  jede  einzelne  Ladung  legitimieren  kann. 

b)  Bei  Holzkohlen  Oktroischeine  auf  l und  10  Bütten  lautend. 

c>  Bei  Hafer  und  anderen  Fruchtgattungeu  Oktroischeine  auf  Msj  1 
3 Malter  lautend,  in  gleicher  Einrichtung  wie  beschrieben. 

2.  Bei  Anfuhr  vou  Wellen  oder  Torf  hat  der  Schilfer,  bevor  er  ausladet,  bei  dem 
Oktroierheber  an  der  Mainbrücke  eine  schriftliche  Deklaration  seiner  Ladung 
einzureicheu.  Die  Holzmesser  haben  in  der  Weise  die  Ladung  zu  taxieren, 
dass  jeder  einzelne  seine  besondere  Taxation  auf  die  vom  Schilfer  eingereichte 
Deklaration  mit  seinem  Namen  unterzeichnet  iiiederschreibt,  liudet  unter 
den  Taxationen  der  Holzmesser  eine  Dilferenz  statt,  so  wird  der  Durch- 
schnitt ihrer  Taxationen  als  Massstab  angenommen,  und  hat  der  Schüler 
liavon  das  Oktroi  beim  Erheber  zu  zahlen.  Bei  einer  Dilferenz  zwischen 
Deklaration  des  Schilfers  und  Taxation  der  Hulzmesser  wTrd  der  Schilfer 
als  Defraudant  bestraft,  wenn  diese  Dilferenz  den  zehnten  Teil  der  Ladung 
aiisinacht.  Es  sieht  übrigens  dem  Schilfer  frei,  wenn  er  mit  der  Taxation 
der  Hulzmesser  nicht  zufrieden  ist,  durch  den  grossherzogl.  Bürgermeister 
eine  weitere  Taxation  veranstalten  zu  lassen,  sowüe  es  auch  dem  gross- 
herzugl.  Bürgermeister  freisteht,  die  Taxation  der  Holzmesser  einer  weiteren 
Prüfung  unterwerfen  zu  lassen.  Die  Holzmesser  sind  verpflichtet,  sich  vor 
Beginn  der  Ausladung  vou  den  Schilfern  die  Quiltung  über  bezahlten  Oktroi 
vorzeigeu  zu  lassen. 

Verkauft  der  Schilfer  nicht  seine  ganze  Ladung  in  Ottenbach  und  will 
mit  dem  Rest  weiter  fahren,  so  wird  dieser  Rest  auf  gleiche  Weise  deklariert 
und  taxiert,  und  das  Oktroi  dafür  zurückvergütet. 
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3 Steinkohlen,  ('oaks  und  roaksbrasclien  haben  sämtlich  die  städtisclic  Wage 
zu  jtassiereii.  Bevor  der  Wagen  die  Erhebungsstätte  verlasst,  muss  da^ 
betrelfende  Oktroi  bezahlt  sein,  und  wird  dagegen  von  dem  Erheber  eine 
Quittung  ausgestellt,  welche  das  Brutto-  und  Nettogewicht  des  Wagens  den 
Namen  des  Empfängers  und  den  Oktroibetrag  enthält  und  mit  fortlaufender 
Nummer  und  Datumstempel  versehen  ist.  Diese  Quittung  hat  der  Führer 
beim  Transport  als  Legitimation  bei  sich  zu  führen  und  wird  im  entgegen- 
gesetzten Fall  als  Defraudant  bestraft. 

Die  Quittungen  sind  von  dem  Fuhrmann  dem  Empfänger  abzulieferu  und 
von  diesem  3 Monate  lang  aufzubewahren. 

Die  Kontrollzeiclien  mit  dem  nämlichen  Inhalt  Ideiben  im  Buch  des 
Erhebers. 

Wenn  der  Empfänger  nicht  beim  jedesmaligen  Passieren  der  Wage  das 
Oktroi  bezahlen  will,  so  steht  es  ihm  frei,  dasselbe  für  ein  gewisses  Quantum 
gegen  eine  besondere  Quittung  des  Erhebers  vorauszuzahlen. 

B.  Niederlage  oktroipflichtiger  Gegenstände  in  der  Stadt. 

Bei  längerem  Verweilen  eines  oktroipflichtigen  Gegenstandes  in  der  Stadt 
ist  nur  die  Niederlage  im  städtischen  Lagerhaus  gegen  Zahlung  des  tarifuiässigen 
Lagergeldes  gestattet.  Von  solchen  oktroiidUchtigen  Gegenständen , welche  iii 
Privatlokalitiiten  niedergelegt  werden,  ist  das  Oktroi  beim  Eingang  in  die  Stadt 
sogleich  zu  bezahlen. 

C.  .\usfuhr  oktroipflichtiger  Gegenstände  aus  der  Stadt. 

Bei  der  Ausfuhr  oktroipflichtiger  Gegenstände  aus  der  Stadt  ist  beim  Oktroi- 
erheber au  der  Ausgangsstelle  ein  Ausfuhrschein  zu  lösen,  gegen  welchen  das 
Oktroi  zurückvergütet  wird. 

Bei  Wiederausfuhr  eiiigebrachter  Holzkohlen  oder  eingebrachten  Hafers  wird 
der  Ausgang  auf  den  Oktroischeinen  selbst  von  dem  Erlieber  au  der  Ausgangs- 
stelle bescheinigt. 

D.  Durchfuhr  oktroipflichtiger  Gegenstände  durch  die  StailT. 

Bei  Durchfuhr  oktroipflichtiger  Gegenstände  durch  die  Stadt  ist  bei  dem 
Erheber  au  der  Eingangsstelle  ein  Durchfuhrschein  zu  nehmen.  Dieser  Durch- 
fuhrschein ist  beim  Auspassieren  dem  Erheber  an  der  Ausgangsstelle  zur  Revision 
des  darin  angegebenen  Durchgangsguts  abzulieferu.  Ortsfremde  müssen  übrigens 
das  Oktroi  hierfür  beim  Einbringen,  jedoch  nicht  über  5 fl.,  als  Kaution  hinter- 
legeu , welche  ihnen  beim  Auspassieren  und  nach  Richtigbefund  zurückbezahlt 
wird  oder  müssen  die  Begleitung  des  Durchgangsguts  durch  einen  städtischen 
Bediensteten  gegen  die  Gebühr  von  12  kr.  bei  Tag  und  24  kr.  bei  Nacht  uach- 
suchen. 

Beträgt  das  Oktroi  für  das  deklarierte  Durchgangsgut  mehr  als  die  vor- 
geschriehene  Kaution,  so  ist  der  Erheber  veri)flichtet,  dasselbe  gegen  die  vor- 
bemerkte Gebühr  durch  einen  städtischen  Bediensteten  begleiten  zu  lassen. 

Infolge  Aufhebung  der  Polizeitaxen  für  Brot  und  Fleisch  und  der  Vermehrung  der 
Oktroierhebstellen  in  der  Stadt  war  ein  Nachtrag  zum  Oktroireglement  vom  19.  Juli  1834 
notwendig  geworden,  welcher  vom  grossherzogl.  Ministerium  des  Innern  unterm  20.  August 
1866  bekannt  gemacht  wurde.  Er  enthielt  im  wesentlichen  folgende  Bestimmungen: 

1.  Den  bisherigen  Eingangsstationen  ( Bieberer-,  Darmstädter-,  Frankfurterstrasse, 
Mainbriicke)  traten  folgende  hinzu : Wald.strasse,  Obermaiustrasse.  Bahnhof  und 
die  Post. 

2.  Das  Verbot  des  Einbringens  von  Brot  und  Fleisch  wurde  aufgehoben,  und  auf 
Fleisch,  Fleischwaren  und  Wurste  1 kr.  Oktroi  gelegt. 

3.  Von  uusgeführtem  Fleisch  und  Fleischwaren  wurde  bei  mindestens  loPfd.  1 kr. 
für  das  Pfund  Oktroi  zurückvergütet. 

4.  Oktroipflichtige  Gegenstände  — mit  Ausnahme  der  Getränke,  hinsichtlich  welcher 
die  früheren  Bestimmungen  massgebend  bleiben  — , welche  mit  der  Eisenbahn 
ankommen,  sind  zunächst  dem  im  Bahnhof  stationierten  Oktroierheber  zur 
Wahrung  des  städtischen  Interesses  vorzulegen  und  erst  nachdem  dies  geschehen, 
von  der  Eisenbahnverwaltung  dem  Adressaten  auszuhämligen.  Auch  bezüglich 
oktroipflichtiger  Gegenstände,  die  mit  der  Post  anlangen,  hat  der  Adressat  nicht 
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das  Hecht  auf  Anslieferinig  derselben,  bevor  er  das  davon  schuldige  Oktroi  an 
den  Erheber  im  Stadthaus  entrichtet  hat.  Wenn  eine  mit  der  Eisenbahn  oder  * 
Post  angekommene  Sendung,  von  deren  Inhalt  Oktroi  zu  entrichten  ist,  vor 
Bezahlung  des  Oktrois  an  den  Adressaten  ausgeliefert  wird,  so  hat  dieser  unter 
\orlage  des  Frachtbriefes  binnen  3 Stunden  nach  dem  Empfang  das  Oktroi  an 
den  Erheber  im  Bahnhof,  liezw.  im  Stadthaus  zu  entrichten,  widrigenfalls  er 
ausser  der  Xachzahluug  des  Oktrois  in  eine  Ordnungsstrafe  von  30  kr  bis  l fl. 
nach  Betund  aber  in  die  Strafe  der  Defraudation  zu  verm’teilen  ist.  In  diesem 
hall  wird  das  Oktroi  aut  Grund  der  von  dem  Erlnber  im  Bahnliof,  bezw.  dem 
Postamt  zu  tühreuden  Nachweisung  erhoben  und  be.igetrieben. 

5.  Alles  nach  aussen  gebrachte  Fleisch  darf  nur  den  oben  erwähnten  Stationen 
vorgeführt  werden.  Diejenigen  Transportanteu  vo)i  Fleisch,  welche  eine  Oktroi- 
ruckvergUtung  beanspruche]i , sind  verbunden,  die  auszuführende  Menge  au  der 
betretfendeii  Ausgangsstation,  die  mit  der  Post  zu  versendenden  Mengen  bei 
dem  Erhelter  im  Stadthaus  genau  anzugeben,  wogegen  dieselben  von  dem  Oktroi- 
erheber eine  Bescheinigung  empfangen,  welche  a)  den  Namen  des  Eigentümers 
des  Fleisches,  b)  den  Namen  des  Tran.sportanten , o den  Namen  und  Wohnort 
des  Empfängers,  d)  das  Gewicht  des  aiiszuführendcn  Fleisches,  ei  den  Tag  des 
Transports  und  fi  die  Unterschrift  des  Oktroierhebers  enthalten  muss. 

Diese  Beseheiniguugen  haben  die  Transportanten  während  des  ganzen  Tvans- 
jmrts  \ erseuduiigen  ]»er  Post  und  Eisenbahn  ausgenommen  — bei  sich  zu 
tühreu,  aut  \ erlangen  mit  dem  Fleisch  dem  Aufsichtspersoiial  vorzulegen,  den 
Em])fang  von  den  Adressaten  bescheinigen  zu  lassen  und  den  vierteljährlicli 
iiis  zum  10.  April,  10.  Juli,  lo.  Oktober  und  lo.  Januar  einzureichenden  nach  Vor- 
schritt autzustellenden  ^ erzeichnissen  über  zu  vergütende  Oktroibeträge  beizu- 
srhliessen,  woraut  von  der  grossJierzogl.  Bürgermeisterei  die  Anweisung  auf  die 
Stadtkasse  erteilt  wird. 

\ on  Bescheinigungen  des  Empfängers  bei  mit  dfU'  Eisenbahn  oder  Post  statt- 
liudendeii  Fleischverseiidungen  soll  Umgang  genommen  werden,  dagegen  sind 
die  von  dem  Erheber  ini  Bahnhof  ausgestellten  Bescheinigungen  mit  dessen 
Attest  Uber  den  Abgang  die  von  dem  Erheber  im  Stadthaus  ausgestellten  Be- 
scheinigungen mit  Postsclieiii  als  Beleg  vorzulegen. 

H.  Alle  Personen,  welche  Fleisch  oder  Fleischwaren  zum  Ausgang  deklarieren,  sind 
veri>flichtet,  solches  auf  A erlangen  des  Oktroierhebers  auf  dessen  Wage  vorzu- 
wiegen  und  kann,  selbst  wenn  die  Ware  verpackt  sein  sollte,  dieser  Umstand 
die  rrausportanteu  der  ^ erbindlichkeit  zur  Verwiegung  nicht  entheben. 

*.  ^ on  dem  vorstehend,  dem  Oktroierheber  eingeräumt  en  Recht  soll  dieser  keinen 
Gebrauch  machen,  wenn  der  Versender  beim  Wiegvii  und  Verpacken  der  Ware 
nach  vorheriger  Anzeige  und  mit  Genehmigung  des  Bürgermeisters,  dessen 
Jitellvertreters  oder  des  Polizeikommissärs  gegen  eine  Gebühr  von  12  kr.  bei 
\ ersendungen  über  öo  Ptd.  und  von  ti  ki*.  bei  sob  lien  unter  diesem  Quantum 
einen  Polizeidiener  oder  Oktroiaufseher  zur  Kontrolle  zugezogen  hatte,  dieser 
die  vollständige  \ erpackung  überwacht,  das  Paket  mit  dem  Oktroirevisions- 
siegel und  zwar  au  solchen  Stellen  versehen  hat,  an  welchen  eine  nachträgliche 
Oelfuuiig  des  Pakets  leicht  wahrgeiiommen  werden  kann,  und  dem  Versender 
eine  Bescheinigung  des  unter  5 erwähnten  Inhalts  ausgestellt  hat,  welche  dieser 
dem  Oktroierheber  an  der  Ausgangsstation  vorlegt. 

ln  diesem  Fall  soll  der  Oktroierheber  den  betr»  tt'enden  Schein  des  Polizei- 
dieners nur  mit  folgenden  A\  orten  visieren  : ,,Gesehen  beim  Ausgang.  Oflenbach, 

'len  . . teil  18  , . der  Oktroierheber  N.N."  und  tb  ni  Transportanten  wieder 
zustellen. 

Das  Gewicht  des  transportierten  Fleisches  muss  aber  während  des  ganzen 
Transports  mit  dem  im  Begleitschein  angegebenen  Gewicht  übereinstimmeii, 
bei  jedem  vorgetuiideneu  Gewichtsunterschied  soll  eine  Defraudation  unterstellt 
werden. 

s.  Von  allem  Fleisch,  welches  bereits  aus  der  Stadt  gebiacht  war,  muss  — mag  eine 
Rückvergütung  des  Oktrois  davon  zulässig  oder  beabsichtigt  gewesen  sein  oder 
nicht  — beim  Wiedereingang  in  die  Stadt  das  festgesetzte  Oktroi  bezahlt  werden. 
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i*.  Wer  von  einer  zur  Ausfuhr  bestimmten  Menge  Fleisch  das  Gewicht  bei  derAu.s- 
gangsstatiou  höher  angibt,  als  es  wirklich  beträgt,  und  derjenige,  welcher  'len 
Empfang  grösserer  Mengen  Fleisch  bescheinigt,  als  er  wirklich  erhalten  hat 
und  dadurch  dem  Absender  möglich  macht,  eine  höhere  Rückvergütung  zu  er- 
langen, als  er  wirklicli  zu  bekommen  hat,  soll,  wenn  er  betreten  winl,  so  an- 
gesehen und  bestraft  werden,  als  habe  er  eine  Menge  Fleisch  von  gleichem 
Gewiclit  ohne  Zahlung  des  Oktrois  in  die  Stadt  eingel)racht. 

(jleichzeitig  mit  dem  vorstehend  angegebenen  Nachtrag  wurde  der  Oktroi- 
tarif in  neuer  durch  die  seitherigen  Abänderungen  und  Zusätze  tiotweiidig  ge- 
wordener Redaktion  verölTentlicht. 

Durch  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  7.  Sejitember  1868  wurden 
die  die  Oktroirückvergütung  bei  der  Au.sfnhr  von  Fleiscli  betreffenden  Bestimmungen  des 
vorerwähnten  Nachtrags  vom  2ü.  August  1866  ausser  Kraft  gesetzt. 

Die  BekaiiuTmaehung  desselben  Ministeriums  vom  12.  Juni  1869  gil>t  genauere  Vor- 
S'  liriften  hinsichtlich  der  Erhebung  und  Kontrollierung  des  Oktrois  von  Steinkohlen,  Mehl 
mul  Hafer. 

Durch  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  26.  Dezember  1871  erhielt 
die  Stadt  Ottenbach  ein  neues  Oktroireglement,  welches  wieder  durch  die  Bekanntmachungen 
'lesseiben  Ministeriums  vom  12.  April  1873  und  vom  23.  Januar  1875  geändert  wurde.  Erstere 
regelte  das  Bieroktroi  als  Rohmaterialsteuer,  letztere  dasjenige  von  Wein  und  Obstwein 
und  publiziert  den  Oktroitarif  in  Markrechnung.  Alle  drei  Bekanntmachungen  sind  revidiert 
und  mit  unerheblichen  Aenderungen  neu  redigiert  iu  dem  Reglement  vom  7.  September  1875, 
^^e]ches  jetzt  noch  gilt  und  folgendes  bestimmt: 

1.  Die  Erhebung  des  städtischen  Oktrois  geschieht  beim  Eingang  iu  die  Stadt 
nach  dem  unten  folgenden  Tarif  an  folgenden  Stellen:  au  der  Bieberer-,  Wald- 
strasse, dei-  Sprendlinger,  der  Frankfurter  Chaussee,  der  Schloss-  und  der  Ober- 
mainstrasse. Aut  allen  anderen  Strassen  der  Stadt  ist  das  Einbringen  oktroi- 
pflichtiger Gegenstände  untersagt.  Die  Empfänger,  bezw.  Transportführer 
oktroipflichtiger  Gegenstände,  welche  an  ausserhalb  der  Empfangsstationen 
belegenen  Hofraithen  eingeführt  werden,  haben  sogleich  bei  der  Ankunft  dem 
zuständigen  Eingangserheber  Anzeige  davon  zu  machen  und  das  Oktroi  zu  ent- 
richten, widrigenfalls  sie  als  Defraudanten  bestraft  werden.  Das  Oktroi  von 
mit  der  Eisenbahn  oder  Strassenbahii  ankommenden  Gegenständen  wird  an 
besonders  bestimmten  Hebestellen,  bezw.  beim  Schaffner  bezahlt.  Das  Oktroi 
von  in  der  Stadt  hergestelltem  Bier  und  Branntwein  wird  auf  Grund  der  fiskali- 
schen Getränkeregister,  deren  Einsicht  der  städtischen  Verwaltungsbehörde 
freisteht,  direkt  von  der  Stadtkasse  erhoben,  ebenso  das  von  unter  steuerlicher 
Kontrolle  eingehendem  Branntwein. 

Jeder  Zahlungspflichtige  hat  anzugebeii,  was  er  zu  versteuern  hat,  oder  ein- 
oder  durchführen  will,  und  ist  für  die  Richtigkeit  der  Angaben  verantwortlich. 
Der  Trausportant  haftet  für  die  richtige  Zahlung  des  Oktrois  und  der  eventuellen 
Strafe  mit  dem  oktroipflichtigeu  Gegenstände  : die  auf  seinen  Namen  ausgestellte 
Quittung,  den  Transport-  oder  Durchgangsschein  hat  er  stets  bei  sich  zu  fuhren 
und  den  Aufsichtspersonen  auf  Verlangen  vorzuzeigen.  Dieselbe  ist  an  den 
Warenempfänger  abzuliefern,  der  sie  6 Monate  lang  aufzubewahren  hat.  Ist  dem 
letzteren  eine  Quittung  nicht  behändigt,  so  hat  er  die  versäumte  Zahlung  inner- 
halb 3 Stunden  bei  der  nächsten  Hebestelle  nachzuholen,  widrigenfalls  er  als 
Defraudant  bestraft  wird. 

2.  Das  Oktroi  von  dem  in  der  Stadt  gebrauten  Bier  wird  auf  Grund  der  beim 
Brauen  verwendeten  Stoffe  nach  folgenden  Sätzen  erhoben: 

a)  Getreide  (Malz,  Schrot  etc.) i.oo  M 

b)  Reis  (gemahlen  oder  ungemalilen) i,oo  ,, 

c)  grüne  Stärke  (die  mindestens  3uO|o  Wasser  enthält) i.uo  „ 

d)  Stärke,  Stärkemehl  (mit  Einschluss  des  Kartottelmehls)  und  Stärke- 

gunimi  (Dextrin) l,5u  „ 

e)  Zucker  aller  Art  (Stärke-.  Trauben-  u.  s.  w.  Zucker),  sowie  Zucker- 
auflösungen   ....  2,no  « 
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Helhvig. 


f)  Sirup 1.50  >T. 

alle  aiuleren  Miilzsurrogate 2.00  „ 


für  (len  Zentner.  Von  anderen  Stötten  wird  da.*«  Oktroi  uadi  ^lassgabe  des 

Brauwerts  erhoben.  Ist  die  staatliche  Hrausteuer  fixiert,  so  wird  auch  das 

Oktroi  als  Fixum  in  halber  Höhe  der  Staatsabgabe  entrichtet. 

Von  selbstgebrautem,  nach  anderen  Orten  ausgeführtem  Bier  kann  den  Bier- 
brauern eine  Rückvergütung  von  50  Pf.  per  Hektoliter  unter  der  Bedingung 
gewährt  werden,  dass  diese  — abgesehen  von  den  allgemeinen  Vorschriften  über 
Ansfuhrrückvergütung  — oi’dnungsmässige  Versandbücher  führen  und  die  Be- 
zahlung von  50  Pf.  Oktroi  vom  Hektoliter  Bier  nachweisen.  Die  Versandbücher 
werden  vierteljährlich  von  einem  städtischen  Beamten  geprüft  und  nach  der  fest- 
gestellten Menge  des  ausgeführten  Bieres  der  rück/uvergütende  Betrag  von  der 
Bürgermeisterei  in  Ausgabe  dekretiert. 

Für  den  Verkehr  der  Brauer  mit  Würze  und  Bier  nach  und  von  ihren  in  der 
Biirgeler  Gemarkung  liegenden  Felsenkellern  sind  besondere  ausführliche  Vor- 
schriften getrotfen. 

Hinsichtlich  der  Bereitung  von  Wein  und  Obstwein  gilt  folgendes:  a)  Wer 
für  seine  Rechnung  Trauben  oder  rauhen  Most  keltern  oder  Obstwein  bereiten 
will,  ist  verpflichtet,  einen  Kelterschein  zu  lösen,  und  steht  "während  der  Kelte- 
rung mit  seinen  sämtlichen  Wein-  und  Obstweinvorräten  unter  der  Kontrolle 
der  Oktroiverwaltung:  nach  beendigter  Kelterung  ist  der  gewonnene  Wein  und 
Obstwein  aufzunehmen,  der  ('»ktroibetrag  festzustellen  und  sofort  zur  Stadtkasse 
abzuführen.  Von  dem  mit  Hefe  eingelegten  neuen  W'ein  werden  5 o|o,  von  neuem 
Obstwein  lO^lo  in  Abzug  gebracht.  Versendungen  unter  10  l dürfen  weder  an 
andere  Personen , noch  in  die  eigene  Wirtschaft  unmittelbar  von  der  Kelter 
gemacht  werden.  Die  Uebertretung  dieser  Vorscliriften  ist  unter  Ordnungs- 
vstrafe  gestellt. 

Mit  Weingrosshändlern  kann  über  das  zu  zahlende  Oktroi  ein  Aversionierungs- 
vertrag  geschlossen  werden,  wenn  sie  kaufmännische  Bücher  und  besondere 
von  der  Bürgermeisterei  anzuordnende  Versandbücher  führen,  der  Oktroiverwal- 
tung deren  Einsicht  gestatten,  einen  Lagerbestand  von  mindestens  loo  hl,  einen 
jährlichen  Umsatz  von  mindestens  150  hl  haben  und  keine  Zapfwirtschaft  be- 
treiben. Die  vereinbarte  Summe  gilt  für  ein  Jahr  und  wird  vierteljährlich  bezahlt ; 
mit  dem  Tage  der  Geschäftsniederlegung  hört  die  Uebereinkunft  auf.  Jede 
falsche  oder  unterlassene  Buchung  in  den  Geschäfts-  und  Versandbüchern  eines 
aversionierten  Weingrosshändlers  wird  aks  Defraudation  angesehen  und  mit 
dem  zehnfachen  Betrag  des  defraudierten  Oktrois  bestraft.  Ausserdem  kann  der 
Stadtvorstand  dem  Betretfendeu  das  Recht  der  oktroifreien  Einlage  entziehen. 
Nicht  aversionierte  Weinhändler  entrichten  das  (»ktroi  bei  der  Einlage,  der 
Gemeinderat  kann  jedoch  in  besonders  günstigen  Herbsten  das  Oktroi  von 
grösseren  Einlagen  auf  Verlangen  gegen  Bürgschaft  kreditieren. 

In  allen  Fällen  der  Defraudation  der  staatlichen  Abgaben  von  Getränken 
soll  auch  die  Defraudation  des  städtischen  Oktrois  angenommen  wei’den. 

3.  .\lle  Früchte,  welche  die  Mühle  passiert  haben,  müssen  bei  der  Eingangsstelle 
angemeldet,  mit  dem  erhaltenen  Transportschein  .luf  die  städtische  Mehlwage 
gebracht  und  dürfen  nicht  eher  wieder  abgefahren  werden,  bis  das  Oktroi  nach 
erfolgter  Verwiegung  an  der  dortigen  Hebestelle  enlrichtet  ist.  Ausnahmsweise 
ist  auf  Verlangen  des  Einhringers  gestattet,  von  allem  Mehl,  welches  in  plom- 
bierten Säcken  von  je  100  kg,  sowie  in  kleineren  Quantitäten  bis  zu  loo  kg  ein- 
geht, das  Oktroi  sogleich  heim  Eingang  gegen  Quitumg  zu  bezahlen;  in  diesem 
Falle  kann  der  Transport  auf  die  städtische  Mehlwige  unterbleil>en. 

4.  Das  im  Tarif  bezeichnete  Vieh  darf  nur  an  den  (dien  angegebenen  Eingangs- 
stationen bei  Tageszeit  und  zwar  in  den  Monaten  April  bis  einschliesslich 
September  von  4 Uhr  morgens  bis  10  Uhr  abends,  von  Oktober  bis  einschliesslich 
März  von  5 Uhr  morgens  bis  9 Uhr  abends,  sowie  mit  der  Eisenbahn  eingehen 
und  muss  mit  einem  daselbst  zu  lösenden  Trausportscheiii  versehen  sein,  welcher 
den  Transport  begleiten  und  innerhalb  3 Stunden  nn  die  Oktroihebestelle  in  der 
Schlossstrasse  abgeliefert  werden  muss.  Erhält  der  Transport  duiuih  Verkauf 
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oder  Vertausch  des  Vielis  eine  andere  Bestimmung,  so  muss  dies  Verhältnis  unter 
Vorlage  des  Traiisportscheines  bei  der  Hebestelle  in  der  Schlossstrasse  an- 
gegeben werden,  woselbst  auch  die  weitere  Abfertigung  stattfindet.  Ist  das 
Vieh  zur  Zucht  bestimmt,  so  muss  dieses  nebst  Vor-  und  Zunamen  des  Em- 
pfängers belnifs  Eintragung  in  das  Register  aut  der  Rückseite  des  Sclieineh 

angegeben  sein. 

Jeder  Einwohner,  der  von  Fremden  Vieh  erhält,  hat  sich  den  Iransport- 
sehein  einhändigen  zu  lassen  und  abzuliefern,  widrigenfalls  er,  wenn  man  gegen 
den  Einbringer  nicht  Vorgehen  kann,  ebenso  haftet  wie  dieser;  es  wird  dann, 
wenn  nicht  erwiesen  wird,  was  mit  dem  Vieh  weiter  geschehen  ist,  innerhalb 
14  Tagen  nach  der  Ausstellung  des  Scheines  von  dem  Empfänger  vorbehältlicb 
der  Bestrafung  wegen  Defraude  der  volle  Oktroihetrag  für  das\ieh  nacherhohen. 
Auswärtige  Händler,  welche  den  Oftenbacher  Markt  mit  Vieli  besuchen  oder 
solches  in  der  Stadt  verkaufen  wollen,  ebenso  solche,  welche  mit  \ieh  durch 
die  Stadt  passieren,  haben  heim  Eingang  das  Oktroi  hierfür,  jedoch  nie.  mehr 
als  10  M.  als  Kaution  zu  hinterlegen,  sie  erhalten  diese  bei  nachgewiesener  Er- 
füllung der  angegebenen  Veri>flichtung  gegen  Ablieferung  des  Transportscheines 

4 wieder  zurück. 

Die  innerhalb  der  Stadt  und  Stadtgemarkung  wohnenden  Privaten  und  ge- 
werbetreibenden Metzger  stehen  mit  ihrem  gesamten  oktroipflichtigen  \ ieh- 
bestande  unter  Kontrolle  der  Oktroiverwaltung,  dergestalt,  dass  sie  den  Nach- 
weis der  Herkunft  und  erfolgten  Bestimmung  desselben  jederzeit  zu  liefern 
haben.  Die  Offenbacher  Viehbesitzer  mul  Viehzüchter  haben  ihre  ganzen  im 
Tarif  genannten  Viehbestände  schriftlich  und  alles  junge  oktroipflichtige  \ieh 
mit  Ausnahme  von  Gänsen  und  Welschen  innerhalb  48  Stunden  nach  dei  Geburt 
behufs  Eintrags  in  das  Viehstandsregister  bei  der  Oktroihebestelle  in  der  Schloss- 
strasse bei  Strafe  anzumelden. 

Alles  oktroipflichtige  Vieh,  mit  Ausnahme  von  Milchschweinen,  jungen  Schal- 
lämmern, Welschen  und  Gänsen,  darf  nur  im  städtischen  Schlachthause  und 
nicht  eher  geschlachtet  werden,  bis  auf  Anzeige  bei  dem  Stadtrechner  überden 
Tag  des  Schlachtens  nach  Entrichtung  des  Oktrois  ein  Schlaclitschein  erwirkt 
ist.  Dieser  ist  nur  für  den  darin  angegebenen  Tag  gültig.  Er  muss  vor  dem 
Schlachten  dem  Schlachthausaufseher  vorgezeigt  und  von  diesem  visiert  werden. 
Die  Schlachtscheine  sind  vom  Inhaber  6 Monate  lang  aufzubewahren  und  aut 
Anfordern  den  Aufsichtsbeamten  vorzuzeigen.  Die  ausserhalb  des  Bamiuartiers 
wohnenden  Privaten  (nicht  Metzger)  dürfen  auf  \\  unsch  nach  Einholung  des 
Schlachtscheines  Vieh  in  ihren  Hofraithen  schlachten.  Der  Schlachtschein  ist 
dann  dem  Schlachthausaufseher  behufs  Eintragung  in  das  von  ihm  zu  führiMide 
Kontrollregister  vorzulegen . 

Von  (len  Milchsehweiiien.  jungen  Scliaf'liimmern.  Welsehen  mul  Gänsen  wird 
(las  Oktroi  beim  Eingang  erhoben.  Von  Milchschweinen  und  Schaflämmem. 
welche  nicht  geschlachtet,  sondern  zur  Zucht  aufgestellt  werden,  wird  nach 
, Eintragung  in  das  erwähnte  Viehstandsregister  gegen  Einliefernng  der  Oktroi- 

' (luittungen  das  Oktroi  zurUckvergütet.  Milchschweine  und  junge  Schaf  läinmer, 

welche  von  einheimischer  Viehzucht  stammen,  und  geschlachtet  werden  sollen, 
müssen  bei  der  Hebestelle  in  der  Sehlossstrasse.  veroktroyiert  werden,  die  Oktroi- 
(luittung  dient  als  Trausportlegitimation.  Vieh,  welches  in  Offenbach  gezogen 
oder  nach  der  abgegebenen  Deklaration  zur  Zucht  bestimmt  war,  darf,  wenn 
es  verkauft  ist  oder  geschlachtet  werden  soll,  nicht  aus  der  Hofraithe  des  Be- 
sitzers verbracht  werden,  ehe  hievon  dem  Oktroierheber  in  der  Schlossstrasse 
schriftlich  Anzeige  gemacht  und  der  Transportschein  eingeholt  worden  ist. 

Die  Uebertretung  dieser  Bestimmungen  ist  mit  Ordnungsstrafe  bedroht;  als 
Defraudation  wird  das  Schlachten  ausserhall.  des  Schlachthauses,  sowie  ohne 
Schlachtschein , bezw.  ohne  von  dem  Schlachthausaufselier  visierten  Schlacht- 
, schein  betrachtet. 

5.  Oktroipflichtige  Gegenstände,  welche  zu  Wasser  eingehen,  als  Holz,  Holzkohlen 
und  Hafer,  sind  ausser  den  Bestimmungen  der  Hafenordmmg  noch  der  speziellen 
Aufsicht  der  städtischen  Holzmesser  unterstellt.  Bevor  diesen  die  Quittung 
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Uber  bezahltes  Oktroi  vorgezeigt  ist,  dürfen  diese  (iegeiistände  nicht  vom  Jlaiii- 
ufer  weggebracht  werden.  Von  den  auf  Schiffen  eingehenden  kleinen  'Wellen 
wird  der  ganze  Oktroibetrag  nach  der  von  den  Holzmessern  gemeinschaftlich 
abzugebenden  schriftlichen  Deklaration  bezahlt,  vom  ausgefiihrten  Teile  aber 
sodann  Kückvergütung  geleistet.  Der  Schiffer  hat  die  Ladung  zu  deklarieren, 
ihm,  wie  der  Bürgermeisterei  steht  das  Recht  zu,  die  Taxation  der  Holzmesser 
einer  weiteren  Prüfung  unterziehen  zu  lassen.  Bei  Differenzen  zwischen  Taxa- 
tion der  Holzmesser  und  Deklaration  des  Schiffers  von  ioo|q  der  Ladung  wird 
der  Schiffer  als  Defraudant  bestraft,  sonst  aber  der  Oktroibetrag  von  der  Ditferenz 
nur  naeherhoben.  Steinkohlen  und  (’oaks  haben  über  die  städtische  Wage  zu  gehen. 

t>.  Von  der  Entrichtung  des  städtischen  Oktrois  sind  befreit: 

1.  die  Bedürfnisse  des  in  der  Kaserne  einqnartierten  Militärs  vom  Feldwclicl 
abwärts; 

2.  die  Bedürfnisse  der  Fürstlich  Isenburgischen  Hofhaltung; 

3.  der  für  die  Offiziers-  und  Gendarmeriedienstpferde  gebrauchte  Hafer. 

Von  diesen  Gegenständen  wird  zwar  heim  Eingang  das  Oktroi  erhoben, 
aber  auf  Grund  einer  von  den  Militär-  und  Gendarmeriekommandostellen 
ausgestellten  Empfangsbescheinigung  und  der  von  der  Isenburgischen  Hof- 
haltung eingelieferten  Quittungen  wieder  zurih  kvergütet. 

4.  Alle  bei  der  Einfuhr  mit  mehr  als  1,50  M.  von  50  kg  helegten  Erzeugnisse, 
von  welchen  auf  die  in  der  Zollordnung  vorgeschriebene  Weise  dargethan 
wird,  dass  sie  als  ausländisches  Eingangsgut  die  zollamtliche  Behandlung 
bei  einer  Erhebungsbehörde  des  Vereins  bereits  bestanden  haben  oder  der- 
selben noch  unterliegen.  Dagegen  sollen  Getränke,  welche  sich  beim  Ein- 
gang nicht  mehr  unter  zollamtlichem  Verschluss  befinden,  deren  Identität 
als  Auslandsgut  mithin  nicht  mehr  nachweislich  ist,  der  Oktroiabgabe 
unterliegen. 

5.  Alle  Getränke,  welche  zur  Essigbereitung  verwendet  werden,  wenn  sie  unter  ' 

Aufsicht  eines  städtischen  Beamten  in  die  Essigsiedereien  verbracht  und 

hier  mit  Essig  und  Wasser  vermischt  oder  dir«dit  in  die  Gärgefässe  über- 
gefühi't  werden,  Ist  aber  das  Oktroi  schon  beim  Eingang  oder  bei  der 
Fabrikation  erhoben,  so  soll  auf  Grund  eines  von  dem  Revisionsbeainten 
aufzustelleuden  Protokolls  über  die  stattgehabte  Versäuerung  das  Oktroi 
dem  Essigsieder  wieder  zurückvergütet  wei'den 

6.  Die  von  der  Offenbacher  Eisenhahnverwaltung  bezogenen  Steinkohlen,  welche 
durch  die  Lokomotiven  verbraucht  werden , aul  Grund  einer  von  der  Ver- 
waltung auszustellenden  Beschehiigang. 

7.  Das  wegen  Unglück  geschlachtete  und  zur  eigimeu  Konsumtion  bestimmte 
Vieh  gegen  einen  von  dem  städtischen  Rechner  auszustellenden  Schlacht- 
freischein. Dieses  Viel»  darf  jedoch  nicht  eher  ausgehauen  werden,  bis, 
auf  Zeugnis  des  Viehbeschaners,  die  Notwendigkeit  des  Sehlachtens  naeh- 
gewiesen  worden  ist. 

8.  Der  Bedarf  an  Steinkohleji  für  die  Dampfschifiährt  unter  den  von  der  Oktroi- 
verwaltung festgesetzten  Bedingungen. 

9.  Spirituosen  für  Otfenbacher  Parfümeriefabriken , wenn  solche  in  grösseren 
Gebinden  eingehen,  und  hinreichend  mit  Parfüm  versetzt  sind. 

10.  Selbsthereiteter  Obstwein,  der  nicht  als  solcher  konsumiert , sondern  zu 
Latwerge  verarbeitet  wird  (§  19). 

7.  Von  allen  oktroipflichtigen  Gegenständen,  mit  Ausnahme  von  Wildbret,  Fleisch, 
Federvieh,  Milchschweineu  und  jungen  Schaf lämmern,  welche  im  grossen  von 
konzessionierten  Händlern  mit  solchen  ausgeführt  werden,  wird  das  Oktroi 
zurückvergütet,  wenn  der  Nachweis  der  früheren  Zahlung  erbracht  ist.  Aus- 
fuhr im  grossen  liegt  vor,  wenn  der  Oktroibetrag  mindestens  2 M.  beträgt,  bei 
Getränken,  wenn  von  \^"ein  mindestens  40  1,  von  Obstwein  mindestens  lOO  1 und 
von  Branntwein  mindestens  20  1 ausgeführt  werden  Bei  der  Ausfuhr  von  Laub-  i 

und  Nadelholz,  mit  Ausnahme  der  M’'ellen,  werden  vom  Oktroi  pro  Kubikmeter 
oder  560  bezw.  375  kg  je  lo  Pf.  als  Messgebühren  in  Abzug  gebracht.  Personen, 
die  ausländische  verzollte  Gegenstände  oktroifrei  eingelegt  haben,  erhalten  von 
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den  ausgeführten  Gegenständen  gleicher  Gattung  erst  dann  eine  Rückvergütung, 
wenn  die  Ausfuhr  die  oktroifreie  Einlage  überschritten  hat.  Für  die  Rückver- 
gütung des  Bieroktrois  gelten  die  oben  mitgeteilten  Bestimmungen.  Die  Gegen- 
stände sind  beim  Ausgange  dem  Erlieber  zu  deklarieren  und  vorzuführen, 
welcher  sie  nach  Gattung  und  Menge  prüft  und  dem  Transportanten  eine  Aus- 
gangsbescheinigung erteilt.  Falsche  Deklarationen  zum  Nachteil  der  Stadt 
werden  als  Defrauöe  bestraft.  I^ie  Rückvergütung  wird  auf  erf(dgte  Dekretur 
der  Bürgermeisterei  monatlich  gegen  Empfangsbescheiniginig  bezahlt.  Alle 
Ansprüche  auf  Rückvergütung  müssen  im  laufenden  Jahr  oder  spätestens  inner- 
halb 14  Tagen  nach  Neujahr  unter  Vorlage  der  nötigen  Belege  geltend  gemacht 
werden.  Spatere  Reklamationen  bleiben  unberücksichtigt. 

s.  Die  Niederlegung  oktroipflichtiger  Gegenstände  in  Privatlokalitäteu  ist  bei 
Strafe  der  Defraudation  verboten.  Diese  müssen  vielmehr  in  die  städtischen 
l..ugerräume  an  der  Mehlwage  gegen  die  festgesetzten  Gebühren  niedergelegt 
werden,  wenn  sie  sich  aber  hierzu  nicht  eignen,  versteuert  werden. 

a.  Sollen  oktroipflichtige  Gegenstände  durch  die  Stadt  geführt  werden,  so  ist  beizn 
Erheber  am  Eiiigangsthor  ein  Durchfuhrschein  zu  nehmen,  in  dem  die  Zeit, 
innerhalb  welcher  der  Transport  durch  die  Stadt  beendet  sein  muss  (höchstens 
12  Stunden),  angegeben  wird.  Der  Transportant  hat  die  Hauptstrasseu  einzu- 
halteii  und  den  Schein  dem  Erheber  am  Ausgangsthor  zur  Revision  des  Gutes 
ahzulieferii.  Mit  steueramtlicher  Bezettelung  versehene  Gegenstände  bedürfen 
tMiies  Durchgangscheines  nicht.  Ortsfremde  und  sonstige  dem  Erheber  un- 
bekannte Personen  haben  ausserdem,  entweder  beim  Einbringen,  das  Oktroi 
für  den  Gegenstand,  jedoch  höchstens  10  M.,  als  Kaution  zu  hinterlegen,  oder 
die  Begleitung  des  Durchgangsgutes  durch  einen  städtischen  Bediensteten  gegen 
eine  Gebühr  von  40  Pf.  bei  Tag  und  80  Pf.  bei  Nacht  nachzusuchen;  letzteres 
muss  stets  geschehen,  wenn  das  Oktroi  mehr  als  lO  M.  beträgt,  oder,  wenn 
auswärtige  Viehhändler  Vieh  ausserhalb  der  in  Zifl’.  4 angegebenen  Zeiträume 
einführen  wollen.  WildbrethUndler  dürfen  ihr  auf  Durchgangsschein  einge- 
brachtes  Wildbret  4 Tage  in  ihrer  Behausung  oktroifrei  niederlegen;  für  die 
während  dieser  Zeit  nicht  ausgeführten  Mengen  ist  das  Oktroi  nachträglich 
unter  Vorlage  des  Durchgangsscheines  zu  entrichten.  Oktroipflichtige  Gegen- 
stände, welche  länger  in  der  Stadt  verbleiben  sollen,  müssen  sonst  in  das 
städtische  Lagerhaus  gebracht  werden,  wobei  die  Lagerungsdauer  auf  dem 
Durchgangsschein  bescheinigt  wird.  Soll  oktroipflichtiges,  auf  Durchgangs- 
schein abgefertigtes  Vieh  in  der  Stadt  wegen  Verkaufs  oder  aus  anderen 
(fi*ünden  eingestellt  werden,  so  muss  davon  innerhalb  3 Stunden  nach  der  Aus- 
fertigung des  Durchgangsscheines  hei  dem  Oktroierheber  in  der  Schlossstrasse 
Anzeige  gemacht  werden.  Die  Rückvergütung  der  hinterlegten  Kaution  rindet 
dann  nicht  statt,  wenn  die  im  Scheine  vorgesehriebene  Zeit  nicht  eingehalten 
wird,  oder  Gattung,  Menge  und  Verpackungsart  der  Gegenstände  nicht  mit  den 
Angaben  des  Scheines  stimmt.  Der  oktroipliichtige  Gegenstand  haftet  für 
Oktroi  und  Strafe. 

10.  Wer  es  unternimmt,  bei  der  Ein- oder  Durchfuhr,  sowie  heim  Verbrauch  oktroi- 
pflichtiger Gegenstände  der  Stadt  die  ihr  gebührenden  Oktroiabgaben  zu 
entziehen,  begeht  eine  Defraudation  und  wird,  neben  der  Pflicht  zur  Nacli- 
zahlung  des  defraudierten  Oktrois  mit  dem  zehn-  oder  zwanzigfachen  Betrage 
des  letzteren  bestraft,  je  nachdem  die  Defraudation  zur  Tages-  oder  Nachtzeit 
begangen  ist.  Die  defraudierten  Gegenstände  haften  für  Strafe  und  Kosten. 
Sobald  eine  Uebertretung  der  Vorschriften  des  Reglements  die  Unterschlagung 
des  Oktrois  zur  Folge  haben  konnte,  soll  die  Absicht  der  Defraudation  immer 
unterstellt  werden.  Von  der  Strafe  befreit  nur  a»  der  Beweis,  dass  es  physisch 
unmöglich  war,  die  gesetzlichen  Vorschriften  zu  erfüllen,  oder  b)  dass  der  An- 
geschuldigte in  ihrer  Erfüllung  von  den  städtischen  Beamten  selbst  gehindert, 

’ oder  c)  dass  die  Beschuldigung  unwahr  ist.  Oktroikontraventionen  verjähren 
in  ti  Monaten;  die  Oktroistrafen  fliessen  in  die  Staatskasse. 

Die  Ortseinwohner  sind  berechtigt,  die  Gendarmen,  Polizeioffizianten,  Nacht- 
wäcliter  und  sämtliche  sriultische  Diener  aber  verpflichtet,  gegen  Uiitersclileife 
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zu  wachen  und  die  entdeckten  der  Bürgermeisterei  iinzuzeigen;  diese  Personen 
dürfen  auch  oktroipüichtige  (fegenstiinde , welche  nicht  mit  den  verordneten 
Scheinen  und  Quittungen  oder  mit  unrichtigen  Papieren  versehen  sind,  in  Be- 
schlag nehmen  und  vor  die  Bürgermeisterei  hringen.  Die  zur  Aufsicht  über  das 
städtische  Oktroi  eigens  angestellten  Personen  dürfen  ferner  zur  Tageszeit 
Läden,  Hofraithen  u.  s.  w.,  sowie  Fuhrwerke  auch  zur  Nachtzeit  visitieren,  um 
sich  zu  überzeugen,  dass  die  erforderlichen  Schein«*  richtig  gelöst  und  keine 
Defraudationen  begangen  worden  sind. 

[)er  dem  Reglement  angehängte  Tarif  enthält  folgende  Sätze; 


Getränke: 

1.  Wein,  in  Fässern,  l hl  ...  . . . 

2.  Wein,  geerntet,  aber  ungekeltert,  i hl 

c».  Wein,  in  Flaschen,  i Flasche 

4.  Obstwein,  in  Fässern,  l hl 

5.  Obstwein,  in  Flaschen  (moussierender),  i Flasclni 

in  der  Sta«lt  oder  deren  Gemarkung  fabriziert,  bei  einem  Nachlass 
von  10  0|q  für  Trub, 

(k  Branntwein,  eingeführt,  1 hl 

Versüsster  Branntwein  (Likör),  1 hl 

Spiritus,  Arrak.  Rum  n.  s.  w.,  bei  einem  Weingeistgehalt  von  50%, 

nach  Tralles,  1 hl 

Uebersteigt  der  Weingeistgehalt  50%,  so  wird  das  Oktroi  nach 
diesem  dem  Normalsatze  von  3,25  M.  entsprechend  umgerechnet. 

7.  Branntwein,  in  der  Stadt  oder  Gemarkung  fabriziert: 

1.  bei  der  Bereitung  des  Branntweins  aus  Getreide  oder  anderen 
mehligen  Stotfen  (Maischbottichsteuer): 

a)  von  Grossbrennern,  bei  jeder  Einmaischung  je  4o  1 . , . . 

b)  Kleinbrennerii,  ,,  „ je  40  1 ...  . 

2.  bei  der  Bereitung  des  Branntweins  aus  nicht  mehligen  Stoffen 
nach  der  Menge  der  dazu  verwendeten  Materialien  fliranntwein- 
materialsteuer) : 

a)  für  Trauben-  oder  (Obstwein,  Weinhefe  und  Steinobst,  je  40  1 

b)  für  eingestampfte  Weinti'eljer , Kernobst,  Treber  von  Kern- 
obst. Beerenfrüchte  aller  Art  und  Hefenbrühe 

CI  für  andere  zur  Branntweinbereitung  verwendete  Stoffe  wird 
der  Oktroisatz  nach  der  Ausbeutemöglichkeit  im  Verhältnis 
zur  Staatssteuer  berechnet  und  erhoben. 

s.  Bier,  eingeführt  in  Fässejui,  1 hl 

M.  ,,  „ Flaschen,  je  5 Flaschen 

Wegen  «les  in  der  Stadt  gebrauten  Bieres  siehe  oben. 


2,15  M 
1.75  .. 


0.02 


0.75  ,. 
0.02  ,. 


3.25 

3.25 


3.25 


0,10  „ 

0.08  .. 


0.15 


0,08  ,. 


10. 

11. 

12. 

13. 

14. 

15. 
10. 

17. 

18. 
10. 
2(t. 
21. 
22. 

23. 

24. 


E s s l)  a r e Gegenstände: 

Ochsen  

Stiere,  nicht  über  2B0  kg  

Faselochsen  und  Kühe  

Stiere  und  Rinder,  nicht  über  150  kg  ...  . 

Stoppelkälber  ....  

Schweine 

Milchschweine  i Spanferkel) 

Kälber,  Hämmel  oder  Schafe 

Schaflämmer,  junge  

Welsche 

Gänse 


das  Stück 


0.60  .. 
0,03 


14,— 

10, 

10, 


•».- 


3,-  ^ 
0,20  „ 
0,85  „ 


Fleisch  u.  Fleischwaren,  auch  solches  von  W'ildlnet,  sowie  Würste,  1 kg 

Geraube,  i kg  . . . . 

Hirsche,  das  Stück 

Spiesser  oder  Schmaltiere  von  20—50  kg.  «las  Stiicl; 

Wildkälber,  unter  20  kg.  «las  Stück  ....  


0,20  „ 

0,75 

0,2(t  .. 

0,05  „ 
0,03  „ 

3,  „ 

1,25  „ 
0.60  .. 
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25.  Wildschweine,  von  30  kg  und  «larüber,  «las  Stück 2,—  M. 

26.  Frischlinge,  von  15-30  kg,  das  Stück i,—  ^ 

27.  Frischlinge,  unter  15  kg,  «las  Stück o,5o  „ 

28.  Rehe,  das  Stück L—  ^ 

29.  Hasen,  das  Stück o.25  „ 

30.  Mehl,  ohne  Unterschied  der  (pialität  und  seiner  Verwendung, 

100  kg  brutto 0.52 

31.  Brot,  6 kg 0.03  „ 

32.  Wecken  und  Weissbrut,  auch  Kuclien  im  Wert  von  i M «t,03  „ 

(bis  zu  5 kg  für  eigenen  Bedarf  frei«.  Alle  Suppenfrüchte  (geschälte 
Hirse,  Gerste,  Hafer,  Spelzkorn,  grüne  Kern  und  Griess),  sowie 

Kleie,  Sclirot  und  Malz  sind  frei. 


F ü 1 1 e r u n g : 
33.  Hafer,  loo  kg 


B r e n n h a re  G e g e n s t ä n d e ; 

34.  Steinkohlen,  Braunkohlen  und  Coaks.  lOO  kg o.nö., 

35.  Holzkohlen,  l hl o.io 

36.  Laubholz,  Scheit-,  Prügel-  und  Stockholz  aller  Art,  eiuschliesslirh 

Mess-  und  Waggebuhr,  1 chm  oder  550  kg o.4o 

37.  Laubholzwellen  aller  Art,  100  Stück o,5o 

38.  Nadelholz,  Scheit-,  Prügel-  und  Stockholz  aller  Art,  einschliessH«  li 

Mess-  und  Waggebühr,  l «.bm  oder  375  kg o,2u 


39.  Nadelholzwellen  aller  Art,  lOO  Stück y 25 

40.  Desgl.  20  Stück  und  darunter o,u5 

41.  Kleine  Wellen,  ohne  Unterschied,  ob  solche  zu  Wasser  oder  zu  Land 

eingehen,  lOO  Stück 

42.  Torf,  75  kg  oder  looo  Stück 03 

(Unter  500  Stück  frei.) 

Oktroibeträge  unter  1/2  Pf.  fallen  weg,  von  ij2— 1 Pf.  werden  = l Pf.  gesetzt. 

Durch  Verfügung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  2.  März  1882  Nr.  4684  wnr«le 
S 19  des  Oktroireglements  bezüglich  der  Rückvergütung  für  zu  gewerblichen  Zwecken  ver- 
wendeten Spiritus  geändert.  Ueber  die  Erhebung  der  Verbrauchssteuer  von  Branntwein 
lind  die  Rückvergütung  derselben  für  denaturierten  Spiritus  wurden  von  den  Stadtver- 
ordneten am  12.  Januar  1888  neue  Bestimmungen  getroffen,  welche  vom  Ministerium  «les 
Innern  un«l  der  Justiz  unterm  28.  Mai  I888  Nr.  12,949  genehmigt  sind  und  folgendes  festsetzeu: 

1.  ^ 011  der  Entrichtung  der  städtischen  Verbrauchssteuer  von  Spiritus  (Brannt- 
wein) bleiben  diejenigen  Fabriken  befreit,  welche  denselben  zu  ihren  eigenen 
gewerblichen  Zwecken  verwenden  und  solchen  in  Gebinden  von  mindestens 
300  1 entweder  in  vorschriftsmässig  denaturiertem  Zustand  einführen  oder  die 
Denaturierung  unter  amtlicher  Aufsicht  vornehmen  lassen.  Solcher  Spiritus 
darf  bei  Vermeidung  der  Entziehung  der  Begünstigung  zur  Rückvergütung 
nicht  anderweit  verwendet  o«ler  verkauft  werden. 

Wird  Spiritus  in  nachweislich  denaturiertem  Zustand  eingeführt,  so  ist  von 
der  Erhebung  der  Verbrauchssteuer  abzusehen.  Wird  die  Denaturierung  unter 
amtlicher  Aufsicht  vorgenommen,  so  wird  die  hei  «ler  Einfuhr  zu  entrichtende 
A erhrauchssteuer  nach  Abzug  von  50|q  zurückvergutet. 

2.  \ou  Branntweinbrennereien,  bei  welchen  nach  der  Einrichtung  die  Menge  des 
vorgenommeneu  Branntweines  monatlich  durch  die  Steiierverwaltung  festgestellt 
und  von  derselben  anstatt  des  Maischbottichramnes  die  Ausbeute  au  Brannt- 
wein der  Besteuerung  zu  Grunde  gelegt  wird,  soll  auch  bei  der  Veranlagung 
der  Verbrauchssteuer  nicht  mehr  der  Maischr:unn.  sondern  die  Ausbeute  v«in 
Branntwein  massgebend  sein. 

Das  Reichsgesetz  vom  20.  Februar  1885,  betreffend  die  vorläulige  Einführung  von 
Aemlerungen  des  Zolltarifs  machte  wegen  der  darin  normierten  Zollerhöhimgen  eine  Aen- 
derung  des  § 19  Ziff.  4 des  Reglements  vom  7.  September  1875  nötig,  die  vom  Ministerium 
«les  Innern  und  der  Justiz  mit  Nr.  10,486  unterm  i.  Mai  1885  genehmigt  wurde;  ua«  h Rechts- 
kraft «ler  delinitiven  Reichsgesetze  vom  22.  Mai  1885,  betreffend  die  Abänderung  des  Zoll- 
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taril  Gesetzes  vom  15.  Juli  I87ü  und  vom  ‘27.  Mai  1885,  betreft’eiid  die  Al)iinderuiig  des  Zoll- 
vere  niguiigsvertrags  vom  8.  Juli  1867  wurde  durch  die  MinisterialverfUgung  vom  7.  Januar 
1888  Xr.  39,882  genehmigt,  dass  die  Vorschrift  im  § 19,  4 des  Reglements  von  1875,  wonach 
alle  l»ei  der  Einfuhr  mit  mehr  als  l,5ü  M.  von  3o  kg  Itelegten  Erzeugnisse  , von  welchen 
auf  die  in  der  Zollordnung  vorgeschriehene  Weise  dargethan  wird,  dass  sie  als  aus- 
liinii  sches  Eingangsgiit  die  zollamtliche  Behandlung  bei  einer  b.rhebiingsbehörde  des  Ver- 
eins bereits  bestanden  haben  oder  derselben  noch  unterliegen,  von  der  Entrichtung  des 
stäil  ischen  Oktrois  befreit  sind,  auf  Mehl  und  andere  Milhlenerzeugnisse,  desgl.  auf  Back- 
war u,  Fleisch,  Fleischwaren,  Fett,  Bier  und  Branntwein  keine  Anwendung  tinde. 

Unterm  28.  April  1886  Xr.  10,318  genehmigte  das  Ministerium  des  Innern  und  der 
Justiz  infolge  Beschlusses  der  Stadtverordneten  vom  25.  März  1886  die  Erhöhung  des  Oktrois 
von  in  Fässern  eingefiihrtem  Bier  von  o,60  M.  auf  0,65  M.  pro  hl. 

Infolge  Beschlusses  der  Stadtverordnetenversammlung  \om  22.  August  1890  wurde 
mit  Genehmigung  des  Ministeriums  des  Innern  und  der  Justiz  vom  28.  Oktober  1890 
Xr.  6,572  für  die  Ausstellung  von  Durchgang.s-,  Ausfuhr-  und  Begleitscheinen  eine  Gebühr 
von  je  3 Pf.  erhoben. 

Das  Oktroi  auf  Mehl,  Brot,  Wecken  und  Weissbrot  (Xr  30,  3i  und  32  des  Tarifs) 
wuv  le  durch  Stadtverordnetenbeschluss  vom  20.  April  1899  mit  Genehmigung  des  Mini- 
ster ums  des  Innern  vom  5.  Mai  1899  Xr.  13,286  vom  i.  Oktober  1899  an  und  das  Oktroi  auf 
Haf  r vom  1 April  1900  ab  durch  Stadtverordnetenbeschluss  vom  22.  Februar  1900  mit  Ge- 
neh  ligung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  5.  Mürz  1900  Xr.  5709  aufgehoben. 

3.  Giessen. 

Im  Jahre  1806  wurde  zu  Giessen  mit  landesherrlicher  GiMiehmigung  eine  Strassen- 
beU  ichtung  eingeführt  und  zur  Bestreitung  der  Kosten  derselben  ein  Oktroi  angeordnet, 
nac  i welchem  von  allem  von  den  Wirten  zu  verzapfenden  Wein  von  der  Mass  2 kr.  und 
von  Jedem  Pfund  des  von  den  Metzgern  auszuschlachtenden  Fleisches  von  Ochsen,  Kühen, 
Sch  veinen  und  Kälbeni  ein  Heller  an  die  Laternenkasse  abgegeben  werden  sollte;  Hammel- 
tleiM'lx  und  Rindfleisch  war  als  Fleischnahrung  der  ärmeren  Klasse  von  der  Abgabe  aus- 
gen  mimen.  Da  die  erhobenen  Beiträge  zur  Deckung  der  Bedürfnisse  der  Laternenanstalt 
nicl  t hinreichend  waren,  so  wurde  vom  Jahre  1810  ab  mit  landesherrlicher  Genehmigung 
noc  i ein  weiterer  Heller  provisorisch  vom  Pfund  Fleisch  erhoben  und  später  auch  Hainmel- 
und  Rindfleisch  mit  einem  Heller  Oktroi  belegt.  Gegen  das  Fleischoktroi,  insbesondere  wegen 
Aut  lehung  wenigstens  des  provisorischen  zweiten  Hellers  und  des  Hellers  auf  Hammel-  und 
Rin  Itleisch,  wurden  die  Giessener  Metzger  wiederholt  vorstellig  und  wandten  sich  zuletzt 
im  fahre  1827  an  die  Zweite  Kammer  der  Landstände,  indessen  ohne  Erfolg. 

Die  hohen  Schulden  der  Stadt  machten  demnächst  auch  ein  Oktroi  auf  Branntwein, 
HuU  und  Früchte,  welche  die  Mühle  passiert  hatten,  nötig.  Dieses  wurde  mit  Reglement 
von  1.  Dezember  1827  geordnet  und  dabei  auch  das  Fleisch-  und  Weinoktroi  neu  geregelt. 

Es  sollten  danach  erhoben  werden: 

1.  Das  Oktroi  für  Fleisch  von  dem  in  der  Stadt  geschl achteten  Vieh,  indem  durch 
§ 5 des  Fiiianzgesetzes  vom  12.  Juni  1827  für  die  staatliche  Fleischaccise  bestimm- 
ten Betrage,  nämlich  von  Ochsen  von  über  500  Pfd.  5 fl.,  von  solchen  unter 
500  Pfd.,  sowie  von  Kühen,  Rindern  oder  Stieren  über  260  Pfd.  schwer  3 fl.  20  kr., 
von  Faselochsen  ohne  Rücksicht  auf  das  Gewicht,  von  Kühen,  Rindern  oder 
Stieren  von  250  Pfd.  und  weniger,  jedoch  über  150  pfd.  schwer  i fl.  40  kr.,  von 
Kindern  und  Stoppelkälbern  von  150  Pfd.  und  weniger  l fl.,  von  Schweinen  30  kr., 
von  Saugkälbern,  Hämmein  und  Schafen  15  kr.  Von  verunglücktem  und  deshalb 
geschlachtetem  Vieh  wurde  keine  Abgabe  erhoben. 

2.  Von  Wein  von  Wirten  und  Privaten:  Von  der  Ohm  Trauhenwein  2 fl.  40  kr., 
von  der  Ohm  Obstwein  i fl.;  von  Wein  in  Flaschen,  die  Flasche  oder  der 
Krug  2 kr. 

3.  Von  Branntwein  die  Ohm  2 fl.,  die  Flasche  oder  der  Krug  2 kr. 

1 Vom  Stecken  Laubholz  12  kr.,  Xadelholz  4 kr.,  vom  Wagen  Stock-  und  Wellen-, 
holz,  wenn  mit  einem  Pferd,  Ochsen  oder  Kuh  hespaant,  4 kr.,  für  jedes  weitere 
Pferd  u.  s.  w.  4 kr. 


Geschichte  und  Kritik  des  Oktrois  im  Grossherzogtum  Hessen 


56 


5.  Von  allen  Früchten,  welche  die  Mühle  passiert  haben,  per  Malter  12  kr.  Torf, 
Reiser,  Leseholz,  Späne,  Braun-  und  Schmiedekohlen  waren  keiner  Abgabe 
unterworfen.  Die  Abgabe  wurde  bei  der  Einfuhr  bezahlt,  von  dem  in  der  Stadt 
erzeugten  Brauntweiu  und  Obstwein  vor  der  Einkellerung.  Die  vor  den  Stadt- 
thoren wohnenden  Personen  hatten  das  Oktroi  am  Tage  des  Empthngs  der 
Gegenstände  bei  dem  zuständigen  Thorschreiber  zu  bezahlen. 

Für  nur  durchzuführende  Gegenstände  wurden  beim  Einpassieren  von  dem  Thor- 
schreiher  Durchgang.sscheine  ausgestellt,  welche  beim  Ausgaiigsthor  wieder  ahzu- 
geben  waren. 

Defraudationen  des  Oktrois  wurden  mit  dem  lofachen  Betrage  der  hiuterzogeneu 
Abgabe  bestraft;  letztere  war  ausserdem  nachzueiitrichten , und  es  hafteten  die  defrau- 
dierten  Gegenstände  für  Strafe  und  Abgabe.  Die  gerichtlich  erkannten  Geldstrafen  sollten 
vom  Gemeindeeinehmer  erhoben  werden,  sie  fielen  zur  Hälfte  der  Staatskasse  und  zur 
Hälfte  den  Denunzianten  zu. 

Durch  Verfügung  des  Finanzministeriums  an  die  Oberfinanzkammer  I.  Sektion  vom 
11.  Dezember  1828  wurde  bestimmt,  dass  die  Erhebung  der  gerichtlich  erkannten  Oktroi- 
strafen durch  die  fiskalischen  Behörden  erfolgen  sollte.  Durch  Erlass  des  Ministeriums 
des  Innern  und  der  Justiz  vom  24.  Januar  1831  Xr.  359  wurde  das  Oktroi  von  Ochsen  im 
Gewichte  von  über  500  Pfd.  auf  3 tl.  20  kr.  ermässigt  und  durch  Verfügung  desselben  Mini- 
steriums vom  29.  Juni  1831  Xr.  7554  das  Oktroi  von  Kühen  auf  2 fl.  5 kr.,  das  von  Rindern 
auf  1 fl.  15  kr.  ohne  Rücksicht  auf  das  Gewicht  festgesetzt.  Xach  dem  Ministerialerlass 
vom  29.  August  1833  Xi*.  12,364  sollte  bei  der  Ausfuhr  von  Getränken  eine  Rückvergütung 
des  bezahlten  Oktrois  eintreten. 

Unterm  21.  Juli  1843  wurde  für  Giessen  ein  neues  Oktroireglement  erlassen,  teil- 
weise bedingt  durch  die  geänderte  staatliche  Gesetzgebung  über  die  Besteuerung  des 
Branntweins,  welches  mit  dem  1.  September  1843  in  Geltung  trat  und  folgende  Tarifsätze 
normierte. 


A,  Schlachtvieh : 

1.  von  einem  Ochsen  ohne  Rücksicht  auf  sein  Gewicht 

2.  „ „ Faselochsen  ohne  Rücksicht  auf  sein  Gewicht  . . . 

3.  „ einer  Kuh  „ „ „ihr  „ . . . 

4.  „ einem  Rind  oder  Stier 

5.  ,,  „ Stoppelkalb,  d.  h.  einem  Kalb,  das  ausgesäugt  hat 

und  noch  unter  einem  Jahre  ist 

6.  von  einem  Saugkalb,  Hammel,  Schaf 

7 „ „ Schwein 

8.  „ „ Spanferkel 

B.  Von  geräuchertem  und  gedörrtem  Fleisch,  Würsten,  Zungen, 

Eutern  etc.  per  Pfund 

0.  Von  Wildbret: 

!.  von  einem  Hirsch,  Spiesser,  Schmaltier  . 

2.  „ „ Wildkalhe  unter  40  Pfd 

» n Reh 

4.  „ ,,  wilden  Schwein  ....  

5.  „ Hasen 

»j 

6.  „ zerlegtem  Wildbret  per  Pfund  .... 

1).  Von  Getränken: 

I.  Von  Wein; 

1.  von  der  Ohm  Traubenwein  

2.  „ „ „ Obstwein 

. Wein  in  Flaschen,  die  nicht  über  1/2  Mass  halten  und  in 

gewöhnlichen  Mineralwasserkrügeu  per  Flasche  oder  Krug 
II.  Von  Branntwein: 

1.  Hei  der  Bereitung  des  Branntweines  in  der  Stadt  Giessen 
oder  deren  Umgebung  (innerhalb  der  Gemarkung) 

■d)  aus  mehligen  Stoffen 

a)  von  je  lOO  Mass  des  Rauminhalts  der  Maischbütten  und 
für  jede  Einmaischung  von  denjenigen  Brennern,  die 
melir  aN  500  Mass  au  einem  Hetriebstage  eiumaischen 
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Georg  Hellwig, 


ß\  von  denjenigen  Brennern,  deren  Brenneieien  nur  7 :\Io- 
nate  des  Jahres  im  Gange  sind  und  nieht  iiher  500  Mass 
des  Rauminhalts  der  Maischhiitten  an  einem  Betriei>s- 

tage  einmaischen  ...  ....  - 

h,t  aus  nicht  mehligen  Störten 

a\  von  je  20  .dass  eiiigestampfte  Weintreber  Kernobst  oder 
Treber  von  Kernobst  und  Beerenfrüchten  aller  Art  . 
ß\  von  je  20  Mass  Trauben-  oder  Obstwein,  Weinhete  und 

Steinobst 

2.  Bei  der  Einfuhr  des  Branntweins  von  au.ssen 

a\  ordinärer  und  versüsster  Branntwein  0*ikür)  die  Ohm 
ß)  Spiritus,  Arrak,  Rum  u.  s.  w.  bei  einem  Weingeistgehalt 
von  50«/o  nach  dem  Alkoholometer  von  Tralles  . . . 

ubersteigt  der  Weingeistgehalt  diese  500|o,  so  er- 
folgt mittels  Berechnung  Reduktion  auf  diese  Xormal- 
stärkeund  Erhebung  des  Oktrois  von  der  ermittelten 
Menge  nach  dem  Ansatz  von  2 ti.  per  Ohm. 

01.  Von  Bier; 

1.  von  der  Ohm  Bier  auswärts  fabriziert 

2.  von  Bier  in  Flaschen  oder  Krügen . per  Flasche  oder  Krug 

E.  Von  Brennmaterial  und  Nutzholz : 

1.  Laubholz,  Scheit-,  Prügel-  und  Klotzholz,  per  Stecken  . . . 

2.  Nadelholz 

3.  Stockholz,  ohne  Unterschied  ob  Laub-  oder  Nadelholz,  p.  Stecken 

4.  Laubholzwellen,  von  einem  Wagen  etc.,  bespannt  mit  einem 

Pferde  oder  Ochsen 

5.  Desgl.  bespannt  mit  einer  Kuli 

li.  Vadelholzwellen  von  einem  Wagen  etc.,  bespannt  mit  einem 

Pferde  oder  Ochsen 

7.  Desgl.  bespannt  mit  einer  Kuh 

8.  Laubholz,  sowie  Werkholz  und  Nutzholz,  welches  nicht  im 

Klafter-  oder  Steckenmass  eingeführt  wird.  fr*'i 

9.  Steinkohlen,  per  Zentner 

10.  Braunkohlen  „ « 

11.  Torf  von  einer  Fuhre  mit  2 Pferden  oder  Ochsen  liesjiannt  . . 

12.  „ 2 Kühen  bespannt  

Für  jedes  weitere  Pferd  etc.  6,  bezw.  4 kr. 

F.  Von  Früchten  und  den  daraus  gewonnenen  Erzeugnissen: 

1.  von  einem  Malter  Mehl,  geschälter  Hafer,  Grütze  etc.  zu  U4Pfd. 

mit  Sack 

2.  von  einem  Malter  Malz  zu  130  Ptd 

;{  ^ ^ Hirse  und  geschälte  Gerste  zu  200  Ptd.. 

4.  Weizenmehl  und  Roggeninehl  von  jeder  Ouaiititat  unter  18  Ptd. 

5.  von  einem  Malter  Hafer  zu  130  Ptd 


ti . 9 kr . 
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Das  genannte  Oktroireglenient,  welches  im  wesentlichen  jetzt  noch  in  (»eltung  ist, 
€ itliält  folgende  Hauptbestimmungen: 

1.  Oktroipflichtige  Gegenstände  dürteu  nur  am  Selzcr-,  Neuweger-  und  Wallthoi 
eingeführt  werden.  Das  Oktroi  von  (jeträuken  wird  auf  dem  Hauptzollamt  be- 
zahlt, von  anderen  Gegenständen  an  den  Thorschreiber  entrichtet.  Die  vor  den 
Thoren  in  der  Gemarkung  Giessen  wohnenden  Personen  haben  oktroiprtichtige 
Gegenstände  bei  der  Ankunft  an  dem  Thore,  welchem  sie  zugeteilt  sind,  zu 
verabgaben. 

Die  Zahlungspflichtigen  haben  anzugelu.m,  was  sie  zu  versteuern  haben,  und 
sind  für  die  Richtigkeit  ihrer  Deklaration  haltbar 

Insofern  das  Oktroi  nicht  beim  Eingang  der  Ware  zu  entiichteii  ist,  wild 

es  nach  der  Steuerexekutiousorduung  beigetrieben. 

2.  Bewohner  der  Gemarkung  Giessen,  welche  auf  eigenen  Mühlen  oder  Mascliinen 
F'rüchte  zum  eigenen  Gebrauch  mahlen  oder  schroten,  müssen  vor  Beginn  dei 
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Arlieit  an  dem  Thore,  welchem  sie  zugeteilt  sind,  entsprechende  .Anzeige  er- 
statten und  das  Oktroi  entrichten.  Müller,  die  zugleich  Bäckerei  hetreihen, 
hal)en  die  in  die  Muhle  aufgenommeneii  P’rüchte  und  was  als  Mehl  p.  p.  aus- 


getührt  ist,  zu  deklarieren  und  von  dem  sich  hiernach  ergetieuden  Verhrauih 
in  der  tiemarknng  das  Oktroi  zu  zahlen.  Unterlassene  und  falsche  Ueklaratiou 
wir<l  bestruft. 

;J.  Die  in  der  Stadt  fabrizierten  Getränke  werden  liinsichtlich  des  Oktrois  nach 
den  Vorschriften  für  die  staatliche  Trauksteuer  kontrolliert,  und  es  wird 
das  Oktroi  gleichzeitig  mit  der  Tranksteuer  bezahlt.  In  allen  Fällen,  in  denen 
sich  eine  Defraudation  der  Staatsabgabe  von  Getränken  herausstellt,  soll  auch 
die  Defraudation  des  städtischen  Oktrois  als  eiwviesen  angesehen  und  bestnilt 
werden. 

Weingrosshändler  haben  für  denjenigen  Wein,  welchen  sie  von  ihren  Frei- 
lagern zur  eigenen  Konsumtion  nehmen,  ebenso  w’ie  jeder  Private  das  Oktroi 
zu  entrichten.  Sie  sind  zu  diesem  Zweck  verpflichtet,  ihren  jährlichen  Verbrauch 
bei  dem  Oktroierheber  (der  Grossherzogl.  Ortseinnehiuerei)  unaufgetordert  bis 
längstens  lO.  Januar  jeden  Jahres  zu  deklarieren  und  entrichten  vierteljährlicli 
die  Abgabe  davon.  Wird  die  Deklaration  von  den  städtischen  Behörden  tür  zu 
niedrig  erachtet,  so  tritt  eine  Abscliätzung  ein,  welche  der  Erheber  des  Ge- 
tränkeoktrois unter  Assistenz  von  zwei  durch  den  Bürgermeister  zu  bestimmen- 
den Gemeinderatsmitgliedern  vornimmt,  und  deren  Resultat  der  Uktroierhebung 
zu  Grunde  gelegt  wird.  F^s  steht  sowohl  der  Stadtverwaltung  wie  dem  Wein- 
händler frei,  jährlich  eine,  solche  Abschätzung  zu  verlangen. 

4.  Alles  von  aussen  eingebruchte  Vieh,  es  mag  zur  Zucht,  zur  Schlachtung  oder 
zur  Arbeit  bestimmt  sein,  darf  nur  an  den  bestimmten  Thoren  zur  Tageszeit 
eingebracht  werden  und  muss  mit  einem  vom  Thorschreiber  zu  erwirkenden 
Transportschein  versehen  sein.  Derselbe  muss  beim  Austrieb  aus  der  Stadt  au 
dem  betreft’enden  Thore  wieder  abgegeben  werden.  Für  jedes  Stück  Vieh, 
welches  getrennt  verkauft  wird,  ist  ein  besonderer  Schein  zu  erwirken,  Schate 
ausgenommen.  Bleibt  das  Vieh  in  der  Stadt,  so  liat  der  Empfänger  noch  an 
demselben  Tage  den  Tran.sportschein  an  den  städtischen  Kontrolleur  abzugeben. 
Soll  Vieh  an  ausserhalb  der  Stadt  wohnende  Gemarkuugseingesessene  abgeliefert 
werden,  so  muss  der  Transportant,  insofern  er  nicht  schon,  weil  er  durch  die 
Stadt  passierte,  einen  Transportschein  erhielt,  an  dem  zunächst  gelegenen  Thore 
sich  einen  Transportschein,  in  dem  der  Deklarant  und  der  FZmpfäuger  genannt 
sind,  erteilen  lassen,  der  vom  Käufer  resp.  Empfänger  des  Viehs  vor  Ablaut 
desselben  Tages  an  den  städtischen  Kontrolleur  abzuliefern  ist. 

Zum  Handel  liestimmtes  VTeh,  bei  dessen  Eingang  der  Emptäiiger  noch 
nicht  bekannt  ist,  muss,  falls  es  nicht  verkauft  oder  vertauscht  wird,  an  dem- 
selben Tage  und  demselben  Thore  wieder  ausgeführt  und  der  erhaltene  Traus- 
portschein zum  Zweck  der  Bescheinigung  des  Wiederausgangs  zurückgegeben 
werden.  Der  längere  Aufenthalt  und  das  Einstellen  des  Viehes  ausser  den 
Markttagen  in  der  Stadt  oder  ihrer  Umgebung  ist  nur  gestattet , wenn  davon 
vorher  unter  Hinterlegung  des  Trunsportscheines  bei  dem  betreflenden  Thor- 
schreiber Anzeige  gemacht  worden  ist.  Kauft  ein  Metzger  Vieh  von  Leuten, 
welche  in  der  Stadt  oder  deren  Umgebung  wohnen,  so  darf  <las  Vieh  nur  gegen 
einen  vom  städtischen  Kontrolleur  auszustellenden  Verabfolgungsscheiu  ub- 
geholt  und  verabfolgt  werden ; eine  Ausnahme  findet  nur  statt,  wenn  tlas  V ieh 
an  demselben  Tage  (dem  Tage  des  Transports)  geschlachtet  werden  soll.  In 
diesem  Fülle  vertritt  der  vor  der  Abliolung  bei  dem  zuständigen  Thorsclireiber 
einzuholende  Schlachtschein  die  Stelle  des  Transportscheins.  Auch  für  vom 
Metzger  selbst  gemästetes  uml  geschlachtetes  Vieh  ist  nur  der  bezeichuete 
Schlachtschein  erforderlich:  ebenso  genügt  derselbe,  für  Private,  welche  selbst 
gemästetes  V’ieh  in  ihren  Haushaltungen  schlachten. 

Für  alles  Vieh,  welches  von  Stadtangehorigen  zum  Wrkauf  oder  eigenen 
Gebrauch  geschlachtet  wird,  muss  vorher  an  dem  betreffenden  Thore  ein  Schein 
mittels  Entrichtung  des  Oktrois  gelöst  werden,  welcher  Zahl  und  Gattung  «les 
Vielis,  sowie  den  Schlachttag  angibt. 


5l!  Oeorg  Helhvig, 

Der  Schlachtsclieiii  ist  nur  für  den  Tag  lui.l  fui  die  dattuug  und  Stückzahl 
der  Tiere  gültig,  für  welche  er  ausgestellt  ist. 

Das  Schlachten  zur  Nachtzeit  (eine  Stunde  nach  Sonnenuntergaug  )ds  eine 
Stunde  vor  Sonnenaufgang)  ist  hei  Defraudationsstrafe  verboten. 

Eine  Ausnahme  von  vorstehenden  Kontrollm  issregeln  findet  nur  statt,  wenn 
verunglücktes  Vieh  geschlachtet  werden  soll,  in  welchem  Falle  jedoch  An- 
zeige bei  der  Polizei  zu  machen  ist. 

UeberD-etungen  vorstehender  Kontrollvorschriften  werden,  wenn  nicht  die 
lelraudationsstrafe  verwirkt  ist,  mit  Ordnungsstrafen  geahndet.  Die  Defrau- 
dationsstrafe hat  insbesondere  dann  einzutreten,  wenn  Vieh  ohne  den  erforder- 
imhen  Schlachtschein  geschlachtet  wird,  oder  sich  der  letztere  nicht  mit 

Schiachtzeit,  Gattung  und  Stückzahl  des  geschlachteten  Viehes  in  Ueberein- 
stimmung  betindet. 

5.  Oktroiptiichtige  Gegenstände,  mit  Ausnahme  <les  S^dilachtviehes,  deren  Verlirauch 
nicht  in  Giessen  erfolgen  soll,  sind  von  der  Kontrolle  mittels  Scheines  befreit, 
wenn  sie  um  die  Stadt  herum  transportiert  werden  oder  sich  auf  einem  mit 
Tuch  bedeckten  Fuhrwerke  befinden,  oder  wenn  Getränke  mit  dem  vorgeschrie- 
beneu  Tranksteuerschein  versehen  sind  und  der  Fuhrmann  der  oktroipflichtigen 
Gegenstände  nicht  in  der  Stadt  andere  Gegenstände  auf-  oder  abladen  will. 
Im  letzteren  Falle  muss  für  die  eingeführteu  oktroipflichtigen  Gegenstände  ein 
Durchgangsscheiii  erwirkt  werden,  der  am  Ausgang  ;thor  wieder  abzugehen  ist. 
ebenso  für  offene  oktroipflichtige  Ladungen  oder  Lasten.  Frachtfuhrleute,  welche 
in  Giessen  übernachten,  werden  bezüglich  ihrer  Fuhrwerke  beaufsichtigt;  wenn 
sie  nicht  übernachten,  haben  sie  die  Stadt  innerhalh  4 Stunden  zu  verlassen, 
besondere  Fälle  ausgenommen,  worüber  dem  Thorschreiber  am  Eingangsthor 
Anzeige  zu  machen  ist.  Oktroipflichtige  Gegenstände  dürfen  nur  die  Haupt- 
strassen passieren  und  hei  Aufenthalt  weder  ahgeladen  noch  in  einen  Hofraum 
^erbracht  werden.  Wird  der  Durchgangsscheiu  am  Ausgangsthor  nicht  er- 
ledigt, so  wird  von  den  Gegenständen,  deren  Verbleib  nicht  nachgewiesen  ist 
das  Oktroi  erhoben  und  der  Inhaber  des  Durchgangsscheiues  als  Defraudant 

bestraft,  wenn  er  die  zum  Durchgang  deklarierten  Gegenstände  in  der  Stadt 
abgesetzt  hat. 

ti.  Alle  oktroipflichtigeii  Gegenstände,  für  deren  Ein-  und  Durchfuhr  eine  Be- 
zettelung  vorgeschriebeii  ist,  müssen  während  des  Transports  mit  dieser  ver- 
sehen sein,  und  diese  Bezettelung  muss  den  Aufsichtsheainten  auf  Verlangen 
vorgezeigt  W’erdeu. 

7 Die  Quittungen  über  bezahltes  Oktroi  hat  der  Empfänger  von  dem  Einbringer 
gleich  bei  der  Ablieferung  der  Gegenstände  eiuzuford<n’ii,  widrigenfalls  er,  wenn 
eine  Defraudation  vorgefallen  ist  und  der  Einbringer  nicht  bestraft  werden 
kann,  ebenso  haftet,  als  habe  er  die  Defraudation  begangen.  Die  Quittungen 

sind  3 Monate  laug  aufzubewahren  und  dem  Aufsielitspersonal  auf  Verlangen 
vorzuzeigen. 

8.  Eine  Rückvergütung  des  bezahlten  Oktrois  findet  iiuf  Bescheinigung  des  Ije- 

treflenden  Erhebers  und  nach  erfolgter  Dekretur  des  grossherzogl.  Bürger- 
meisters statt: 

a)  bei  der  Austuhv  von  Wein  und  Oi)stweiu  im  grossen,  d.  h.  von  Ohm  und 
darüber,  von  Wein,  welcher  in  Essig  verwandelt  ist,  nach  der  Tranksteuer- 
verordnung unter  den  von  der  Finanzverwaltung  zur  Ausführung  derselben 
angeoidneten  Massregeln,  hei  der  Ausfuhr  von  Braiiiitweiu  im  grossen, 
d.  h.  von  % Ohm  und  darüber  und  zwar  mit  1 fl.  45  kr.  für  die  Ohm.  Wer 
von  ausgeführtera  Branntwein  eine  höliere  Rückvergütung  will,  muss  den- 
selben am  betreffenden  Stadtthor  zur  Revision  stellen  und  dessen  Weingeist- 
gehalt ermitteln  lassen;  dieser  wird  sodann  mittels  Berechnung  auf  die 
Noi-malstärke  von  5ü0|(,  nach  Tralles  reduziert  und  von  der  hiernach  be- 
rechneten Menge  die  Rückvergütung  mit  2 fl.  für  die  Ohm  geleistet. 

b)  von  allem  als  verunglückt  geschlachteten  Vieh,  dessen  Fleisch  vom  Fleisch- 
beschauer als  ungeniessltar  erkannt  wird. 
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c)  von  dem  für  die  Gendaruieriedieustpferde  verlu'auchten  Hafer  auf  Grund 
der  darüber  vom  kümmandieremlen  Gendarmerieofflzier  ausgestellren  Be- 
scheinigungen. 

y Oktroidefraudationeu  zur  Tageszeit  werden  mit  dem  lofachen,  solche  zur  Nacht- 
zeit mit  dem  20facheu  Betrage  des  defraudierteii  Oktrois,  das  ausserdem  nachzu- 
entrichten ist,  bestraft.  Die  defraudierten  Gegenstände  haften  für  Strafe  und 
Abgabe.  Hat  eine  Uebertretung  der  Vorschriften  des  Reglements  die  Hinter- 
ziehung des  Oktrois  möglicherweise  zur  Folge,  so  wird  sie  als  Defraudation 
angesehen  uml  bestraft,  ein  Beweis  mangelnder  Defraudationsabsiclit  alier  nicht 
zugelassen.  Alle-  sonstigen  Zuwideriiandlungen  gegen  das  Oktroireglement 
werden  mit  Ordnungsstrafen  geahndet. 

Die  Strafen  werden  für  die  Staatskasse  erhoben;  der  Angeber  erhält  davon 
die  Hälfte. 

Nicht  beizubringende  Geldstrafen  werden  in  Freiheitsstrafen  umgewandelt. 
Oktroikontraventionen  verjähren  in  3 Monaten. 

Das  bisher  Itestandeiie  Verbot  des  Einbringens  von  frischem  Fleisch  und  Backwaren 
in  die  Stadt  Giessen  wurde  durch  im  Auftrag  des  Ministeriums  des  Innern  und  der  Justiz 
unterm  22.  Oktober  1844  erlassene  Bekanntmachung  des  Kreisrats  des  Kreises  Giessen  auf- 
gehoben und  das  Einbringen  dieser  Viktualien  auf  Bestellung  nach  Massgabe  der  folgen- 
den Vorschriften  gestattet : 

a)  Wer  Fleisch  oder  Backwaren  einführt,  hat  hei  dem  Stadtthore  eine  Bescheinigung 
des  Empfängers  über  die  erfolgte  Bestellung  der  Ware , hei  Fleisch  auch  noch 
eine  Bescheinigung  der  Bürgermeisterei  des  Herkunftsorts  vorzulegen,  dass 
letzeres  von  gesundem  Vieh  stammt  und  der  vorgeschriebenen  Fleischbeschau 
unterlegen  hat,  sowie  die  Ware  zu  versteuern.  Anscheinend  schädliche  oder 
ungeniesshare  Fleischwaren,  und  solche,  die  ohne  Befuudschein  eingehen,  sind 
vom  Thorschreiber  anzuhalteu  unter  Anzeige  an  die  Polizeibehörde.  Hinsicht- 
licli  der  Güte  und  des  Gewichts  der  Backwaren  gelten  die  für  die  Giessener 
Bäcker  bestehenden  Vorschriften. 

b)  Das  Oktroi  von  Fleisch  und  Speck,  einerlei  ob  frisch,  gesalzen  oder  geräuchert, 
Würsten,  Zungen,  Sülzen,  Gelingen  und  Kuheutern  beträgt  3(4  kr.  per  Pfund; 
von  Backwaren  ohne  Unterschied  der  Qualität  des  Brotes  i|2  kr.  für  3 Pfd. 

c)  Wer  Fleisch  oder  Backwaren  heimlich  einbriiigt,  insbesondere  Bestellbeschei- 
nigung und  Ware  nicht  dem  Thorschreiber  vorzeigt,  verfällt  in  die  Defrau- 
datiousstrafe. 

Unter  dem  21.  August  1848  genehmigte  das  Ministerium  des  Innern  den  Erlass  einer 
Bekanntmachung  durch  die  Bürgermeisteri  Giessen  in  Betretf  der  Oktroierhebuiig  der 
Stadt  Giessen,  welche  am  25.  September  1848  verötfentlicht  wurde  und  nachstehendes 
festsetzte ; 

1.  lUe  Ausfuhrvergütung  beträgt  a)  i tl.  45  kr.  per  Olim  von  allem  Branntwein 
und  Likör  von  42— 50t»lo  Tralles;  b)  l fl.  :i0  kr.  per  Ohm  vom  Branntwein  zu 
38—410,0  und  Likör  unter  420/q;  c)  i fl.  15  kr.  per  Ohm  von  gewöhnlichem  Brannt- 
wein unter  380|o. 

Für  Spirituosen  Uber  500/y  nach  Tralles  Itliebeii  die  seitherigen  Vorschriften 
in  Kraft. 

2.  Aller  auszuführende  Branntwein  in  Mengen  von  20  Mass  aufwärts  muss  nach 
Einholung  des  Tranksteuerscheins  beim  Thorschreiber  am  Ausgangsthor  vorge- 
führt und  zur  Revision  gestellt  werden.  Branntwein,  welclier  schon  vom  Haupt- 
zollamt revidiert  und  amtlich  versiegelt  ist,  unterliegt  am  Ausgaugsthor  einer 
Revision  nur  in  Bezug  auf  den  Fassgehalt. 

3.  Die  Defraudationsstrafen  wurden  wie  folgt  verscliärft  ; 

Jeder,  der  es  unternimmt,  hei  der  Ausfuhr  von  Branntwein  und  Spirituosen 
durch  unrichtige  Deklaration  in  Bezug  auf  Gattung,  Menge  und  Stärkegehalt 
das  städtische  Oktroi  dadurch  zu  beeinträchtigen,  dass  er  eine  Rückvergütung 
beansprucht,  die  ihm  nach  den  Bestimmungen  dieser  Bekanntmachung  nicht 
gebührt,  wird  im  ersten  Defraudationsfall  — wie  bisher  — mit  dem  lOfachen, 
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bei  eiiiei  \\  iedeiiioluug  mit  dem  20t'acdieu  Betrage  der  detraiidierteu  Abgabe 
bestiatt;  l»eim  dritten  Detraiuiationsfall  aber  verliert  der  Defraudant  für  immer 
das  Recdit  zum  Bezüge  der  Hückvergütiing. 

Diese  Bekanntmachung  scheint  hei  den  Branntweinhandlern  und  Liqueui-fatnikanten 
Git  ssens  sehr  viel  Bedenken  erregt  zu  haben,  die  in  einer  unter  Mitwirkung  dieser  Ge-  ' 

we  hetreibenden  von  Georg  Xoll  bearbeiteten  „Beleuchtung“  der  Vorschriften  derselben 
ihrni  Ausdruck  fan.len.  Es  wurde  in  dieser  Schritt  getadelt,  dass  die  gegebenen  Rück- 
vei  -utmigssätze  nicht  den  vollen  Betrag  des  gezahlten  Oktrois  darstellten  und  so  diese 
<je  rerbetreibenden  mit  einem  Teil  der  üktroiverwaltungskosten  belastet  würden,  sowie 
die  Massregeln  zur  Koiitrollierung  der  Branutweinausfuhr  als  sehr  lästig  und  einen  gedeih- 
licl  eil  Handelsbetrieb  geradezu  vereitelnd  hingestellt.  Es  wurde  volle  Rückvergütung  des 
ge-  ahlteu  Oktrois  nach  dem  Stiirkegrad  des  ansgeführten  Branntweins  gefordert  und  ein 
Vo- schlag  zur  Einführung  zweckmässiger  und  einfacher  Kontn  dl  Vorschriften  gemacht. 

Infolge  Gesuchs  der  Metzgerzunft  wurde  durch  Bekanntmachung  des  Ministeriums 
des  Innern  vom  27.  Oktober  1849  das  Oktroi  für  Ochsen  von  5 auf  4 fl.,  für  Kühe  von 
3 fl  30  kr.  aut  2 fl,  40  kr.,  für  Rinder  und  Stiere  von  2 fl,  auf  l fl.  36  kr.  herabgesetzt,  da- 
gegen tür  Schweine  nach  Antrag  der  Stadtverordneten  von  40  kr.  auf  i fl.  erhöht. 

Nach  der  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  2.  Oktober  1855  wurde 
das  Oktroi  von  eingeführtem  Bier  von  10  kr.  auf  8 kr.  die  Ohm  ermässigt,  das  von  ein- 
hei  laschem  Bier  (seither  8 kr.  für  130  Pfd.  Malz)  auf  öife  kr.  per  Ohm  festgesetzt  und  das 
Gei  icht  des  Malters  Haler,  welclies  seither  zu  I3u  Pfd.  festgesetzt  war,  auf  120  Pfd.  er- 
mäi  sigt.  Der  höhere  Oktroisatz  für  eingeführtes  Bier  als  für  in  der  Stadt  gebrautes  wider- 
spr  cht  den  Grundsätzen  des  Zollvereinigungsvertrags  vom  4.  April  1853,  wonach  (Art.  il 
Zifl  3 und  5)  auswärtiges  Erzeugnis  unter  keinem  Vorwand  höher  oder  in  einer  lästigeren 
\\>  St"  als  (las  einheimische  steuerbar  war. 

Auf  Ansuchen  der  Steiiikohlenhandler  wurde  für  nach  auswärts  verkaufte  Stein- 
kuh en  Rückvergütung  des  Oktrois  festgesetzt  und  durch  Bekanntmachung  des  Miui- 
^tei  iums  des  Innern  vom  4.  Juni  1857  bezüglich  des  Verfahrens  folgendes  bestimmt;  die 
Hiu  kvergutung  tindet  nur  statt,  wenn  mindestens  3 Ztr.  auf  ^dninal  ausgeführt  werden; 

b)  1 ei  dem  Thorschreiber  wird  über  die  Menge  und  «len  Empfänger  der  Kohlen  eine  Aus- 
luh  deklaration  abgegeben,  von  deren  Richtigkeit  sich  der  Thorschreiber  überzeugt;  c)  jedes 
\ ie  teljahr  haben  die  Versender  eine  nach  den  Aiisgangsthoren  geordnete  Zusammenstellung 
ihrtr  deklarierten  Versendungen  der  Bürgermeisterei  einzureichen , welche  diese  mit  dem 
Aus  Uhrregister  des  Thorschreibers  und  den  Deklarationen  vergleicht  und  nach  Richtig- 
befi  nd  zur  Zahlung  anweist. 

Durch  Bekanntmachung  tles  Ministeriums  des  Innern  vom  20.  Juni  1861  wurde  auf 
Ant  ag  des  Studtvorstandes  zu  Giessen  eine  Oktroirückvergüt  ung  bei  der  Ausfuhr  von 

Bro  von  mindestens  loo  Laiben  zu  4 Pfd.  in  Hohe  von  25  ki.  für  Jedes  volle  Hundert 
Lai  eingeführt. 

In  Abänderung  .les  Reglements  vom  2i.  Juli  1843  wurde  die  Krliebung  des  Brannt- 
wei  loktrois  bei  den  Branntweingrosshändleru  umfassend  geregelt  durch  die  Bekannt- 
mar  iiing  vom  21.  August  1868,  welche  im  wesentlichen  folgendes  bestimmt; 

aj  Als  \ erwaltungskostenersatz  haben  die  Grosshändb  r zu  Giessen  bei  der  Ein- 
tuhr  von  Branntwein  und  Likör  6 kr. , von  Spiritus  ohne  Rücksicht  auf  seine 
Stärke  12  kr.,  von  Rum,  Arrak,  (’ognak  und  Punschessenz  in  Fässern  9 kr.  per 
Ohm,  \on  diesen  Getränken  und  von  Likör  in  Flaschen  von  i'-2  Mass  und  weniger 
Inhalt  kr.,  sonst  nach  \ erhältuis  des  Inhalts  das  lioppelte,  Dreifaclie  u.  s.  w. 
zu  bezahlen.  Diese  Verwaltungskosten  werden  bei  der  Ausfuhr  nicht  zuriiek- 
vergütet. 

1)1  lieber  die  Verkäufe  in  Fässern  in  Mengen  über  5 Mass  in  die  Stadt  Giessen 
liabeii  die  Grosshändler  Register  zu  führen,  deren  eaier  Teil  die  bei  ihnen  zu- 
rückbleibenden Deklarationen,  deren  anderer  die  Trausportscheine  enthält, 
welche  der  Transportaut  an  den  Empfänger  abzuliefern  hat.  Ueber  die  kleinen 
Verkäufe  wird  ein  besonderes  Buch  geführt.  Am  ersten  jeden  Monats  wird  aus 
diesen  Büchern  ein  Verzeichnis  gefertigt  und  dem  mit  der  Kontrolle  des  Brannt-  \ 

weinhandeis  betrauten  städtischen  Beamten  vorgeb^gt,  auf  Grund  dessen  der 
schuldige  Oktroi  berechnet  und  unter  Anrechnung  der  bezahlten  Verwaltuugs- 
kosten  erhoben  wird.  Dem  Stadtkassenrechner  und  besonders  beauftragten 
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Geschichte  und  Kritik  des  Oktrois  im  Grossherzogtum  Hessen. 

Mitgliedern  des  Stadtvorstandes  steht  die  Einsicht  der  genannten  Bücher,  sowie 
des  Hauptbuchs  bezüglich  der  Konti  der  Branntweineinpfänger  zu,  die  Aufsichts- 
beaiuten  sind  liefugt,  den  Transport  der  von  Grosshändlern  in  die  Stadt  be- 
wirkten Branntweinverkäufe  mit  den  Transportscheinen  zu  vergleichen. 

c)  Werden  in  die  monatlichen  Verzeichnisse  Verkäufe  in  die  Stadt  nicht  aufge- 
iiommen  oder  stimmt  der. Transportschein  nicht  mit  dem  Traiisi)ort  überein, 
so  verfällt  der  Grosshändler  in  eine  Strafe  gleich  dem  I6fachen  Betrage  des 
unterschlagenen  Oktrois. 

d)  Branntweiul)renner  innerhalb  der  städtisclien  Oktroilinie  hai)eii  ül)er  ihre  an 
die  zur  oktroifreien  Einlage  berechtigten  Grossliändler  in  Giessen  statttinden- 
den  Verkäufe  bei  der  Bürgermeisterei  einen  Transportseliein  zu  erwirken  und 
erhalten  für  jede  Ohm  Branntwein  bis  zu  5on/,^  nach  Tralles  eine  Oktroiver- 
gutuiig  von  i tl.  30  kr.,  wobei  sie  für  jeden  i tl.  30  kr.  Quittimgen  über  2 tl. 
von  ihrer  Branutweinfabrikatiou  gezahlten  Oktroi  zu  übergeben  haben,  die  am 
Schlüsse  des  Rechnungsjahres  zu  vernichten  sind. 

e)  Ausserhalb  der  städtischen  Oktroiliuie  in  der  Stadtgeiaarkung  wohnende  Branut- 

^ weiiibrenner  haben  von  ihren  Verkäufen  nach  auswärts  G kr.  ]»er  Ohm  Vei- 

waltungskosten  zur  Stadtkasse  zu  bezahlen,  werden  aber  sonst  wie  Auswärtige 
iiehandelt. 

f)  Versendungen  von  einem  Grossliändler  au  einen  anderen  oder  von  einem  Kellei- 
nach  einem  anderen  desselben  Grosshäudlers  sind  bei  der  Bürgermeisterei  zu 
deklarieren,  welche  dann  die  erforderlichen  Bezettelnngen  erteilt. 

Durch  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  16.  April  1870  wurde  be- 
stimmt, dass  das  Oktroi  von  Brot  und  Mehl,  welclies  für  das  in  der  Kaserne  zu  Giessen 
eiiKpiartierte  Militär  vom  Feldwebel  abwärts  bezahlt  ist,  vollständig  zurückzuvergüten  sei. 

Infolge  der  Einführung  des  neuen  Mass-  und  Gewiclitssysteius  machte  sich  eine 
i Aeiiderung  des  Tarifs  für  Getränke,  Brennmaterial,  sowie  Früchte  und  daraus  gewonnene 

I Erzeugnisse  nötig,  welche  durch  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Innern  vom 

22.  Dezember  1871  erfolgte. 

Durch  Bekanntmachung  vom  29.  Feliruar  1872  wurde  eine  t>ktioivergütung  von  8 kr. 
für  den  Hektoliter  ausgeführtes  Mehl  festgesetzt,  wenn  die  wieder  ausgeführte  Mengn  4 hl 
oder  mehr  beträgt. 

Eine  OktroirückvergUtuug  bei  der  Ausfuhr  von  Bier  und  Hafer  mit  Skr.  voinHekro- 
liter,  bezw.  2 kr.  für  den  Hektoliter  Hafer  zu  50  kg  wurde  durch  Bekaummachung  vom 
2.  Juli  1872  eingeführl  ; die  Brauer  haben  über  das  ausgeführte  Bier  Versandbüclier  zu 
führen,  die  ausgeführte  Hafermenge  muss  wenigstens  lo  hl  betragen. 

Durch  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  13.  Oktober  1873  wurde 
vom  i.  Januar  1873  an  auf  Antrag  des  Stadtvorstandes  das  Oktroi  von  Bier  als  Rohmaterial- 
steuer festgesetzt  auf  83;^  kr.  pro  Zentner  Getreide  (Malz,  Schrot  etc.)  Reis,  grüne  Stärke; 
131s  kr.  pro  Zentner  Stärke,  Stärkemehl,  Stärkegummi  und  Sirup  aller  Art;  I7i|2  kr.  ju-o 
Zentner  Zucker  aller  Art  und  aller  sonstigen  Malzsurrogate.  Das  Oktroi  für  in  die  Stadt 
eingeführtes  Bier  betrug  6 kr.  vom  Hektoliter.  Die  Besteuerung  konnte  nach  Üebert^in- 
^ kommen  durch  Zahlung  einer  Alitindungssunnne  erfolgen.  Die  Okfroirückvergütimg  für 

auHgpführtes  Bier  wurde  auf  4 kr.  vom  Hektoliter  festgesetzt. 

Die  Rückvergütung  für  ausgefUhrtes  Mehl  wurde  durch  Bekaiintumchung  vom 
28.  Oktober  1873  vom  1.  Januar  1674  an  auf  9 kr.  erhöht. 

Durch  Bekanntmachung  vom  4.  Juni  1874  wurden  die  Bestimmungen  des  I843n 
Reglements  über  die  Erhebung  und  Kontrollierung  des  Oktrois  von  Wein  und  Ob.stweiu 
durch  folgende  ersetzt: 

a)  Das  Oktroi  von  Wein  und  0])stwpiii  wird  hei  der  Einlage  erhoben:  am  Ein- 
gangsthor ist  jede  Einfuhr  von  Wein  und  Obstwein  dem  Oktroierheber  auzii- 
zeigen  und  bei  diesem  ein  Transportschein  zu  erwirken,  welchen  der  Empfänger 
innerhalb  2 Tagen  bei  dem  Grossherzogl.  Hauptsteiieramt  Giessen  abzuliefern  hat, 
dort  ist  das  Oktroi  zu  bezahlen.  Wein,  welcher  mit  Zollquittung  belegt  in  die 
Stadt  eingeführt  wird,  ist  oktroifrei. 

b)  Wein- und  Obstweinhändler  im  grossen  sind,  wenn  sie  kunfmänuiscb  einge- 
richtete Bücher  führen,  von  Oktroizahlung  bei  der  Einlage  befreit.  Xacli 
diesen  Büchern  haben  sie  am  Monatsersteu  ein  Verzeichnis,  belegt  mit  d^^ii 
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Transportscheinen,  über  die  im  vorhergehenden  Monat  gemachten  Einlagt  ii  i:nd 
innerhalb  der  Oktroilinie  ahgesetzten  Mengen  aut’zustellen  und  hei  demHanpt- 
steueramt  einzureichen.  Das  Verzeichnis  wird  von  dem  Oktroikontrollpersona! 
auf  Grund  der  Bücher  des  Gro.sshändlers  geprüft  und  der  Berechnung  des  Ok- 
trois zu  Grunde  gelegt.  Bis  zum  10.  Januar  jeden  Jahres  haben  die  Wein- 
handler  bei  dem  Hauptsteueramt  eine  Erklärung  über  den  in  ihren  Haushal- 
tungen verbrauchten  Wein  einzureichen. 

CI  Wein-  und  Obstweinproduzenten  haben  vor  Beginn  der  Kelterung  bei  der 
Bürgermeisterei  einen  Erlaubnisschein  einzuholen : die  zu  versteuernde  Ge- 
trankemenge  wird  vom  Oktroipersonal  nach  dem  Keltern  festgestellt  und  hier- 
von alsbald  an  das  Hauptsteueramt  das  Oktroi  entrichtet. 

Zuwiderhandlungen  gegen  vorstehende  Bestimmungen,  welche  keine  De- 
fraudation darstellen,  werden  mit  Ordnungsstrafen  belegt, 
d)  Von  allem  Wein  und  Obstwein,  von  welchem  bei  der  Einlage  das  tUvtroi  ent- 
richtet wurde,  wird  bei  der  Wiederausfuhr,  wenn  die  auf  einmal  ausgeführte 
Menge  wenigstens  40  1 betragt,  das  Oktroi  abzüglich  loija  kr.  (30  Pfg.)  Ver- 
waltungskosten per  Hektoliter  zurückvergütet.  Die  Rückvergütung  tindet  auf 
Bescheinigung  des  betreffenden  Erhebers  und  nach  Dekretur  des  Bürgermeisters 
statt. 

Infolge  der  Einführung  der  Keichsmarkrechnung  wurde  eine  Umrechnung  des  Oktrois 
für  Giessen  nötig  und  der  hiernach  vom  l.  Januar  1875  gültige  Tarif  unterm  22.  Dezember 


187:  wie  folgt  bekannt  gemacht: 

A.  Beim  Schlachtvieh: 

1.  von  einem  Ochsen ohne  Rücksicht  auf  Gewicht  6.86  51. 

- „ Faselochsen 4,58  „ 

3.  ..  einer  Kuh 4,58  „ 

4.  „ einem  Rind 2,75  „ 

5.  ..  „ Stier 2,75  „ 

6.  ..  „ Stoppelkalb 2,15  „ 

T Saugkalb 0,58  „ 

8-  - Schaf  oder  Hammel 0,58  „ 

0.  ..  ^ Schwein i,72  ,, 

10.  „ „ Spanferkel 0,12  „ 

B.  Bei  geräuchertem  uml  gedörrtem  Fleisch,  Würsten,  Eutern,  Zunge, 

per  Kilogramm 0,05  ,, 

Bei  Wildbret: 

1.  von  einem  Hirsch 1.72  .. 

7 n 

„ Spiesser  oder  Schmaltier 072  „ 

3.  ,,  Wildkalh  unter  20  kg 0,58  „ 

4.  ..  „ Reh 0.43  „ 

5.  ..  ,,  Hasen 0,06 

6 - ^ wilden  Schwein  1,29 

7.  ,,  zerlegtem  Wildbret,  per  Kilogramm 0,03 

D.  V'on  Getränken: 

1.  Von  Wein: 

1.  von  Traubenwein,  per  Liter 0.03 

2.  Obstwein,  per  Liter o,oi  .. 

3.  Wein  in  Flaschen  und  Krügen,  die  nicht  über  i 1 halten,  per 

Flasche  oder  Krug o,06  „ 


II.  Von  Braniitw’ein : 

Bei  der  Bereitung  des  Branntweins  in  der  Stadt  (Gessen  oder  deren 
Umgebung  innerhalb  der  Gemarkung; 

A.  aus  mehligen  Stoffen: 

von  je  200  1 des  Rauminhalts  der  51aischbiitteu  und  für  jede 
Einmaischung  von  denjenigen  Brennern,  welche  mehr  als 
1000  1 des  Rauminhalts  der  ^laischbütten  an  einem  Betriehs- 
tage  eiumaischen 0,32 


und  von  denjenigen  Brennern,  deren  Brennereien  nur  7 Monate 
des  Jahres  im  Gange  sind,  und  die  nicht  über  1000  1 des 
Hauminhalts  der  Maischhütten  an  einem  Tage  bemaischen  . . 0.26  M. 

B.  aus  nicht  mehligen  Stoffen: 

1.  von  je  40  1 Pingestampfter  WeintreVtei’.  Kernobst  oder  Trelier 


von  Kernobst  und  Beerenfrüchten  aller  Art 0,05 

2.  von  je  40  1 Trauben-  oder  Obstwein.  Weinhefe  und  Steinobst  O.IO 

Bei  der  Einfuhr  des  Branntweins  von  aussen  werden  erhoben: 

a t von  den  Grosshändlern  an  VerwaltnngskosTcn ; 

1.  von  1 hl  Branntwein 0,12  „ 

2.  „ 1 hl  Rum,  Arrak,  in  Fässern 0,18  , 

3.  „ 1 hl  Spiritus o,23  ,, 

4.  ..  Rum,  Arrak,  Cognak.  Punschessenz.  in  Flaschen.  ))er  Liter  n.02  „ 

bl  von  Grosshändlern  an  Oktroi  für  in  die  Stadt  ahgesetzten 

Branntwein : 

1.  von  1 hl  Branntwein  bis  zu  öoo^j 2,06 

i 2.  „ 1 hl  Spiritus,  Rum  u.  s.  w 3,66  „ 

c)  von  den  übrigen  Händlern  und  Konsumenten; 

1.  von  allem  ordinären  u.  versüssten  Branntwein,  Likör,  jier  Liter  0,03 

2.  11  Arrak,  Rum,  Spiritus,  bei  einem  Weingeistgehall  l>is 

zu  50  nach  Tralles o.03  .. 

III.  Von  Bier; 

1.  von  1 Ztr.  Getreide,  5Ialz,  Schrot,  grüner  Stärke  zur  Bierhereitung  0,25  „ 


2.  ^ ^ Stärke,  Stärkemehl.  Stärkegumnii . Sirup  und  alleji 


anderen  Malzsurrogaten  zur  Bierbereitung o,38  .. 

3.  von  1 Ztr.  Zucker  aller  Art  zur  Bierbereitung 0,60  „ 

4.  1 hl  Bier,  welches  von  aussen  eingefühvt  wird O.ie  „ 

E.  Von  Brennmaterialien: 

1.  von  1 Raummeter  Laub-,  Scheit-,  Prügel-  und  Klotzholz 0.24  „ 

2 1 Nadel-,  Scheit-,  Prügel-  und  Klotzholz 0.I6  .. 

3 ..  1 ,,  Stockholz  jeder  Gattung 0,12  ,, 

4.  1 Ztr.  Steinkohlen 0,05  « 

■5.  - 1 „ Braunkohlen 0.03  „ 

6.  ,,  Reiserholz,  je  nach  dem  Gespann  und  zwar: 

ai  von  einem  Wagen  oder  Karren  Lauhholzwellen,  mit  Pferden  oder 

Ochsen  bespannt o,i8  „ 

h)  desgl.  Xadelholzwellen 0.12 

c>  von  einem  Wagen  oder  Karren  Lauhholzwellen,  mit  Kühen  bespannt  0,12 
d)  desgl.  Xadelholzwellen 0,09  „ 

F.  Von  Früchten: 

1.  von  ii;ii  kg  Backwaren 0.01 

2.  ..  1 hl  Mehl 0,29  « 

3.  _ 1 hl  Malz 0,1h 

4.  „ 1 hl  Hafer 0.09  .. 

ö.  „ Mehlmengen  unter  9 kg ^ 0.O6 


Durch  Bekanntmachung  vom  15.  April  1875  wurden  die  Sätze  für  Stein-  und  Braun- 
kohlen auf  4 bezw.  2 Pf.,  die  für  Mehl  und  Hafer  auf  28  bezw.  8 Pf.  herabgesetzt  und  zu- 
gleich die  Rückvergütungssätze  wie  folgt  normiert:  von  1 1 Wein  0,03  M..  1 hl  Bier  0.10  M., 
1 hl  Obstwein  0,70  M.,  i hl  Branntwein  unter  38%  l,30  M.,  von  38 — 41%  i,60M.  von  42  bis 
49%  1,85  M.,  von  500q  2,15  M.;  1 Ztr.  Steinkohlen  und  (’oaks  0,04  M.;  i hl  Mehl  0,25  M., 
1 hl  Hafer  0.05  M.,  200  kg  Brot,  durch  die  Bäcker  ausgeführt,  0,70  M.,  200  kg  Brot,  welches 
das  in  Giessen  kasernierte  Militär  verbraucht,  0,70  M.;  1 kg  Fleisch,  welches  das  Militär 
verhiaucht  0,03  M.;  statt  letzterem  Satze  wurden  durch  Verfügung  des  Ministeriums  des 
Innern  und  der  Justiz  vom  2i.  Juli  1883  Xr.  17,883  nach  Fleischsorten  verschiedene  Rück- 
vergütuugssätze  eingeführt. 

Am  24.  Xovemhpr  1887  beschloss  die  Stadtverordnetenversammlung,  dass  auswärts 
denaturierter  Spiritus,  wenn  er  von  der  städtischen  Abgabe  befreit  bleiben  sollte,  dem 


i 
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Erl  eher  am  Eingaiigsthor*'  zur  Prüfung  vorgefiilirt  werden  mü>se,  und  am  5.  Juli  1888,  daNS 
bei  dem  zu  wisseimrhaftliehen  Zwecken  verwendeten  Spiritus  von  Oktvoierliebung  abzu- 
seh  n sei. 

Die  Erhebung  des  Oktrois  auf  Backwaren  und  Meid  wurde  durch  Beschluss  der 
Sta  Itverordnetenversamiiduiig  vom  lo.  Juni  1898  bis  auf  weiteres  aufgehol>en. 

Durch  Bekanntmachung  der  grossherzogl.  Bürgermeisterei  Giessen  vom  19.  Februar  19oi 
wu  de  die  Oewährung  der  Oktroivergiitungen  vom  1.  März  1901  an  folgendermassen  geregelt : 

Eine  Vergiitung  der  bezahlten  Oktroibeträge  bei  der  Wiederausfuhr  findet  nur  dann 
sta  t , wenn  die  im  Oktroitarife  festgesetzten  Mindestmengen  täglich  erreicht  werden. 
Die  Gegenstände  sind  am  'Ausgangsthor  dem  Erlieher  zum  Zwecke  der  Kontrolle  vorzu- 
füh  vii  und  schriftlich  nach  Quantität  und  Qualität  zu  deklarieren. 

Wer  Rückvergütungsansprüche  auf  Grund  der  Buchführung  unter  Eutl)indung  von 
die  ein  VorfUhrungszwange  erheben  will,  hat  sich  mit  einem  diesbezüglichen  Gesuche  an 
gro '>herzogl.  Bürgermeisterei  zu  wenden,  welche  nach  Prüfung  der  vorhandenen  Buch- 
füh  ’ung  widerrufliche  Genehmigung  erteilt.  Kommt  der  Gewerbetreibende  den  ihm  er- 
teil en  Vorschriften  nicht  nach,  oder  erhebt  derselbe  erwiesen* miassen  unberechtigte  Aii- 
spriche,  so  kann  die  erteilte  Vergünstigung  entzogen  werden.  Die  Vergünstigung  kann 
nui  denjenigen  Gewerhetreibenden  erteilt  werden,  welche  regelmässig  Waren  wieder  au.s- 
füh  vu,  geordnete  kaufmännische  Bücher  führen  und  sich  veri-tlichteii , Auszüge  aus  den- 
sell  en  nach  Ablauf  eines  jeden  Monats,  spätestens  jedoch  bis  zum  5.  des  folgenden  Monats 
an  len  Oktroiinspeklor  einzureicheii.  Später  eingereichte  Auszüge  können  eine  Berück- 
sicl  tigung  nicht  finden;  für  die  Auszüge  sind  gedruckte  Foriuiüarien  zu  verwenden.  Die 
Kic  itigkeit  und  Vollständigkeit  der  Auszüge  ist  vom  Geschäft sinhaber  zu  bescbeinigen. 
wel  ‘her  dem  Oktroiinspektor  auch  die  Einsichtnahme  der  BUciier  zum  Zwecke  der  Kon- 
tro  le  gestatten  muss. 

Die  Rückvergütungsbeträge  sind  in  der  Zeit  vom  15  bis  25.  der  Monate  Ai)ril. 
Jul  . Oktober  und  Januar  bei  der  Stadtkasse  an  den  festgesetzten  Zahltagen  zu  erlieben. 
Die  bis  zum  25.  der  genannten  Monate  etwa  nicht  erholtenen  Beträge  werden  durch  den 
Die  ler  der  Stadtkasse  unter  Erhebung  einer  Gebühr  überhracht. 

Falsche  Deklarationen  an  den  Hehestellen  oder  falsclie  Beurkundungen  in  den 
Büihern,  durch  \selche  eine  nnherechtigte  Vergütung  zu  erlangen  gesucht  wird,  werden 
mit  der  Defraudationsstrafe  hezw.  mit  der  Strafe  des  Betruges  gealindet. 

Nach  der  Bekanntmachung  der  grossherzogl.  Bürgermeisterei  Giessen  vom  18.  De- 
zeii  her  1901  soll  vom  i.  Januar  1902  ah  das  Oktroi  von  Getränken  von  den  städtischen 
Oki  roihehestellen  erhoben  werden,  und  siml  daher  die  von  auswärts  eingeführten  oktroi- 
püi  htigen  Getränke  von  den  Einhringern  an  derjenigen  Oktndhebestelle , an  welche  sie 
zue  *st  gelangen  oder  welche  der  Behausung,  in  welche  das  Getränk  eingeführt  werden 
sol  . zunächst  liegt,  anzumelden  und  zu  versteuern. 

Die  mit  der  Plisenbahn  eingehenden  oktroipflichtigen  Getränke  siinl  sofort  bei  der 
Eir  fuhr  vom  Bahnhof  in  die  Stadt  von  den  Empfängern  oder  deren  Beauftragten  l Spedi- 
teu  vn,  I>ienstmännern,  Dienstboten  u.  dergl.)  an  den  Hebestcllen  Seltersthor  oder  Xeii- 
sTä  Iterthor  anzumelden  und  zu  versteuern.  Kann  die  zu  versteuernde  Sache  bei  der 
Eil  t’uhr  nicht  nach  Art  und  Menge  angegeben  werden,  so  erhält  der  Einbriuger  einen 
Tnuisportschein.  welcher  vom  Empfänger  hinnen  2 Tagen  unter  Vorlage  der  betreffenden 
Fra  -litbriefe,  Fasslisten,  Rechnungen  u.  dergl.  zwecks  P’eststcllung  der  alsbald  zu  ent- 
ricl  tendeu  Abgaben  an  derjenigen  Hebestelle,  welche,  den  Trausportschein  ausstellte,  ein- 
zin  neben  ist.  Bei  verspäteter  Vorlage  der  Transportscheiiie  und  bei  verspäteter  Zahlung 
der  Abgabe  tritt  Ordnungsstrafe  von  1 — 5 M.  gegen  den  Pnnpfäiiger  ein. 

Von  dem  im  Oktroigebiet  hergestellten  Branntwein  und  Bier  wird  das  Oktroi  auf 
Gri  ud  der  vom  Hauptsteueramt  geführten  Bücher  und  Register  nach  Ablauf  eines  jeden 
Ka’ endervierteljahres  durch  den  Oktroiinspektor  festgesetzt  uml  zur  Erhebung  au  die  von 
der  Bürgermeisterei  bestimmte  Oktroistelle  überwiesen. 

Das  von  den  Wein-  und  Obstweiiiproduzeiiten , den  W ein-  und  Branntweingross- 
bäi  dleni  zu  entrichtende  Oktroi  wird  ebenfalls  durch  den  Oktroiinspektor  auf  Grund  der 
bes:ehendeii  Bestimmungen  nach  vorheriger  Kontrollierung  der  hergestellten  Mengen  oder 
na(  ii  vorheriger  Prüfung  der  eingereichten  Buchauszüge  über  den  Verkauf  innerhalb  des 
Ok  roigebietes  festgesetzt  und  zur  Erhebung  an  die  von  der  Bürgermeisterei  be.sthiimte 
(tk  roihebestelle  überwiesen. 
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4.  Mainz. 

Der  Gemeinde  Mainz  wurde  ein  Oktroi  erstmalig  gegelieu  durch  Beschluss  des 
Kommissärs  der  französischen  Republik  in  den  vier  neuen  Depurtenienten  des  linken  Rhein- 
nfers  vom  18.  Vendemiaire  8.  Jahres  der  französischen  Republik  (9.  Okt.  1799),  bestätigt 
durch  das  Vollziehnngsdirektorium  unterm  6.  Brumaire  (27.  Okt.)  desselben  Jahres.  Dies 
„Munizipaloktroi“  (octroi  nuniicipal)  war  zur  Beseitigung  des  grossen  Missverhältnisses 
zwischen  den  Einkünften  und  Lasten  der  Gemeinde  und  daher  einzig  zur  Bestreitung  der 
Lokalausgaben  bestimmt  und  ruhte  auf  den  folgenden  Gegenständen,  sofern  sie  zur  Konsum- 
tion in  der  Stadt  bestimmt  waren  und  nicht  bloss  durchgeführt  werden  sollten:  l.  Pelz- 
waren, seidene,  leinene  und  wollene  Stoffe,  Kattun  und  Musselin;  2.  Gold,  Silber  und  Platina, 
sowie  W^iren  daraus,  Eisen-  und  Blechwaren,  Gla.s-,  Porzellan-  und  Töpferwaren;  3.  Wein] 
Obstwein,  Branntwein  und  Essig;  4.  Fischthrau,  Baum-  und  atnleres  Gel;  5.  Arzenei-  und 
Spezereiwaren;  6.  Ochsen,  Kühe,  Kälber,  Schweine,  Sj.auferkel,  Lämmer,  Hammel,  Schafe, 
Geissen;  7.  Fleiscli;  s.  Gekeimte  (terste  und  geschrotenes  Getreide  zur  Brauerei,  Hopfen: 
9.  Brennholz,  Baii-  und  Werkholz;  lo.  Schiefersteine,  Ziegeln,  Back-,  Bau-  und  Pflastei- 
steine,  Kalk;  li.  Salz;  12.  Holz  und  Steinkohlen,  Torf:  13.  Heu  und  Klee,  Stroh,  Hafer. 
Alle  Lieferungen  für  die  Armee  oder  Besatzung  waren  oktroifrei.  Es  wurden  acht  Ein- 
nahmelmreaus  (bureaux  de  recette)  für  die  acht  Thore  von  Mainz  (Münsterthor,  Gauthnr, 
Neuthor,  Holztlior,  Fischthor,  Eisenthürchen , Rotenthor  und  Schlossthor)  errichtet  und 
ebenso  viele  PJnnehmer  angestellt.  Wer  oktroipflichtige  Gegenstände  mit  sich  führte,  hatte 
diese  vor  dem  PJiibringen  in  die  Stadt  hei  dem  hetretfenden  Bureau  zu  deklarieren  und  das 
Oktroi  da\am  zu  entrichten.  Es  war  jedoch  verboten,  die  Bürger,  welche  zu  Fass,  Pferd 
oder  im  Reisewagen  in  die  Stadt  eingingen,  unter  dem  Vorwände  der  Pudiebung  des  Oktrois 
anznhalten,  zu  betragen,  am  Leibe  oder  ihre  Koffer  und  Felleisen,  welche  sie  bei  sich  hatten, 
zu  untersuchen.  Die  Oktroierlieher  hatten  ihre  Einnahmen  alle  10  Tage  an  den  Gemeinde- 
einnehmer ahzuliefern  und  sollten  monatlich  einmal  von  der  Mnnizipalverwaltung  revidiert 
werden.  Zur  Beaufsichtigung  der  acht  Einnehmer  wurde  ein  Obereinnehmer  fprepo.se  en 
ehe!)  angestellt  als  Mittelsperson  zwischen  diesen  und  der  Stadtverwaltung. 

Oktroidefraudationen  wurden  mit  Beschlagnalune  der  Waren  und  weiter  nach  den 
allgemeinen  Strafgesetzen  geahndet. 

Zur  .\usführuug  des  obigen  Kommissärsbescblusses  wurde  von  der  Zentralverwal- 
tung unterm  17.  Frimaire  8 (7.  Dez.  1799)  eine  instruktionelle  Verordnung  erlassen. 

Am  18.  November  1806  beriet  der  Munizipalrat  (conseil  niuuieipal)  über  einen  neuen 
Oktioifavit,  welcher  am  29.  desselben  Monats  durch  den  Präfekten  des  Dounersherger  De- 
paitenients  beschlossen  und  am  5.  Januar  1807  von  dem  Fiiiaiizmiuister  genehmigt  w'urde. 
Durch  denselben  wurde  das  (Iktroi  auf  verschiedene  Kaufmaunswaren  aufgehoben  und  nur 
ein  Oktroi  auf  Getränke,  Essw'aren,  Gegenstände  der  Stallfütterung,  Brennmaterialien, 
sowie  Schiefersteine,  Ziegeln,  Buck-,  Han-,  und  Pflastersteine,  Kalk,  Bauholz,  W'erkholz 
und  Bretter  aller  Art  mit  veränderten  Sätzen  beiliehalten.  Diircli  die  zugehörige  Verord- 
nung wurde  diejenige  vom  6.  Brumaire  8.  Jahres  mehrfach  abgeändert  und  ergänzt.  Ins- 
besondere wurde  1.  ein  neuer  Einnehmer  (am  Raimundithore)  und  ein  Aufseher  (am  Bocks- 
tliore)  angestellt;  2.  von  den  durchgehenden  Waren  musste  min  das  Oktroi  hinterlegt  w'erden 
und  wiu*ile,  wenn  die  Ausfuhr  innerhalb  14  Tage  erfolgte,  wieder  zurückerstattet;  Kauf- 
mannsgüter mussten  jedoch  bis  zu  ihrem  Ausgange  in  dem  Kauf  hause  niedergelegt  und  es 
mussten  davon  durch  einen  besonderen  Tarif  festgesetzte  Niederlagegebühren  entrichtet 
W'erden.  3.  Mussten  die  Oktroieinnehmer  nun  alle  5 Tage  ihre  Einnahmen  ahliefern.  4.  Die 
Oktroieiunahmen  sollten  verwendet  werden:  a)  zur  Bezahlung  der  Lokalausgaben;  b)  um 
das  Fehlende  in  den  Spitälern  zu  ergänzen  und  die  Hausarmen  zu  unterstützen;  c)  zur 
Bestreitung  der  Kosten  der  Oktroiverwaltung.  5.  Die  Strafen  der  Oktroidefraudationeii 
und  die  Erlöse  aus  verkauften  Konflskaten  fielen  hälftig  an  die  Angestellten,  welche  die 
Beschlagnahme  vorgenommen  hatten,  und  die  Kasse  der  Findlingskimler. 

Duich  kaiserl.  französisches  Dekret  vom  17.  Mai  1809  und  Ausführungsvorschriften 
des  Finanzmiiiisters  vom  25.  September  desselben  Jahres  wurden  sehr  ausführliche  Normativ- 
bestimmungen getroffen  über  Umfang,  Erhebung,  Koutrollierung  und  Verrechnung  des  Oktroi, 
w’elche  im  wesentlichen  noch  Geltung  behielten,  lauge,  nachdem  die  Stadt  Mainz  der 
französischen  Herrschaft  entrissen  war.  Hiernach  sollte  das  Oktroi  dienen  zur  Bestreitung 
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r Komiiniiiuliiusgabeii,  soweit  dies  nicht  aus  wirklichen  Einnahmen  (revenus  actuels)  der 
G meinden  möglich  war.  Die  Oktroistrafeu  sollten  hälftig  geteilt  werden  zwischen  den 
O ;troiangestellten  und  der  Gemeindekasse , welch  letztere  ihren  Anteil  zu  Gunsten  der 
amten  oder  der  örtlichen  Hausarmen  zu  verwenden  hatte.  Oktroi  konnte  nur  gelegt 
w rdeii  aut  a)  Getränke  (Wein,  Apfel-  und  Beerenwein,  Bier,  Meth,  Branntwein,  Likör  und 
sc  astigf' alkoholische  Flüssigkeiten) ; h)  Esswaren,  mit  Ausnahaie  von  Getreide,  Mehl,  Obst, 
B tter,  Milch  und  Gemüse;  c)  Brennmaterialien  (Brennholz,  Holz-  und  Steinkohlen,  Torf, 
Tilg,  Wachs,  Brennöl  u.  s.  w.);  d)  Gegenstände  der  Stallfütterung;  e)  Bau-  und  Werkholz, 
B;  uch-  und  behauene  Prtastersteine , Ziegeln,  Schiefer,  Marmor,  Backsteine,  Kreide  und 
G ps  (des  materiaux).  Oktroipflichtige  Gegenstände  konnten  zui'  Niederlage  gebracht  werden 
Ul  d zwar  zur  öftentlichen  (entrepöt  reel)  mit  3jähriger  Niederlagedauer  oder  in  bestimmten 
Fi  llen  auch  zu  einer  Privatniederlage  (entrepöt  fictif)  bei  denen  die  Lagerfrist  durch  Orts- 
st  Ltut  geregelt  wurde. 

Gegen  hinreichende  Sicherheit  wurde  das  Oktroi  gestundet. 

Die  Verwaltung  des  Oktrois  erfolgte  entweder  a)  unmittell)ar  durch  die  Ortsobrig- 
keit  (regie  simple  J oder  b)  das  Oktroi  wurde  verpachtet,  und  zwar  hatte  der  Pächter  ausser 
ei  em  fixen  Pachtpreis  noch  den  Ueberschuss  der  Eingänge  über  diesen  nach  Abzug  der 
K<  steil,  (wofür  indessen  nicht  mehr  als  12  0q  vom  Pachtpreis  in  Ansatz  gebracht  werden 
du  ften)  (regie  interessöe)  oder  nur  einen  fixen  Pachtpreis  an  die  Gemeindekasse  abzuliefern 
(fc  i*me). 


Durch  Verfügung  des  Finanzministers  vom  15.  Dezember  1812  erhielt  die  Stadt  Mainz 
eil  e neue  Oktroiverordnung,  welche  sich  an  das  erwähnte  kai.serl.  Dekret  anschliesst.  Der 
Tüt’if  vom  5.  Januar  1807  erscheint  in  seinen  Sätzen  wenig  geändert  (nur  alkoholische  Ge- 
tri  nke  und  Fleisch  sind  etw'as  höher  getrotfen),  dagegen  mehr  spezialisiert,  erweitert  und 
in  den  Erhebungsmassstäben  geändert.  Es  folgen  einige  Positionen  aus  demselben:  l.  Wein 
un  1 Weinessig  in  Fässern  1,60  Fr.,  per  i hl;  2.  Branntwein  bis  zu  220  in  Fässern  8 Fr., 
pe  1 hl,  von  22  o und  mehr  16  Fr.,  per  l hl ; 3.  Bier  und  Bieressig;  a)  in  der  Stadt  fabriziert 


0,5)  Fr.,  per  1 hl;  b)  eingeführt  o,65  Fr.;  4.  Ochsen  und  Stiere,  per  Stück  12  Fr.;  Kühe  und 
Ri  ider,  per  Stück  9 Fr.;  Schweine  i,50  Fr.;  5.  Ausgehauenes  Fleisch  o,lo  Fr.,  per  1 kg; 
0.  )el  zum  Essen  und  Brennen  6 Myriagranim  0,75  Fr. ; 7.  Brennholz  der  Sere  (1  cbm)  0,60  Fr. ; 
St^  inkohlen  5 Myriagramm  o,io  Fr.;  8.  Heu,  Grummet  und  trockener  Klee  5 Myriagramm 
0,13  Fr.;  9.  Gehauene  Steine,  per  Kubikmeter  0,40  Fr.;  gebrochene  Steine,  Steinplatten  und 
bl:  ue  Pflastersteine,  per  Kubikmeter  0,04  Fr. 


Die  geänderten  politischen  Verhältnisse  führten  im  Jahre  1815  zu  einem  neuen  Oktroi- 
re,  dement  mit  Tarif,  welches  unterm  22.  Juli  des  genannten  Jahres  von  der  „kaiserl.  königl. 
ÖS  erreichischen  und  königl.  preussischen  vereinigten  Administration  der  Stadt  und  Festung 
Mi  inz"  verölfentlicht  wurde.  Die  wuchtigste  Aenderiing  gegen  das  Regulativ  von  1812, 
wt  Iches  im  wesentlichen  bestehen  blieb,  w^ar  die  Aufhebung  der  Privatniederlagen.  Die 
ok  roipflichtigen  Gegenstände  sind  gegen  1812  zum  Teil  höher  tarifiert,  und  ihr  Kreis  ist 
du  ’ch  Zufügung  des  Mineralwassers  (100  Krüge  50  Cts.)  und  der  „Kaufmanusgüter“  erweitert ; 
zu  letzteren  zählen  a)  wollene  Tuchwaren,  seidene  und  sonstige  gewebte  Zeuge  in  Kisten 
uni  Ballen  (5  Myriagramm  l Fr.);  b)  bereitete  und  rohe  Häute,  Apotheker-  und  Material- 
wiren,  Krämer-  und  Spezereiwareii,  Glaswaren,  Bücher,  Schreibmaterialien,  Fayencen,  Por- 
ze  lau,  verarbeitete  Metalle,  rohes  Eisen,  Oele,  Fettwaren  aller  Art,  fremde  Käse,  Hopfen, 
Ha  Qt,  Flachs,  Packleinwand,  Zwillich  und  überhaupt  alle  Handelsartikel  mit  Ausnahme  von  : 
Saul,  Kies,  Dünger,  Landkäse,  Irische  Butter,  Eier,  Geflügel,  grüne  Früchte  und  Gemüse, 
Loie,  Bruchglas,  Lumpen,  Ambosse,  Häfnererz,  Gips,  Kreide  aller  Art,  Ocker,  Schleifsteine, 
Sc  imelztiegeL  Trippei,  Knochen,  Teer,  frische  Fische,  Wachold.-rbeeren,  Leimleder,  Ochsen- 
hö  ner  und  Getreide  aller  Art,  (5  Myriagramm  20  Cts.);  c)  neue  Fass  die  Ohm  20  Cts. 


Die  Eiutühruug  des  24  fl.-tusses  in  den  linksrheinischen  hessischen  Lunden  vom 
1.  anuar  1817  an,  machte  eine  Oktroiverorduung  der  grossherzogl.  Regiermigskommission 
vo  II  1*.  Dezember  1816  nötig,  welche  gegenüber  dem  Reglement  vom  22.  Juli  1816  nur  die 
At  iuderimg  trifft,  dass  alle  Baumaterialien  mit  Inbegritf  des  Wagner-,  Schreiner-  und 
Ki  fernholzes  vom  i.  Januar  1817  von  der  Oktroiabgabe  frei  sind.  Der  Oktroitarif  klassi- 
fiz  ert  die  pflichtigen  Gegenstände  ebenso,  wie  dies  die  früheren  Tarife  thaten,  in  die  Ab- 
tei ungen:  Getränke,  essbare  Dinge,  brennliare  Sachen,  Fütterung,  sowie  eiugeführte  Töpfer- 
wa  :en  und  Kaufmannsgüter.  Die  Positionen  sind  folgende: 
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Geschichte  und  Kritik  des  Oktrois  im  Grossherzogtum  Hessen. 

Getränke. 

Weine  in  Fässern,  das  Hektoliter  

ungekelterte 

ausländische  in  Fässern,  das  Hektoliter 

in  Flaschen,  das  Liter 

Branntwein,  eingeführt  a 22 o,  das  Hektoliter 

über  22 das  Hektoliter 

in  der  Stadt  fabriziert,  ohne  Unterschied  der  Grade,  das  Hektoliter  . . 
französische,  spanische,  italienische  und  holländische  bis  22  o,  das  Hektolitei 

die  nämlichen  über  220^  das  Hektoliter 

Branntwein  und  Likör  in  Flaschen,  die  Flasche 

Bier,  eingeführt,  das  Hektoliter 

in  der  Stadt  fabriziert,  das  Hektoliter  ..... 

Essig  eingeführt,  das  Hektoliter 

in  der  Stadt  fabriziert,  das  Hektoliter 

Mineralwasser,  die  lOO  Krüge 

Essbare  Dinge. 

Ochsen  und  Stiere,  das  Stück 

Kühe  und  Rinder,  das  Stück  

Kälber,  das  Stück 

Hammel,  Lämmer  und  Geissen,  das  Stück 

Schweine,  das  Stück 

Spanferkel  und  kleine  Zuchtsehweine,  das  Stück 

Geräuchertes  und  getrocknetes  Fleisch,  Speck  und  Schinken,  das  Kilogramm 

Wildpret,  das  Kilogramm 

Orangen,  Zitronen,  Apfelsinen,  eingemachte  Früchte,  die  5 Myriagramm  . . 
Dürrgemüse,  Kastanien,  Kohl,  Mag-  und  Leinsamen,  das  Hektoliter  .... 

B r e n n b a r e Sache  ii. 

Holz,  der  Ster  (Kubikmeter)  

Grosse  Wellen,  das  Hundert  

Kleine  „ 

Holzkohlen,  das  Hektoliter 

Steinkohlen  und  Gerüste,  die  5 Myriagramm 


F ü 1 1 e r 11  n g. 

Heu,  Grummet,  Klee,  die  5 Myriagramm 

Stroh,  die  lOO  Gebund 

Hafer,  das  Hektoliter 

Oelknchen,  die  lOO  Stück 


E i n g e f ü h r t e T ö p f e r w a r e n , die  5 Myriagramm  . 
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K a u f m a n n s g ü t e r. 

Alle  wollenen  Tuchwaren,  seidene  und  sonstige  gewebte  Zeuge  iu  Kisten  und  Ballen, 
bereitete  und  rohe  Häute,  Apothekerwaren  und  Materialwaren,  Glaswaren,  Krämer-  und 
Spezereiwaren,  kleine  Waren,  Bücher,  Schreibmaterialien,  Fayence,  Porzellan,  verarbeitete 
Metalle,  rohes  Eisen,  Oele,  Fettwaren  aller  Art,  fremde  Käse,  Hopfen,  Hanf,  Flachs,  Pack- 
leinwand, Zwillich  und  überhaupt  alle  Handelsartikel  mit  Ausnahme  von : Sand,  Kies,  Dünger, 
Landkäse,  frische  Butter,  Eier,  Geflügel,  grüne  Früchte  und  Gemüse,  Lohe,  Bruchglas, 
Lumpen,  Ambosse,  Häfnererz,  Gips,  Kreide  aller  Art,  Ocker,  Schleifstein,  Schmelztiegel, 
Trippei,  Knochen,  Teer,  frische  Fische,  Wacholderbeeren,  Leimleder,  Ochsenhörner  und 
Getreide  aller  Art,  5 Myriagi’umm  6 kr.  Neue  Fässer,  die  Ohm  12  kr. 

Ferner  wurden  auch  durch  die  obige  Verordnung  die  für  die  Benutzung  der  ölfeiit- 
lichen  Niederlage  zu  entrichtenden  Gebühren  neu  geregelt. 

Eine  neue  Oktroiverorduung  vom  lO.  Juni  1818  regelte  ausführlich  den  ganzen  Gegen- 
stand wesentlich  immer  noch  in  Anlehnung  au  das  organische  Dekret  vom  17.  Mai  1809, 
aber  in  etwas  anderer  Einteilung  als  dieses. 

Kapitel  I bestimmt  die  dem  Oktroi  unterworfenen  Gegenstände,  die  Gebühren,  den 
Oktroibezirk.  Im  Monat  Dezember  jeden  Jahres  sollte  der  für  das  folgende  Jahr  festgesetzte 


I 


0^ 


Georf?  Hellwig, 


Ti  rif  mittels  Druck  und  Anschlag  bekannt  gemacht  werden.  Ausser  den  durch  die  Militär- 
ki  nvention  bestimmten  Ausnahmen  findet  keine  Befreiung  vom  Oktroi  statt.  Die  Eiugangs- 
]H  nkte  der  oktroipflichtigen  Gegenstände  sind  genau  bezeiclmet,  für  bestimmte  Sachen 
(1  ranntwein  und  Schlachtvieh)  war  nur  je  ein  Eingangsthor  ireigegeben. 

Kapitel  II  regelt  die  Erhebung  von  Gegenständen,  welche  von  aussen  in  die  Stadt 
kl  mmen.  Beim  Eingang  ist  die  oktroipflichtige  Ware  unaufgefordert  zu  deklarieren.  Post- 
w (gen,  Last-  und  Mietwagen  und  alles,  was  zum  Transport  von  Oktroigegenständen  dienen 
k;  nn,  sind  den  Untersuchungen  der  Angestellten  unterworfen;  Personen,  welche  zu  Fuss, 
ZI  Pferd  oder  im  Reisewagen  einpassieren,  können  weder  persönlich  noch  wegen  der  mit- 
gi  führten  Koffer  und  Reiseeifekten  befragt  und  untersucht  werden.  Besondere  Bestim- 
m Ingen  sind  für  das  auf  den  Holzplätzen  am  Rhein  ankoramende  Holz  und  Wellen  getroffen. 
D e Strafe  der  Hinterziehung  des  Oktrois  besteht  in  dem  Verlust  der  betrüglich  eingeführten 
G ■genstände  oder  einer  dem  Wert  derselben  gleichkommenden  Geldbusse. 

Kapitel  III  regelt  die  Erhebung  auf  Gegenstände  im  Innern  der  Stadt,  insbesondere 
di  Verpflichtungen  der  a)  Bierbrauer,  b)  Branntweinbrenner  und  c)  Essigsieder.  Wer 
ei  le  Brauerei,  Brennerei  oder  Essigsiederei  errichten  oder  dazu  dienliche  Geräte  anschafl’en 
w 11,  hat  auf  dem  Oktroizentralbureau  dies  anzuzeigen,  damit  die  Kessel  vermessen  werden 
k nnen.  a)  Die  Bierbrauer  haben  jeden  Brauakt  anzuzeigen,  zu  versteuern  ist  der  Kesselinhalt 
a1  züglich  15  0'q  füv  den  Abgang;  b)  der  Branntweinbrenner  hat  12  Std.  vor  Beginn  der 
F d>rikation  Anzeige  zu  erstatten,  ebenso  hinsichtlich  des  Endes  der  Fabrikation ; für  jeden 
T tg  kommen  zwei  Brände  in  Ansatz,  für  den  Monat  25  Tage.  Zuwiderhandlungen  gegen 
d e Anzeigepflicht  werden  mit  dem  4fachen  Betrag  der  unterschlagenen  Oktroiabgabe 
u id  Hinwegnahme  der  Fabrikate  bestraft;  das  Abreissen  oder  Beschädigen  der  an  die 
B ‘ennkessel  angelegten  Siegel  dagegen  mit  einer  Geldstrafe  gleich  dem  4fachen  Betrage 
d r Gebühren , welche  von  der  monatlichen  Fabrikation  in  dem  Kessel  zu  entrichten  ge- 
?sen  wären. 

Kapitel  IV  handelt  von  dem  Durchgang  (Transit).  Die  zum  Durchgang  bestimmten 
(J  'genstände  sind  von  allen  Gebühren  frei,  können  jedoch  nur  bei  Tage  und  innerhalb  der 
ii  dem  erteilten  Transitschein  bestimmten  Zeitfrist  passieren.  Der  Transitschein  bezeichnet 
d e Natur  und  Menge  der  Gegenstände,  die  Zeit,  innerhalb  welcher,  und  das  Ausgangs- 
It  ireau,  durch  welches  dieselben  zu  passieren  haben.  Gegenstände,  die  über  Nacht  in  der 
S adt  hleibeu  sollen  und  Wagen,  welche  Gegenstände  für  die  Stadt  und  zum  Durchgang 
b stimmt  enthalten,  müssen  in  die  öffentliche  Niederlage  gebracht  werden  und  haben 
d e hierfür  verordneten  Gebühren  zu  entrichten.  Von  dem  auf  den  Viehmarkt  gebrachten 
S ‘hlaehtvieh  sind  die  Oktroigebühren  beim  Eingang  zu  entnchteu  und  werden  diese  von 
d m wieder  ausgehenden  nicht  abgesetzteu  Vieh  zurückbezaUU ; ebenso  können  Handels- 
bute,  welche  Mainzer  Fabrikate  auf  auswärtige  Märkte  bringen,  ^den  nicht  abgesetzten 
T ^il  frei  wieder  einfiihren.  Das  von  den  Mainzer  Einwohnern  zum  Ackerbau  oder  anderem  Ge- 
lt auch  unterhaltene  Vieh  muss  zu  dem  Thore,  durch  welches  es  ausgeht,  auch  wieder  ein- 
g ‘heil  und  ist  einer  besonderen  Kontrolle  durch  die  Angestellten  unterworfen. 

Kapitel  V redet  von  der  Niederlage.  Jedermann  kann  sich  gegen  die  tarifmässigeii 
(■  ebühreu  der  öffentlichen  Niederlage  für  seine  Waren  bedienen,  wenn  diese  nicht  weniger 
a s 20  Pfd.  wiegen,  sei  es,  um  dieselben  zum  Verkauf  auszusetzen,  sei  es,  um  sie  zur 
V iederausfuhr  auf  eine  bestimmte  Zeit  aiifzubewahreii.  Die  Eigentümer  haben  für  die 
■Frhultung  der  niedergelegten  Gegenstände  zu  sorgen,  widrigenfalls  die  Oktvoiverwaltung 
dis  Erforderliche  auf  ihre  Kosten  voruimmt,  von  den  jvorgelegten  Kosten  erhebt  die  Ver- 
valtung  5<>o  Zinsen.  Werden  die  Waren  3 Monate  nacli  di  m für  die  Niederlage  festge- 
s Tzten  Zeiti)unkt  nicht  zurückgefordert,  drohen  sie  zu  verderben  oder  droht  derVerkaufs- 
e lös  die  Gebühren  und  Kosten  nicht  zu  decken  und  werden  die  Waren  nicht  binnen 
2 Stunden  zurückgenommen,  so  werden  sie  verkauft  und  der  Reinerlös  wird  dem  Eigen- 
t imer  zur  Verfügung  gestellt. 

Kapitel  VI  behandelt  die  Formalitäten,  welche  zum  Behuf  der  zollfreien  Einfuhr 
\m  ^lilitärgegenständen  durch  die  zur  Regulierung  der  Festungsangelegenheiten  gemäss 
d ?m  Frankfurter  Vertrag  niedergesetzte  gemeinschaftliche  Kommission  festgesetzt  wurden, 
S jlche  Etfekten  sind  alle  Aerarialgegenstände,  welche  zur  Unterhaltung  der  Festung,  ihrer 
C-arnison,  zu  deren  Wohnung,  Nahrung,  Gesundheitsptlege  Armierung  und  Bekleidung 
2 ^'höreu. 
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Kapitel  VII  bespricht  das  Verfahren  bei  Zuwiderhandlungen  und  streitigen  Sachen 
überhaupt.  Bei  Eintreibung  rückständiger  Oktroigebühren  werden  die  Zwangsbefehle  von 
dem  Oktroioberkontrolleur  ausgestellt  und  von  dem  Friedensrichter  vollzugsfähig  erklärt. 
Streitigkeiten  über  die  .\nwendung  des  Tarifs  werden  von  dem  Friedensrichter  kostenfrei 
entschieden. 

Die  Oktroisti’afen  werden  nach  Art.  15  des  Dekrets  vom  17.  Mai  I6u9  verwendet, 
d.  h.  die  eine  Hälfte  gehört  den  Oktroiangestellten,  die  andere  fliesst  in  dio  Stadtkasse  und 
ist  entweder  zu  Gunsten  der  Angestellten  oder  der  Annen,  die  zu  Hause  unterstützt  werden, 
zu  verwenden. 

Im  Januar  1824  richtete  der  Abgeordnete  Braun  au  die  Zweite  Kammer  den  Antrag, 
die  Staatsre.gienmg  zu  ersuchen,  die  Stadt  und  Landgemeinden  von  dem  Mainzer  Oktroi 
zu  befreien;  subsidiarisch,  den  Tarif  wenigstens  zeitgemäss  zu  regulieren.  Der  Antrag 
wurde  damit  begründet,  dass  bei  den  niedrigen  Preisen  das  ]^Iainzer  Oktroi  für  die  Ge- 
meinden der  Provinz  Rheinhessen,  deren  einziger  Markt  Mainz  sei,  eine  schwere  Last 
bilde.  Der  Ausschuss  der  Zweiten  Kammer,  welcher  über  den  Antrag  zu  berichten  hatte, 
überzeugte  sich,  dass  ohne  Oktroi  die  Bedürfnisse  der  Stadt  Mainz  nicht  bestritten  werden 
könnten,  und  trug  daher  nur  auf  zeitgemässe  Regulierung  des  Tarifs  au,  welchem  An- 
träge die  Zweite  Kammer  in  der  Sitzung  vom  2.  Februar  1824  Folge  gab.  Die  Erste  Kammer 
schloss  sicli  auf  müiidlicheu  Vortrag  des  Grafen  von  Yseiiliurg  in  der  Sitzung  vom  25.  Fe- 
bruar 1824  dem  Votum  der  Zweiten  Kammer  au,  worauf  eine  entsprechende  gemeinscliaft- 
liche  Adresse  bei  dem  Landesherni  übergebenlwurde.  Da  auf  diese  Adresse  hin  nichts  geschah, 
so  wurde  im  Januar  1827  von  den  Abgeordneten  Grode  und  Ewen  ein  gleicher  Antrag  ge- 
stellt, dieser  indessen  vor  der  Ab.stimmung  in  der  Sitzung  vom  7.  Mürz  1827  wieder  zurUck- 
genoimuen,  nachdem  von  der  Regierung  die  baldige  Erledigung  der  Sache  in  Aussicht  ge- 
stellt war. 

l>er  Zollvertrag  mit  Preussen  (1828)  und  die  hessische  Tranksteuergesetzgebung  vom 
Jahre  1827  machten  ein  neues  Oktroireglement  nötig,  das  unterm  30.  September  1828  von 
der  Stadtverwaltung  beschlossen  und  am  7.  Mai  1829  von  der  grossherzogl.  Regierung  der 
Provinz  Kheiuhesseu  bestätigt  wurde.  Es  schliesst  sich  im  allgemeinen  au  das  Reglement 
Von  1818  au,  gegenüber  welchem  es  nur  folgende  bemerkenswerte  Abänderungen  enthalt: 

1.  Abänderungen  im  Tarife  können  auf  den  Antrag  der  Lokalbehörde  sowohl,  wie 
auf  Veranlassung  der  liöheren  Regierungsbehörden  st.attfinden;  sie  sind  ebenso 
wie  der  Tarif  selbst  auf  vorgäugige  Beratung  des  Gemeiuderats  und  auf  das 
Gutachten  der  grossherzogl.  Regierung  von  der  höchsten  Staatsbehörde  zu  ge- 
nehmigen und  jedesmal  durch  Druck  und  Anschlag  bekannt  zu  machen. 

2.  s 18  und  § 19  Abs.  2 treffen  nähere  Vorschriften  über  die  Oktroiljehandlung  der 
zu  Wasser  ankommeuden  Steinkohlen. 

3.  Wenn  sich  aus  den  Registern  der  Verwaltung  der  indirekten  Abgaben  ergibt, 
dass  Gegenstände  zur  Konsumtion  eiugegangen  sind,  ohne  in  den  Oktroiregisteni 
eingetragen  zu  sein,  so  soll,  wenn  nicht  das  Gegenteil  durch  Ouittungeu  nach- 
gewiesen  wird,  das  Fehlende  als  defraudiert  angesehen  werden.  Diese  Beweis- 
führung ist  jedoch  nur  in  den  ersten  6 Wochen,  von  dem  Tage  der  Einführung 
au  gerechnet,  zulässig,  weshalb  die  Empfänger  der  veroktroiierten  Gegenstände 
ihre  Quittungen  wenigstens  während  dieses  Zeitraumes  aufzubewahren  haben. 

1.  a)  Die  Aufsicht  uud  KontroBierung  des  in  der  S>tadt  gebrauten  Bieres  soll  im 
Einveinehmen  mit  der  Tranksteuerverwaltung  und  auf  die  nämliche  Art 
geschehen,  wie  dies  in  der  Tranksteuerverordnung  vom  22.  Juni  1827  fest- 
gesetzt ist. 

1»)  Ebenso  soll  die  Koiitrollierung  des  fabrizierten  Branntweins  bei  denjenigen 
Braiintweinbreuuern,  welche  zugleich  den  Kleiiiverkauf  ins  Land  betreiben, 
nach  den  Bestimmungen  des  nämlichen  Reglements  statttindeu. 

Hinsichtlich  derjenigen  Branntweinbrenner,  welche  keinen  Verkauf  im 
Kleinen  betreiben  uud  also  nach  der  erwähnten  Verordnung  der  Aufsicht  der 
Tranksteuerverwaltuug,  was  die  Fabrikation  betrifft,  nicht  unterliegen,  soll 
das  nämliche  Verfahren  in  der  Art  stattfinden,  dass  die  Konstatierung  der 
fabrizierten  Menge  durcli  die  Angestellten  [des  Oktrois  nach  den  nämlichen 
Gniudsätzen 'geschieht,  wclclie  die  beiianute  grossherzogl.  Verordnung  vor- 
scliveibt. 
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c)  Die  Unterschlagung  des  Oktrois  seitens  der  Bierbrauer  und  Branntwein- 
brenner wird  mit  dem  lofachen  Betrag  der  unterschlagenen  Gebühr  bestraft. 

d)  Den  Essigsiedern  ist  gestattet,  sich  mit  der  Verwaltung  in  ein  Abonnement 
einzulassen.  Derjenige,  bei  dem  dies  nicht  zu  stände  kommt,  unterliegt 
hinsichtlich  seines  Fabrikats  der  Visitation  und  Kontrollierung  der  Ange- 
stellten, welche  durch  genaue  Aufnahmen  die  hergestellten  Mengen  festzu- 
stellen haben.  Oktroidefraudationen  werden  mit  einer  Geldstrafe  = dem 
Werte  der  verheimlichten  Menge  Essig  und  dein  lOfachen  Betrage  der  Oktroi- 
gebühr geahndet. 

e)  Die  Besitzer  der  innerhalb  des  Oktroibezirks  liegenden  Weinberge  haben 
die  Gebühren  von  ihren  Herbsterzeugnissen  gleich  nach  dem  Einkeltern  des 
Mostes  zu  entrichten. 

f)  Das  auf  den  im  Innern  der  Stadt  liegenden  Miihlen  gemahlene  Mehl,  Schrot 
und  Kleie  ist,  wenn  es  in  die  Stadt  geht,  sobald  es  auf  die  Fuhre  geladen 
ist,  vor  der  Abfahrt  zu  deklarieren  und  das  Oktroi  davon  zu  entrichten. 

5.  Die  zur  Verfügung  des  Bürgermeisters  gestellte  Hälfte  von  den  Erträgen  der 
Oktroistrafen  fliesst  in  die  Witwen-  und  Waisenkasse  für  städtische  Diener. 

Zufolge  Beschlusses  des  Gemeinderats  bestätigt  dunh  grossherzogl.  Ministerium 
d*  s Innern  unterm  10.  Januar  1844  soll  für  die  Folge  die  OJitroierhebung  von  Getränken 
ai  f das  ganze  Stadtgebiet  ausserhalb  der  Mauern,  mit  Einschluss  des  Ortes  Zahll)ach  vom 

1.  März  1844  an  ausgedehnt  werden.  Die  zum  Zwecke  des  Vollzugs  dieses  Beschlusses 
m tigen  Vorschriften  wurden  mit  kreisrätlicher  Genehmigung  unterm  9.  Februar  1844  erlassen. 

Nachdem  mehrfach  unwesentliche  Aenderungen  des  Oktroireglements  vom  30.  De- 
z<  inl)er  1828  stattgefunden  hatten,  wurde  dieses  nebst  dem  Tarif  durch  Bekanntmachung 
V(  m 7.  Juli  1852  im  Regierungsblatt  veröft’entlicht.  Die  Oktroisätze  sind  nach  dem  Tarif 
n inmehr  folgende : 

Getränke. 

1.  Wein  und  Obstwein  in  Fässern,  die  Ohm — tl.  30  kr. 

2.  Wein,  ungekelterter,  die  Ohm 24  „ 

3.  Wein  in  Flaschen  (die  Flasche  zu  fo  Mass  ger.j,  die  Flasche  . — 2 ,, 

4.  Branntwein  eingeführt  bis  zu  24  o incl.  nach  Cartier,  die  Ohm  i „ 30  ,, 

5.  „ „ Über  24  0 Spiritus,  die  Ohm  ....  3 

6.  in  der  Stadt  fabriziert,  die  Ohm l 30  „ 

7.  und  Likör  in  Flaschen,  die  Flasche  . 6 „ 

8.  Bier  eingeführt,  die  Ohm — 36  ,, 

9.  ,,  in  der  Stadt  fabriziert,  die  Ohm — „ 24  ,, 

10.  Essig  eingeführt,  die  Ohm ....  l ,,  8 

11.  „ in  der  Stadt  fabriziert,  die  Ohm 45  „ 

12.  Mineralwasser,  lOO  Krüge 14  „ 

Essbare  Gegenstände. 

13.  Stiere  und  Farren,  das  Stück ....  6 „ 30  „ 

14.  Ochsen,  das  Stück ....  5 „ 30  „ 

16.  Kühe  und  Rinder,  das  Stück ....  4 „ — „ 

16.  Kälber,  das  Stück ....  — „17., 

17.  Stoppelkälber,  das  Stück ....  — ,,  36  „ 

18.  Hammel,  Lämmer,  Geissen,  das  Stück — 14  „ 

19.  Schweine,  das  Stück 42  „ 

20.  Spanferkel  und  kleine  Zuchtschweine,  das  Stück — „ 3 „ 

21.  Geräuchertes  und  getrocknetes  Fleisch,  Speck,  Schinken  etc., 

das  Pfund — „ 2 „ 

22.  Orangen,  Zitronen,  Apfelsinen,  der  Zentner — „ 30  „ 

23.  Dürrgemüse,  Kastanien,  das  Malter — „ lo  „ 

23^/a.  Mehl,  das  Malter — „ 12  „ 

24.  Schrot  und  Kleien,  das  Malter - . — „ 3 „ 

25.  Wecke  und  Weissbrot  im  Werte  von  20  kr.  . . . i „ 

26.  Brot,  das  Pfund . . . — „ 1/3  ., 

27.  Wildbret,  das  Pfund  ...  ..  „2„ 

28.  Hasen,  das  Stück . „3^ 
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B r e 11  n b a re  G e g e n s t ä n d e. 


Brennholz,  der  Stecken 

Tannäpfel,  der  Zentner  ...  ... 

Wellen,  grosse,  das  Hundert 

„ kleine,  „ 

Holzkohlen,  das  Malter 

Steinkohlen,  der  Zentner 

Halbgebrannte  Steinkohlen,  der  Zentner 

Coaks,  der  Zentner 

Torf,  das  Tausend 


n.  28  kr 


F ü 1 1 e r u n g. 

Heu,  Grummet,  trockener  Klee,  der  Zentner 

Stroh,  100  Bund 

Hafer,  das  Malter 

Oelkuchen,  100  Stück 


— « 20 


Kauf  111  a n n s g ü t e r u n d andere  Fabrikat  e. 

42.  Töpferwaren  eingeführt,  der  Zentner — „ 1.5  „ 

43.  Zucker,  Kaffee,  Oel,  Fettwaren  aller  Art,  Seelische,  der  Zentner  — ..  6 

44.  Dünger  und  Kehricht,  bei  der  Ausfuhr,  der  Karren — „ 6 .. 

Durch  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  18.  Juli  1865  wurden  die 
A orschriften  über  die  Kontrollierung  des  Oktrois  von  Bier  und  Branntwein  mit  den  Be- 
stimmungen der  Verordnung  vom  18.  Juni  1853,  die  Erhebung  und  Kontrollierung  der  inneren 
Abgaben  von  Getränken  betreffend,  in  Uebereinstimmung  gebracht  und  die  nachfolgenden 
Positionen  des  vorerwähnten  Tarifs  wie  folgt  ahgeändert: 

4.  Branntwein,  eingeführt  von  der  Normalstärke  von  5uö  nach  dem  Alkoholometer 
von  Tralles  bei  einer  Temperatur  des  Branntweins  von  12I  2®  R. , die  Ohm  2 fl. 

5.  Branntwein,  eingeführt  über  500; 

Hiervon  wjrd  diese  Gebühr  nach  Verhältnis  und  mit  Berücksichtigung  der  wegen 
der  Temperatur  vorzunehmenden  Korrektion  berechnet  und  erhoben. 

Liköre  und  andere  weingeisthaltige  Flüssigkeiten,  deren  Stärke  wegen  ihrer  Ver- 
setzung mit  anderen  Substanzen  durch  den  Alkoholometer  nicht  ermittelt  werden  kann, 
werden,  wenn  solche  nicht  in  Flaschen  enthalten  sind,  als  Branntwein  von  der  Normalstärke 
von  500  nach  Tralles  behandelt,  insofern  der  Alkoholometer  nicht  noch  einen  höheren 
Grad  anzeigt. 

6.  Branntwein  in  der  Stadt  und  deren  Gebiete  ausserhalb  der  Mauern  fabriziert: 

I.  Bei  der  Bereitung  aus  Getreide,  Kartoffeln  und  anderen  mehligen  Stoffen,  sowie 
aus  Rüben  oder  Dickwurzeln  allein  oder  in  Verbindung  mit  mehligen  Stoffen : 

a)  von  je  100  Mass  des  Rauminhalts  der  Maischbütten  und  für  jede 

Einmaischungvon  denjenigen  Brennern,  welche  mehr  als  400  Mass 
des  Rauminhalts  der  Maischbütten  an  einem  Betriehstage  ein- 
maischen, je  100  Mass — Ü.  10  kr. 

b)  desgl.,  wenn  unter  400  Mass  eingemaischt  wird,  je  100  Mass  . — „ 8 ,, 

II.  Bei  der  Bereitung  aus  nichtmehligen  Stoffen: 

a)  für  jede  100  Mass  eingestampfte  Weinti’eber,  Kernobst  oder  auch 

Treber  von  Kernobst  und  Beerenfrüchten  aller  Art — 7 „ 

b)  für  jede  100  Mass  Trauben-  oder  Obstwein,  AA'einhefe  und  Stein- 
obst   — „ 14  „ 

c)  für  andere  Stoffe,  welche  zur  Branntweinerzeugung  etwa  ver- 
wendet werden  sollten,  wird  der  Gebührensatz  nach  Ver- 
hältnis der  daraus  zu  gewinnenden  Ausbeute  bestimmt,  be- 
rechnet und  erhoben. 

14.  Ochsen,  das  Stück 6 „ 30  „ 

16.  Kälber,  das  Stück — „ 24  „ 

18.  Hammel,  Lämmer,  Geissen,  das  Stück . . . _ ^ I8  ^ 

19.  Schweine,  das  Stück 


— ti.  10  kr. 


Georg  Hellwig, 
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Bolmeu,  Erbsen,  Linsen  und  anderes  Dürrgemuse  odei  Hülsenfrüclite, 
gerollte  Gerste,  Graupen,  Grütze,  GrUnkern,  Hirsen,  Kastanien. 


Welschkorn  und  Wicken,  das  Malter — 11.  20  kr. 

27.  Wildbret,  das  Pfund — 

2s.  Hasen,  das  Stück — „ 

Giinse,  das  Stück — ^ 

Welsclihühner,  das  Stück . — i 

3i).  Stroh,  lüO  Gebuud — « 


Durch  die  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  lnn<n'u  vom  15.  Marz  1856  wurde 
fü  • eine  Kalkbütte  Holzkohlen  ein  Oktroi  von  12  kr.  festgesetzt.  Weitere  Tarifanderungen 
bl  ichten  die  Bekanntmachungen  des  Ministeriums  des  Innern  vom  lo.  August  1856  (einge- 
fü  irtes  Oel  2 kr. , in  der  Stadt  hergestelltes  2 kr.  per  Zentner  und  5 kr.  von  loo  Stück 
di.  i>ei  gewonnener  Oelkuchen),  2.  September  1857  (Oktroi  für  (’oaks  von  lo  aut  6 kr.  vom 
Z.  ntner  herabgesetzt  vom  i.  Oktober  1857  an),  6.  April  1859  (Wein  in  Flaschen  l.  bis  zu 
5c  Flaschen  per  Flasche  i kr.,  2.  von  50—200  Flaschen  50  kr.,  3.  von  200  Flaschen  und  darüber 
kr.  per  Flasche,  4.  Weinproben  in  Fläschchen  unter  1/4  Muss,  wenn  die  Gesamtmenge 
5 dass  nicht  überschreitet,  keine  Gebühr  vom  1.  Mai  1859  au),  25.  April  I866  (Oktroi  tür 
aks  von  6 auf  4 kr.  lierabgesetzt),  21.  August  1866  (auszuführende  Latrinenmasse  1 ti.  30  kr. 
für  jedes  Fass  l)is  zu  3 Ohm,  bei  grösseren  Fässern  für  jede  weitere  Ohm  30  kr.  mehr), 
16  September  1866  (auszuführender  Kehricht  30  kr.  vom  einspännigen  Karren),  10.  Mai 
ifci7  (frisches  Fleisch,  frische  Würste  1 kr.  per  Pfund;  i Hirsch,  Wildschwein  1 tl.,  1 Reh 
3C  kr.;  zerlegtes  Wildbret  1 kr.  per  Pfund;  Rückvergütung  bei  der  Ausfuhr  S'ß  der  Eingangs- 
gi  bühr,  von  zerlegtem  Wildbret  nichts!  und  9.  Dezember  1868  (Oktroi  von  Oelkuchen  auf- 
g«  hoben). 

Am  30.  Juli  1862  beschloss  der  Geiueiiiderat  von  Mainz,  vom  i.  Dezember  1862  an 
(1  u Kesselrabatt  für  Einkochen  von  Bier  etc.  von  15  auf  350,,j,  zugleich  auch  das  Oktroi 
V'  n 24  kr.  auf  35  kr.  per  Ohm  zu  erhöhen  und  bei  'der  Ausfuhr  von  Bier  in  Mengen  von 
n ehr  als  20  Mass  eine  Rückvergütung  des  Oktrois  mit  23  kr.  per  Ohm  zu  bewilligen. 

Die  Erhebung  und  Kontrollierung  des  Bieroktrois  und  der  Rückvergütung  für 
ai  sgeführtes  Bier  geschah  laut  Bekanntmachung  des  Kreisamts  Mainz  nach  den  \ or- 
st  hrifteu  der  Tranksteuerverordiiung  vom  19.  Dezember  1857  und  auf  Grund  der  von  der 
ü 'tseinnehmerei  Mainz  geführten  Kontrollregister  liezw.  der  von  dieser  der  Stadt  Mainz 
ir  itzuteilenden  Verzeichnisse  und  Bescheinigungen. 

Nach  der  Bekanntmachxing  des  Ministeriums  des  Innern  vom  24.  Mai  1864  wurde  das 
Oitroi  für  Mineralwasser  von  14  kr.  auf  3 kr.  für  loo  Krüge  herabgesetzt,  eine  Vergütung 
b i der  Ausfuhr  aber  nicht  mehr  gewährt.  Gleichzeitig  wurde  bestimmt,  dass  hei  der 
A isfuhr  von  folgenden  Gegenständen  nicht  mehr  der  volle  Oktroibetrag,  sondern  nur  der  bei- 
g setzte  Betrag  zurückvergütet,  die  Differenz  aber  als  Beitrag  zu  den  Verwaltimgskosteu 
z rückipehalten  werden  sollte. 


>lassstab 

Oktroi 

Rückvergütun 

kr. 

kr. 

Dürrgemüse 

. . . . Malter 

20 

18 

Mehl  . . . 

12 

10 

Wildbret 

. . . . Pfund 

4 

Hasen  . . 

. . . . Stück 

6 

5 

Welschen  . 

18 

16 

Brennholz  . 

. . . . Stecken 

28 

25 

Steinkohlen 

. . , . Zentner 

■1 

3>;2 

Hafer  . . . 

. . . . Malter 

0 

8 

Fett  . . . 

. . . . Zentner 

6 

5 

Diese  Bestimmungen  traten  nach  der  Bekanntmachung  vom  31.  Mai  1864  am  1.  Juli 
1 .64  in  Kraft. 

Die  Oktroifreiheit  der  Mainzer  Garnison  wurde  früher  so  gehaiidhabt,  dass  auf 
b rund  der  Bescheinigungen  der  Militärbehörde  über  den  durcli  das  Militär  erfolgten  Bezug 
I ückvergütung  des  Oktrois  gewährt  wurde.  Im  Jahre  1867  schloss  aber  die  Stadt  mit  der 
> ilitärbehörde  einen  Vertrag,  wonach  alle  für  einzelne  Militärpersonen  oder  für  das  Oftiziers- 
bisino  eingehenden  Gegenstände  oktroipllichtig  sein  sollten  und  eine  Aversionalrückver- 
gitung  nach  dem  Stande  der  Garnison  (damals  19,000  fl.)  in  monatlichen  Katen  gewährt 


1 


4 
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wurde.  Nur  das  Oktroi  für  Brennmaterial,  welches  aus  der  Stadt  an  ausserhalb  der  Oktroi- 
liuie  kaserniertes  Militär  geliefert  wurde,  wurde  im  einzelnen  zurückvergütet.  Der  \ er- 
trag wurde  unterm  24.  Mai  1867  Xr.  5904  vom  Ministerium  des  Innern  unter  dem  Vorbehalte 
beiderseitiger  mit  ijähriger  Frist  erfolgender  Kündigung  genehmigt.  Die  Kündigung  er- 
folgte auf  den  i.  Oktober  1898. 

Durch  die  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Iimern  vom  15.  Juli  1868  wurde 
die  Ein-  und  Ausfuhr  von  Schlachtvieh  durch  alle  Thore,  mit  Ausnahme  des  Eingangs  am 
Zeughause,  zugelassen. 

Durch  Bekanntmaclmug  des  Ministeriums  des  Innern  vom  22.  Dezember  1871  erhielt 
Mainz  ein  neues  Oktroireglement  nebst  Tarif.  Dieses  hat  demnächst  zwar  verschiedene 
Abänderungen  erfahren,  gilt  aber  im  wesentlichen  noch.  Es  trat  nach  der  Bekanntmachung 
vom  8.  Januar  1871  mit  dem  l.  April  1872  in  Kraft.  Durch  Bekanntmachung  des  Ministeriums 
des  Innern  vom  8.  August  1872  wurden  für  Hafer  und  Wicken  Privatlager  innerhalb  der 
Stadt  bewilligt,  mul  wurde  der  Beitrag  zu  den  Verwaltungskosten  von  auf  Privatlager  ein- 
geführtem und  wieder  ausgeführtem  Dürrgemüse  und  Mehl,  sowie  von  Hafer  und  Wicken 
auf  1 kr.  vom  Zentner  festgesetzt.  Das  Ausfuhroktroi  von  Dünger  wurde  durch  Bekannt- 
machung des  Ministeriums  des  Innern  vom  13.  Oktolier  1873  aufgehoben.  Durch  Bekannt- 
machung des  Ministeriums  des  Innern  vom  17.  Dezember  1873  wurde  das  Bieroktroi  als 
Kohmaterialsteuer  neu  geregelt,  ingleichen  die  Fälligkeit  des  Branntwein-  und  Bieroktrois 
und  die  Sicherstellung  desselben  durch  Bürgen  geordnet.  Durch  Bekanntmachung  des 
Ministeriums  des  Innern  vom  21.  Dezember  1874  wurden  der  nach  der  Markwährung  um- 
gerechuete  Oktroitarif  von  Mainz,  sowie  einige  Abänderungen  des  Oktroireglements  vom 
22.  Dezember  1871  veröftentlicht.  Letzteres  enthält  unter  Berücksichtigung  der  erlittenen 
Aenderungen  im  wesentlichen  folgende  Vorschriften: 

I.  Das  Oktroi  wird  unter  BerücksicliTiguug  einer  vom  i.  Januar  1879  au  vom 
Ministerium  des  Innern  um  18.  Oktober  1878  genehmigten  Aeiidermig  bezüglich  Brennholz 
und  Tannäi)fel  nach  folgendem  Tarif  erlioben : 

1.  Wein  und  Obstwein,  in  Fässern,  l hl *>,ä5 

2.  Wein,  ungekelterter,  1 hl 'h45  „ 

3.  Wein  und  Obstwein,  in  Flaschen  oder  Krügen,  in  Mengen  von  l-  20u  1,  1 1 u,u2  „ 

„ ,,  „ in  grösseren  Mengen,  jedes  weitere  Liter  . . - 

4.  Branntwein,  eiugefülirt : 

1.  ordinärer  und  versüsster  Branntwein  (Likör)  1 hl 

2.  Spiritus,  Arrak,  Rum  und  sonstige  weiiigeisthultige  Getränke  bei 

einem  Weingeistgehalte  von  naclt  dem  Alkoholometer  von 

Tralles,  1 hl 

Uebersteigt  der  Weingeistgehalt  diese  öü^o,  so  erfolgt  mittels 
Berechnung  Reduktion  auf  jene  Xormalsfärke  und  Erhebung  des 
Oktrois  von  der  ermittelten  Menge  nach  dem  Satze  von  2,15  M. 
per  Hektoliter. 

5.  Branntwein,  in  der  Stadt  oder  deren  Gemarkung  fabriziert : 

1.  bei  der  Bereitung  des  Branntweins  aus  Getreide  oder  anderen 
mehligen  Stoffen  (Maischhottichsteueri : 

a)  von  Brennern,  welche  die  Maischbottichsteuer  nach  dem 
höheren  Steuersätze  entrichten,  bei  jeder  Einmaischung  tür 
200  l Maischrauni 

1))  von  Brennern,  welche  die  Maischbottichsteuer  nach  dem  niederen 
Steuersätze  entrichten,  bei  jeder  Einmaischung  tür  200  1 Maisch- 
raum   

2.  bei  der  Bereitung  des  Branntweins  aus  nicht  mehligen  Stoffen 
nach  der  Menge  der  dazu  verwendet  werdenden  Materialien  (Branut- 
weinmaterialsteuer) : 

a)  von  eingestampften  Weintrebern,  Kernobst  oder  auch  Trebern 

von  Kernobst  und  Beerenfrüchten  aller  Art,  gepresster  Wein- 
hefe, für  200  1 Material ö,2u 

b)  von  Trauben  oder  Obstwein,  flüssiger  Weinhefe  mul  Steinobst, 

für  200  1 Material  ....  


0,01 


2.15 


2,15  „ 


Ueorg  Hellwig, 


r 

4 
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c)  für  andere  Stoffe,  welche  zur  Branntweini»ereitung  verwendet 
werden  sollten,  wird  der  Gebührensatz  nach  Verhältnis  der 
daraus  zu  gewinnenden  Ausbeute  im  Verhältnis  der  Staats- 


steuer l)estimmt  und  erhoben. 

t>.  Branntwein  oder  Likör,  in  Flaschen  oder  Krügen,  i 1 o,20  >1. 

7.  Bier; 

a)  eingeführt,  i hl 0,66 

b)  in  der  Stadt  Itereiter.  Je  nachdem  naclil>enannte  Stoffe  verwendet 
werden ; 

1.  Getreide  (Malz,  Schrot),  1 Ztr 1^15 

2.  Reis  (gemahlen  oder  ungemahlen),  1 Ztr ],45 


3.  grüne  Stärke,  d.  h.  solche,  die  mindestens  30  0|q  Wasser  ent- 
hält, 1 Ztr.  .....  l 15  „ 

4.  Stärke,  Stärkemehl  (mit  Einschluss  des  Kartoffelmehls  und 

Stärkegiimmi  [Dextrin]),  i Ztr 1^70 

5.  Zucker  aller  Art  (Stärke-,  Trauben-  u.  s.  w.  Zucker),  sowie 

Zruckerlösungen.  1 Ztr 2,85 

2,30  „ 
1,70  „ 
1,20  „ 


11  - ^ 
L“  » 

1,75  „ 
0,70 
0,50  .. 
0,20  „ 
1 - 
2 - 
*1,50  „ 
0,03  ,, 

0,06  „ 


0,30  „ 
0,25  „ 
0,03  „ 


6.  Sirup  aller  Art,  l Ztr 

7.  alle  anderen  Malzsurrogate,  l Ztr 

8.  Essig  und  Essigsprit,  eingeführt,  l hl 

E s s b a r e G e g e n s t ä n <l  e . 

!t.  Ochsen,  Stiere  und  Farren.  Stück 

10.  Kühe  und  Rinder,  Stück 

11.  Schweine,  Stück 

12.  Kälber,  Stück 

13.  Hämniel,  Lämmer  und  Geissen,  Stück 

14.  Spanferkel,  kleine  Zuchtscbweine,  Hasen  und  Gänse,  Stück  . . . 

15.  Wildbret:  a)  Rehe,  sowie  Hirsche,  bis  zu  50  Pfd.  Gewicht,  Stück  . 

b)  Hirsche,  über  50  Pfd.  schwer,  und  Wildschweine,  Stück 

16.  Welschhühner,  Stück 

17.  Frisches  Fleisch  von  Schlachtvieh  und  Wildbret,  per  Pfund  . . . 

18.  Würste  jeder  Art,  gesalzenes,  geräuchertes,  gel.rocknetes  oder  in 

Büchsen  konserviertes  Fleisch 

19.  Bohnen,  Erbsen,  Linsen  und  anderes  Dürrgemüse  oder  Hülsenfrüchte, 

gerollte  Gerste,  Graupen,  Grütze,  grüne  Kerne,  Hirsen,  Kastanien, 
Welschkorn,  l Ztr 

20.  Mehl,  1 Ztr ’ 

21.  Brot  und  Wecken,  lo  Pfd 


B r e n n l)  a r e Gegenstände. 

22.  Brennholz  aller  Art,  Reisig  und  Tannäpfel,  1 Ztr.  . 

23.  Holzkohlen,  l Ztr 

24.  Steinkohlen,  i Ztr 

25.  Coaks,  1 Ztr 

26.  Torf,  1 Ztr 


0.07  „ 
0,36  „ 
0,06  „ 
0,09  ,, 
0,15  „ 


Fütterung. 

27.  Heu,  Grummet,  trockener  Klee,  i Ztr 0,12  „ 

28.  Stroh,  1 Ztr 0,05  „ 

(Stroh,  welches  von  Mainzer  Gutsbesitzern  in  der  Ernte  ungedroschen 

mit  der  Frucht  eingeführt  wird,  zahlt  keine  Abgabe.) 

29.  Hafer  und  Wicken,  l Ztr 0,24 

30.  Schrot  und  Kleien,  i Ztr o,09  „ 

II.  Oktroibezirk. 


Die  in  dem  Tarif  verzeichneten  Gegenstände  sind  in  der  Stadt  und  deren  Ge- 
ma  rkung,  einschliesslich  des  Gartenfeldes  und  aller  vereinzelt  vor  den  Thoren  liegenden 
Kaiser,  oktroipflichtig.  Ausgenommen  sind: 


i 
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a)  die  Petersaue  und  die  Rheinmühlen,  welche  als  ausserhalb  des  Oktroibezirks 
liegend  betrachtet  werden, 

b)  der  Ort  Zahlbach,  welcher  nur  für  die  Getränke  des  Tarifs  oktroi]>flichtig  ist. 
Für  vereinzelt  vor  den  Thoren  liegende  Häuser  kann  das  Oktroi  von  den  da- 
selbst zur  Konsumtion  kommenden  oktroipflichtigen  Gegenständen  durch  Be- 
schluss des  Gemeinderats  jährlich  fixiert  und  vierteljährlich  erhoben  werden, 
das  Gleiche  gilt  für  die  in  Zahlbach  konsumierten  oktroipflichtigen  Gegen- 
stände (§  2). 


III.  Oktroibefreiuugen  und  Freilager. 

Auf  Grund  bestehender  Staatsverträge  und  Gesetze  sind  vom  Oktroi  l>efreit : 

1.  die  zum  Bedarfe  der  Festung  und  zur  Konsumtion  der  Besatzung  dienenden 
Gegenstände; 

2.  ausländische  verzollte  Waren,  welche  mehr  als  1.50  M.  Zoll  per  Zentner  Ite- 
zahlen,  mit  Ausnahme  des  Schlachtviehs  (§  3). 

Die  im  Bahnhofe  und  Hafen  gelagerten,  von  aussen  kommenden  Gegenstände  sollen 
nicht  sofort  bei  ihrer  Ankunft , sondern  erst  bei  ihrem  Uebergange  in  das  übrige  Oktroi- 
gebiet veroktroiiert  werden. 

In  derselben  Weise  kann  der  Gemeinderat  auch  an  anderen  geeigneten  Plätzen 
vor  den  Stadtthoren  Freilager  für  oktroipflichtige  Gegenstände  bewilligen. 

Die  im  Bahnhofe,  Hafen  und  den  Freilagern  konsumierten  Gegenstände  sind  indes 
oktroipflichtig.  Von  diesen  ist  das  Oktroi  sofort  bei  ihrer  Ankunft  bezw.  ihrem  Ueber- 
gange in  die  Konsumtionen  zu  entrichten. 

IV.  Oktroibehörden. 

Die  allgemeine  Oktroiverwaltung  wird  von  einer  Oberkontrolle  des  Oktroi  geführt, 
unter  welcher  das  Erhebungs-  und  Aufsichtspersonal  steht.  Es  sind  an  folgenden  Punkten 
Oktroierhebestellen  errichtet:  am  Bockthor,  Holzthor,  Fischthor,  Eisernthor,  Brückenthor, 
Raimundithor,  am  Hauptweg,  Mombacherthor,  Gonsenheimerthor,  Bingerthor,  Gauthor,  Neu- 
thor, sowie  im  Hauptsteueramt  (§  5). 

V.  Vorschriften  für  den  Verkehr  oktroipflichtiger  Gegenstände.! 

1.  Der  Eingang  oktroipflichtiger  Gegenstände  in  die  Stadt  ist  nur  an  den  vorstehend 
genannten  Thoren  gestattet,  doch  dürfen  Steinkohlen  in  nicht  geeichten  Karren  nur  an  den 
mit  Brückenwagen  versehenen  Hebestellen  eingeführt  werden;  ebendahin  können  von  den 
Oktroibeamten  andere  Gegenstände  zur  Feststellung  ihres  Gewichts  verwiesen  werden.  Die 
Gegenstände  sind  am  Eingangsthor  zu  deklarieren.  Die  Richtigkeit  der  Deklaration  wird 
von  dem  Oktroipersonal  geprüft,  sodann  gegen  Quittung  das  Oktroi  entrichtet;  diese  ist 
vom  Warenführer  an  den  Empfänger  abzuliefern,  der  sie  3 Monate  aufzubewahren  hat. 
Die  Deklaration  solcher  Gegenstände,  welche  in  das  Gebiet  vor  den  Stadtthoren  eingeführt 
werden  und  deren  Versteuerung  erfolgt,  ehe  sie  abgeladen  oder  in  die  Hofraithen  gebracht 
werden,  an  der  zunächst  gelegenen  Hebestelle;  sollen  sie  nach  der  Versteuerung  in  die 
Stadt  eingeführt  werden,  so  muss  diese  durch  Vorlage  der  Oktroiquittungen  oder  auf  sonstige 
Weise  nachgewiesen  werden. 

Für  die  Oktroieiitrichtung  ist  der  Transportant , sowie  im  Defraudationsfalle 
der  Warenempfänger  verantwortlich,  wenn  er  die  Gegenstände  ohne  Oktroiquittung  an- 
genommen hat. 

Die  Oktroihebestellen  sind  geöffnet  und  oktroipflichtige  Gegenstände  dürfen  in  den 
Oktroibezirk  eingebracht  werden  in  den  Monaten  Oktober  bis  einschliesslich  März  von 
morgens  5 bis  aitends  10  Uhr,  in  den  übrigen  Monaten  von  morgens  4 bis  abends  10  Uhr. 

Das  Einlndngen  von  mit  der  Eisenbahn  eintreffendem  Vieh  ist  am  Bocksthore  bis 
1 Stunde  nach  Ankunft  der  letzten  Eisenbahnzüge  gestattet. 

Transporte,  welche  nach  Schluss  der  Hebestellen  eintreff’en,  müssen  vor  denselben 
bis  zu  deren  Eröffnung  stehen  bleiben. 

Das  Oktroi  von  den  mit  der  Post  ankommenden  Gegenständen  wird  nicht  beim  Ein- 
passieren in  die  Stadt  gezahlt,  sondern  die  Empfänger  haben  dasselbe  alsbald  und  längstens 
innerhalb  24  Stunden  nach  Empfang  der  Poststücke  an  der  Hebestelle  des  Eisernthores  zu 
entrichten. 

Gegenstände,  welche  als  Militäreffekteil  eingegangen  sind  und  später  au  Zivilper- 
sonen veräussert  werden,  sind  von  letzteren  alsbald  und  längstens  innerhalb  24  Stunden 
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na  -li  der  \ eritus.serung  au  der  Hebestelle  des  Kisernthores  odei  der  iin  einzelnen  Falle  vuii 
de'  Oberkontrolle  des  Oktrois  bestimmten  Stelle  zu  veroktroiieren. 

2.  Wein-  und  Obstweinproduzenten  im  Oktroibezirk  haben  die  Menge  ihrer  Erzeug- 
ni  se  sügleieli  beim  Eiukelleru  des  Mostes  der  Oberkontrolle  des  Oktrois  schriftlich  zu 
er  däreii  und  das  von  dieser  berechnete  Oktroi  auf  Anfordern  alsbald  an  die  im  Anford*^- 
ru  igszettel  bestimmte  Stelle  zu  entrichten.  Die  Oktroibeamten  sind  berechtigt,  die  Richtig- 
ke  t der  Erklärung  durch  Visitation  an  Ort  und  Stelle  zu  konstatieren. 


Die  Kontrollierung  des  im  Uktroibezirk  erzeugten  Rranntweins  soll  im  Einver- 
ue  imen  mit  der  Tranksteuerverwaltung  auf  dieselbe  Art  geschehen,  wie  dies  in  der  Ver- 
or  nung  vom  lu.  Mai  1809,  die  Besteuerung  des  Branntweins  betreft'end,  festgesetzt  ist. 
El  enso  geschieht  die  Kontrollierung  des  im  Oktroibezirk  erzeugten  Bieres  nach  den 
Hc  ■.timmuiigen  und  Massgaben  des  Reichsbrausteuergesetzes  und  den  Ausfiihrungsbestim- 
mi  ugen  hierzu.  Das  Oktroi  von  Branntwein  ist  spätestens  am  letzten  Tage  desjenigen 
M(iiats,  in  welchem  ein  Breimereibetrieb  stattgefunden  hat,  das  Oktroi  von  Bier  vor  dem 
Ei  imaischeu  der  zu  einem  Gebrüu  erforderlichen  Hraumaterialien  fällig;  ist  die  staatliche 
Bl  lusteuer  fixiert,  so  kann  auch  das  Bieroktroi  fixiert  werden.  Bei  Stellung  eines  sicheren 
Bi  igeii  kann  mit  Branutweinbrenneni  und  Bierbrauern  über  die  Menge  des  im  Oktroibezirk 
er;  eugten  Branntweins  und  Bieres  offene  Rechnung  gehalten  werden.  Diese  haben  alsdann 
<la  • Oktroi  am  Schlüsse  eines  jeden  Vierteljahres  einzuzahlen. 


Der  im  Oktroüiezirk  erzeugte  Essig  unterliegt  keiiiei  Abgabe,  für  den  zu  seiner 
Fu  u’ikation  verwendeten  Branntwein,  Wein  etc.  findet  indessen  ein  Erlass  des  Oktrois 
ni'  ht  statt. 


Mit  den  Mülilenbesitzeru  des  Oktroibezirks  können  über  die  Entrichtung  des  Oktrois 
vo  1 den  Müllienfabrikaten  (Mehl,  Schrot  und  Kleie)  Aversionalverträgo  abgeschlossen 
\Vi  i’den.  Diejenigen,  bei  welchen  solche  Vertrüge  nicht  zu  Staude  kommen,  sind  gehalten, 
ih]  e Fabrikate  sofort  beim  Verlassen  der  Mühle  an  der  zimüclist  gelegenen  Oktroiliebe- 
>tt  Ile  zu  deklarieren  und  daselbst  die  Abgabe  zu  entrichten.  Ausserdem  unterliegen  die- 
se, iteu  einer  steten  Kontrolle  von  seiten  der  Oktroibeamtcu,  welchen  das  Recht  zusteht, 
•>i(  ti  jederzeit  durch  Visitation  der  ^lühleiiraume  über  die  Menge  der  Fabrikate  Gewissheit 
zu  verschalfeii. 

Die  Eigentümer  des  im  Oktroibezirk  geernteten  Heues  sind  verpflichtet,  beim  Ab- 
fül  reu  desselben  von  der  Erutestelle  das  Oktroi  an  der  zunächst  gelegenen  Hebestelle  zu 
en  ricliteii.  Wird  das  Heu  nach  ausserhalb  verkauft,  so  unterliegt  es  dem  Oktroi  nicht. 

3.  Oktroiptlichtige  Gegenstände,  welche  nur  zum  Durchgang  durch  den  Oktroibezirk 
)te  tiiiimt  sind,  bleiben  vom  Oktroi  befreit,  dürfen  jedoch  nur  au  den  mit  Hebestellen  ver- 
sei  eneii  Thoren  und  innerhalb  der  vorgesehenen  Transportfristen  die  Stadt  passieren.  Die 
Vorschriften  über  die  Ueberwacliung  des  Durchgangs  oktroipüichtiger  Gegenstände  linden 
ke  ne  Anwendung  auf  die  mittels  der  Eiseiibahu  transitierenden  Güter.  Durchgehende 
Gegenstände  sind  au  der  Hebestelle  des  Eingangsthores  zu  erklären,  und  es  ist  das  Oktroi 
da  on  zu  hinterlegeii.  Xachdem  die  Richtigkeit  der  Erklärung  durch  Untersuchung  koii- 
sti  tiert  ist,  erhält  der  Trausportant  einen  Durchgangsscliein,  in  welchem  die  Xatur  und 
Me  age  der  Gegenstände,  die  Zeit,  innerhalb  w'elcher  der  Durchgang  durch  die  Stadt  bewerk- 
sU  lügt  werden  muss  und  der  Betrag  des  hinterlegten  Oktroi  angegeben  sind.  Dieser  Durch- 
g.i  igsschein,  welcher  5 Pf.  kostet,  dient  zur  Legitimation  des  Transportes  auf  dem  Wege 
du  ch  die  Stadt  und  ist  au  der  Hebestelle  des  Ausgaiigsthores  abzugeben  und  von  den 
He  unten  daselbst  nach  vorgeuommener  Revision  zum  Zeichen  der  stattgefundenen  Ausfuhr 
zu  visieren.  Auf  Grund  des  erledigten  Durcligangssclieins  wiid  das  Oktroi  am  Eingaugs- 
tln  r zuvückbezahlt. 

Die  im  Durcliguugsscliein  angegebene  Duvchgangsfrist  muss  genau  eiugehalteu 
wt  i'deii;  in  besonderen  Fällen  kann  die  Oberkoiitrolle  des  Oktrois  eine  Verlängerung  dieser 
Kr  st  bewilligen.  Bleiben  zum  Durchgang  bestimmte  Gegenstände  über  Nacht  oder  auf 
läi  gere  Zeit  in  der  Stadt,  so  müssen  dieselben  in  der  öffentlichen  Niederlage  eingestellt 
wtrden,  wenn  dies  von  der  Oberkontrolle  des  Oktrois  zur  Sicherung  gegen  Unterschleife 
füi  notwendig  erkannt  und  augeorduet  wird. 

Die  mit  steuerlicher  Bezetteliing  versehenen  steuerpflit  htigeii  Getränke,  sowie  die 
mi  er  Verschluss  und  Kontrolle  der  Zollverwaltung  durchgelieiideii  Gegenstände  sind  von 
de-  Bezetteluiig  mit  Durchgangsscheineu  befreit. 
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Sollen  zum  Durchgang  erklärte  Gegenstände,  entgegen  ihrer  ursprünglichen  Be- 
stimmung, ganz  oder  teilweise  in  der  Stadt  verbleiben,  so  ist  dies  sofort  und  jedenfalls 
vor  Ablauf  der  bestimmten  Durchgangsfrist  an  der  Hebestelle  des  Eingangsthores  unter 
( Vorlage  des  Durchgangs.scheines  anznzeigen.  Es  wTrd  alsdann  das  hinterlegte  Oktroi  von 

den  in  der  Stadt  verbleibenden  Gegenständen  in  Einnahme  gestellt  und  Quittung  darülter 
erteilt.  Verheimlichte  Absetzung  und  Verwechslung  von  zum  Durchgang  erklärten  Gegen- 
ständen in  der  Stadt  wird  als  Defraudation  bestraft. 

Gegenstände,  welche  aus  dem  Oktroibezirk  stammend,  zur  weiteren  Bereitung,  zur 
vorübergehenden  Lagerung  oder  zu  sonstigen  Zwecken  auf  kurze  Zeit  nach  auswärts  ver- 
bracht werden,  können  oktroifrei  wieder  eingehen,  wenn  dieselben  vor  der  Ausfuhr  der 
Oberkontrolle  des  Oktrois  oder  der  von  dieser  bezeichneten  Stelle  belmfs  geeigneten  ^ er- 
merks  deklariert,  und  wenn  alle  zur  Sicherung  des  Oktrois  in  den  einzelnen  Fällen  gestellten 
Erfordernisse  gehörig  erfüllt  worden  sind. 

4.  Eingehende  oktroipflichtige  Gegenstände,  über  welche  noch  keine  endgültige 
Disposition  getroften  ist,  oder  welche  zur  späteren  Wiederausfuhr  bestimmt  sind,  können 
in  der  öffentlichen  Niederlage  oktroifrei  eingelegt  werden.  Dieselben  müssen  jedoch  die 

i im  Niederlagereglement  bezeichneten  Eigenscliaften  besitzen  und  unterliegen  deiiAor- 

schriften  und  Gebühren  jenes  Reglements. 

Ist  die  Benutzung  der  ötfentlichen  Niederlage  für  eingehende  oktroipflichtige  Gegen- 
stände beabsichtigt,  so  muss  dies  beim  Eingang  in  die  Stadt  unter  Deponierung  des  ent- 
fallenden Oktrois  an  der  betretfenden  Hebestelle  erklärt  werden.  Es  erfolgt  hierauf  die 
Abfertigung  der  Gegenstände  mit  Durchgangsschein  in  die  Niederlage,  wobei  der  Nieder- 
lageverwalter den  Dureligangsschein  visiert  und  den  beim  Eingang  deponierten  Oktroi- 
betrag, wenn  dieser  unter  30  M.  ist,  zuriickzahlt.  Höhere  Beträge  werden  am  Eingangsthor 
zurückvergütet.  Von  den  aus  der  Niederlage  in  die  Stadt  abgesetzten  Gegenständen  muss 
das  Oktroi  sogleich  Iteim  Ausgange  aus  der  Niederlage  an  den  Niederlageverwalter  ent- 
) richtet  werden.  Die  zur  Ausfuhr  nach  ausserhalb  des  Oktroibezivks  bestimmten  Gegen- 

* stände  sind  mit  Durcbgangsscheiuen  abzufertigen. 

5.  Für  Branntwein  in  Fässern,  welcher  bei  der  Anmeldung  stets  auf  die  Normal- 
stärke von  soo/gzu  reduzieren  ist,  Dürrgemüse,  Mehl,  Hafer  und  Wicken  können  den  Gross- 
liändlern  mit  diesen  Artikeln  Privatlager  innerhalb  der  Stadt  vom  Gemeiiiderat  bewilligt 
werden.  Die  auf  Privatlager  innerhalb  der  Stadt  bestimmten  Gegenstände  sind  bei  der 
Einfuhr  in  die  Stadt  au  der  betretfenden  Hebestelle  genau  zu  erklären,  woselbst  nach 
vorgenommener  Revision  ein  Diircbgaugsschein  darüber  ausgestellt  wird.  Dieser  I>urch- 
gangsscheiu  ist  längstens  innerhalb  24  Stunden  nach  seiner  Ausstellung  und  nachdem  der 
Privatlagerbesitzer  den  Empfang  der  Gegenstände  darauf  bescheinigt  hat , an  die  Ober- 
kontrolle des  Oktrois  behufs  Eintrags  in  das  Privatlagerbuch  abznliefern.  Erfolgt  die 
Deklaration  in  der  festgesetzten  Frist  nicht,  so  ist  das  entfallende  Oktroi  zu  entrichten. 

Die  Wiederausfuhr  von  auf  Privatlager  bestimmten  Gegenständen  nacli  ausserhali) 
des  Oktroibezirks  muss  durch  Ausfuhvscheine  nacligewiesen  werden,  welche  von  den  Privat- 
lagerbesitzern  aus  dem  ihnen  von  der  Oktroiverwaltung  gelieferten  Stammregister  zu  ent- 
L nehmen  und  nach  deren  Anleitung  auszustellen  siiitl.  Diese  Scheine  sind  unter  gleichzeitiger 

I Vorführung  der  betretfenden  Gegenstände  an  den  Hebestellen  der  Ausgangsthore  vorzu- 

zeigen und  von  den  Beamten  daselbst  nach  vorgeuommener  Revision  zum  Zeichen  der 
stattgefundeneu  Ausfuhr  zu  visieren.  Der  Beamte  hat  ülter  die  von  ihm  visierten  Ausfuhr- 
scheine  ein  Register  7ai  führen.  Die  so  erledigten  Ausfuhrscheine  hat  der  Privatlagerbesitzer 
zu  sammeln,  nach  Nummern  und  Daten  geordnet  in  ein  Verzeichnis  zu  bringen  und  letzteres 
nebst  den  Scheinen  und  einer  summarischen  Deklaration  über  Eingang,  Ausgang  und  Vor- 
rat für  jedes  Quartal  innerhalb  der  darauf  folgenden  8 Tage  der  Oberkontrolle  des  Oktrois 
vorzulegen.  Nach  Empfang  und  Prüfung  dieser  Belegstücke  lässt  die  Oberkontrolle  des 
Oktrois  Abrechnung  eintreten.  Sie  addiert  zu  dem  Behufe  den  Lagervorrat  von  der  vorher- 
gehenden Abrechnung  und  den  im  Abrechnungsquartal  erfolgten  Zugang  und  bringt  von 
der  also  erhaltenen  Summe  die  nachgewiesene  Wiederausfuhr,  sowie  den  Aorrat  am  Ende 
des  Abrechnungsquartals  in  Abzug.  Von  dem  verbleibenden  Reste  hat  der  Privatlager- 
' besitzer  das  Oktroi  nach  dem  bestimmten  Tarifsätze  zu  entrichten.  Ausserdem  hat  er  von 

dem  auf  Privatlager  eingeführten , jedoch  zur  Wiederausfuhr  nach  ausserhalb  des  Oktroi- 
l)ezirks  gelangten  Quantum  einen  Beitrag  zu  den  Verwaltungskosten  zu  bezahlen,  und 
zwar  vom  Hektoliter  Branntwein  von  der  Normalstärke  von  500  15  Pf.,  vom  Zentner  Dürr- 
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ge  iiiUe,  Mehl,  Hafer  oder  Wicken  je  a Pf.  Der  schuldige  Betrag  wird  von  der  Oberkontrolle 
de  Oktrois  dem  Privatlagerbesitzer  angefordert  und  ist  innerhalb  3 Tagen  an  die  Stadtkasse 
ab  ufuhren. 

Der  einzelne  auf  Privatlager  ein-  oder  mit  Ansiiruch  auf  Befreiung  vom  Oktroi  davon 
au  zuführende  Transport  muss  mindestens  betragen,  bei  Branntwein  in  Fässern  40  1,  bei 
Dürrgemüse,  Mehl,  Hafer  oder  Wicken  je  2 Ztr.,  mit  der  weiteren  Beschränkung  bei  der 
Aii-ituhr,  dass  dies  Minimum  von  einem  Empfänger  versendet  wird.  Für  die  Ausfuhr  von 
Br  Liintwein  in  Flaschen  oder  Krügen  kann  keine  Befreiung  vom  Oktroi  beansprucht 
we  i'den  (§  33). 

Sendungen  aus  einem  Privatlager  der  Stadt  in  ein  anderes  müssen  auf  der  Ober- 
ko  itrolle  des  Oktrois  deklariert  werden,  welche  die  in  solchen  Fällen  nötige  Transpoid- 
be  ettelung  ausstellt  (§  34). 

Der  von  Privatlagerbesitzern  eingeführte  ausländische  verzollte  Branntwein  unter- 
lie  ;t  keinem  Oktroi,  derselbe  ist  jedoch  von  der  Kontrolle  nicht  ausgenommen  und  muss 
da  ler  beim  Ein-  und  Ausgange,  sow'ie  bei  der  vierteljährlichen  Abrechnung  in  der  oben 
an  ;egebenen  Weise,  jedoch  separiert,  erklärt  und  abgefertigt  werden.  Ueber  diesen  Brannt- 
we -U,  dessen  Eigenschaft  als  ausländischer  verzollter  Branntwein  durch  Vorlage  der  Zoll- 
pa  dere  oder  sonst  auf  unwiderlegliche  Weise  nachgewiesen  werden  muss,  wird  für  jeden 
Pr  vatlagerbesitzer  auf  der  Oberkontrolle  des  Oktrois  ein  besonderes  Konto  geführt,  in 
we  ehern  auch  diejenigen  Posten  vorzumerken  sind,  welche  Privatlagerbesitzer  von  dritten 
Pe  sonen  in  der  Stadt  kaufen.  Diese  Posten  müssen  daher  auf  der  Oberkontrolle  des  Oktrois 
pü  iktlich  allgemeldet  werden,  widrigenfalls  sie  als  inländischer  Branntwein  und  demgemäss 
als  üktroiptlichtig  angesehen  und  behandelt  werden  {§  35). 

Die  Privatlagerbesitzer  sind  verbunden , den  Oktroibeamten  die  gewünschte  Aus- 
ku  ft  über  die  auf  Privatlager  ein-  und  davon  ausgeführten  Gegenstände  zu  erteilen,  die. 
Au  dührregister  zur  Einsicht  vorzulegen,  die  Lagerräume  zu  ( rt’nen  und  die  vorhandenen 
Vo  rate  an  Ort  und  Stelle  vorzuzeigen.  Ausserdem  haben  die  Privatlagerbesitzer  die  Ver- 
ptl  :*htung,  dem  Oberkontrolleur  und  Kontrolleur  des  Oktroi  aul  Verlangen  ihre  Haupt-  und 
La. -erbücher  vorzulegen  und  Einsicht  der  Konti  über  die  Wareneinkäufe,  Verkäufe  und 
Vo  rate  nehmen  zu  lassen  (§  36 1. 

Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  für  Privatlager  werden,  soweit  sie 
nie  it  den  allgemeinen  Oktroistrafen  (s.  unten)  verfallen,  im  Verwaltungswege  mit  Ord- 
nu]  gsstrafeu  bis  zu  10  M.,  mit  Verlust  der  Gutschrift  für  nicht  gehörig  beurkundete  Aus- 
lül.  r,  oder  endlich  mit  Entziehung  des  Privatlagers  geahndet.  Reichen  die  Privatlager- 
be;  itzer  die  monatlichen  bezw.  vierteljährlichen  Deklarationsverzeichnisse  (s.  oben)  nicht 
in  leni  dafür  bestimmten  Termine  ein  und  entsprechen  sie  der  deshall»  an  sie  ergangenen 
All  forderung  der  Oberkontrolle  ohne  genügende  Rechtfertigung  Jiiclit  alsbald,  so  ver- 
fal  eu  sie  für  jeden  Tag  Verspätung  in  eine  Ordnungsstrafe  von  2 M. 

6.  Bei  der  Ausfuhr  von  Bier  aus  dem  Oktroihezirk  wird  eine  Rückvergütung  des 
Ok  rois  von  42  Pf.  für  jeden  Hektoliter  gewährt,  wenn  zur  Herstellung  des  zur  Ausfuhr 
an^  emeldeten  Bieres  mindestens  40  Pfd.  Malzschrot  oder  Malzschrot  und  Malzsurrogate, 
zut  immen  auf  je  lOO  1 verwendet  wurden  und  das  Bier  in  einer  Sendung  in  Mengen  von 
mi]  destens  50  1 ausgeführt  wird.  Die  Oktroiverwaltung  ist  befugt,  den  Nachweis  über  die 
En  richtung  des  Oktroi  von  dem  mit  Anspruch  auf  Oktroirückvergütung  ansgeführten  Bier 
zu  verlangen  und  die  begehrte  Rückvergütung  von  der  Erbringung  dieses  Nachweises  ab- 
häi  gig  zu  machen.  Der  Nachweis  der  stattgefimdenen  Oktroientrichtung  hat  durch  Vor- 
lag j der  Oktroiquittungen,  der  Nachwei.s  der  Ausfuhr  durch  Ausfuhrscheine  zu  geschehen. 
Lei<itere  sind  von  den  Bierbrauern  und  Händlern  aus  dem  ihnen  von  der  Oktroiverwultung 
gel  eferten  Stammregister  zu  entnehmen  und  nach  deren  Anleitung  auszustellen.  Sie 
rnü  sen  unter  gleichzeitiger  Vorführung  des  Bieres  an  den  Oktroihebestellen  der  Ausgangs- 
tho  e vorgezeigt  und  von  den  Beamten  daselbst  nach  vorgenommener  Revision,  zum  Zeichen 
der  stattgefimdenen  Ausfuhr,  visiert  werden.  Der  Beamte  hat  über  alle  von  ihm  visierten 
All!  fuhrscheine  ein  Register  zu  führen.  Die  so  erledigten  AusfuUrsclieiue  sind  zu  sammeln, 
nat  “i  Nummern  und  Daten  geordnet  in  ein  Verzeichnis  zu  bringen,  und  letzteres  ist  nebst 
der  Ausfulirscheinen  und  Oktroiquittungen  für  jedes  Vierteljahr,  innerhalb  der  darauf- 
fo4  enden  8 Tage,  der  Oberkontrolle  des  Oktroi  vorzulegen,  weit  he  nach  vorheriger  Prüfung 
die  Vergütung  berechnen  und  auszahlen  lässt.  Ansprüche  auf  Vergütung,  w'elche  in  der 
vor  )escliriebenen  Weise  innerhalb  6 Monaten  vom  7’age  der  .\usstellung  des  Ausfuhr- 


i 


. -4-  J 

j Geschichte  und  Kritik  des  Oktrois  im  Grossherzogtum  Hessen.  yy 

Scheines  au  gerechnet  nicht  gellend  gemacht  sind,  rinden  keine  Beriuksichtigung,  ebenso 
wie  auf  mangelhafte  oder  irgendwie  vorschriftswidrige  Nachweise  keine  Vergütung  ge- 
leistet wird. 

f 7.  Alles  zum  Handel  oder  Verkauf  in  den  Oktroibezirk  eingehende  Schlacht-  und  Zucht- 

vieh jeder  Art  muss  auf  den  allgemeinen  Viehhof  verbracht  werden,  wo  es  der  Besichtigung 
I durch  die  Fleischbeschauer  unterliegt.  Das  Einstellen  und  Feilhalteu  von  Vieh  an  anderen 

Orten  ist  untersagt.  Wer  Vieh,  das  zum  Feilhalten  auf  dem  Viehhof  bestimmt  ist,  eiu- 
! führt,  hat  dasselbe  beim  Eingänge  in  die  Stadt  der  betretfenden  Hebestelle  zu  erklären 

und  das  Oktroi  davon  zu  hinterlegen.  Er  erhält  einen  Durchgangsschein  darüber,  welcher 
beim  Betreten  des  Viehhofs  au  den  Viehhofverwalter  zum  Einträgen  in  das  von  demselben 
geführte  Viehhofregister  abzugehen  ist.  Alle  auf  dem  Viehhof  stattrindendeii  Käufe  und 
Verkäufe  von  Vieh  sind  von  den  Partien  dem  Viehhofverwalter  zu  erklären  und  von  diesem 
ebenfalls  in  das  Viehhofregister  einzutragen.  Ueber  das  nach  ausserhalb  des  Oktroibezirks 
verkaufte  und  dahin  abgehende,  sowie  über  das  nicht  abgelieferte  Vieh,  welches  wieder 
ausgeführt  wird,  sind  bei  dem  Viehhofverwalter  Ausgangsscheine  zu  nehmen,  welche  unter 
gleichzeitiger  Vorführung  des  Viehs  an  der  Hebestelle  des  Ausgangsthores  übergeben 
I ^ werden,  damit  darauf,  nach  vorgenommener  Revision,  der  Ausgang  bescheinigt  wird. 

» Auf  Grund  der  so  erledigten  Ausgangsscheine  wird  das  deponierte  Oktroi  von  dem  wieder 

ausgeführten  Vieh  an  dem  betretfenden  Eingangsthor  zurückbezahlt.  Dagegen  wird  das 
Oktroi  von  dem  in  dem  Oktroibezirk  abgesetzten  Vieh  derinitiv  in  Einnahme  gestellt  und 
' Quittung  darüber  erteilt. 

Das  von  Einwohnern  der  8tadt  zum  Ackerbau  oder  irgend  einem  anderen  Gebrauch 
unterhaltene  Vieh  muss  an  demselben  Thore,  wo  es  ausgeht,  wieder  eingehen  und  ist  einer 
besonderen  Aufsicht  und  Kontrolle  von  seiten  der  betrertenden  Oktroibeamten,  welche  sich 
die  nötige  Kenntnis  dieses  Viehs  zu  verschatfen  haben,  unterworfen. 

I 

I VI.  Aufsicht  und  Kontrolle. 

I Die  Oktroi-  und  Hafenaufsichtsbeamten,  die  Gendarmen,  Polizeidiener,  Fleisch- 

beschauer, Feldschützen,  Nachtwächter  und  andere  städtische  Ibener  sind  verptlichtet,  auf 
I den  pünktlichen  Vollzug  des  Oktroireglements  zu  sehen  und  Zuwiderhandlungen  der  Ober- 

! kontrolle  des  Oktrois  auzuzeigen.  Dieselben  sind  ferner  berechtigt  und  verpflichtet, 

( oktroipflichtige  Gegenstände,  welchen  sie  im  Oktroibezirk  begegnen,  und  welche  sie  mit 

der  vorgeschriebenen  Bezettelung  nicht  begleitet  oder  nicht  übereinstimmend  rinden,  vor 
die  Oberkontrolle  des  Oktrois  zu  bringen,  sowie  flüchtige  Defraudanten  überallhin  zu 
verfolgen,  um  ihre  Bestrafung  zu  sichern. 

Wagen,  Karren  und  alle  anderen  Dinge,  welche  zum  Transport  oktroipflichtiger 
Gegenstände  dienen  können,  sind  der  Untersuchung  der  Aufsichtsbeamten  im  Oktroibezirke 
unterworfen.  Ist  die  Untersuchung  auf  der  Stelle  nicht  wohl  thunlich,  so  können  die 
j Gegenstände  unter  Begleitung  eines  Beamten  ins  Öffentliche  Lagerhaus  gebracht  und  dort 

j untersucht  werden.  Die  mit  zollamtlichem  Verschlüsse  versehenen  Wagen  und  Güter 

unterliegen  keiner  weiteren  Untersuchung,  jedoch  hat  das  Aufsichtspersonal  das  Recht, 
I von  dem  Zollverschlüsse  und  den  Begleitpapieren  Einsicht  zu  nehmen  und  sich  zu  über- 

I zeugen,  dass  die  Gegenstände  in  Beziehung  auf  das  Oktroi  unverdächtig  sind. 

Bezüglich  derjenigen  Gegenstände,  welche  neben  dem  Oktroi  auch  noch  einer  in- 
direkten Steuer  an  den  Staat  unterliegen,  wird  die  Aufsiclit  und  Kontrolle  im  Einver- 
I nehmen  mit  der  Tranksteuerverwaltung  ausgeülit.  Ergibt  sich,  was  das  Oktroi  betrifft. 

1 aus  den  Registern  der  Verwaltung  der  indirekten  Steuern,  dass  Gegenstände  in  den  Oktroi- 

bezirk eingeführt  worden  sind,  ohne  in  den  Registern  der  Oktroiverwaltung  eingetragen 
zu  sein,  so  soll,  wenn  nicht  das  Gegenteil  durch  Quittungen  bewiesen  wird,  das  Fehlende 
als  wirklich  defraudiert  angesehen  werden. 

Niemand  darf  dem  Aufsichtspersonal  in  seinem  Berufe  hinderlich  sein.  Widersetz- 
lichkeiten, wörtliche,  oder  thätliche  Beleidigungen  oder  Bestechungsversuche  gegen  das 
Aufsichts-  oder  das  übrige  Oktroipersoual  werden  nach  den  allgemeinen  Strafbestimmungen 

^ verfolgt  und  gerügt. 

‘ VIL  Strafbestimmungen  und  Verfahren  bei  streitigen  Sachen. 

1.  Wer  es  unternimmt,  der  Stadt  das  ihr  gebührende  Oktroi  zu  entzieheu,  begeht 
, eine  Defraudation.  Als  Defraudation  soll  es  namentlich  angesehen*  werden : 
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wenn  ein-  oder  (iurchgeliende , im  Oktroibezirk  erzeugte  oder  überhaupt  der 
Anmeldung  und  Verabgal>ung  unterworfene  oktroiptÜchtige  Gegenstände  an  der 
betreffenden  Stelle  gar  nicht  oder  nicht  vollständig,  in  zu  geringer  Menge  oder 
in  einer  Resehaffenheit , die  eine  geringere  Abgalie  würde  begründet  haben, 
deklariert  werden ; 

wenn  zum  Durchgänge  erklärte  Gegenstände  ganz  oder  teilweise  in  der  dazu 
bestimmten  Frist  nicht  wirklich  ausgeführt  werden,  die  Ausfuhr  aber  fälsch- 
lich behauptet  und  daraufhin  die  Rückerstattung  des  deponierten  Oktrois  er- 
schlichen worden  ist  oder  hat  erschlichen  werden  sollen; 

wenn  auf  Gutschrift  in  Privatlagerrechnung  oder  mit  Anspruch  auf  bare  Oktroi- 
rückvergütung, Herauszahluiig  oder  Erlass  ausgelührte  Gegenstände  in  einer 
zu  gi’ossen  Menge  oder  in  falscher  Beschaffenheit  zum  Xachteile  der  Stadt  an- 
gegeben werden; 

wenn  zum  Durch-  oder  Ausgange  erklärte  Gegenstände  in  dem  Oktroigebiet 
vor  den  Thoren  ganz  oder  teilweise  abgesetzt  werden; 

wenn  oktroipfiichtige  Gegenstände  an  verbotener  Stelle  ein-  oder  durchgeführt 
werden. 


Alle  Defraudationen  werden,  neben  der  Auflage  zu  Xachentrichtiing  des  schuldigen 
Ol  trois,  mit  dem  I5fachen  Betrag  der  defraudierten  oder  zu  defraudieren  beahsiehtigten 
Al  gäbe  bestraft. 

Die  Gegenstände  der  Defraudation  werden  bei  der  Entdeckung  auf  frischer  That 
m:  t Beschlag  belegt  und  bleiben  bis  zur  Zahlung  des  Oktrois,  der  Strafen  und  allenfallsigen 
K(  steil  in  Arrest.  Im  Falle  dieseU)cn  innerhalb  lo  Tagen  nacli  erfolgtem  Strafurteil  nicht 
zu  ’ückgefordert  sind,  können  sie  auf  Anordnung  grossherzogl.  Bürgermeisterei  verwertet 
wt  rdeu.  Der  Erlös  wird  alsdann  nach  Abzug  des  Oktrois,  der  Strafen  und  allenfallsigen 
K(  steil  in  der  Oktroikasse  deponiert,  bis  derselbe  von  dem  früheren  Eigentümer  oder 
den,  der  sonst  ein  erwiesenes  Recht  darauf  hat,  reklamiert  vii’d. 

Sind  die  in  Beschlag  genommenen  Gegenstände  raschem  Verderben  unterworfen, 
so  können  sie  unter  Einhaltung  des  vorgeschriebenen  Verfalirt  us  sofort  veräussert  werden. 
Dii  Verwaltung  ist  unter  allen  Umständen  nur  für  den  wirklichen  Erlös  verantwortlich. 

Kontraventionen  gegen  das  Oktroireglement , welche  nicht  als  Defraudationen  zu 
be  irteileu  sind,  werden  mit  einer  Ordnungsstrafe  von  i bis  zu  26  M.  geahndet.  Die  Ein- 
re  le  der  Unhekanntschaft  mit  den  Vorschriften  des  Oktroireglements  wird  nicht  berück- 
si(  htigt. 

Der  Thatbestand  einer  Defraudation  oder  Kontravention  wird  von  der  Oberkontrolle 
de  5 Oktrois  protokollarisch  festgestellt 

Die  Protokolle  der  Aufsichtsbeamten  haben  Öffentlichen  Glauben  und  bedürfen 
ke  mer  besonderen  eidlichen  Bekräftigung. 

Wenn  bei  Defraudationen  mildernde  Umstände  eintreteii,  so  kann  eine  Erinässigung 
od  jr  ein  Erlass  der  gesetzlichen  Strafe  stattfinden.  In  solch»  n Fällen  hat  die  Oberkon- 
tr  die  des  Oktrois  ihr  Gutachten  bei  der  grossherzogl.  Bürgermeisterei  abzugeben,  welcher 
di  ■ Entscheidung  zusteht. 

Hamlel-  und  Gewerbetreibende  haften  für  die  Strafe,  Gefälle  und  Kosten  wegen 
al  er  Oktroivergehen,  welche  von  ihrem  Gesinde,  ihren  Handels-  und  Gewerbsgehilfen, 
El  egatten,  Kindern  und  den  zu  ihrem  Haushalte  gehörigen  Anv»u*wandten  begangen  werden. 
El  enso  sind  alle  anderen  Personen  für  ihre  Ehegatten,  Kind»u’,  Dienstboten  und  die  zu 
ih  -em  Haushalte  gehörigen  Anverwandten  verantwortlich. 

Die  Hälfte  der  eingehenden  Strafen  wird  zur  Remunerierung  des  Aufsichts-  und 
ül  rigen  Oktroipersonals,  mit  Ausnahme  des  Oberkontrolleurs  des  Oktrois,  verwendet.  Die 
ai  lere  fiiesst  in  die  Witwen-  und  Waisenkasse  für  städtische  Diener. 

2.  Streitigkeiten  über  die  Anwendung  des  Tarifs,  über  das  Messen,  Wiegen  und 
Zj  hlen  der  Waren  oder  über  den  Betrag  der  angeforderten  Abgaben  sollen,  welches  auch 
de  L*  Betrag  der  streitigen  Summe  sein  mag,  vor  das  Amtsgericht  gebracht  und  von  dem- 
se  ben  ganz  kurz  und  ohne  Kosten,  entweder  in  letzter  Instanz  oder  mit  Vorbehalt  der 
A]  pellation,  wenn  der  Betrag  der  streitigen  Abgabe  diese  zulässt,  abgeurteilt  werden.  In 
so  eben  Fällen  ist  jedoch  der  Oktroipflichtige  gehalten,  die  geforderten  Abgaben  in  die 
Ol  troikasse  zu  erlegen;  er  kann  nur  auf  Vorzeigung  der  desf.illsigen  Quittungen  von  dem 
R;  ehter  gehört  werden. 


Geschichte  und  Kritik  des  Oktrois  im  Gro^sherzogtinn  Hessen. 


81 


Dureb  Erlass  vom  s.  Mai  iws4  Xr.  li,üU4  genehmigtp  das  MiiiisTerium  des  ImitMii 
und  der  Justiz  die  Herabsetzung  des  Bieroktrois  von  «6  Pf.  auf  05  Bf.  jier  Hektoliter. 
Auf  Braunkohlen,  Brikettos  und  sonstige  im  Okiroitarif  nicht  besonders  genannte  Breuu- 
mateiialieji  wurde  dureb  Entscbliessung  des  getunniteu  MiuisTeriiims  vom  2«.  Xovember 
18S9  Xr.  29,724  ein  Oktroi  von  o Pf.  i)er  Zentner  genelimigl.  Für  Haminelsgeselilinge  und 
Teile  von  solchem  \Mirde  Oktroitreiheir  testgesetzt  igenehmigt  »lurch  Verfügung  des  Mini- 
steriums des  Innern  und  »1er  Justiz  vom  2t».  Oktober  isni  Xr.  2S,75t»i:  durch  ^e^^ügu^g  de" 
genannten  ^linisteriums  vom  7.  Juli  1S92  Xr.  wurde  genehmigt,  »lass  von  Brennholz 

aller  Art.  Tteisig  und  Tanuäpfeln  im  Gewicht  von  wenigau'  als  50Ptd.  kein  Oktroi  mehr  er- 
hoben werde,  und  durch  Verfügung  vom  5.  Januar  1S95  Xr.  36,57l.'94  für  Patent-  mul  Kvaft- 
futterinehl  (wesentlich  aus  Srlnaü  und  Kleie  besTehendes.  als  Ersatz  Ihr  Welscbk»n*n  dienen- 
des Pferdefutter)  ein  Oktr»»i  vmi  5o  I*f.  per  no]>j»elzentner  fe>tgesetzt. 

Am  15.  März  1899  beschloss  »lie  Stadtveronlnetenversammlung  »He  RückvergUniug  »les 
Oktrois  bei  der  Ausfuhr  von  Kohlen  nach  folgenden  am  9.  Mi\\  1899  Xr.  13,608  vom  ^lini- 
sterium  des  Innern  genehmigten  Grundsätzen:  Die  RUekvergiitung  wird  gewährt  bei  der 
Kohlenausfuhr  in  losen  Fnbreu  und  in  Säcken  und  beträgt  5 Pf.  vom  Zentner,  indem  vom 
Zentner  i Pf.  als  Beitrag  zu  den  Verwaltungskosteii  zurückbebalteu  wird.  Mengen  von 
2 Zentner  und  weniger  sind  von  der  Rückvergütung  ausgeschlossen.  Die  Kohlen  müssen 
lutrmal  trocken  zur  Verwiegung  auf  einer  städtischen  Briiekemvage  gestellt  werden.  Di»* 
Rückvergütung  fludet  statt  auf  Grund  von  Ausfuhrscheinen,  welche  von  »len  K<dilenflrmen 
zu  unterzeichnen,  dem  Transportanteii  vor  »1er  Vm’wiegung  zu  behändigen  und  von  letzterem 
bei  der  Oktroihebestelle  des  Ausgangsthores  unter  Vorzeigung  der  Kohlen  abzugelien  sind. 
Im  übrigen  findet  das  für  »lie  Oktroiriickvergütung  von  Bier  vorgeschriebene  Verfahren  für 
die  Rückvergütung  bei  der  Ausfuhr  von  Kohlen  entsprechende  Anwendung:  die  Vorschriften 
traten  am  i.  Juli  1899  in  Kraft. 

Unt»‘rm  26.  Oktober  1893  Xr.  3u,o99  wur«le  vom  Ministerium  »les  Innern  uml  »1er  Justiz 
ein  Xachtrag  zum  Oktroireglement  folgenden  Inhalts  genehmigt: 

I.  Die  für  Wein  bestehenden  Reglementsl)estiimninigen  und  Tarifsätze  timlen  auch 
auf  weinhaltige  und  weinähuli»*he  Getränke  Anwendung. 

II.  Wer  innerhalb  »les  Oktroibezirks  Getränke  oder  Mischungen  bereitet,  welche 
nach  g 4 dt‘s  Gesetzes  vom  2o.  Ajiril  1892,  betrefl'end  den  Verkehr  mit  Wein,  weinhaltig(Mi 
und  weinälmlichen  Getränken,  als  Verfälschung  des  Weins  anzusehen  sind  (Trester-,  Hefen-, 
Rosinen-,  Kunstwein  oder  dergb),  hat  die  Menge  der  Erzeugnisse,  sogleich  bei  der  Her- 
stellung der  Oktroiverwaltung  sehriftlieh  zu  erklären  und  das  von  dieser  berechnete  OkTrtti 
auf  Anfordern  alsbald  an  die  im  Anforderungszettel  bestimmte  Stelle  zu  entrieliten.  die 
Oktroibeamten  sind  lierechtigt.  die  Riehtigk»*it  der  aiigegt-benen  Erklärungen  dureb  Visi- 
tationen an  Ort  und  Stelle  zu  konstatieren. 

III.  Verschnittwein»*,  »l.h.  solche  Misehmigen,  welche  unter  steueramtHcher  Kontrolle 
durch  Verschneiden  von  ausländischem  Weine  mit  inländischem  Weine  »»der  mit  wein- 
haltigen und  weinähnlichen  Getränken  hergestellt  werden,  sind  nach  »lern  anteiligen  Ver- 
hältnis des  darin  enthaltenen  inländischen  Weins  oder  der  weinhaltigen  und  weinähnliclien 
Getränke  in  dem  Oktroibezirk  der  Stadt  Mainz  oktroipflichtig. 

I\'.  Mainzer  Weinhändler  und  Schaumweinfabrikanten  werden  auf  .\nsuchen  von 
dem  Weinoktroi  unter  folgenden  Bedingungen  ausgenommen : 

1.  Die  Weinhändler  und  Sehaumweinfabrikanten , welche  diese  Befreiung  in  An- 
spruch nehmen  wollen,  zahlen  hei  der  Einfuhr,  Einlagerung,  bezw.  Herstellung 
von  jedem  Hektoliter  Wein,  weinhaltiger  und  weiuähulicher  Getränke  eine  Vev- 
waltungsgebühr  von  *20  Pf.  bei  der  Oktroierhebestelle  ein.  Die  Behandlung  nach 
diesen  Bestimmungen  kann  von  der  Bürgermeisterei  nur  solchen  Personen  ge- 
währt werden,  welche  ordnungsmässige  Handlungsbücher  führen;  betreiben  sie 
zugleich  eine  Schankwirtschaft,  so  müssen  sie  ihre  Lagerräume  für  »len  Versandt 
nach  aussen  von  denen  zum  Vertrieb  im  Oktroibezirk  getrennt  halten.  Dio 
dieser  Vergün.stigmig  teilhaftigen  Weinhaudlungen  und  Sehaumweinfabrikanten 
werden  in  ein  ]>ei  der  Bürgermeisterei  aufzustellendes  Verzeichnis  eingetragen. 

2.  Ueber  die  zum  Verbrauch  im  Oktroibezirk  abgegebenen  Weine,  weinhaltigen 
und  weinähnlichen  Getränke  — einerlei  ob  diese  in-  oder  ausländischer  Her- 
kunft sind  — hal»en  die  Begünstigten  ein  vierteljährlich  abzuschliessemles  und 
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hei  der  Oktroiverwiiltimg  innerhalb  14  Tagen  einzureicdiendes  Register  zu  führen, 
auf  Gnuid  dessen  die  Berechnung  des  von  den  inländischen  Weinen  nachzu- 
zahlenden Unterschieds  zwischen  Oktroi  und  Verwaltungskosten  mit  36  Pf* 
vom  Hektoliter  erfolgt.  Wird  Wein  von  einem  Begünstigten  an  einen  anderen 
abgegeben,  so  erfolgt  nur  Umschreibung  in  den  Registern.  Am  Schlüsse  ist 
vierteljährlich  die  vom  Begünstigten  selbst  verbrauchte  Weinmenge  einzn- 
schreiben.  Den  städtischen  Oberbeainten  steht  die  Einsicht  und  Prüfung  des 
Registers  frei,  dessen  unrichtige  Führung  bestraft  wird,  eventuell  mit  der  Ent- 
zieliung  des  Rechts  zur  Einfuhr  von  Wein  gegen  die  Yerwaltungsgebühr. 

Vorstehende  Bestimmungen  erfuhren  durch  die  Stadtverordnetenbeschlüsse  vom  5. 
lud  19.  Juli  1899  eine  vom  Ministerium  des  Innern  am  28.  August  1899  Nr.  25,370  genehmigte  Er- 
gänzung, wonach  <lie  Weineinfuhr  gegen  Verwaltungsgebühr  nur  bei  der  Abgabe  eines 
Berechtigungsscheines,  welcher  den  Namen  des  Fuhrmanns,  die  ungefähre  ^lenge,  die  Zeit 
ler  Einfuhr,  die  Eingangsstelle  und  die  Unterschrift  des  Weinhändlers  oder  Schaumwein- 
abrikanten  entliält,  erfolgen  kann.  Vom  Wein,  für  welchen  kein  Berechtigungsschein 
tilgegeben  wird,  wird  der  volle  Oktroibetrag  erhoben,  ohne  dass  eine  Rückvergütung  des- 
selben statttindet.  Die-  Berechtigungsscheine  werden  von  der  Oktroiverwaltung  geliefert 
iiid  sind  entweder  vor  der  Einfuhr  bei  der  Hebestelle  des  Kingaiigsthores  zu  hinterlegen 
)der  bei  der  Einfuhr  vom  Transportanten  abzugeben-  Bei  missbräuchlicher  Verwendung 
ler  Berechtigungsscheine  kann  die  Vergünstigung  der  Weineinfuhr  gegen  Verwaltungs- 
Gebühr.  welche  übrigens  nur  für  die  Einfuhr  in  Fässern  besteht,  entzogen  werden.  Im 
etzteren  Falle,  sowie  bei  Verzicht  auf  die  Vergünstigung  oder  bei  Geschäftsaufgabe,  wovon 
ler  Oktroiverwaltiing  sofort  schriftliche  Anzeige  zu  machen  ist,  hat  letztere  noch  6 Monate 
ang  das  Recht  der  Büchereinsicht.  Der  Lagerbestaml , Aon  welchem  der  Unterschied 
'.wischen  Verwaltungsgebühr  und  Oktroi  zu  entricliteu  ist.  muss  sofort  scdiriftlicli  angezeigt 
ind  das  Oktroi  binnen  3 Tagen  nach  Aufforderung  bezahlt  werden. 

Infolge  des  Reichsgesetzes  vom  27.  Mai  1885,  betreÜend  die  Abänderung  des  Zoll- 
n?reiuiguiigsvertrags  vom  8.  Juli  1867,  war  eine  andere  Fassung  des  § 3 Zilf.  2 des  Oktroi- 
■egleinents  notwendig  geworden,  welche  von  den  Stadtverordneten  am  4.  Ax»ril  1900  be- 
ichlossen  und  am  3.  Mai  1900  Nr.  13.214  vom  Ministerium  des  Innern  genehmigt  wurde. 
Hiuach  sind  vom  Oktroi  befreit:  ausländische  verzollte  Waren,  welche  mehr  als  3 M.  Zoll 
,’on  100  kg  bezahlen,  mit  Ausnahme  von  Schlachtvieh,  Flrisch,  Fleischwareii , Wildbret, 
retlügel,  Mehl  und  anderen  Mühlenfabrikaten,  Backwaren,  Bier  und  Branntwein.  — Gleich- 
zeitig wurde  S 35  des  Reglements  aufgehoben.  Mit  den  Vorschriften  des  Zollvereinigungs- 
/ertrags  von  1867,  wonach  das  auswärtige  Erzeugnis  nicht  hoher  oder  lästiger  besteuert 
Verden  darf,  als  daseinheimische  (Art.  5.  II.  3,  7),  stand  es  ebenfalls  nicht  im  blinklang, 
lass  die  in  den  städtischen  Gasfabriken  erzeugten  ('oaks  iiur  12  Pt.  vom  Doppelzentner 
)ktroi  bezahlten;  von  den  Stadtverordneten  wurde  daher  am  12.  Dezember  1900  dessen  Er- 
löhung  auf  18  Pf.,  den  Satz  für  fremde  Coaks,  besclilossen  und  dieser  Beschluss  vom 
Ministerium  des  Innern  am  6.  Januar  1901  Nr.  247  bestätigt. 


5.  Worms. 

Die.  vormalige  kaiserl.  königl.  österreichische  und  königl.  liayrische  gemeinschaft- 
iche  Landesadministration  genehmigte  für  die  Stadt  Worms  unterm  26.  September  1815 
lie  Einführung  einer  Accise  vermittelst  eines  Generalabonuements  auf  geistige  Getränke, 
ind  Fleisch,  sowie  auf  Brennholz,  wonach  (Beschluss  vom  2.  Dezember  1815  Nr.  9169)  von 
len  Weinhändleni.  Wirten,  Bierbrauern,  Bier-  und  Branntweinzäpfern  5800  Fr.,  von  den 
VIetzgern  1800  Fr.,  zusammen  jährlich  760ti  Fr.  zu  leisten  waren,  während  die  Abgabe  von 
l-tivunholz  nicht  durch  das  Abonnement,  sondern  mit  lö  l’ts  von  jedem  Ster  Holz  und  mit 
10  rts.  von  100  Wollen  an  den  Thoren  erhoben  werden  sollte.  Unterm  16.  Januar  ihi6  wurde 
lie  Verpachtung  der  Erhebung  der  Gebühren  von  der  Mehlwage  und  Stadtwage,  der  Eich- 
GcMUireu  und  des  Marktstandgeldes  zu  jährlich  4000  Fr.  von  der  genannten  Administration 
Genehmigt. 

Kür  die  Beitreibung  dieser  Abgahen  standen  jedoch  Zwangsmittel  niclit  zur  \er- 
ügmig.  sondern  war  lediglich  der  Weg  der  Zivilklage  gegelten. 

Im  Jahre  1838  wurden  daher  wegen  anderweiter  Regulierung  des  Oktrois,  sowie  der 
ferwaltnng  genannter  Gpbüliren  Verliandlungen  eingeleitet,  welche  zu  einem  vom  Mini- 
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sterimii  des  Innern  und  der  Justiz  unterm  4.  ;\Iärz  1841  Nr.  2i6:i  genehmigten  und  unterm 
15.  Juni  1841  mit  Wirkung  vom  i.  Januar  ih42  durcli  den  grossherzogl.  Kreisrat  des  Kreises 
Worms  in  der  Wormser  Zeitung  verötfenrlichten  Reglement  über  Erhebung  des  Oktrois  der 
^ Stadt  Worms  führten,  mit  welchem  gleichzeitig  Verordnungen  über  die  Benutzung  der  ge- 

meinheitlichen  Lagerhäuser  im  Kaufhause,  am  Kheinkrauen,  der  Mehl-  und  Warenniederlagr 
in  der  Andreaskirche  zu  Worms,  sowie  über  Errichtung  und  Benutzung  der  genieinheit- 
lichen  Waganstalten  der  Stadt  Worms  vom  Kreisrat  veriitfentlicht  wurden.  Letzt#*re  setzt 
die  Mehhvnggebühren  vom  Zentner  brutto  Mehl  oder  Malz  auf  3 kr..  Fruchte,  welche  zum 
Mahlen  in  die  Mühle  gebracht  werden  sollen,  samt  dem  daraus  erhaltenen  Mehl  und  den 
Kleien  zusammen  auf  3 kr.  fest. 


Nach  dem  Oktroireglement  vom  15.  Juni  1841  soll  ein  Oktroi  von  Brennmaterialien 
nach  den  folgenden  Sätzen  erholien  werden  : 


1. 

von 

einem  Stecken  Scheitholz  jeder  Gattung 

. . 6 kl 

2. 

•) 

100 

grossen  Wellen 

.3  „ 

3. 

100  kleinen  Wellen  oder  Buschwellen 

4. 

einem  Mass  oder  lOOO  Torf 

. . 4 

5. 

•j 

1 

einspännigen  Fiibrwerk  mit  Steinkohlen 

. . 8 „ 

6. 

’zweispännigen  « 

. . 1 6 

7. 

einspännigen  .,  Holzkohlen  . 

. . 12  „ 

8. 

- 

zweispännigen  . 

. 24  .. 

9. 

Zentner  Steinkohlen 

. - l'o  .. 

10. 

T Holzkohlen  . . . 

. . 1 .. 

11. 

'J 

einspännigen  Karren  mit  Tannenzapfen  . 

. . 4 .. 

12. 

•• 

Scliiihkarren  mit  Tainienzajifen  .... 

- - 1 - 

13. 

•7 

einspännigen  Fuhrwerk  mit  Holzspänen  . 

6 .. 

14. 

’j 

«7 

zweispännigen  „ . 

. . 12  „ 

Zur  Ausführung  dieser  Vorschrift  wurde  folgendes  verfügt : 

Von  dem  Oktroi  ist  befreit  a)  der  Holzbedarf  der  Kasernen,  das  Militärlazarett  mul 
das  von  dem  grossherzogl.  Regimentskommando  zu  Woiius  bescheinigte  Serviceludz  der 
Militärpersonen,  b)  der  von  dem  Stadtvorstand  nach  Ermittelung  festzustelleude  Holzbedarf 
derjenigen  Fabriken,  deren  Fabrikate  für  den  grösseren  Handel  nach  aussen  bestimmt  sind. 
Diese  Fabrikinhaber  haben  den  Oktroibetrag  des  mutmasslich  zum  häusliclxen  Bedarf  be- 
sOmmten  Holzes  in  runder  Summe  jährlich  zu  entrichten  und  für  den  Fabrikbedarf  Frei- 
einfuhrscheiue  zu  empfangen,  welche  im  entsprechenden  Betrage  bei  der  Einfuhr  an  der 
Oktroistätte  abzugeben  sind.  Gleiche  Bestimmung  gilt  auch  für  das  andere  Brennmaterial, 
dessen  sich  die  Fabriken  statt  des  Holzes  bedienen,  c)  Die  in  den  Vorstädten  gelegenen 
Holzhöte  sind  als  ausser  dem  Rayon  des  Oktrois  gelegen  zu  betrachten,  und  die  Gebühr  ist 
erst  dann  zu  bezahlen,  wenn  das  Holz  von  in  Worms  wohnenden  Konsumenten  ge- 
kauft wird,  d)  Gleiche  Begünstigung  wird  den  in  der  Stadt  errichteten  Niederlagen  von 
Brennmaterialien  bewilligt,  wenn  sich  die  Inhaber  der  Kontrolle  unterwerfHu.  Kür  .las 
Fehlende  ist  nach  jedesmaliger  Aufnahme  die  Gebühr  zu  entrichten. 

Die  Oktroigebühr  ist  nur  einmal,  nämlich  beim  Einbringen,  zu  entrichten.  Der 
Wiederverkauf  im  Innern  der  Stadt  ist  frei  (§  4). 

Die  Oktroibureaus  sind  an  den  vier  Haupteingängeii  der  Stadt,  nämlich  am  Rhein-, 
Speirer-,  Andreas-  und  Mainzerthor  errichtet,  das  Einbringen  der  Hrennstoft'e  durcli  das 
Neu-  und  Pfauenthor,  sowie  durch  das  kleine  Rheinthor  ist  untersagt.  Ausnahmsweise  kann 
der  Bürgermeister  das  Verbot  aufheben,  wo  dann  die  Gebühr,  welche  am  Pfauenthor  erhoben 
wird,  der  Erhebungsstatte  des  Speirerthors,  jene  am  kleinen  Rheinthor  der  Erhebungsstatte 
am  Mainzerthor,  jene  am  Neuthor  aber  der  (4ktroistätte  des  Andreasthores  zukommt.  Für 
das  (lurtdi  die  Ludwigstrasse  eingeführte  Brennmaterial  muss  an  der  Erhelumgsstätte  am 
Rheinthor  die  Oktroigebühr  bezahlt  werden  (§  5). 

Ehe  das  Brennmaterial  an  dem  entsjtrechenden  Thor  eingeführt  oder  von  den  Holz- 
liöleii  zu  dem  Kauter  gebracht  werden  darf,  muss  der  Fuhrmann  oder  Träger  das  Oktroi 
gegen  Schein  an  das  Oktroibureau  bezahlen  und  hat  sich  desfalls  ohne  weitere  Aufforderung 
zu  mehlen.  Der  Oktroierheber  ist  befugt,  die  Deklaratiini  zu  verifizieren  ({i  7). 

Angebliches  Werkholz,  das  die  Gestalt  des  gewöhnlichen  Scheitholzes  hat.  ist 
oktroiiitlichtig;  faconniertes  Holz  ist  frei,  desgleichen  die  von  Wormser  Einwohnern  auf 
ihrem  Eigentum  erzielten  Rehhölzer  und  Baumreiser;  Absehuittholz , Späne  und  Baum- 
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stämnu',  «]i»‘  zum  V»‘r!u‘euiu*ii  Ix'stimiut  sind,  unterliegen  einer  gütlich  zu  hestimiuendeii 
OktroigeldUir  9i. 

Fiii’  Hrennniiiterial,  das  nur  durch  \\'orins  i)assiert  und  niclit  in  der  Gemarkung  von 
Worms  verliraucht  wird,  werden  Durcligangsscheine  aut  längstens  4 Stunden  ei'teilt.  Sie 
werden  heim  Eingangstlior  an  den  Oktroierlieher  gegen  l kr.  Gebühr  ausgefertigt  und  heim 
Vuspassieren  am  anderen  Thor  dem  dortigen  Erheber  abgegeben  (§  lO). 

Die  Oktroigebühren  von  Brennmaterial  werden  durch  die  ('hausseegelderheber  an 
den  Thoren  erhoben 

Eine  Rückvergütung  des  bezahlten  Oktrois  findet  auf  sjtezielle  Deklaration  des 
Fhirgermeisters  statt,  wenn  Holz.  Torf  oder  Kohlen  in  Quantitiiten  von  einem  einspännigen 
Wagen  voll  und  mehr  aus  der  Stadt  wieder  ausgeführt  wer<leu.  Die  städtische  Verwaltung 
ist  berechtigt,  bei  allen  anges])rochenen  Rückvergütungen  sich  die  deshalb  gel('*sten  Oktroi- 
scheine nötigenfalls  vorzeigen  zu  lassen,  ehe  die  Rückvergütung  erfolgt.  Die  Ausfuhr  darf 
nui*  gegen  besondere  Transportscheine  stattlinden 

Defraudationen  zur  Tageszeit  werden  mit  dem  zehnlachen,  solche  zui’ Nachtzeit  mit 
dem  zwanzigfachen  Betrage  der  hinterzogenen  Abgabe  unter  Na(*herhebung  derselben  be- 
straft. Für  Strafe  und  Kosten  haften  die  ])flichtigen  Gegenstände.  Von  den  Strafen  erhält 
der  Angeber  die  Hälfte. 

Unter  dem  28.  Septemlier  1S42  genehmigte  das  Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz 
ein  Oktroi  von  4 kr.  vom  Zentner  Mehl,  worauf  ein  bezügliches  Regulativ  mit  Wirkung 
vom  1.  November  1842  unterm  12.  Oktober  1842  vom  Kreisrat  in  der  Wormser  Zeitung  ver- 
ötfentlieht  wurde.  Zu  diesem  Regulativ  wurden  vom  genannten  Ministerium  unterm 
:il.  Dezember  1843  und  5.  Oktober  1847  Nachträge  genehmigt,  welehe  die  Bestrafung  der 
unterlassenen  Erwirkung  von  Durehgangsscheinen  für  Mehl  legelteii.  Das  in  der  Stadt 
hergestellte  Mehl  wurde  durch  Ministerialentschliessiing  vom  14.  August  1855  Nr.  10.826  der 
gleiclien  Altgabe  unterworfen  wie  das  eingeführte  Mehl. 

Unterm  25.  Juni  1852  Nr.  7714  genehmigte  das  Ministei  iiim  die  Erhebung  eines  Oktrois 
von  1,4  kr.  für  den  Lailt  Brot,  das  zum  Weiterverkauf  in  die  Stadt  eingehracht  wurde;  von 
Privaten  zum  eigenen  Gebrauch  eingeführtes  Brot  blieb  frei. 

Die  durch  <las  Regulativ  vom  15.  Juni  1841  festgesetzte  Oktroibt'freimig  für  das  zur 
Exportfahrikation  dienende  Brennmaterial  wurde  unteiaii  )o.  März  1852  Nr.  2665  vom  Mini- 
sterium auf  Antrag  der  Stadtverwaltung  aufgehoben. 

Am  23.  Oktober  1865  genehmigte  das  Kreisamt  Worms  die  von  der  Stadtverordneten- 
versammlung am  28.  Juli  1865  gelegentlich  der  Voranschi. igsberatung  beschlossene  Auf- 
iiebung  des  Oktrois  mit  Ablauf  dieses  Jahres.  Die  Gründe  für  diesen  Beschluss  waren, 
dass  man  die  weniger  Bemittelten  durch  das  Oktroi  auf  Mehl  und  Brennmaterialien,  ebenso 
durch  das  letztere  die  Industrie  stark  benachteiligt  glaubte,  sowie,  dass  trotz  iler  erhel>- 
licheu  Yerwaltungskosten,  welche  jährlich  600— 700  tl.  betrugen,  die  -Kontrolle  eine  un- 
genügende schien,  wie  aus  den  bedeutenden  Ertragsschwaukungen,  welche  auf  erhebliche 
Defraudationen  hindeuteten,  geschlossen  wurde.  Dieses  alte  Oktroi  hatte  ertragen 


im  Jahre 

brutto 

X 

l>ro  Kopf  der  x betragenden 
Bevölkerung 

1849 

2178  tl. 

56  kr. 

8,862 

14,8  kr. 

1852 

2879 

1 . 

9,102 

10,0  , 

1865 

3322  „ 

52 

9.720 

20,5  .. 

1858 

5062 

36  „ 

10,178 

29,8  .. 

1861 

3878  ,. 

14  .. 

11,587 

20,1  „ 

1864 

4630  ,. 

5 

11,988 

23,2 

Zur  Verminderung  tler  hohen  Umlage  wurde  im  Jahre  1882  die  Einführung  eines 
neuen  Oktrois  auf  Schlachtvieh,  Fleisch  und  F'leischwaren.  sowie  Steinkohlen  und  Bier 
besclilossen  und  vom  grossherzogl.  Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz  unterm  20.  Februar 
1683  mit  Nr.  4228  genehmigt.  Das  bezügliche  Reglement  wurde  unterm  27.  Februar  1883  von 
der  grossherzogl.  Bürgermeisterei  Worms  imbliziert  und  trat  am  i.  April  1883  in  Kraft. 
Durch  die  Ministerialentschliessungen  A'om  lO.  Oktober  18h4  Nr.  23,403,  15.  November  1884 
Nr.  26,914,  28.  Mai  1886  Nr.  13,168  und  30,  August  1887  Nr.  20.706  wurden  melirere  Abände- 
rungen des  Reglements  genehmigt,  die  Erhebung  des  Oktrois  von  Schlachtvieh  und  Fleisch 
wurde  durch  die  Ministerialentschliessiing  vom  5.  August  1S91  Nr.  21,585  neu  geregelt,  die- 
jenige von  Bier  durch  die  Ministerialentschliessiing  vom  22.  Juni  1896  Nr.  18,216.  Die  neue 
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Verwaltungsstrafgesetzgebuug  maclite  eine  anderweite  Ifegeliing  der  BeliandUmg  von  Oktroi- 
kontraventionen nötig,  welche  diireh  die  5| inisterialvei-fügung  vom  18.  Juni  1894  Nr.  17.712 
erfolgte. 

Die  -Miuisterialverfügiuig  vom  24.  Dezenilier  1895  Nr.  35,ioi  .setzte  tlie  Au'-tulm-ück- 
vergütung  tür  Fleisch  und  Flcischwami  neu  fest,  ilie  vom  ii.  März  1897  Nr.  5378  diejenige 
tür  Kohlen;  das  Kohleiioktroi  selbst  wurde  neu  geregelt  dinadi  die  Verfügungen  vom  3o.  Juli 
1896  Nr.  22.079  und  <lie  erwähnte  Verfügung  vom  ii.  .März  1897,  weielie  letztere  itiieh  das 
Oktroi  für  Ziegen  von  50  Pf.  auf  2o  I*f.  lierahsetzte. 

Nach  dem  Jetzt  gültigen  Oktroitarif  werden  in  Worms  folgende  Verhraiielisstt*m-ni 
erhoben : 

1 . F 1 e i s c ii. 

A.  Schl  a c k t v i e li. 

1.  Von  einem  Ochsen  oder  stier  von  6 Ztr.  Gewiclit  und  mehr  

unter  6 Ztr.,  einem  Fasel.  Rind  oder  einer  Kuh 


n 

•? 

n “ 

Kalb  .... 

4. 

Schwein  . . 

0. 

•» 

Hammel,  Schaf 

einer 

Ziege  .... 

t . 

einem 

Zicklein,  Lamm 

8.  .. 

.. 

Pferd  .... 

15, (Ml  M. 
10.00 
2 (»o 




Hammel,  Schaf 20 



panfei'kel ....  0.2«» 

.5.00 

B.  F 1 e i s c h w a r e n. 

Fleisch  und  Fleischwaren  allei'  .\i  r; 

a)  für  Metzger,  das  


bl  im  übrigen,  das  i'., 


II.  S t e i n k 0 li  I e n . 


Für  50  kg 


0.05 


0.03  .. 


HI.  li  i e r. 

Für  in  oder  ausserhidb  der  Stadtgemarkuiig  gebrautes  und  in  diesellie  ab- 
gegebenes, bezw.  eingeführtes  Bier,  für  1 hl o.65 

Zur  Siclieruiig  des  richtigen  Eingangs  des  Oktrois  sind  nach  dem  oben  erwähnten 
Reglement  und  dessen  Nachträgen  folgende  Vorschriften  in  Kraft; 

1.  Das  Oktroi  von  zu  schlachtendem  Vieh  ist  bei  der  im  Schlachthause  errichteten 
Oktroierheltestelle  vor  der  Schlachtung  zu  entrichten.  Liegt  der  Fall  einer  Not- 
M'hlachtnng  vor,  und  kann  die  Zahlung  des  Oktrois  nicht  alsbald  erfolgen,  so 
ist  iiei  Meidling  der  Strafe  einer  Oktroikoutravention  innerhalb  der  ersten 
24  Stunden,  in  welcher  die  Oktroierhebestelle  geotfnet  ist,  das  fällige  Oktroi 
iiaihzuzahlen.  Das  Oktroi  von  Fleisch  wird  wie  folgt  erhoben; 

A.  .Ules  eingeführte,  frische  Fleisch  muss  in  das  Schlachthaus  verbracht,  von 
dem  Fleischüeschauer  besichtigt  uud  gewogen  und  das  Gewicht  in  den  Wieg- 
schein eiugeschrieiieu  werden. 

V(ni  dem  Schlachthaus  ist  das  Fleisch  alsbald  zur  Oktroierliebung  zu 
bringen  und  daselbst  das  Oktroi  auf  Grund  des  Wiegsclieins  zu  bezalilen. 

Der  TransiMjrt  von  friscliem  Fleisch  in  das  Schlachthaus  und  in  die  dort 
itetindliche  Oktroierhebestelle  darf  nur  auf  direktem  Wege  erfolgen.  Das 
Reglement  schreibt  für  die  verscliiedeneu  Stadteingäiige  den  Weg  nach  dem 
Schlachthaus  genau  vor. 

Geräuchertes  Fleisch  oder  FleiscUwaren  müssen  nach  der  Oktraierhebung 
auf  dem  für  frisches  Fleisch  geltenden  direkten  Wege  verbracht  werden, 
woselltst  deren  Verwiegung  statttindet,  und  das  Oktroi  zu  entrichten  ist. 

Das  Oktroi  für  mit  der  Bahn  oder  mit  dem  Schitf  ankommendes  Fleisch 
kann  auf  Grund  des  Frachtbriefes  liei  dem  Oktroierheber,  muss  aber  dann 
vor  oder  bei  der  Einfuhr  Itezahlt  werden. 

Der  Einlniugeiide  muss,  wenn  nr  das  Oktroi  vor  der  Einfuhr  bezahlt  hat, 
liei  der  Einfuhr  im  Besitz  der  Oktroiiiuittung  sein,  andernfalls  muss  das 
Fleisch  durch  die  vorgeschriebeiien  Strassen  von  der  Bahn  oder  vom  Schitf 
zur  tMvtroierhebiuigsstelle  verln-acht  werden  (S  21. 
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Geov^  Hollwig, 


2.  Bei  der  Ausfuhr  von  Klei.seh  oder  Fleiseii\v;iren  durch  Woviuser  Metzger  in  Mengen 
von  mindestens  lo  kg  findet  eine  Oktroiriickvergütung  von  l‘l2  Ff.  für  das 
Kilo  frischen  oder  gerüueherteu  Pferdefleisches  und  von  3 Pf.  für  das  Kilo 
frischen  oder  geräucherten  anderen  Fleisches  oder  Fleischwaren  statt.  Die  Rück- 
vergütung erfolgt  nur  hei  ordnungsmitssiger  Buchführung  der  Metzger  auf  \ or- 
lage  eines  innerhalb  eines  Monats  nach  Ablauf  des  zur  Verrechnung  kommenden 
Quartals  eingereichten  Buchauszugs  über  die  in  dem  ahgelaufenen  Quartal  aus- 
geführten  Quantitäten  unter  .Vnlage  der  Postscheine  oder  Frachtbriefe.  Die 
Einsicht  dei‘  Büchei-  muss  der  städtischen  Verwaltung  jederzeit  gestattet 
werden  3). 

3.  Für  alle  mit  Sehitf  aukommende  Kohlen  ist  das  Oktroi  auf  Grund  einer  von  dem 
Hafenmeister  ausgestellten  Bescheinigung  über  die  eiuzuführenden  Mengen  zu 


bezahlen. 

Für  mit  der  Bahn  aukommende  Kohlen  ist  das  Oktroi  vor  der  Einfuhr  auf 
Grund  des  Frachtbriefes  hei  dem  Oktroierheher  zu  bezahlen. 

Bei  der  Einfuhr  der  Kohlen  muss  der  Einführende  im  Besitz  der  Oktroi- 
(luittung  für  das  gesamte  einzuführende  Kohleiuiuantum  sein. 

Kohlenhändlern  kann  die  Entrichtung  des  Oktroi.s  in  folgender  Weise  ge- 
stattet werden : 

a)  Die  Oktroischuldigkeit  wird  festgestellt  durch  die  Verzeichnisse  der  Werft- 
gehühr,  bezw.  durch  Verzeichnisse  der  Bahnfraclitbriefe , welche  monatlich 
aus  den  Anmeldebüchern  der  Gilterexpedition  gefertigt  werden. 

b)  Das  Oktroi  wird  den  Händlern  in  der  Weise  gestundet,  dass  sie  solches  immer 
in  der  ersten  Hälfte  des  auf  jedes  Quartal  folgenden  Monats  zu  bezahlen  haben. 

Die  Zahlung  des  Oktrois  erfolgt  in  bar  oder  in  Rückvergütungsscheinen. 

cj  Reklamationen  gegen  den  Ansatz  des  Oktrois  müssen  innerhalb  4 Wochen 
nach  Zustellung  des  Anfoi’derungszettels  bei  der  grossherzogl.  Bürger- 
meisterei mündlich  oder  schriftlich  vorgebracht  werden.  Die  Zahlung  der 
durch  die  Bürgermeisterei  festgestellten  Oktroischuldigkeiten  darf  durch 
irgend  eine  Einwendung  in  keinem  Falle  aufgehalten  werden,  muss  viel- 
mehr mit  Vorbehalt  der  Erstattung  des  zuviel  bezahlten  innerhalb  der  be- 


stimmten Frist  erfolgen  (§  4). 

4.  Das  Oktroi  für  Kohlen  wird  an  Kohlenhändlei  zurückvergütet  bei  Wiederaus- 
fuhr einer  Menge  von  mindestens  5 Ztr.  Uebcr  den  Verkauf  von  Kohlen,  für 
welche  Rückvergütung  beansprucht  wird,  muss  neben  der  jeden  einzelnen  \ er- 
kauf nachweisenden  kaufmännischen  Buchfühl  ung  ein  besonderes  Buch  nach 
vorgesehriebenem  Muster  geführt  werden.  Der  städtischen  Verwaltung  steht 
das  Recht  zu,  jederzeit  in  diese  Bücher  Einsicht  zu  nehmen. 

Vor  der  Ausfuhr  der  Kohlen  muss  der  Händler  einen  Oktroirückvergütungs- 
scheiii  nach  bestimmtem  Formular  in  drei  Exemplaren  ausfüllen , von  denen 
eines  spätestens  bis  12  Uhr  mittags  des  auf  den  Tag  der  Ausfuhr  folgenden 
Tages  bei  dem  Oktroierheber  abzuliefern,  ein  weiteres  dem  Ausführenden  als 
Oktroiquittimg  abgestempelt  zu  behändigen  ist. 

Oktroistundung  darf  den  Händlern,  welche  wegen  Defraudation  von  Kohlen- 
oktroi bestraft  worden  sind,  nicht  gewährt  werden  (§5). 

5 h.  Die  in  der  Stadtgemarkung  gelegenen  Brauereien  haben  innerhalb  der  ersten 
Hälfte  des  auf  Jedes  Kalenderquartal  folgenden  Monats  einen  ßuchauszug  über 
das  in  die  Stadtgemarkung  abgegebene  Bier  bei  der  Bürgermeisterei  einzu- 
reichen. In  der  zweiten  Hälfte  des  betreffenden  Monats  ist  alsdann  das  Oktroi 
bei  dem  Oktroierheber  nach  Massgabe  der  eingereichten  Buchaiiszüge  zu  be- 


zahlen. 

Für  ausserhalb  der  Stadtgemarkung  geln-autes  und  in  dieselbe  eingeführtes 
Bier  ist  das  Oktroi  nach  Massgabe  der  Frachtbriefe,  der  Quittung  über  be- 


D Die  hier  angegebenen  Bestimmungen  für  die  Erhebung  und  Vergütung  des  Bier- 
oktrois sind  vom  Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz  unterm  22.  Juni  1896,  Nr.  18,216. 
genehmigt.  Vorher  wurde  das  Oktroi  vom  einheimischen  Bier  als  Rohmaterialabgabe  mit 
1 M.  vom  Zentner  Getreide  auf  Grund  der  Staatssteuerlisfen  erhoben  und  bei  der  Austuhr 
mit  50  Pf.  vom  Hektoliter  zurückvergütet. 


zahlte  Uebergangsaligabe  oder  auf  Grund  einer  von  der  Polizriverwaltung  aus- 
ziistellenden  Bescheinigung  über  die  Quantität  bei  dem  Uktroierheber  vor  oder 
bei  der  Einfuhr  zu  entrichten. 

Ist  das  Oktroi  vor  der  Einfuhr  l>ezahlt.  so  muss  der  Einführende  ]iei  der 
Einfülirung  im  Besitz  der  Oktroiquittung  sein. 

Bei  der  Ausfuhr  von  Bier  durch  Wormser  Bierhändler  tindet  eine  Kückver- 
gutimg  des  bezahlten  Oktrois  statt.  Die  Rückvergütung  erfolgt  jedoch  nur 
unter  den  Voraussetzungen,  welche  für  die  Ausfuhr  von  Fleisch  itl)en  unter  2. 
angegeben  sind. 

PMir  die  Reklamationen  gegen  den  Ansatz  des  Bieroktr<us  gelten  die  oben 
bezüglich  des  Kohlenoktrois  mitgeteilten  Vorschriften  analog  Di  6). 

0.  Die  städtische  Verwaltung  ist  berechtigt,  jederzeit  durch  Einsicht  der  Bücher 
die  Hiclitigkeit  der  Buchauszüge  zu  prüfen. 

Die  Einlieferiing  eines  unrichtigen  Buchanszuges  wird,  insoweit  nicht  der 
Thatbestand  des  Betrugs  oder  der  Urkundenfälschung  vorliegt,  der  Defraudation 
gleich  geachtet  und  bestraft  7). 

. Hollen  oktroipllichtige  Gegenstände  durch  die  Stadt  durchgeführt  werden,  so 
sind  dieselben  bei  dem  Oktroierheher  vorzuführen,  woselbst  ein  Durchfuhr- 
schein ausgestellt  wird.  Die  Gegenstände  haben  nach  Massgabe  des  Durch- 
fuhrscheins und  auf  dem  darin  vorgeschriebeneii  Wege  die  Stadt  alsbald  und 
ohne  Aufenthalt  zu  passieren  (S  8). 

8.  Der  Hafenmeister,  die  Schutzleute,  der  Eleischbeschauer,  die  Flurschützen  und 
auf  den  Polizeischutz  verpflichtete  sonstige  städtische  Bedienstete  sind  ver- 
pflichtet, den  pünktlichen  Vollzug  des  Oktroireglements  zu  überwachen. 

Das  Aufsichtspersonal  ist  berechtigt,  oktroipflichtige  Gegenstände,  welche 
es  in  dem  Oktroigebiet  ohne  Ausweis  über  Durchfuhrberechtigung  oder  ohne 
Oktroiqnittung  betritft,  anzuhalten  und  auf  die  Polizeiverwaltung  zu  bringen. 

Desgleichen  ist  das  Personal  befugt,  die  oktroipflichtigen  Gegenstände  in 
Bezug  auf  Menge  oder  Gewicht  zu  kontrollieren  und  die  Üebereinstimmung 
derselben  mit  den  Angaben  der  Oktroiquittimg  oder  des  Durchfuhr-  oder  RUck- 
vergütungsscheines  zu  prüfen  (g  9). 

9.  Defraudationen  des  Oktrois  bei  Tageszeit  werden  mit  dem  zehnfachen,  solche 
bei  Nachtzeit  mit  dem  zwanzigfacheu  Betrage  der  hinterzogenen  Abgabe,  min- 
destens aber  mit  6 M.,  unter  Nacherhebung  der  letzteren  bestraft.  l»ie  defraii- 
dierteu  Gegenstände  haften  für  Strafe  und  Abgabe. 

Mit  Ordnungsstrafen  von  2 M.  bis  lu  M.  wird  bestraft:  l.  wer  es  unterlässt,  das 
im  Schlachthause  vom  Fleischbesehauer  verwogeue  eiiigeführte  Fleisch  zu  der  Oktroi- 
erhebung behufs  Zahlung  des  Oktrois  zu  verbringen;  2.  der  Kohlenhändler,  der  es  unter- 
lässt, dem  Aiisführeiiden  die  Oktroiquittung  zu  behändigen  (s.  oben  Nr.  4 Abs.  2),  oder  der 
Ausführende,  der  ohne  den  Besitz  dieser  Quittung  betrofl’en  wird. 

Ebenso  kann,  wenn  der  Thatbestand  klar  erkennen  lässt,  dass  eine  Oktroihinter- 
ziehung nicht  beabsichtigt  war,  auf  eine  ermässigte  Strafe  (also  auch  unter  6 M.)  er- 
kannt werden. 

Die  Oktroistrafeu  fliessen  in  die  Staatskasse.  Sie  werden  bei  Uneinbringlichkeit 
in  Freiheitsstrafe  umgewandelt. 

Defraudationen  verjähren  in  6 Monaten  (g  lü). 

Zur  Anzeige  gebrachte  Uebertretungen  werden  nach  den  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes vom  20.  September  1890,  betrettend  die  Einführung  des  Verwaltungsstrafbescheides  bei 
Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  über  die  Erhebung  ött’entlicher  Abgaben  und 
Gefälle,  und  der  Verordnung  vom  25.  Juli  isoi.  betrett'eud  die  Einführung  des  Verwaltungs- 
Strafbescheides,  zur  Erledigung  gebracht. 


6.  Alsfeld. 

Die  Kreisstadt  Alsfeld  hatte  bis  zum  Gesetz  vom  30.  Juli  1848,  die  Aufhebung  der 
ausschliesslichen  Handels-  und  Gewerbsprivilegien  betreifend,  das  Recht  des  alleinigen 
Verkaufs  von  Wein,  Branntwein  und  Bier  in  der  Stadt.  Nach  dessen  AuHiebung  wurde 
ihr  vom  Landesherrn  zur  Deckung  ihrer  Gemeindebedurfnis.se,  sowie  zur  allmählichen 
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Georg  Helhvig, 


'’ilguiig  ihrer  G(*meimlest.*huUlen  mul  zur  Vermindermig  der  Koiuiiiunalsteuerausschliigf  die 
IrUebuug  eines  (Oktrois  vou  geistigen  Getrüiikeu  vom  i.  Mai  1S54  au  nach  ileiii  uuteii  *iu- 
i '.duingteu  Tarif  gestattet  und  am  is.  Marz  1854  vom  Ministerium  des  Innern  ein  Reglement 
iier  die  Erliehung  und  KoutrolHerung  des  Oktrois  erlassen,  das  im  wesentlichen  folgende 
(ir>>chriften  enthalt; 

1.  Ausländische,  verzollte  Getränke  sind,  wenn  ihre  Verzollung  in  genügender 
Weise  nachgewieseu  wird,  hei  der  dem  direkten  Bezüge  aus  dem  ^ ereinsaus- 
lande  oder  aus  Freihäfen  und  Niederlagen  unmiOelbav  folgenden  Einlage  vou 
Entrichtung  des  Oktrois  befreit  (§  3 t. 

2.  Oktroipflichtige  Getränke  dürfen  nur  am  Ober-.  Mainzer-,  Kuldaer-  und  Hers- 
telder  Thor  eingefilhrt  werden.  Oeni  Oktroivorstande  ist  gestattet,  die  Zahl 
der  Eingangsthore  auf  zw6d  lierabzusetzen. 

3.  Alle  oktroipflichtigeii  Getränke  müssen  an  demjenigen  Thor,  wo  sie  zuerst  an- 
langen, angezeigt  werden.  Der  Einbringer  erhalt  daselbst  einen  Oktroischein, 
mit  welchem  er  sich  zum  Gemeindeeinuehmer  zur  Entrichtung  des  Oktrois  begibt. 

Die  vor  den  Thoren  in  der  Gemarkung  Alsfeld  wohnenden  Bersonen.  welche 
oktroipflichtige  Getränke  empfangen,  haben  sogleich  bei  deren  Ankunlt  bei  der 
zuständigen  Oktroistelle  den  Oktroischein  zu  lösen  und  auf  Grund  desselben 
die  Aiigahe  bei  dem  Gemeindeeinnehmer  zu  entrichten  (§§  5 n.  6). 

4.  Jeder  Zahlungspflichtige  hat  anzugeben.  was  er  zu  versteuern  hat  und  ist  Ihr 
die  Richtigkeit  seiner  Angabe  verantwortlich. 

5 Das  Material  zur  Kontrollierung  des  Getränkeoktrois  liefert  die  grossherzogl. 
Ortseinnehmerei  durch  periodische  Mitteilung  von  .Auszügen  aus  ihren  Registern. 
Die  Menge  der  in  der  Gemarkung  Alsfeld  fabrizierten  Getränke  wird  nach  den 
Vorschriften  der  Tranksteuerverordnung  ermittelt ; die  Produzenten  von  Obst- 
wein haben  sich  vor  der  Einkellerung  des  Obstmostes  bei  dem  tlktroierheber 
zur  Entrichtung  der  Abgabe  anzumelden  i,da  die  Obstweinproduktion  der  Pri- 
vaten der  Kontrolle  der  Tranksteuerverwaltung  nicht  unterlag). 


e.  Bezüglich  des  Durchgangs  oktroipflichtiger  Gegenstände  ist  bestimmt; 

a)  Getränke,  die  mit  der  vorgeschriebenen  Tranksteuerbezettelung  versehen 
sind,  sind  von  weiterer  Kontrolle  befreit,  es  sei  denn,  dass  der  Fuhrmann, 
welcher  solche  Gegenstände  geladen  hat,  in  der  Stadt  andere  Gegenstände 
auf-  und  abladen  will,  in  iliesem  Fall  muss  t-r  für  die  Getränke  beim  Ein- 
gang oinen  Durchgangsschein  lösen  und  diesen  beim  Ausgang  wieder  ab- 
geben. Ebenso  sind 

bj  für  oflene  Ladungen  oder  Lasten,  welche  dem  Oktroi  unterliegen,  zum  Be- 
hufe  des  Durchgangs  durch  die  Stadt  Iiei  d.-m  Eingangsthor  Durchgangs- 
scheine einzuholen  und  diese  am  Ausgangstlior  diircli  Nachweis  der  An- 
fuhr zur  Erledigung  zu  bringen. 

c>  Frachtfuhrleute,  welche  in  Alsfeld  übermicliteu , werden  bezüglich  ihrer 
Fuhrwerke  beaufsichtigt,  diejenigen  Fuhrleute,  welche  oktroipflichtige  Gegen- 
stände zum  Durchgang  geladen  haben  und  in  Alstehl  nicht  ilhernachten , 
müssen  binnen  4 Stunden,  besondere  Fälle  ausgenommen,  worüber  am  Ein- 
gaiigsbiireau  Anzeige  zu  machen  ist,  Alsfeld  verlassen  haben. 

d)  Oktroijiflichtige  Gegenstände  dürfen  nur  durch  die  Hauptstrassen  traustmr- 
liert  und  hei  etwaigem  .Aufenthalt  weder  ahgcladen,  noch  in  einen  Hotraiim 
eingefilhrt  wer«len. 

e)  Wird  der  Durchgangssclieiu  am  Ausgangsthor  niclit  erledigt,  so  tritt  die 
Erhebung  des  i.lktrois  von  den  nicht  nachgewieseuen  Getränken  ein.  lunl 
der  Inhaber  iles  Dnrchgangsscheins  wird  als  Defraudant  verfolgt  und  be- 
straft, wenn  ermittelt  wird,  dass  von  den  zum  Durchgang  deklarierten 
Gegenständen  ein  Absatz  in  der  Stadt  stattgefunden  hat. 

7.  Alle  oktroipflichtigen  Gegenstände,  für  welche  heim  Ein-  und  Durchgänge  eine 
Bezettelung  vorgeschrieben  ist,  müssen  während  iles  Transportes  mit  solcher 
versehen  sein,  und  müssen  diese  Scheine  auf  Verlangen  allen  Aufsichtsbeamten 
unweigerlich  vorgezeigt  werden. 
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Gescliichte  und  Kritik  des  Oktrois  im  Grossherzogtum  Hessen.  gC) 


H.  Wer  oktroiprtichtige  Getränke  empfängt,  hat  vor  dci‘  Einlage  den  zugehilrigen 
am  PMngangsthor  gelösten  Schein  an  den  Gemeindeeinnehmer  abzuliefern  und 
Zahlung  zu  leisten,  wenn  aber  die  Getränke  ohne  den  erlorderlichen  nktroi- 
sehein  au  ihn  gelangt  sind,  alsbald  die  erforderliche  Anzeige  zu  machen. 

Die  Quittung  über  das  bezahlte  Oktroi  muss  der  Emptänger  zu  seiner, 
hezw.  des  Absenders  Legitimation  i Jahr  laug  aufhewahren  und  au!  Erlonleni 
dem  Aufsicht sjiersonal  oder  der  untersuchenden  tJerichtshehörde  zur  Einsicht 
vorlegen.  Er  kann  sich  während  dieser  Zeit  einzig  und  allein  durcli  deren 
Vorlage  über  die  Erfüllung  seiner  Verhiudlichkeiten  füi  gemachte  Einlagen 
ausweisen. 


9.  Eine  Rückvergütung  des  bezahlten  Oktrois  flndet  auf  Attestation  des  Genieinde- 
eiimehmers  und  micli  erfolgter  Dekretur  iles  Bürgermeisters  statt: 

a,i  von  der  Ausfuhr  von  Wein  im  grossen,  d.  h.  von  20  .Alass  und 
darüber,  sowie  von  dem  im  grossen  zur  Essighereitung  ver- 
wendeten Wein,  für  die  Olim i fl-  — l^t- 

b)  von  der  Ausfuhr  von  Branntwein  im  grossen,  d.  h.  vou  20  Mass 
und  darüber  hei  50®  nach  dem  Alkoholometer  von  Tralles  hei 
einer  Temperatur  des  Branntweins  von  l2i,'20  lL,für  die  Ohm  2 
Eine  gleiche  Rückvergütung  wird  geleistet  von  allem  Brannt- 
wein, welcher  im  grossen  zur  Essighereitung  verwendet  wird. 

CI  von  der  Ausfuhr  von  Obstwein  im  giaissen,  d.  h.  von  20  Mass 

und  darüber,  für  die  Ohm — „ 40  „ 

d)  von  der  Ausfuhr  von  Bier  im  grossen,  d.  )i.  von  20  ^lass  und 

darüber,  für  die  Ohm — „ - 

10.  15  regelt  die  Befugnisse  der  staatlichen  und  städtischen  Diener  zur  Er- 

mittelung von  Oktroikontraventionen;  die  Di  — 2fi  die  Bestrafung  der  letzteren: 
^ 27  die  Befugnis  des  Stadtvorstandes , die  zur  Ausführung  nötigen  weiteren 
Anordnungen  zu  trefl'en. 


11.  An  Oktroi  werden  nach  dem  Tarif  erhoben; 

A.  1.  Von  der  Ohm  Trauhenwein 1 fl.  — kr. 

2.  „ » .,  Obstwein ..  40  ,, 

:i.  „ Trauben-  oder  Obstwein  in  Flaschen  etc.,  die  nicht  über 

eine  halbe  Mass  lullten  und  in  gewöhnlichen  Mim*ralwasser- 

krügen,  von  der  Flasche  oder  dem  Krug ••  i ;■ 

B.  1.  Bei  der  Bereitung  des  Branntweins  in  der  Stadi  Alsfeld. 

deren  Umgehung  mul  innerhalb  der  Gemarkung: 
al  aus  mehligen  Stoft'en  : 

a)  von  je  100  Mass  des  Hauminhalts  der  Maischbütteu 
und  für  jede  Einmaischung  von  denjenigen  Brennern, 
welche  mehr  als  400  Mass  Maischraum  an  einem  Be- 

Triehstage  einmaischen ..  H ,, 

ß}  desgl.  wenn  sie  nicht  über  4tm  Mass  Maiscliraiim  au 

einem  Betriebstage  einmaisclicn — ..  0 

bl  ans  nicht  mehligen  Störten: 

a}  von  je  20  Mass  eingestampfter  Weintreber,  Kernobst 

oder  Treber  von  Kernobst  oder  Beereufrüchte  aller  Art  - ..  1*  2.. 

/5i  von  je  20  Mass  Trauben-  oder  Obstwein.  Weinhefe 
oder  Steinobst 

2.  Bei  der  Einfuhr  des  Hranntweiiis  unil  zwar: 

al  von  Branntwein,  Spiritus,  Arrak,  Rum  etc.  bei  einem 
WeingeistgehalT  von  5ü0  nach  ileni  Alkoludometev  von 
Tralles  uml  hei  einer  Temperatur  des  Branntweins  von 

121,2^  H-,  von  der  Ohm 2 .. 

Bei  einem  Stärkegrad  von  mehr  oder  weniger  als  50" 
wird  das  Oktroi  nach  Verhältnis  berechnet, 
hl  von  unwägbarem  Bianntwein,  ohne  Rücksicht  auf  den 

Stärkegrad,  von  der  Ohm . 2« 


0{ 
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o)  von  Bnimitweiii  in  Fla:5chen,  die  nicht  über  <‘iiie  hall>e  Mass 
halten,  und  in  gewöhnlicdien  Mineralwasserkrilgen,  von 
der  Flasche  oder  dem  Krug — 11.  2 kr. 

1.  Von  der  Ohm  Bier,  innerhalb  der  Stadt  oder  der  Gemarkung 
fabriziert  oder  auswärts  fabriziert  und  eingidührt  ....  — „ 2ü  „ 

2.  von  Bier  in  Flascdien  und  Krügen,  von  dei  Flasche  oder 

dem  Krug ~ r,  ’h  » 


Die  Bestimmungen  des  erwähiiTen  Reglements  wurden  behufs  besserer  Kontrol- 
lie ’ung  des  Oktrois  durch  Reglement  vom  6.  April  1857  dahin  abgeäiidert,  dass  alle  ein- 
ge  lenden  und  alle  mit  dem  Anspruch  auf  Oktroirückvergutung  ausgeführten  Getränke  der 
gr  tssherzogl.  Ortseinnehmerei  Alsfeld  behufs  Revision  und  Kintragung  in  das  Kontrolle- 
re  ;ister,  bezw.  das  Verzeichnis  über  die  zu  leistenden  OKtroirückvergütungen  vorzu- 
fü  iren  sind. 

Im  ersteren  Falle  erhält  der  Einbringer  einen  Oktroischein,  auf  Grund  dessen  er 
be  m Stadtrechner  das  Oktroi  bezahlt.  Kontrollregister  und  Rückvergütungsverzeichnis 
w<  rden  monatlich  an  die  Bürgermeisterei  eingeliefert,  welche  das  erstei’e  zur  Kontrolle  des 
Ki  luahmeregisters  des  Stadtrechners  benutzt  und  auf  Grund  des  letzteren  die  Auszahlung 
de  • Rückvergütungen  durch  den  letzteren  Beamten  anweist. 

Am  16.  April  1874  erhielt  die  Stadt  Alsfeld  ein  neues  Oktroireglemeut,  welches  gegen- 
üIj  ir  dem  1854er  folgende  Hauptänderungeii  aufweist: 

1.  Der  Tarif  setzte  nachstehende  Oktroisätze  fest: 

a)  Von  1 hl  Traubeuwein  42  kr.,  Obstwein  28  kr.,  1 Flasche  Wein  i kr. 

b)  Für  Branntwein  von  je  i hl  des  Rauminhalts  der  Maischbütten  von  den- 
jenigen Brennern,  welche  mehr  als  lO  hl  au  eimou  Betriebstage  einmaischeji 
für  jede  Eiumaischuug  7 kr.;  von  denjenigen  Brennern,  welche  nur  jährlich 
7 Monate  brennen  und  nicht  über  10  hl  an  einem  Betriebstage  einmaischen, 
6 kr.;  von  je  4ü  1 eingestampfteu  Weintrebern  u.  s.  w.  2 kr.,  Trauben-  oder 
Obstwein  u.  s.  w.  Sb-^kr.  Bei  der  Einfuhr  des  Branntweins  wird  per  Hekto- 
liter 1 fl.  17  kr.  erhoben,  von  allem  ordinären,  gefärbten  und  versüssteu 
Branntwein  i Likör j und  von  Spiritus,  Arrak,  Bum  etc.  für  l hl  bei  einem 
Weingeistgehalt  von  500|o  nach  Tralles  i fl.  17  kr. 

c)  Von  Bier  auswärts  fabriziert  oder  am  Ort  gebraut  14  kr.  per  Hektoliter. 

2.  Die  allgemeine  Verwaltung  des  Oktrois  wurde  einem  städtischen  Oktroikoji- 
trolleur  übertragen,  Avelchem  das  Erhebungs-  und  Vufsichtspersoual  unterstellt 
wurde.  Er  hat  das  Material  zur  Kontrollierung  der  Oktroieiitrichtung  von  den 
eiugefülu’ten  und  den  in  der  Stadt  hergestellten  Getränken  zu  liefern  und  ihm 
steht  die  Einsicht  des  flskalischen  Getränkeregisters  jederzeit  frei.  Ihm  sind 
alle  eingeführteii  oktroipflichtigen  Getränke  vor  der  Einkellerung  anzuzeigen, 
worauf  er  einen  Oktroischein  ausstellt,  auf  Grund  dessen  der  Einbringer  bei 
dem  Gemeiudeeinnehmer  das  Oktroi  entrichtet.  Die  Menge  des  im  Oktroibezirk 
erzeugten  Weines  und  Obstweines  ist  ihm  beim  Einkellern  ebenfalls  zu  erklären, 
worauf  nach  Prüfung  der  Erklärung  au  Ort  und  Stelle  das  von  ihm  berechnete 
Oktroi  an  die  Hebestelle  zu  entrichten  ist.  Diesem  Beamten  hat  auch  jeder  in 
.\lsfeld  wohnende  Brauereibesitzer  die  Gattung  und  Menge  der  zu  jedem  Gebräu 
zu  verwendenden  Stoffe,  den  Tag  und  die  Stunde  der  Einmaischung,  sowie  den 
Bierzug  schriftlich  unzuzeigeu.  Er  erteilt  auch  die  Durchtührscheine. 

Die  Ausmittelung  des  im  Oktroibezirk  erzeugten  Braiintweiiiquantums  er- 
folgt nach  den  Vorschriften  für  die  staatliche  Branntweiubesteuerung. 

o.  Eingehende  oktroipflichtige  Gegenstände,  über  welche  noch  keine  endgültige 
Verfügung  getroffen  ist,  oder  welche  zur  späteren  Wiederausfuhr  bestimmt 
sind,  können  in  die  öffentliche  Niederlage  gebracht  werden.  An  Lagergebühren 
sind  daun  zu  entrichten  von  jedem  Gebind  bis  zu  i hl  Inhalt  täglich  2 kr.,  von 
über  2 bis  ö hl  Inhalt  3>/2  kr.,  von  6 bis  12  hl  Inhalt  7 kr.  täglich. 

4.  Oktroirückvergütung  findet  statt  bei  der  Ausfuhr  im  grossen,  d.  h.  in  Mengen 
von  40  1 und  darüber,  vom  Hektoliter  Wein  i,20  M.,  Obstwein  0,7u  M.,  Bier  o,4ü  M., 
Branntwein  bei  5oo  nach  Tralles  und  12,50  R.  2,lo  M.;  von  dem  im  grossen  zur 
Essigbereituiig  verwendeten  Wein  i M. 
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Geschichte  und  Kritik  des  Oktrois  im  tTio-ssherzogtum  Hessen. 


•’».  Die  Stratvorschviften  setzen  für  t tktroidefraiulatioueu  zur  Tageszeit  den  lofacheu, 
zur  Nachtzeit  den  2otächen  Betrag  der  hinterzogeuen  At)gaBe  unter  Nacher- 
heitiuig  dersell»eu  fest.  Für  Ordniingswidrigkeiten  bestehen  Geldstrafen  von 
1 .M.  Itis  (i  M.  Für  Strafe  und  .\bgabe  haftet  der  defraudierte  Gegenstand. 


Die  Strafen  werden  der  Staatskasse  ul)erwiesen:  bei  Uneinlu’ingliclikeit  sind  sie 
gefänglich  zu  verbüssen. 

Durch  den  Erlass  des  Ministeriums  des  Iiineni  vom  b.  ^lai  is76  wurde,  ilas  Bieroktroi 
nach  Massgai)e  der  verwendeten  Braustoft'e  festgesetzt  und  beträgt  vom  Zentner  Getreide 
(Malz,  Schrot  etc.).  Reis,  grüner  Stärke  o,8oM.:  von  Stärke,  Stärkemehl,  Stärkegummi  und 
Sirup  aller  Art  1,20  M.;  von  Zucker  und  allen  anderen  Malzsurrogaten  i.oo  M. 

Die  Rückvergütung  für  ausgeführtes  Bier  wurde  auf  35  Pfg.  per  Hektoliter  herab- 


gesetzt. 

Das  Bieroktroi  kann  nacli  Uebereinkommen  mit  der  Bürgermeisterei  Alsfeld  aueit 
durch  eine  periodische  Abfindungssumme  entrichtet  werden. 

Anfangs  des  Jahres  1901  wurde  vom  Stadtvorstaiid  Alsfeld  eine  anderweite  Ordnung 
des  Oktrois  von  Bier  und  Branntwein  beantragt;  die  darüber  eiugeleiteten  Verluuidluiigen 
sind  aber  zur  Zeit  noch  nicht  abgeschlossen. 


7.  Priedberg. 

Durch  kaiserliches  Privileg  ermächtigt,  erhob  die  Stadt  Friedberg  sclum  seit  langer 
Zeit  zur  Unterhaltung  der  Stadtmauern  und  Schuldentilgung  eine  Abgabe  a)  von  der  zur 
Mühle  gebracliten  Frucht,  welche  vom  Malter  für  Bäcker  4 kr.  und  für  andere  Friedberger 
Einwohner  2 kr.  betrug;  b)  von  2 kr.  pi’o  Malter  von  der  durch  einen  Ortsfremden  ge- 
kauften und  ausgeführteu  Frucht  (Ausfuhrgeld i.  Durcli  die  Organisationsurkunde  vom 
19.  Januar  1809  wurde  der  Stadt  neben  dem  Fruchtausfuhrgeld  von  4 kr.  pro  Malter  ein 
Mehlgeld  und  ein  Malzgeld  garantiert;  letzteres  sollte  mit  7if2  kr.  pro  Malter  von  dem  zum 
Brauen  verwendeten  Malz  erhoben  werden;  das  Mehlgeld  betrug  vom  Malter  eiugeführtes 
Mehl  6 kr.  für  die  nicht  backenden  Mehlhändler  und  für  die  Bäcker  4 kr.  und  wurde  in  der 
Weise  kontrolliert,  dass  alles  eingeführte  Mehl  gegen  l kr.  per  Malter  Wieggeld  auf  der 
Stadtwage  verwogeii  werden  musste,  wobei  ein  wiegzettel  erteilt  wurde,  der  als  Unterlage 
für  die  Erhebung  des  Mehloktrois  diente.  Als  später  die  Abgabe  für  das  Verkaufsmehl  der 
Bäcker  auch  auf  6 kr.  per  Malter  erhöht  wurde,  erhoben  diese  dagegen  Beschwerde,  welcher 
durch  Miuisteriulverfügung  vom  21.  Februar  1838  .stattgegebeu  wurde,  da  die  Häcker  nach 
ihrer  Zunftordnung  Mehlhaudel  betreiben  durften. 

Durch  Ministerialverfügung  vom  21.  November  I84ü  wurde  ei*i  Gesuch  mehrerer 
Friedberger  um  Aufhebung  des  Ausfuhrgeldes  von  Frucht  abgeschlagen. 

Da  verschiedentlich  von  Zahlungspflichtigen  Schwierigkeiten  bei  der  Erhebung  des 
Mehl-  und  Fruchtausfuhrgeldes  gemacht  wurden,  so  erfolgte  durch  das  Ministerium  des  Innern 
eine  Prüfung  der  rechtlichen  Natur  dieser  beiden  Abgaben,  nach  deren  Ergebnis  die  Er- 
hebung des  Fruchtausfuhrgeldes  der  Stadt  zwar  nicht  bestritten,  sie  aber  im  Falle  der 
Zahlungsweigerung  auf  den  Weg  der  Zivilklage  verwiesen  wurde;  das  Mehlgeld  wurde  be- 
stätigt uud  infolgedessen  am  14.  Juli  1863  vom  Kreisamt  Friedberg  folgende  Bekanntmachung 
erlassen : 

„Nach  der  Orgauisationsurkunde  vom  19.  Januar  I8ü9  hat  die  Stadt  Friedijerg  von 
jedem  für  Bäcker  und  Mehlliändler  in  hiesige  Stadt  eingeführteii  Mehl  eine  Altgabe  von 
4 kr.  von  den  Bäckern  und  6 kr.  von  den  MehlhUiidlern  vom  Malter  zu  bezielieu. 

Diese  Bestimmung  wird  hierdurch  zur  Nachachtuug  von  neuem  zur  öfleutlichen 
Kenntnis  gebracht  und  zugleich  auf  Antrag  des  Ortsvorstandes  und  mit  Ermächtigung 
grossherzugl.  Ministeriums  des  Innern  vom  8.  dieses  Monats  zu  Nr.  M.  d.  I.  6634  weiter  da^ 
Folgende  verordnet ; 

1.  Derjenige,  welcher  Mehl  für  Häcker  und  Mehlhändler  in  die  Stadt  Friedberg 
eiubringt,  darf  nicht  eher  abladeu,  als  bis  der  städtische  Wagemeister  die  Säcke 
revidiert  und  gewogen  hat.  Bäcker  und  Mehlhändler,  welche  Mehl  durch  die 
Eisenbahn  Itezieheii,  sind  verpflichtet,  vor  der  Empfangnahme  des  Mehls  von 
seiten  der  Eisenbahu  die  (Quantität  des  zu  beziehenden  Mehls  schriftlich  bei 
der  Bürgermeisterei  Friedberg  anzumelden. 
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2.  rontraventionen  gegen  vorstehende  Bestinimung  werden  mit  einer  Polizeistral'e 
von  1—0  11.  geahndet,  sowie  noch  überdies  bei  vorkommenden  Det’raiidationen 
der  bezeichneten  Abgabe  ;der  Defraudant  mit  dem  lofachen  Betrag  der  defrau- 
dierten  Aligabe  nebst  15  kr.  Gebühr  an  den  Denunzianten  Iiestraft  werden  soll.“ 

Nom  1.  Januar  1872  an  verzichtete  die  Stadt  Kriedberg  auf  Mehlgeld,  Malzgeld  und 
itausluhrgeld.  Ihr  wurde  vom  l.  Januar  l89o  an  durch  Vrrfügung  des  Ministeriums 
nneru  uml  der  Justiz  vom  24.  Juni  18S9  Xr.  U>,632  und  vom  ii.  Januar  iSDu  \r.  3959 


udes  Oktroi  bewilligt: 

1.  NN'eiu  in  Fässern,  1 hl I 2i  ^\ . 

^ ^ Flaschen  oder  Krügen  von  über  Va  bis  i|i  1,  die  Flasche.  . . o,u2  .. 

T kbdncreu  Flaschen  oder  Krügen,  die  Flasche o,i)l 

2.  ( tbstweiu,  1 lil 1 00 


J.  .1!  \ 011  Bier,  in  der  Sltadt  gebrautes  und  konsumiertes,  von  Getreide, 
Malzschrot  u.  s.  w.  für  je  25  kg  verwendetes  Sclirot  (für  etwaige 
Surrogate  nach  dem  Verhältnis  drr  von  der  Finanzveiwvaltung  fesr- 

gestellten  Brauwerte) 

b)  Von  eiugeführtem  Bier,  l hl ,i5  ^ 

Gellt  das  Bier  in  Flaschen  ein  oder  aus,  so  werden  die  Biertlascheii  zu  3/4,  bezw.  3/s  1 
lomiiien.  Bei  anderen  t laschengrossf^n  bleibt  es  der  Oktroiverwaltung  und  den  Fin- 
aisführeudeii  unbenommen,  anderweite  Feststellung  der  ein-,  l^pzw^  ausgeführten  Menge 
rlangeu. 

Jeder  Emiifauger  von  Bier,  Wein  und  Obstwein  ist  vei üJlirhtet , dem  üktroikon- 
iir  die  .Sendung  aaizumelden  und  <len  Frachtbrief  oder  Transportscliein , welcher  die. 
e angiebt,  demselben  auszuhändigen;  er  erhält  vom  Kontrolleur  einen  Oktroischein 
lat  darnach  dem  Oktroierheber  den  schuldigen  Betrag  alsbald  zu  bezahlen;  mit  Ge- 
igung  der  städtischen  \ erwaltung  können  die  Zahlungen  auch  monatlich  oder  viertel- 
eh  gescheliPii. 

Jeder  Wein-  und  Ohstw  einitroduzeut  hat  vor  Beginn  der  Kelterung  der  städtischen 
altung  behuts  hrmüglicliuug  der  F'eststelluiig  der  produzierten  Nlengeii  Keiiiitiiis  zu 
1.  Nach  Beendigung  des  Keltenis  wird  die  zu  versteuernde  Menge  dem  Erheber  zur 
eliung  der  Steiierbeträge  angegeben;  für  Eingärung  des  Mostes  werden  den  Produ- 
n 50/q  in  Anrechnung  gebracht. 

Für  das  in  der  Stadt  Friedberg  gebraute  Hier  ist  ilas  Oktroi  nach  Massgalie  der 
em  Steueramt  Friedlierg  aufgestellten  Steuerlisten  innerhalb  der  zweiten  Hälfte  des 
■des  (Quartal  folgenden  Monat.s  bei  dem  Oktroierheber  zu  entrichten.  Auf  100  kg  Malz 
m 4 hl  Bier  gerechnet.  Das  durch  Frachtbrief  oder  Bescheinigung  der  Verwaltung 
IS  der  Stadt  ausgeführt  nacligewiesene  Bier  Ijleibt  steuerfrei.  Brauern,  welche  kauf- 
ische Bücher  führen,  kann  der  Nachweis  durch  Einlieferinig  von  Buchauszügen  ge- 
t werden.  Brauern,  welche  ordnungsmässige  Bücher  füliren,  kann  gestattet  werden, 
eingelieferte  Buchausziige  über  die  in  der  Stadt  abgesetzten  t^iantitäten  ihre  Uktroi- 
ligkeit  festzustelleii.  Diese  Buchausziige  müssen  Nummer  und  Inhalt  der  einzelnen 
r enthalten,  auch  müssen  die  einzelnen  Lieferungen  immer  mit  Transportscheiuen  an 
mplänger  versehen  sein,  wenn  letztere  ni.Jit  vorziehen,  durch  Empfangshücher  den 
isuachweis  bei  einer  Kontrolle  zu  führen.  Brauer,  welche  selbst  zapfen,  verptiiebten 
ein  laufendes  Kontrollbiicli  zu  führen,  in  welches  Jedes  Fass  l)eim  Anstecken  mit 
ler  und  Inhalt  eingetragen  werden  muss.  In  gleicher  Weise  muss  auch  die  Abgabe 
laschenbier  in  die  Sta<lt  gebucht  werden.  Verfehlungen  gegen  diese  Vorschriften 
u als  Defraudationen  angesehen  und  entziehen  dem  Thäter  das  Re(dit  der  Feststellung 
■ angegebenen  Weise. 


Hü  eiugelührtes  Biei‘  ist  das  Oktroi  nach  Massgabe  der  Frachtbriefe  oder  auf  Grund 
von  1I.T  Wiwultiiug  iuisgestellteii  Kcscheiiiigiiiig  Uber  dir  Menge  vor  Einbringung 
Stadt  I.ei  dem  (Jktroierheber  zu  bezahlen;  aiitdi  hat  der  Transportant  die  Quittung 
bezahltes  ( )ktroi  bei  sitdi  zu  fuhren  und  dem  zuständigen  Beamten  auf  Verlangen  vol- 
len. Eingeführtes  Bier,  weltdies  niclit  in  <ler  Stadt  verzapft  wird,  liedarf  eines  vom 
iaufseher  ausgestellten  imrehgangsseheines , welcher  ebenfalls  beim  Passieren  der 
auf  Verlangen  eines  befugten  Beamten  diesem  zur  Koiitrollierung  vorgelegt  werden 
Für  das  so  als  wieder  ausgeffihrt  nacligewiesene  Bier  werden  per  Hektoliter  55  Pf. 
kvergütet;  10  Pf.  wenlen  aN  Beitrag  zu  iteu  \'erwaltungskosten  gerechnet. 


/ 
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Die  städtische  Verwaltung  ist  bei'pciiligt , durcli  Eiiisii-hr  der  Hib-her  jederzeit  die 
Uichtigkeit  der  Bücherauszüge  über  ausgeführtc  Geti'änke  zu  ]U'üfeii.  Einem  Empfänger, 
der  wegen  Oktroidefraudatiou  bestraft  ist,  darf  der  X’acliweis  der  Schuldigkeit  durch  Kiu- 
^ liefenmg  von  Bücherauszügen  nicht  mehr  gestattet  werden. 

Sowohl  das  Oktroiiiersonal  als  die  Feldscliützeii  und  sämtliclie  auf  den  Ihdizeischutz 
verprticliteTe  städtische  Bedienstete  haben  aut  den  }dinktlicben  Vollzug  des  Oktroireglement' 
zu  achten.  Der  Oktroikontrolleur  hat  die  Befugnis  zur  Einsicht  der  Büclier  über  an- 
kommende  und  abgehende  Getränke.  Oktroihinterzieliungen  werden  mit  dem  4facben  Be- 
trag der  binterzogenen  Abgabe,  mindestens  mit  l ^I..  bestraft, 


8.  Lauterbach. 

Am  4.  Dezember  1835  ]>e\\  illigte  der  Grossherzog  der  Stadt  Laiiterbacb  zur  Fh'- 
mässigiing  ihrer  lioben  Umlagen  und  Abtragung  ihrer  ScluiMen  ein  (►ktnd  auf  Wein,  Obst- 
wein und  Branntwein.  Es  wurde  vom  Ministerium  des  Innern  und  dei-  Justiz  bestimmt, 
dass  aus  <lem  Ertrag  des  Oktrois  im  ersten  Jahre  5üotl.  zu  laufenden  Ausgaben  verweiulet 
> werden  dürtten,  der  Rest  alter  iler  Schuldentilgung  zu  dienen  liabe.  Die  Fh-hebung  des 

Oktrois  erfolgte  vom  1.  Januar  1836  au:  das  lieglemenf  vom  4.  T»ezember  18S5  bestimmte 
im  weseutlichen  folgendes: 

1.  Das  Oktroi  beträgt  von  der  Ohm  Wein  2 ti.  4o  kr.,  von  der  Flasche  Wein  4 kr.: 
von  der  Ohm  Obstwein  20  kr.:  vim  der  Olim  Branntwein  l fl.  20  kr. 

Oktroigebiet  ist  die  Stadtgemarkung. 

2.  Die  ('Iktroierliebung  erfolgt  durch  die  ('Irtseinuehmeroi , welche  am  Fhide  eiiu-s 
jeilen  Monats  der  Bürgermeisterei  ein  Verzeichnis  des  bezahlten  Oktrois  behufs 
Dekretur  auf  die  Stadtkasse  mitzuteilen  und  den  Betrag  dahin  abzuliefern  lial. 
Die  FMnsicht  der  vom  Fh'heber  zu  führenden  Bücher  steht  dem  Bürgermeister 
jederzeit  frei. 

3.  Von  dem  in  der  Stadt  hergestellten  Branntwein  und  Obstwein  wird  das  Oktroi 
vor  der  FMnkellernng  erhoben,  von  den  eingeführten  Getränken  bei  der  Einfuhr. 

Die  Itei  Einführung  der  Abgabe  vorhandenen  oktroipttichtigeu  Getränke 
werden  verzeichnet,  und  das  Oktroi  wird  von  ihnen  nacherhoben. 

4.  F'ür  oktroiiiflichtige  Gegenstände,  welche  die  Stadt  nur  passieren,  werden  vom 
Oktroierheber  Dnrcligangssclieine  erteilt.  Güter,  welche  schon  mit  zollamtlichen 
Durcligangsscheineii  versehen  sind,  bedürfen  der  städtis<‘hen  Durchgangs.scheine 
nicht.  Ohne  .\nwesenheit  eines  veriillichteten  städtischen  Dieners  dürfen  diese 
Gegenstände  in  der  Stadt  nicht  verladen  werden. 

5.  Wenn  Getränke  in  Mengen  von  (Mim  und  mehr  wieder  ausgeführt  weialeii. 
so  findet  eine  Rückvergütung  des  bezahlten  Oktrois  statt:  sie  geschieht  luieh 
vorgängiger  Dekretur  des  Bürgermeisters  durch  den  Oktroierheber,  der  sich 
von  Menge  und  Bescliatfeiiheit  der  auszuführenden  Getränke  zu  überzeugen  hat 
und  dann  den  Ausfuhrsehein  erteilt. 

6.  Defraudationen  des  Oktrois  zur  Tageszeit  werden  mit  dem  zelinfachen . solelie 
zur  Nachtzeit  mit  dem  zwanzigfachen  Betrag  der  hinterzogeneii , ausserdem 
nachzuzalilenden  Abgabe  bestraft.  Fhir  Strafe  und  Abgabe  haften  die  defrau- 
dierten  Gegenstände.  Die  Defraudationsstrafeii  werden  für  die  Staatskasse  er- 
holten, der  Angeber  erhält  hiervon  die  Hälfte. 

Oktroidefraiulationen  verjähren  in  3 Monaten. 

Ordnungswidrigkeiten  werden  mit  GeldstrafHii  von  30  kr.  bis  i t1.  30  kr. 
bestraft. 

Durch  die  Bekanntinacluing  vom  5.  Mai  1854  w urde  tlie  Verjährungsfrist  für 
Defraudationen  auf  l Jahr  erweitert. 

FMn  neues  Oktroireglement,  welclies  aber  keine  w esentlichen  Aenderungeu  der  hier 
besproclienen  Punkte  vorsielit,  wurde  unterm  22.  Dezembei*  1857  erlassen. 

Das  zur  Zeit  gültige  Reglement  ist  vom  14.  Sejitember  1874  mul  bestimmt  vom 
1.  Oktober  1874  an  folgendes: 

1.  Das  Oktroi  beträgt; 

I.  vom  Hektoliter  Wein  2,80  M.,  von  iler  FMasebe  Wein  12  Pf  ; 

11.  ..  Obstwein  35  Pf.; 


'.•4 
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III.  vom  Hektoliter  Bier  40  Pf.; 

IV.  « Branntwein  (Spiritus.  Bum.  Arrik»,  bei  einem  Weingeist- 

gehalt von  500|y  nach  Tralles  l^ooM.;  bei  höherem  Weingeistgeiialt  wird 
derselbe  auf  die  angegebene  Normalstiirke  reduziert. 

Oktroigebiet  ist  die  Gemarkung  Lauterbach. 

•i.  Von  dem  in  der  Gemarkung  Lauterbacli  hergestellten  Obstwein.  Hier  und 
Branntwein  ist  das  Oktroi  vor  der  Einkellerung,  welche  dem  Oktroikontrolleur 
anzuzeigen  ist.  zu  bezahlen.  Wer  zum  eigenen  Bedarf  Obstwein  keltern  will, 
bat  sieh  vorher  bei  dem  Oktroikontrolleur  einen  Kelterschein  zu  erwirken. 

Alle  eingefülirten  oktroiptiichtigen  Getränke  müssen  vor  die  Wohnung  des 
nktroikontrolleurs  gebracht  und  dürfen  erst  auf  dessen  schriftliche  Erlaubnis 
liin  an  die  Empfänger  abgegeben  werden:  letztere  haben  vor  der  Abladung 
und  Einkellerung  dem  Oktroikontrolleur  unter  Vorlage  der  Abfuhr-  und  Trans- 
portscheiue  Anzeige  zu  erstatten.  Dieser  revidiert  die  Getränke,  trägt  sie 
in  sein  Kontrolleregister  ein  und  stellt  den  Oktroisrhein  aus,  auf  Gi'uud  dessen 
der  Empfänger  hei  dem  Stadtrechner  Zahlung  zu  leisten  hat.  Das  Kontrolle- 
register wird  zur  Vergleichung  mit  dem  Einnahmeregister  des  Stadtrechners 
monatlich  an  dif*  Bürgermeisterei  eingeliefert. 

;i.  Kückvergütung  des  liezahlten  städtischen  Oktrois  tindet  auf  Bescheinigung  des 
Oktroikontrolleurs  und  nach  Dekretur  des  Bürgermeisters  bei  der  Ausfuhr 
oktroiptiiehtiger  Gegenstände  in  Mengen  nicht  nntei  40  1 statt  und  zwar  wird 
vergütet  für  den  Hektoliter  Wein  2,80  M.,  Obstwein  0,35  M.,  Bier  o,4o  >L,  Brannt- 
wein, nach  Ermittelung  der  Stärke.  l.:30  M.  für  nach  Tralles;  wird  der 
Stärkegrad  nicht  ermittelt,  und  hei  Likör,  beträgt  die  Vergütung  i M. 

4.  Die  Durchgangsscheine,  welcher  alle  niclit  mit  zollamtlichem  Durchgangsscheiu 
versehenen,  zur  Durchfuhr  bestimmten  Getränke  bedürfen,  werden  vom  Oktroi- 
koiitrolleur  erteilt,  die  Transjiortfrist  darf  nicht  über  24  Stunden  betragen. 
Oktroidefraudationen  werden  unter  Xaclierhebung  der  hinterzogenen  Abgabe 
mit  dem  zehn-  oder  20fachen  Betrag  bestraft,  je  nachdem  sie  hei  Tag  oder 
Xacht  begangen  sind.  Der  defraudierte  Gegenstand  haftet  für  Strafe  und  Kosten. 
Die  Strafen  tiiessen  in  die  Staatskasse. 

Ordnungswidrigkeiten  sind  mit  Geldstrafen  von  i— 3 M.  bedroht. 

6.  Durch  Verträge  mit  dem  Stadtvorstand  kann  die  Zahlung  des  Oktrois  in  einer 
jährlichen  Abfindungssumme  bedungen  werden:  die  Verträge  bedürfen  kreis- 
amtlicher Genehmigung. 

Dimdi  Bekanntmucliung  vom  15.  Februar  1875  wurde  das  Oktroi  von  der  Flasche 
Wei  I von  12  auf  3 Pf.  herabgesetzt. 


9.  Lampertheim  and  Heppenheim. 

Um  die  zahlreichen  in  Mannheim  und  Wurms  arbeitenden  Lanipertheimer , welche 
nur  ^in  geringes  Kommunalsteuerkapital  hatten,  zu  den  Komnmnalahgahen  in  stärkerem, 
ihre:  wirtschaftlichen  Lage  und  ihren  Interessen  an  den  durch  ilie  Genieindeausgahen  ge- 
wäh’  leisteten  Zwecken  mehr  entsprechendem  Masse  lieranzuzieheu,  beschloss  der  Gemeinde- 
rat mii  Lampertheim  am  26.  Juli  1899  die  Einführung  eines  Oktrois  auf  Bier  mul  Stein- 
kohl ;n.  Die  Gemeinde  hatte,  hauptsächlich  im  Interesse  der  sehr  gestiegenen  Arbeiterbevöl- 
keru  lg,  ein  neues  Scliulhaiis  hauen  müs.seii,  dessen  Kosten  die  direkte  Kommunalsteuerlast, 
well  le  wesentlich  von  der  bäuerlichen  Bevölkerung  zu  tragen  waren,  sehr  gesteigert  hatten. 
Das  »ktroi  wurde  unterm  22.  August  1899  Xr.  23.424  vom  Ministerium  des  Innern  genehmigt 
und  sollte  von  eingeführtein  Bier  65  Pf.  auf  1 hl  und  5 Pf.  vom  Zentner  Steinkohlen  be- 
frag m.  Infolge  von  Beanstandungen  des  Reichsschatzamts  wurden  vom  Gemeinderat  am 
19.  ärz  1900  Vorschriften  wegen  der  Besteuerung  eventuell  am  Ort  gebrauten  Bieres  und 
iler  >ktroiriK’kvergütung  bei  der  Bier-  und  Kohlenausfuhr . sowie  die  Herabsetzung  des 
Koh  Miüktrois  auf  3 Pf.  vom  Zentner  beschlossen.  Durch  letzteren  Beschluss  erledigten 
Nich  auch  die  von  dem  Verein  chemischer  Fabriken  in  Mannheim  bezüglich  der  Falirik  in 
Xeiuchloss  wegen  der  Höhe  des  Kohlenoktrois  erliohenen  Anstände.  Der  Beschluss  fand  am 
19.  A pril  1900  Xr.  n.452  die  Genehmigung  des  Ministeriums  des  Innern  und  es  gtdten  nun 
folg»  nde  Vorschriften  über  das  Oktroi  in  Laniiiertheim : 
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1.  Von  Bier  und  Steinkohlen,  welche  zum  Verbram-h  in  der  Gemarkung  Lampert- 
heim eingeführt  werden,  ist  vom  Eni])fänger  Oktroi  zur  Gemeindekasse  Lampert- 
heim im  Betrage  von  65  Pf.  auf  1 hl  Bier  und  von  3 Pf.  auf  50  kg  Steinkohlen 
zu  entrichten.  Oktroibeträge  werden  auf  eine  durch  5 teilbare  Pfennigsumme 
mich  unten  abgerundet.  Erfolgt  die  Einfuhr  von  Bier  in  Flaschen,  so  werden 
diese,  wenn  sie  weniger  als  Vi»  1 halten,  mit  ^(2  L wenn  sie  über  i|2  bis  1 1 halten, 
mit  1 1 in  Rechnung  gebracht,  Prohevermessungen  in  Streitfällen  und  bei 
Flaschen  über  1 1 Inhalt  erfolgen  auf  Kosten  der  Steuerpflichtigen. 

Für  Bier,  welches  unter  Zoll-  oder  Steuerkontrolle  eingeht,  wird  das  Oktroi 
dun-h  das  Steueramt  Lampertheim  erhoben  und  periodisch  an  die  Gemeindekasse 
abgeliefert.  Sonstiges  Bier  ist  bei  der  Bürgermeisterei  anzumelden,  welche  auf 
Grund  der  vorzulegenden  Fracht-  oder  Transportsclieine  einen  Oktroischein  aus- 
fprtigt , wonach  bei  dem  Genieindeeinnehmer  das  Oktroi  alsbald  zu  zahlen  ist, 
zur  Anmeldung  ist  sowohl  der  Empfänger  wie  der  Traiisportant  verpflichtet. 
Bier,  welches  auf  den  Xehenplätzen  Hüttenfeld,  Rosengarten  und  Xeuschloss 
oder  den  sonstigen  zerstreut  gelegenen  Wohnplätzen  eingeht , ist  seitens  der 
A\irte  und  Händler  auf  Grund  monatlicher  Buchauszüge  oder  einer  Aversio- 
nierung  zu  versteuern;  seitens  Privater  ist  innerhalb  24  Stunden  nach  Empfang 
ein  itktroischeiu  zu  erwirken  und  alsdann  das  Oktroi  sofort  zu  zahlen. 

Das  in  der  Gemarkung  Lampertheim  etwa  hergestcllte  Bier  ist  der  gleichen 
Abgabe  zu  unterwerfen  wie  das  eingeführte;  die  erforderlichen  Vorschriften 
werden  eintretenden  Falls  erlassen. 

Kohlen  sind  unter  Vorlage  des  Frachtscheins  odei’  eines  Wiegesciieiiis  des 
Gemeindewagemeisters  bei  der  Bürgermeisterei  anzumelden  und  auf  Grund  des 
ausgefertigten  Oktroisclieins  bei  dem  Gemeindeeinnehmer  zu  versteuern;  die 
Anmeldepflicht  und  zwar  innerhalh  24  Stunden  erstreckt  sieh  auch  auf  die  in  Xeu- 
schloss,  Hüttenfeld  oder  Rosengarten  oder  einem  sonstigen  zerstreut  liegenden 
Wohnidatz  ohne  Berührung  von  Lamiiertheim  eingehenden  Kohlen. 

2.  Hei  gehörig  naehgewiesener  Ausfuhr  von  wenigstens  40  1 Bier  oder  5 Doppel- 
zentner Steinkohlen  wird  das  Oktroi  im  vollen  Betrage  zurückvergütet. 

3.  Einwendungen  gegen  den  Ansatz  des  Oktrois  müssen  binnen  14  Tagen  nach 
Austertigung  des  Oktroisclieins  hei  der  Bürgermeisterei  vorgehracht  werden, 
haben  jedoch  — vorbehaltlich  demnächstiger  Rückerstattung — keinen  Aufschub 
<ler  Zahlungsverpflichtung  zur  Folge. 

4.  Wer  es  unternimmt,  hei  der  PHnfuhr  oktroipflichtiger  Gegenstände  der  Ge- 
meinde die  ihr  gebührenden  Oktroiahgaben  zu  entziehen,  begeht  eine  Itefrau- 
dation.  Die  Absicht,  das  Oktroi  zu  hinterziehen.  wird  hei  jeder  Zuwiderhand- 
lung gegen  die  Vorschriften  vermutet,  welche  zur  Folge  haben  kann,  dass  da> 
nktroi  nicht  zur  Erhebung  gelangt.  Für  Defraudationen  von  Gesinde  und  be- 
auftragten Personen  sind  die  Dienstherren  und  Auftraggeber  haftbar. 

Defraudationen  zur  Tageszeit  werden  mit  dem  zelinfachen,  solche  zur  Xacht- 
zeit  mit  dem  zwanzigfachen  Betrag  der  defraudierten  Abgabe,  welche  au.sser- 
dem  nacherhohen  wird,  bestraft.  Die  oktroipflichtigen  Gegenstände  haften  für 
Strafe.  Abgabe  und  Kosten;  sie  werden,  wenn  nicht  der  Betrag  der  letzteren 
hinterlegt  wird,  in  Beschlag  genommen  und  im  Falle  drohenden  Verderbs  auf 
Kosten  des  Defraudanten  öfl'entlich  versteigert.  Versäumnisse  der  für  Aus- 
wärtige festgesetzten  Anmeldefri.st  von  24  Stunden  und  sonstige  Ordnungs- 
Widrigkeiten  werden  mit  2— 10  51.  bestraft.  Oktroihinterziehungen  verjiihven 
in  6,  sonstige  Kontraventionen  in  3 Monaten. 

Die  Oktroistrafen  fliessen  in  die  Staatskasse  und  werden  Itei  Uneinbringlichkeit  in 
Freiheitsstrafen  umgewandelf,  sofern  sie  wegen  Defraude  erkannt  sind. 

Das  Gendarmerie-  und  sämtliches  auf  den  Polizeischufz  verpflichtete  Gemeinde- 
dienstpersonal ist  verpflichtet,  den  lüinktlichen  Vollzug  des  Oktroireglements  zu  überwachen, 
es  ist  berechtigt,  oktroipflichtige  Gegenstände,  welche  in  dem  ('»ktroigehiet  ohne  Quittung 
getroft*en  werden,  aiiznhalten  und  auf  die  Bürgermeisterei  zu  bringen  oder  in  Bezug  auf 
-Menge  und  Gewiiht  einer  Prüfung  zu  unterziehen. 


Der  Kreisstadt  Heppenheim  wurde  auf  Beschluss  des  Gemeinderats  vom  11.  Oktober 
und  28.  Dezember  1S99  durch  Entschliessung  des  5Iinisteriums  des  Innern  vom  24.  April  H'oo 
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/n  Xi*.  11.70-i  mit  Wirkmij»-  vom  l.  .Tmii  I90u  au  ein  (»ktroi  von  fi5  l*f.  aut‘  den  Hekto- 
lit  T in  Het»penheim  ji'elivauteu  o(lev  dort  einfreführteii . zum  Verlirauehe  iunerlialli  der  Ge- 
nu rkung  bestimmten  Bieres  verliehen.  Bas  erliobene  Oktroi  wird  bei  der  Ausfuhr  aus  der 
G<  uiarknu'?  zuriiekversütet.  Wer  auf  diese  Hiiekverf^ütung  Anspruch  erhebt,  hat  hinnen 
12  Stunden  bei  der  Bürgermeisterei  anzunielden.  welche  Bienuenge  er  ausgefiihrt  hat,  sowie 
Ul  *r  die  Ein-  und  Ausfuhr  von  Bier  ordnungsmiissig  Buch  zu  führen  und  der  Biirger- 
nn  isterei  Einsicht  in  die  Buchführung  zu  gewahren.  Beschwerden  gegen  die  Wrweigerung 
de  ■ Bückvergütung  gehen  an  den  Gemeinderat.  gegen  dessen  Entscheidung  an  den  Kreis- 
au  'Schuss. 

Unter  Zoll-  oder  Steuerkontrolle  eingehendes  Bier  wird  liei  der  Ortseinnehmerei 
H(  i>iienheim  veroktroiiert. 

Die  Oktroiptlicht  erstreckt  sich  auch  auf  das  auf  den  Xebenplätzeii  Klein-Heppen- 
he  ni  und  Fischweiher,  in  der  Landesirrenanstalt  oder  in  sonstigen  zerstreut  liegenden 
W dmidiitzen  eingehende  Bier. 

Im  übrigen  stimmen  die  Vorschriften  für  die  Erhebung  und  Kontrollierung  des 
Ol  Trois  und  die  Bestrafung  von  Zuwiderhandlungen  gegen  das  Beglement  mit  denen  für 
Lu  .npertheim  erlassenen  überein. 


10.  Nen-Isenburg  und  Sprendlingen. 

Der  Gemeindevorstand  von  Xeu-Isenburg  suchte  anfangs  1825  heim  Ministerium  des 
hl  ern  ein  Oktroi  auf  Fleisch,  Mehl,  AVein,  Obstwein.  Branntwein  und  Steinkohlen  nach, 
nü  der  Bestimmung  zur  Verminderung  der  hohen  Gemeindescluilden.  Dieses  Gesueh  hatte 
ke  neu  Erfolg,  ebensowenig  ein  weiteres  aus  dem  Jahre  1831,  worin  um  ein  Oktroi  auf  Wein, 
Olstweiii.  Branntwein  und  Bier  gebeten  wurde.  Die  hohe  Schuldenlast,  sowie  die  Uiiiuög- 
lic  ikeit.  die  Gemeindeunilagen  noch  zu  ei'höhen,  veranlasste  im  August  1833  den  Gemeinde- 
vo  stand,  abermals  wegen  des  Oktrois  vorstellig  zu  werden,  da  die  Erhebung  eines  solchen 
au  h die  einzige  Möglichkeit  bilde,  die  in  Frankfurt  arbeitenden  Gemeindeangehörigen 
ric  itig  zu  den  Gemeindelasten  heranzuziehen:  das  Gesuch  hatte  infolge  Widerspruchs  des 
Fii  auzministeriums . das  nur  grösseren  Städten  Oktrois  zugestehen  wollte,  jedocli  auch 
ke  neu  Erfolg. 

Anfangs  1899  sah  sich  der  Gemeiiidevorstaud  von  Xeu-Isenhurg  aus  den  schon  früher 
ge  tend  gemachten  Gründen  wiederum  veranlasst,  um  ein  Oktroi,  und  zwar  nur  auf  Bier, 
na  hzusuehen.  welches  vom  Ministerium  des  Innern  imterm  8.  Juni  IS99  Kr.  vom 

1.  \ugust  1899  an  bewilligt  wurde. 

Das  Oktroi  für  das  in  der  Gemarkung  Keu-Tsenhurg  zum  Verbrauch  kommende  Bier 
bei  lägt  (>5  Pf.  vom  Hektoliter,  sowohl  von  dem  eingefUhrten . wie  auch  von  dem  etwa  in 
dei  Gemarkung  gelirauteu  Bier.  Pfenuighruchteile  werden  auf  ganze  Pfeuiiigheträge  nach 
ob<  n abgerundet:  bei  der  Biereinfuhr  in  Flaschen.  Kannen  oder  dergl.  wird  der  Sollinhalt 
dei  Flaschen  u.  s.  w.  der  Oktroiherechnung  zu  Grunde  gelegt. 

Die  Veriiraiiclisahgahe  ist  von  demjenigen,  der  das  Bier  für  sich  einfUhrt,  vor  der 
Eil  bringung  in  seine  Behausung,  von  anderen  EinViringern  (Euhrleuten  u.  s.  w.)  vor  der 
Ab  rabe  an  ilen  Empfänger  des  Bieres  auf  der  Bürgermeisterri  zu  entrichten.  Für  jeden 
En  pfänger  von  Fassbier  wird  eine  besondere  Quittung  über  db*  Bezahlung  der  Verbrauchs- 
ubi  abe  ausgestellt,  welche  der  Uelierhringer  (Fuhrmann)  bis  zur  Ablieferung  des  Bieres 
hei  sich  zu  führen  und  alsdann  dem  Empfänger  auszuhändigen  hat;  das  Gleiche  gilt  auch 
bei  der  Einfuhr  bestimmt  bestellter  Mengen  von  Bier  in  Flaschen,  Kannen  oder  dergl. 

.Vuswärtige  Verkäufer  von  Flaschen-.  Kannen-  u.  dergl.  Bier,  welche  Bier  im  Umhei’- 
zie  len  verkaufen  wollen,  haben  den  Verbrauchsahgahebetrap  für  die  ganze  mitgeführte 
BiMinenge  hei  ihrer  Ankunft  hei  der  Bürgermeisterei  zu  hinterlegen;  vom  nichtverkauften 
Bi»  1 erhalten  sie  das  Oktroi  demnächst  wieder  zurückbezahlt. 

Wer  Bier  von  auswärts  liezieht . hat  sich  die  Verhrauidisahgahequittuiig  vorlegen 
zu  lassen  und.  wenn  der  Ueberhringer  die  Zahlung  versäumt  hat,  innerhalb  der  näch.sten 
drt  i Dienststuiulen  die  Abgabe  auf  der  Bürgermeisterei  selbst  zu  zahlen. 

Die  Verhrauchsabgahequittungen  sind  c Monate  lang  anfzuhewahren. 

Die  Hinterziehung  der  Verhrauchsahgahe  wird,  wenn  l»ei  Tage  begangen,  mit  dem 
zel  nfachen,  wenn  bei  Kacht  begangen,  mit  dem  zwanzigfachen  Betrag  der  hinterzogeuen 
Al>,:ahe  bestraft;  die  Abgabe  ist  ausserdem  uachzuzahlen. 
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Die  Polizeidiener,  Nachtwächter  und  andere  Gemeindediener  haben  die  Beobachtung 
Vorstellender  Bestimmungen  zu  überwachen  und  die  zu  ihrer  Kenntnis  kommenden  Zu- 
wideihandlungen  iler  Bürgermeisterei  anzuzeigen. 

Der  Gemeinderat  von  Sprendlingen  beschloss  am  30.  Kovomher  1899  und  am  3.  Januar 
1900  die  Einführung  eines  Oktrois  von  65  Pf.  vom  Hektoliter  Bier,  da  die  Gemeindeaus- 
gaben durcli  Herstellung  ver.schiedentliciier  baulicher  Anlagen,  wie  Schulgebäude  und  der 
Ortsdurchfahrt,  stark  gestiegen  waren  und  eine  Erhöhung  der  Gemeindeumlagen  nicht  an- 
gängig erschien.  Das  bezügliche  Reglement  wurde  vom  Ministerium  des  Innern  am  23.  März 
1900  Kr.  7978  genehmigt  und  trat  mit  dem  1.  April  1900  in  Kraft.  Es  ist  demjenigen  von 
Keu-Iseiiburg  wörtlich  gleich,  nur  ist  eine  besondere  Verbrauchsabgabehebestelle  errichtet, 
bei  welcher  (nicht  bei  der  Bürgermeisterei,  wie  in  Isenburg)  die  OktroizahlungHU  erfolgen. 


11.  Wimpfen. 

Für  die  Gemarkung  Wimpfen  wurde  vom  (remeinderat  dieses  Orts  am  ll.  Januar 
3 900  ein  Oktroi  auf  Bier  beschlossen  und  vom  Ministerium  des  Innern  am  24.  Februar 
1900  Nr.  5157  genehmigt.  Da  das  Reichsschatzanit  den  Mangel  einer  die  Oktroirüekvergütung 
hei  der  Bierausfuhr  festsetzenden  Vorschrift  beanstandete,  so  wurde  am  12.  Juni  i9on  ein 
dahin  zielender  Nachtrag  zum  Reglement  beschlossen  und  am  16.  Juni  1900  Nr.  19.704  vom 
Alinisterium  des  Innern  genehmigt,  ln  der  neuen  Form  trat  das  Reglement  am  i.  August 
1900  in  Kraft  und  bestimmt  folgendes: 

Das  Oktroi  wird  von  dem  im  Bezirk  der  Bürgermeisterei  Wimpfen  zum  Verbrauch 
kommenden  Biere  erhoben,  einerlei  oh  dasselbe  eingeführt  ist,  oder  etwa  in  der  Gemarkung 
gebraut  werden  sollte  und  beträgt  65  Pf.  vom  Hektoliter.  Erfolgt  die  Biereinfuhr  in 
Flasclien,  so  werden  solche,  die  weniger  als  ^2  1 enthalten,  mit  ^,'2  1.  wenn  sie  1 halten, 
mit  1 1 in  Ansatz  gebracht.  Proheverniessungen  in  Streitfällen  und  liei  Flaschen  von  ülier  1 1 
Inhalt  erlolgeii  auf  Kosten  der  (Aktroipflichtigen.  Die  Oktroisumine  wird  auf  einen  durch 
5 teilbaren  Ptennigbetrag  nach  unten  abgerundet.  Die  Abgabe  von  Bier,  das  unter  zoll-  oder 
steueramtlicher  Kontrolle  eingeht,  wird  von  der  Ortseinnehraerei  Wimpfen  erholien  und  auf 
der  Uehergangsahgahequittung  quittiert. 

Das  erhobene  Bieroktroi  wird  hei  der  Ausfuhr  von  mindestens  40  1 Bier  zurück- 
vergiitet. 

Oktroihinterziehimg  liei  Tage  wird  mit  dem  zehnfachen,  hei  Nacdit  mit  dem  zwanzig- 
fachen Betrag  der  ausserdem  naclizuerhehenden  Abgabe  bestraft. 

Ausser  den  vorstehend  genannten  Gemeinden  ist  noch  der  Stadt  Erliacli  ein  jetzt 
nicht  mehr  erhobenes  Oktroi  verliehen  worden  und  zwar  durch  landesherrliidie  Entsehliessimc: 
vom  3.  September  1829.  Dasselbe  erstreckte  sich  auf  dasellist  zum  Verbrauch  kommenden 
Wein  und  Bier  und  betrug  16  kr.  von  der  Ohm.  Es  war  bestimmt  zur  Abtragung  eines 
Kajiitals  von  4öoo  tl.,  welclies  zum  Loskauf  des  ausschliesslichen  Bierhrau- und  Bierverlags- 
rechts des  Löwenwirts  Friedrich  Glenz  dienen  sollte,  und  durfte  so  lange  erhoben  werden, 
bis  dieses  Kapital  völlig  getilgt  war.  Unterm  15.  Dezember  1830  wurde  vom  Ministerium 
des  Innern  und  der  Justiz  ein  Regulativ  über  die  Erhebung  dieses  Oktrois  mit  Wirkung 
vom  1.  Januar  1831  an  erlassen  und  darin  folgendes  bestimmt: 

1.  Von  jeder  weniger  als  i Ohm  und  von  jeder  über  1 Olim,  jedoidi  nicht  eine  volle 
weitere  Ohm  betragenden  Menge  ist  an  Oktroi  zu  entrichten:  Für  i|2  Ohm 
S kr.,  für  1I4  Ohm  4 kr.,  für  Flaschen,  Krüge,  sowie  für  jede  geringere  Menge 
als  ein  halbes  Alass  1 Pf. 

Ehe  ein  oktroipflichtiger  Gegenstand  in  ein  Haus  eingebracht  werden  darf, 
muss  der  Transportant  die  Abgabe  an  den  Einnelimer  bezahlen  und  hat  den 
dafür  ausgestellten  Schein  dem  Empfänger  hei  Ablieferung  des  AVeine.s  oder 
Bieres  einzuhäudigeu , welcher  ihn  wiederum  binnen  48  Stunden  dem  Oktroi- 
küiitrolleur  zum  Eintrag  in  der  Kontrolle  vorzeigen  muss. 

Von  dem  innerhalb  der  Stadt  und  deren  Gemarkung  gebrauten  Biere  muss 
die  Abgabe  vor  der  Einkellerung  an  den  Einnehmer  hericlitigt,  und  der  aus- 
gestellte Schein  ebenfalls  dem  Oktroikoutrolleur  vorgezeigt  werden. 
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2.  \Wi  dev  Ausfuhr  von  Wein  und  Bier  ausserliaUi  der  Gemarkung  wird  das  ent- 
rielitete  Oktroi  zurüekvergütet.  Der  Aiist'uhreudo  hat  die  Ausfuhr  unter  Angabe 
ihrer  Zeit  hei  dem  Einnehmer  anzuzeigeii,  welcher  Uher  die  3Ienge  des  Getränks 
einen  Ausfuhrschein  erteilt.  Letzterer  ist  iunerhalh  8 Tagen  von  dem  Ausführer 
mit  der  Bescheinigung  des  Ortseinuehmers  oder  Ortsvorstandes  des  Bestim- 
mungsorts üher  die  stattgehabte  Einlage  dem  Oktroikontrolleur  — bei  Verlust 
des  Vergiitungsanspruchs  — zu  übergeben,  welcher  die  Scheine  sammelt  und  sie 
monatlich  zur  Zahlungsanweisung  der  Vergütutigsbeträge  dem  Bürgermeister 
vorlegt. 

:i.  Für  diejenigen  Gegenstände,  welche  nur  durcli  Erl>ach  durchgeführt  werden, 
stellt  der  Kontrolleur  Durchgangsscheine  aus.  Als  Defraudant  wird  der  angesehen, 
welcher  entweder  keinen  Durchgangsscheiu  gelöst  hat  oder  die  betreffenden 
Gegenstände  nicht  durchführt,  sondern  in  der  Stadt  für  sich  behält  oder  verkauft. 

Detraudationen  werden  mit  dem  zehnfachen  Betrag  der  hinterzogenen  Ab- 
gabe, mindestens  mit  tl.  bestraft;  der  defraudiei  te  Gegenstand  haftet  für  Strafe 
und  uachzuentrichteudes  Oktroi.  Die  Aburteilung  der  Defraudationen  ist  dem 
Landgericht  3Iichelstadt  übertragen  mit  Vorbehalt  der  Berufung  an  grossherzogl. 
Hofgerieht  Darmstadt.  Dem  Koutravenieuteu  steht  es  jedoch  frei,  die  ihm  vom 
Bürgermeister  zu  berechnende  Strafe  alsbald  zu  erlegen.  Die  unterlassene  Ab- 
gabe der  Oktroiquittung  oder  des  Ausfuhrscheius  bei  dem  Kontrolleur  wird  mit 
1 tl.  30  kr.  bestraft.  Die  erkannten  Geldstrafen  werden  von  der  Distriktsein- 
ueliiuerei  erhoben  und  tliessen  zur  Hälfte  in  die  Staatskasse.,  zur  Hälfte  dem 
Denunzianten  zu. 

ä.  Der  Gemeiudeeinnelmier  und  jeder  Bürger  ist  ber«  chtigt,  die  Polizeidiener,  Gen- 
darmen und  sämtliche  städtische  Diener  sind  verpliiclitet , auf  Unterschleife  zu 
wachen  und  ihre  Phitdeckuug  dem  Bürgermeister  anzuzeigen. 

In  der  neuesten  Zeit  schweben  bezüglich  der  Abändin'ung  oder  Xeueinführung  von 
'orschriften  über  das  Oktroi  in  mehreren  Gemeinden  Verhaudliingcii,  welche  bis  jetzt  a}>er 
lOch  zu  keinem  Abschluss  gelangt  sind.  Die  Kreisstadt  Alsfeld  stellte  anfangs  19oi  Anträge 
•ezuglich  der  Abänderung  der  regulativischen  Bestimmungen  über  das  Oktroi  von  Bier 
ind  Branntwein;  unterni  3.  Dezember  1900  stellte  die  Bürg»  rmeisterei  Dannstadt  Anträge 
vegeu  anderweiter  Regelung  des  Oktrois  und  der  Rückvergütungssätze  von  geistigen  Ge- 
ränken;  die  Kreisstadt  Dieburg  hatte  die  Ermächtigung  zur  Erhebung  eines  Oktrois  auf 
Her  vom  l.  Oktober  1900  au  erbeten,  ein  endgültiger  Bescheid  ist  auf  dieses  Gesuch  bis 
. etzt  aber  noch  nicht  ergangen,  vielmehr  wurde  dem  Krei^amt  Dieburg  vom  3Ihiisteruim 
les  Innern  unterm  il.  Juni  1901  Nr.  15,560  eröffnet,  dass  allgemeine  Vorschriften  über  die 
Herbesteuerung  durch  die  Gemeinden  erlassen  werden  würden. 


Betrachtet  man  die  im  Vorhergegangenen  mitgeteilten  Oktroireglements, 
nsbesondere  die  Tarife,  an  der  Hand  der  hier  massgebenden  Vorschriften  des 
Jollvereinigungsvertrags  vom  8.  Juli  1867,  so  fallt  bei  den  geistigen  Getränken 
iuf,  dass  der  Oktroisatz  für  Bier  in  Darmstadt  mit  80  Pf,  vom  Hektoliter  das 
estgesetzte  Maximum  von  65  Pf.  pro  Hektoliter  überschreitet;  in  dieser  Höhe 
vurde  das  Bieroktroi  indessen  schon  beim  Abschluss  des  Zollvereiiiigungs- 
^ertrags  erhoben  (44  kr.  von  der  Ohm  = 28  kr.  = 80  Pf.  vom  Hektoliter)  und 
cann  daher  so  beibehalten  werden  (Art.  5 § 7 Abs.  5 des  Zollvereinigungsvertrags). 
Jer  in  Offenbach  für  Bier  in  Flaschen  bestehende  Oktroisatz  von  3 Pf.  für 
) Flaschen,  welcher  durch  die  Ministerial-Bekanntmacliung  vom  26.  Dezember 
1871  eingeführt  wurde,  ist  nur  dann  nicht  zu  beanstanden,  wenn  die  Flasche 
l 1 enthält;  die  gewöhnlichen  Bierflaschen  fassen  aller  nur  1,  so  dass  der 
Tektoliter  mit  80  Pf.  besteuert  erscheint.  Die  von  denjenigen  Gemeinden., 
velche  das  Oktroi  von  einheimischem  Bier  als  Rohmaterialsteuer  erheben,  dem 
)ktroisatz  für  den  Hauptrohstofi*,  Malz,  zu  Grunde  gelegte  Ausbeute  berechnet 
lieh  so,  dass  zu  1 hl  Bier  erforderlich  gelten  in  Dannstadt  (1873)  40  kg  Malz, 
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in  Offenbach  (1873)  32,5  kg.  Giessen  (1873)  36  kg,  Mainz  (1873)  28  kg,  Alsfeld 
(1876)  26  *'4  kg,  Friedberg  (1890)  25  kg;  die  in  Klammern  beigesetzten  Zahlen 
( geben  das  Jahr  an,  seitdem  die  jetzigen  Malzoktroisätze  in  Geltung  sind.  Da 

jetzt  durchgängig  zu  1 hl  Bier  w’-eniger  als  25  kg  Malz  gebraucht  werden,  so 
geniessen  in  den  genannten  Städten  die  einheimischen  Brauer  infolge  Fort- 
schrittes der  Technik  einen  mit  dem  Zollvereinigungsvertrag  nicht  vereinbar- 
lichen  Schutz.  Die  Oktroisätze  für  Wein  können  von  der  Betrachtung  aus- 
geschlossen werden,  da  nach  dem  Obigen  mit  der  Aufhebung  des  hessischen 
Weinsteuergesetzes  auch  die  zollvertragsmässigen  Schranken  für  die  Oktroi- 
belastung dieses  Getränkes  gefallen  sind.  Erhöhungen  des  Branntweinoktrois 
haben  seit  dem  Abschlüsse  des  Vertrags  vom  8*  Juli  1867  nur  bei  Darmstadt 
stattgefunden,  und  zwar  wurde  vom  1.  Mai  1878  an  das  Oktroi  von  Branntwein 
' bei  einem  Weingeistgehalt  von  50®/»  nach  dem  Alkoholometer  von  Tralles  auf 

4 M.  pro  Hektoliter  erhöht,  eine  Erhöhung,  welche  nach  dem  damaligen  Stand 
der  Reichsbranntweinsteuergesetzgehung  zulässig  war  und  daher  jetzt,  wo  der- 
artige Erhöhungen  infolge  der  gesteigerten  Sätze  der  Reichsbranntwein.steuer 
nicht  mehr  zulässig  erscheinen,  auch  nicht  beanstandet  werden  kann. 


* IL  Teil. 

Kritik  des  hessischen  Oktrois, 

A.  Allgemeines. 

Wenn  das  Oktroi  auch  in  der  Finanzverw^altung  nicht  bloss  der  oben 
genannten  hessischen  Gemeinden,  sondern  auch  der  Kommunalverwaltung  anderer 
Bundesstaaten  (Preussen,  Bayern,  Württemberg,  Baden,  Elsass-Lothringen)  und 
des  Reichsauslands  eine  bedeutende  Rolle  spielt,  so  wäre  doch  die  Ansicht  ver- 
fehlt, dass  die  theoretische  Beuiffeilung  desselben  dieser  Praxis  durchweg  günstig 
sei.  Vielmehr  hat  das  Oktroi  in  der  finunzwissenschaftlichen  und  politischen 
Litteratur  vielfache  und  erbitterte  Angriffe  erfahren,  die  namentlich  in  Frank- 
reich, Belgien  und  den  Niederlanden  erhoben  wurden,  weil  dort  diese  Abgabe 
in  den  Gemeindebudgets  von  erheblich  grösserer  Bedeutung  hst,  bezw.  war,  als 
in  den  deutschen  Bundesstaaten.  Der  Kampf  gegen  das  Oktroi  hat  in  den 
beiden  letztgenannten  Staaten  zur  gänzlichen  Beseitigung  dieser  Kommunal- 
abgabe durch  die  Gesetzgebung  der  Jahre  1860  und  1865  geführt.  Die  an  die 
Aufhebung  dieser  Abgabe  in  den  genannten  Staaten  geknüpften  Erwartungen 
haben  sich  nur  in  geringem  Masse  erfüllt , und  in  Frankreich  sind  seit  der 
letzten  grösseren  Reform  der  bezüglichen  Gesetzgebung  im  Jahre  1873  die 
Klagen  über  das  Oktroi  bedeutend  schwächer  geworden.  Aus  diesen  geschicht- 
lichen Thatsachen  lässt  sich  der  Schluss  ziehen,  dass  das  Oktroi,  wenigstens 
I bei  verständiger  Gestaltung  der  gesetzlichen  und  regulativmässigen  Vorschriften 

und  einsichtsvoller  Handhabung  derselben,  nicht  so  verwerflich  sein  muss,  als 
manche  seiner  Gegner  glauben  machen  wollen,  und  dass  die  gegen  das  Oktroi 
erhobenen  Vorwürfe  unbegründet  oder  nur  bedingt  richtig  sein  müssen.  Die- 
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selben  sollen  nachstehend  soweit  betrachtet  werden,  als  es  zur  Ermöglichung 
eiaes  Urteils  über  das  hessische  Oktroi  nötig  ist.  Es  sind  hauptsächlich  folgende: 

1.  Das  Oktroi  soll  eine  ungerechte  Abgabe  sein,  weil  es  auf  die  Leistungs- 
ft  higkeit  des  Trägers  keine  Rücksicht  nehme,  sondern  ihn  nach  seinem  Ver- 
b:  auch  trefle  und  so  als  Kopfsteuer  wirke.  Denn , um  ergiebig  zu  sein, 
m iisse  es  aut  vielkonsumierte,  unentbehrliche  Bedarfsgegenstände  gelegt  werden, 
\i  n denen  der  Arme  mindestens  ebensoviel  verbrauche  als  der  Reiche.  So- 
di mn  aber  auch,  weil  es  nicht  nur  den  persönlich,  mit  Grundbesitz  oder  Ge- 
w 3i’bebetrieb  Ortsangesessenen,  sondern  auch  den  vorübei’gehend  Ortsaufent- 
h dtlichen  tretfe. 

Der  Vorwurt , dass  das  Oktroi  eine  ungerechte  Auflage  sei,  weil  es  auf 
d. e Leistungsfähigkeit  des  Zahlenden  keine  Rücksicht  nehme,  ist  nicht  dieser 
A )gabe  allein  zu  machen , sondern  trifft  auch  die  dinikten  Steuern , und  zwar 
m±t  nur  die  Grund-  und  Gewerbesteuer,  sowie  die  Kapitalrentensteuer,  welche 
a]  i Objekt-  bezw.  Ertragssteuern  auf  die  Leistungsfähigkeit  des  Steuerpflichtigen 
g undsätzlich  keine  oder  nur  geringe  Rücksicht  nehmen  können,  sondern  auch 
d e Einkommensteuer,  welche  die  persönlichen  Verhältnisse  des  Steuerzahlers 
b irücksichtigen  will.  Denn  es  ist  praktisch  ganz  unmöglich,  all  die  verschiedenen 
L mstände,  welche  diese  Leistungsfähigkeit  günstig  oder  ungünstig  beeinflussen, 
ZI.  berücksichtigen,  bezw.  eine  solche  Berücksichtigung  in  vollem  Masse  gesetz- 
li  ‘h  vorzusehen , wenn  nicht  der  Willkür  und  dem  subjektiven  Ermessen  der 
^ eranlagungskommission  ein  allzuweiter  Spielraum  gewährt  werden  soll.  Krank- 
h it,  viele  Kinder,  denen  wohl  noch  eine  bessere  Erziehung  gegeben  werden 
so.l,  u.  dergh,  teure  Wohnungs-  und  Nahrungsverhältnisse  können  dahin  führen, 
di  S3  von  zwei  Steuerpflichtigen  mit  erheblich  verschiedenem  Einkommen  der 
m t dem  geringeren  Einkommen  als  der  Leistungsfähigere  erscheint. 

Zwecks  Würdigung  des  fraglichen  Einwands  gegen  das  Oktroi  ist  zu- 
vtrderst  zu  untersuchen,  wer  das  Oktroi  trägt,  d.  h.  bei  welcher  Person  die 
Zi  hlung  der  Abgabe  endgültig  zu  einer  Minderung  des  Vermögens  oder  Ein- 
kt  mmens  führt.  Durch  eine  preisstatistische  üntersuebung  lässt  sich  diese  Frage 
n:cht  entscheiden,  wegen  der  ausserordentlichen  Mannigfaltigkeit  der  auf  die 
P eisgestaltung  wirkenden  Umstände,  die  hinsichtlich  der  Höhe  ihres  Einflusses 
nicht  bekannt  sind  und  sich  deshalb  bei  der  Untersuchung  nicht  ausscheiden 
la  5sen.  Betrachtet  man  die  Preise  desselben  Artikels  in  verschiedenen  Gemeinden, 
die  entweder  Oktroi  von  ihm  erheben  oder  nicht,  so  zeigt  sich  kein  hervor- 
st  sehender  Einfluss  des  Oktrois.  In  nachstehender  Tabelle  sind  die  Jahresdurch- 
sc  inittspreise  mehrerer  Verzehrungsgegenstände  in  16  Gemeinden  aus  dem  Jahre 
V,  00  zusammengestellt  und  bei  den  Preisen  in  den  oktroierhebenden  Gemeinden 
die  Beträge  desselben  für  die  Einheit  beigefügt. 

Die  Tabelle  (S.  101)  lässt  keinen  Einfluss  des  Oktrois  auf  den  Preis 
d(  r Gegenstände  erkennen:  das  Oktroi  auf  Hafer  ist  z.  B.  beträchtlich  höher 
in  Mainz  als  in  Giessen,  trotzdem  war  dies  Erzeugnis  in  Mainz  um  1 M. 
bi  liger  als  in  Giessen.  Von  Heu  und  Stroh  erhebt  nur  Mainz  ein  Oktroi,  gleich- 
w >hl  haben  die  Orte  Butzbach,  Erbach,  Bensheim,  I»armstadt  und  Olffenbach 
fü  r diese  Artikel  höhere  Preise.  Die  höchsten  Preise  für  Hülsenfrüchte  weisen 
E bach,  Otfenbach,  Bensheim  und  Giessen  auf,  obwohl  alle  diese  Städte  kein 
0 :troi  auf  solche  haben.  Aehnliche  Preise  wie  Dannstadt  zeigen  für  Erbsen 
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ur  d Bohnen  Mainz  und  Worms,  während  die  Preise  lür  Linsen  in  den  beiden 
le‘  zteren  Städten  höher  sind  als  in  Darmstadt,  welches  allein  auf  Hülsenfrüchte 
ei  I Oktroi  hat.  Das  höchste  Fleischoktroi  besteht  in  Worms,  aber  diese  Stadt 
li£  t für  Ochsenüeisch  geringere  Preise  als  Giessen,  Mainz  und  Darrastadt,  welche 
Fl  dschoktroi  erheben,  ebenso  als  Bingen,  Friedberg  und  Butzbach,  welche  kein 
Fl  dschoktroi  haben.  Die  Preise  für  Rindfleisch  in  Worms  sind  denen  von 
Fr  .edberg,  Butzbach  und  Erbach  gleich  und  werden  von  denen  in  Bingen  und 
Alsey  übertroffen,  obwohl  alle  diese  Orte  kein  Fleischoktroi  haben.  Sie  sind 
au  ch  niedriger  als  die  Preise  der  Fleisch  schwächer  l)elastenden  Stadt  Darni- 
sti  dt,  welche  überhaupt  die  höchsten  Fleischpreise  hat.  Die  höchsten  Preise 
fü'  Kalbfleisch  haben  der  Reihe  nach  die  Orte  Darmstadt  (L52  M.),  Mainz 
(1  42  M.),  Bensheim  und  Bingen  (1,40  M.),  Alzey,  Dieburg  und  Worms  (1,39  M.), 
obwohl  die  Oktroibelastung  in  diesen  Städten  ganz  verschieden  ist,  zura  Teil 
fe^lt.  Fast  den  niedrigsten  Preis  für  Kalbfleisch  hat  Giessen  (1,28  M.) . der 
Pi  iis  zu  Friedberg  ist  ihm  gleich,  die  Preise  zu  Alsfeld  (1,22  M.),  sowie  Lauter- 
badi  und  Schotten  (1,20  M.)  nur  sind  niedriger.  Den  niedrigsten  Preis  für 
Himmelfleisch  hat  Mainz  (1,06  M.) , den  dritthöchsten  Erbach  (1.33  M.).  Die 
hö?hsten  aber  unter  sich  gleichen  Preise  für  Schweinefleisch  (1,40  M.)  haben 
W Drms,  Mainz,  Darmstadt,  Offenbach  und  Bingen,  obwohl  der  Oktroibetrag  für 
1 cg  in  Worms  0,10  M.,  in  Mainz  und  Darmstadt  0,06  M.,  in  Offenbach  0,05  M. 
ist  und  in  Bingen  kein  Oktroi  erhoben  wird.  Die  höchsten  Preise  für  Weiss- 
m(  hl  haben  die  kein  Oktroi  darauf  legenden  Städte  Bingen,  Bensheim  und 
Ofenbach.  Darmstadt,  welches  den  höchsten  Oktroisatz  darauf  hat,  steht 
de  n Preise  nach  erst  an  vierter  Stelle.  In  Offenbach , wo  kein  Oktroi  auf 
Rc^genmehl  besteht,  hat  dieses  den  höchsten  Preis  (0,34  M.).  Die  Preise  in 
Darmstadt  und  Mainz  sind  gleich  hoch  (0,26  M.),  obwohl  Darmstadt  ein  doppelt 
so  hohes  Oktroi  hat  wie  Mainz,  ln  Giessen,  welches  kein  Oktroi  auf  Roggen- 
m(  hl  hat,  ist  der  Roggenmehlpreis  erheblich  höher  als  in  Darmstadt  und  kommt 
de  n Offenbacher  Preis  fast  gleich.  Darmstadt  erhebt  ein  doppelt  so  hohes  Oktroi 
vo  i Roggenbrot  wie  Mainz,  gleichwohl  steht  sein  Roggenbrotpreis  unter  dem 
vo  i Mainz  und  kommt  dem  von  Büdingen,  Lauterbach  und  Schotten  gleich, 
welche  kein  Brotoktroi  haben.  Weitaus  die  höchsten  Preise  für  Steinkohlen 
ha  >en  Dieburg  und  Erbach,  wennschon  beide  Städte  kein  Oktroi  davon  erheben; 
di(  niedrigsten  Preise  bestehen  der  Reihe  nach  in  Worms  (2,13  M.),  Bingen 
(2,  !9  M.)  und  Giessen  (2,48  M.).  Von  diesen  erhebt  Bingen  kein  Oktroi. 

Wir  erkennen  aus  den  angeführten  Zahlen,  dass,  wenn  auch  das  Oktroi  das 
Be  treben  haben  mag,  den  Preis  der  belasteten  Artikel  zu  erhöhen,  dieses  Be- 
str  iben  bei  der  Betrachtung  der  Preise  an  verschiedenen  Orten  zu  gleicher  Zeit 
du  *ch  andere  stärker  wirkende  Umstände  ausgeglichen  erscheint  und  nicht  in 
dit  Erscheinung  tritt.  Es  liegt  daher  nahe,  die  Wirkung  der  Oktroieinführung 
od  ;r  -Aufliebung  auf  die  Preise  an  demselben  Ort  zu  betrachten. 

In  der  Stadt  Worms  wurde  mit  Wirkung  vom  1.  April  1883  an  ein  Oktroi 
au  Fleisch,  Fleischwaren,  Steinkohlen  und  Bier  eingeführt.  Nachstehend  sind 
füi  die  Zeit  von  April  1882  bis  April  1884  die  monatlichen  Mittelpreise  für 
Ocisen-,  Kalb",  Hammel-  und  Schweinefleisch,  sowie  Steinkohlen  angegeben  in 
Pf(  nnigen  pro  kg  bezw.  bei  Kohlen  pro  Zentner. 
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Ochsen-  Kalb-  Hammel- 1 Schweine-  Stein- 
fleisch kohlen 


April  1882  öö  53  i bO  Oo 

M.,;  . 68  ! bO  60  6o 

Juni  ***'■’..  68  58  I 60  60  65 

],,li . 68  58  60  60  65 

August  : es  «O  64  64  65 

September 68  60  64  64  bo 

Oktober 68  60  6()  64  65 

November 68  60  o6  b4  6o 

Dezember 68  55  58  62  6o 

Januar  1883  ....  68  50  60  60  6.» 

Februar | 68  57  64  62  60 

März  69  60  67  64  55 

April I 72  62  70  67  60 

Mai  72  60  I 70  66  60 

Juni 72  60  , 70  65  6U 

Juli 72  60  70  66  60 

August 72  64  *0  66  60 

September 72  64  70  66  60 

Oktober 72  64  70  66  60 

November 74  64  70  , 66  60 

Dezember 74  62  ; 52  63  60 

Januar  1884  ....  74  60  52  60  60 

Februar 74  60  j 70  60  60 

März 74  60  ^ *0  60  60 

‘ 

ln  den  Preisen  vom  März  zum  April  1883  zeigt  sich  bei  den  obigen 
Artikeln  eine  Steigerung  von  der  ungefähren  Höhe  des  Oktrois.  Ob  diese 
Preissteigerung  indessen  auf  dem  Einfluss  des  Oktrois  und  auf  diesem  allein 
beruht,  lässt  sich  nicht  angeben.  Aehnliche  Preissteigerungen  kommen  bei 
einzelnen  Artikeln  auch  zu  anderen  Zeiten  vor.  Die  Preissteigerung  setzt  sich 
beim  Ochsenfleisch  im  November  1883  ohne  in  den  Oktroiverhältnissen  liegenden 
Grund  fort.  Der  Preis  des  Kalbfleisches  sinkt  im  Mai  1883  wieder  auf  die 
Höhe  vom  März  1883.  Hammelfleisch  sinkt  im  Dezember  1883  auf  2 Monate 
ganz  bedeutend  und  Schweinefleisch  sinkt  nach  und  nach  noch  unter  den  Stand 
vom  April  1883.  Der  Kohlenpreis  steht  nach  dem  1.  April  1883  niedriger  wie 
vor  diesem  Termin,  wenn  man  die  Monate  Februar  und  März  1883  ausser  Be- 
tracht lässt.  Von  den  Verwaltungen  der  kleineren  Gemeinden,  welche  in  den 
letzten  Jahren  ein  Oktroi  auf  Bier  eingeführt  haben,  wird  übereinstimmend  an- 
gegeben, dass  der  Bierpreis  dadurch  eine  Aenderung,  insbesondere  Erhöhung, 
nicht  erfahren  habe.  Dasselbe  gilt  auch  von  den  Friedberger  Preisen  für  Wein 
und  Obstwein. 

Oktroiaufhebungen  haben  in  den  letzten  Jahren  stattgefunden  in  Otfen- 
bach  und  Giessen.  In  Offenbach  war  im  Monat  Juni  1898  die  Erhebung  des 
Oktrois  von  Mehl  und  Brot  ausgesetzt  worden;  letzteres  wurde  vom  1.  Oktober 
1899  ab  gänzlich  aufgehoben.  Ebenso  wurde  vom  1.  Januar  bis  1.  April  1899 
ein  Oktroi  von  Schlachtvieh  nicht  erhoben,  am  30.  März  1899  beschloss  die 
Stadtverordnetenversammlung,  dieses  Oktroi  vom  1.  April  1899  an  wieder  zu 
erheben,  da  trotz  des  im  Januar  1899  eingetretenen  „Rückganges  der  Preise 
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f ir  Schlachtvieh  die  Metzger  nicht  in  entsprechender  Weise  den  Fleischpreis 
€ rmässigten“,  ln  Giessen  wurde  vom  16.  Juni  1899  an  die  Verbrauchssteuer  auf 
I ackwaren  und  Mehl  aufgehoben. 

Der  Preis  für  Roggenmehl  war  zu  Offenbach  i)i  den  Monaten  April  1898 

1 is  März  1900  im  Mittel  stets  38  Pf.  pro  Kilogramm,  der  des  Weissmehls  vom 
pril  1899  bis  März  1900  stets  46  Pf.  pro  Kilogramm.  Die  Brotpreise  waren 

(Jiselbst  in  den  letztgenannten  12  Monaten  stets  28  Pf.  für  Gemischtbrot  und 

2 7 Pf.  für  Roggenbrot  pro  Kilogramm.  An  diesen  Artikeln  zeigt  sich  also  kein 
preismindernder  Einfluss  der  Aufhebung  des  Oktrois  auf  Mehl  und  Brot  vom 
1 Oktober  1899  an.  Auch  die  nachstehende  Preistabelle  für  Fleisch  lässt  die 
g dhoffte  Wirkung  der  Oktroiaussetzung  vom  Januar  bis  März  1899  nicht  erkennen: 


Preis  in  Pfennigen  pro  Kilogramm. 


1898 

X 

XI 

XII 

1899 

1 

II 

III 

IV 

V 

VI 

VII 

VIII 

1 

IX 

! 

C chsenfleisch  . . I 

140 

150 

150 

148 

148 

148 

148 

1 

148 

148 

148 

148 

148 

K rilbfleisch  . . . 

132 

140 

140 

140 

140 

140 

140 

140 

140 

140 

140 

140 

R ammelfleisch 

130 

130 

130 

130  j 

130 

130 

120 

120  j 

120 

120 

120 

120 

S ;hweinetleisch  . 

140  1 

140 

140  1 

1 

1 

160 : 

160 

160 

160  i 

160 

1 

1 

160 

160 

1 

1 

160 

160 

Der  Preis  des  Schweinefleisches  ist  sogar  mit  der  Aussetzung  der  Oktroi- 
eihebung  um  20  Pf.  gestiegen,  Hammelfleisch  fällt  mit  der  Wiedereinführung 
d ;s  Oktrois  im  April  1899  um  10  Pf. 

Nachstehende  Tabelle  gibt  die  Preise  zu  Giessen  an  für  Mehl  und  Brot 
ir  den  Monaten  Januar  bis  Dezember  1898.  Das  aufgehobene  Oktroi  betrug 
2;-  Pf.  vom  Hektoliter  Mehl  und  1 Pf.  für  IV2  kg  Backwaren. 


Preis  in  Pfennigen  pro  Kilogramm. 


I 

II 

III 

IV 

V 

VI 

VII 

VIII 

IX 

X 

1 

XI 

XII 

V eissmehl  . . . 

1 

39 

39 

39 

40 

41 

41 

39 

I 

39 

1 1 

39 

39 

39 

41 

R )ggenmehl  . . 

34 

34 

34 

35 

37 

37 

80 

35 

35 

35 

35 

85 

R )ggenbrot  . . 

; 23 

22 

22 

25 

j 26 

24 

22 

22 

21 

21 

21 

21 

G miischtbrot  . . 

25 

i 

25 

I 

I 

25 

27 

27 

25 

25 

28 

24 

24 

24 

1 

24 

Der  Preis  des  Mehls  fällt  zwar  nach  dem  Wegfall  des  Oktrois  im  Monat 
Jili  um  mehr  als  den  Betrag  desselben;  er  war  aber  in  den  Monaten  April 
Ul  d Mai  um  eben  diesen  Betrag  gestiegen.  Der  Preis  für  Roggenbrot  war 
v(  m März  bis  Mai  um  4 Pf.,  also  etwa  den  sechsfachen  Betrag  des  Oktrois,  ge- 
st  egen  und  geht  im  Juni  und  Juli  wieder  auf  die  frühere  Höhe,  später  noch 
w;iter  zurück.  Aehnlich  ist  die  Erscheinung  bei  dem  Preise  des  gemischten 
B otes,  der  im  April  um  2 Pf.,  also  den  dreifachen  Betrag  des  Oktrois,  gestiegen 
wir  und  im  Juni  wieder  auf  den  früheren  Stand,  später,  im  September,  nach 
v(  rübergehender  Steigerung  im  August,  noch  weiter  zurückgeht.  Bei  Betrachtung 
dt  r Preistabelle  gewinnt  man  den  Eindruck,  dass  die  erwähnten  Preisrückgänge 


l 


Geschifhte  uml  Kritik  des  Oktrois  im  Grossherzogtiim  Hessen.  \(jS 

nach  Aufhebung  des  Oktrois  nicht  in  dieser  Massregel , sondern  in  anderen 
Umständen  ihren  Grund  haben. 

Wegen  der  Wichtigkeit  der  Wirkung  einer  Aufhebung  des  Oktrois  em- 
pfiehlt es  sich,  die  Preisbewegungen  zu  Giessen  und  Offenbach  vor  und  nach 
der  Aufhebung  des  Mehl-  und  Brotoktrois  noch  in  anderer  feinerer  Art  zu  unter- 
suchen, um  so  vielleicht  zu  einem  genaueren  Resultat  zu  gelangen. 

Vergleicht  man  die  Preisbewegung  der  von  der  Oktroiaufhebung  getroffenen 
Gegenstände  zu  Giessen  und  Offenbach  vor  und  nach  der  Oktroiaufhebung  mit 
derjenigen  derselben  Artikel  zu  derselben  Zeit  an  Plätzen , wo  damals  keine 
Aenderung  im  Oktroi  stattfand,  die  aber  sonst  ähnliche  Verhältnisse  zeigen,  so 
empfiehlt  sich  zum  Vergleich  mit  Giessen  Alsfeld  und  Friedberg,  mit  Offenbach 
wohl  Darmstadt  und  Worms.  Zunächst  betrachten  wir  für  die  Kalenderjahre 
189G — 1900  die  Lokal]»reise  für  Weissmehl,  Roggenmehl,  Gemischtbrot  und 
Roggenbrot  in  den  Städten  Alsfeld  und  Lauterbach  im  Vergleich  mit  Giessen. 


Mittlerer  Preis  von  Weissmehl  in  Pfennigen  pro  Kilogramm. 
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I 

1 

1 

II 

III 

IV 

V 

VI 

VII 

VIII 

IX 

X 

XI 

XII 

1896 

1 

Alsfeld  .... 

23 

23 

23 

23 

23 

23 

23 

23 

23 

23 

23 

23 

Giessen  .... 

37 

37 

37 

37 

37 

37 

37 

37 

37 

37 

87 

87 

Friedberg  . . . 

34 

25 

26 

26 

26 

26 

26 

26 

26 

26 

26 

26 

1897 

Alsfeld  .... 

23 

23 

23 

23 

23 

23 

23 

27 

27 

27 

27 

27 

Giessen  .... 

37 

37 

37 

37 

37 

37 

37 

39 

39 

39 

39 

39 

Friedberg  . . . 

26 

26 

26 

26 

26 

26 

26 

26 

32 

32 

32 

32 

1898 

Alsfeld  .... 

27 

27 

27 

38 

38 

33 

31 

29 

27 

27 

27 

27 

Giessen  .... 

39 

39 

39 

40 

41 

41 

39 

39 

39 

39 

39 

41 

Friedberg  . . . 

32 

32 

32 

32 

32 

32 

32 

32 

33 

33 

33 

33 

1899 

Alsfeld  .... 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

Giessen  .... 

41 

41 

41 

41 

41 

41 

41 

41 

38 

38 

38 

38 

Friedberg  . . . 

33 

33 

33 

33 

33 

33 

33 

33 

33 

27 

27 

27 

1900 

Alsfeld  .... 

27 

27 

27 

27 

27 

21 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

Giessen  .... 

38 

38 

38 

38 

38 

38 

38 

38 

38 

38 

38 

38 

Friedberg  . . . 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

In  allen  drei  Städten  ist  der  Weissmehlpreis  ziemlich  stabil,  ln  den 
betrachteten  5 Jahren  kommen  Aenderungen  vor  zu  Alsfeld  und  Giessen  je 
sechsmal,  zu  Friedberg  fünfmal.  In  den  Jahren  1896,  1897,  1899  und  1900,  also  in 
der  Zeitperiode,  in  welcher  in  keiner  der  drei  Städte  Oktroiänderungen  statt- 
gefunden haben,  ändert  sich  der  Preis  in  den  Monaten  Mai  bis  Juli  nicht,  so 
dass  angenommen  werden  kann,  diese  Stetigkeit  sei  das  Ergebnis  der  preis- 
bestimmenden natürlichen  Ursachen.  Im  Jahre  1898  tritt  für  Giessen  Mitte  Juni 
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zu  den  natürlichea  Preisfaktoren  noch  ein  künstlicher,  die  Beseitigung  des 
Ol  trois  auf  Mehl,  hinzu,  während  in  den  Städten  Alsfeld  und  Friedherg  auch 
in  diesem  Jahr  solche  Momente  fehlen.  Der  Weissniehlpreis  bleibt  unter  dem 
Eiiitiuss  der  natürlichen  Preisfaktoren  vom  Mai  bis  Juli  1898  in  Friedberg  gleich 
urd  fällt  in  Alsfeld  von  38  auf  33  Pf.,  dann  auf  31  Pf.,  oder  um  17  und  7”/o. 
In  Giessen  fällt  er.  mitbeeinflusst  durch  das  Aufhören  des  Oktrois,  von  41,  bezw. 
41  auf  39  Pf.,  d.  h.  um  nur  5”  o.  Preisänderungen  in  Weissmehl  kommen  in 
dtn  Monaten  Mai  auf  Juli  selten  vor.  Preissteigerungen  zeigen  sich  z.  B. 
in  den  wichtigeren  Orten  des  Grossherzogtums,  für  w'elche  solche  Preise  ver- 
öl entlieht  werden,  w^ährend  des  genannten  Zeitraums  nur  einmal,  im  Jahre 
ItOO  zu  Mainz,  Preissenkungen  in  Darmstadt  und  Bensheim  nicht,  in  Offenbach 
Ul  d Lauterbach  einmal,  in  Mainz  zweimal,  in  Erbach  und  Worms  dreimal. 
D >r  Preisherabgang  in  Giessen  ist  weit  höher,  als  der  Betrag  des  weggefallenen 
0:trois  (ehva  '2  Pf.).  Es  ist  möglich,  dass  er  mit  in  dem  Oktroiwegfall 
se  nen  Grund  hat.  Jedenfalls  hört  die  Wirkung  hiervon  sehr  bald  auf,  da 
d(  r Dezemberpreis  ■wieder  dem  des  Mai  und  Juni  (41  PL)  gleich  ist  und  sich 
bi^  August  1899  auf  dieser  Höhe  hält.  Nicht  zu  übersehen  ist  ferner,  dass  der 
M eissmehlpreis,  welcher  sonst  zu  Giessen  insofern  eine  grosse  Stetigkeit  auf- 
wiist,  als  er  bis  Juli  1897  auf  37  Pf.  steht,  im  August  1897  auf  39  Pf.  steigt, 
diese  Höhe  bis  März  1898  und  von  Juli  bis  November  1898  behält,  im  April 
li  98,  also  kurz  vor  der  Oktroiaufhebung,  um  1 Pf.,  im  Mai  um  einen  weiteren 
P ennig , also  in  den  beiden  Monaten  vor  der  Oktroiaufhebung  um  mehr  als 
d(  n Betrag  des  Oktrois  gestiegen  ist,  um  gleich  nach  der  Aufhebung  genau 
u 11  diesen  Betrag  wieder  zu  fallen.  Es  scheint  hiernach , dass  es  den  an  der 
0 vtroiaufhebung  interessierten  Gewerbetreibenden  (Bäcker  und  Mehlhändler) 
g Jungen  wäre,  den  Mehlpreis  vor  der  Oktroiaufhebung  in  die  Höhe  zu  setzen, 
u n nach  derselben  dem  konsumierenden  Publikum  die  Erscheinung  einer  Mehl- 
V rbilligung  als  Wirkung  dieser  Massregel  darbieten  zu  können,  thatsächlich 
a »er  den  Nutzen  von  der  Oktroiaufhebung  allein  zu  haben. 

Interessanter  als  der  Gang  der  Weissmehlpreise  ist  derjenige  der  Preise 
d ;s  Roggenmehls,  -weil  letzteres  vorwiegend  von  den  Minderbemittelten  kon- 
si  raiert  wird,  ausserdem  auch  die  Möglichkeit  vorliegt,  dass  dem  Roggenmehl 
e;ne  dauernde  grössere  Verbilligung  zu  teil  geworden  wäre,  als  Ausgleich  gegen 
d;n  Preisgang  beim  Weissmehl. 


Mittlerer  Preis  von  Roggenmehl  in  Pfennigen  pro  Kilogramm. 
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Isfeld  .... 

20 

21 

20 

21 

21 
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21 

21 

21 

21 
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21 

iessen  .... 

31 

31 

31 

31 

31 

31 

31 

31 

31 

31 

31 

31 

riedberg  . . . 

26 

20 

20 

20 

20 

20 

20 

20 

20 

20 

20 

20 

1897 

Isfeld  . . . . j 

; 21 

21 

21 

1 21 

21 

21 

21 

23 

23 

23 

23 

23 

iessen  . . . . 1 

1 31 

31 

31 

31 

31 

31 

31 

33 

34 

34 

34 

34 

riedberg  ... 

20 

20 

20 

20 
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20 

20 

20 
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24 

24 

24 

24 
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1 

1 

II 

III 

IV 

V 

VI 

VII 

VIII 

IX 

X 

XI 

XII 

1898 

Alsfeld  .... 

23 

23 

23 

27 

27 

27 

24 

23 

23 

23 

24 

24 

Giessen  .... 

34 

34 

34 

35 

37 

37 

35 

35 

35 

35 

35 

35 

Friedberg  . . . 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

25 

25 

25 

25 

1899 

Alsfeld  .... 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

Giessen  .... 

35 

35 

35 

35 

35 

35 

35 

35 

33 

33 

33 

33 

Friedberg  . . . , 

25 

25 

25 

25 

25 

25 

25 

25 

25 

25 

25 

25 

1900 

Alsfeld 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

23 

Giessen  .... 

33 

33 

33 

33 

33 

33 

33 

33 

33 

33 

33 

33 

Friedberg  . . . 

25 

25 

25 

25 

25 

25 

25 

25 

25 

24 

24 

24 
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Auch  der  Roggenmelilpreis  kann  für  die  drei  angegebenen  Orte  und  die 
fragliche  Zeitperiode  als  stetig  bezeichnet  werden:  Aenderungen  kommen  nur 
vor  bei  Alsfeld  neunmal,  Giessen  sechsmal  und  Friedberg  viermal.  Für  die 
Monate  Mai  bis  Juli,  in  welchen  Zeitraum  die  Aufhebung  des  Mehloktrois  zu 
Giessen  fällt,  ist  in  den  Jahren  1896,  1897,  1899  und  1900  in  keiner  der  drei 
Städte  eine  Aenderung  des  Mehlpreises  zu  bemerken.  Das  Jahr  1898  zeigt  eine 
solche,  und  zwar  ein  Sinken  vom  Juni  auf  den  Juli  in  den  Städten  Alsfeld  und 
Giessen,  in  ersterer  von  27  auf  24  Pf.,  in  letzterer  von  37  auf  35  Pf.  Welche 
Ursache  der  Preisherabgang  in  Alsfeld  hat,  interessiert  hier  weiter  nicht,  das 
Preissinken  in  Giessen  ist  wiederum  viel  höher,  als  das  weggefallene  Oktroi 
(etwa  0,5  Pf.)  und  mag  in  der  Aufhebung  desselben  mit  seinen  Grund  haben. 
Es  ist  jedoch  zu  beachten,  dass  der  Roggenmelilpreis,  welcher  seit  September 
1897  34  Pf.  betragen  hatte,  im  April  1898  um  1 Pf,  und  im  Mai  um 
weitere  2 Pf.  gestiegen  w\ar.  Er  stand  also  trotz  des  Preisfalles  nach  dem 
Oktroiwegfall  immer  noch  um  1 Pf.  höher,  als  vor  demselben.  Der  Preis- 
herabgang im  September  1899  um  weitere  2 Pf.,  auf  33  Pf.,  hat  zweifellos  in 
anderem  seinen  Grund,  als  in  einer  etwaigen  Nachwirkung  des  ^'4  Jahre  vor- 
her stattgehabten  Oktroiwegfalls.  Solche  Fernwirkungen  verlieren  sich  sehr 
bald.  Auch  bei  dem  Roggenmehl  hat  es  also  den  Anschein , als  ob  die  Auf- 
hebung des  Oktrois  den  Konsumenten  nicht  zu  gute  gekommen  wäre. 

Es  bleibt  zu  untersuchen,  welche  Wirkung  die  Aufhebung  des  Oktrois 
von  Mehl  und  Backwaren  auf  die  Preise  der  letztei*en,  insbesondere  des  Brotes, 
als  der  wichtigsten  und  unentbehrlichsten  Backware,  gehabt  hat.  Hierbei  ist 
zunächst  zu  bemerken,  dass  die  Oktroibelastung  des  Brotes  bei  der  Einfuhr  und 
der  Bereitung  in  der  Stadt  nicht  gleich  war.  Aus  drei  Gewichtsteilen  Mehl 
werden  etwa  vier  Gewichtsteile  Brot  gewonnen,  die  Belastung  von  1 Doppelztr. 
Mehl  mit  etwa  48  Pf.  verteilt  sich  auf  **/3  Doppelztr,  Brot  und  beträgt  per 
Doppelzentner  Brot  36  Pf.,  während  diese  Menge  bei  der  Einfuhr  (U  2 kg  1 Pf. 
Oktroi)  mit  etwa  67  Pf.  Oktroi  getroffen  wird. 
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Die  Tabelle  zeigt  zunächst  eine  gewisse  üebereinstimmung  im  Gang  der 
Brotpreise  mit  den  Lokalmehlpreisen,  vorwiegend  in  der  Art,  dass  die  Preis- 
änderungen bei  Brot  zusammen  mit  denen  bei  Mehl  oder  bald  nachher  statt- 
finden. Der  Grosshandelspreis  des  Mehla  beeinflusst  natürlich  den  Detailpreis 
dieser  Ware  und  des  daraus  hergestellten  Fabrikats,  des  Brotes,  ersteren  aber  un- 
mittelbarer als  letzteren.  So  findet  z.  B.  zu  Alsfeld  im  August  1897  eine  Stei- 
gung des  Weissmehl-  und  des  Roggenmehlpreises  um  4 bezw.  2 Pf.  statt,  welcher 
ein  Hinaufgehen  des  Brotpreises  zur  selben  Zeit  um  3 bezw.  2 Pf.  entspricht. 
Im  April  1898  hebt  sich  der  Mehlpreis  um  11  bezw.  4 Pf.,  im  Mai  findet  ein 
Anstieg  des  Brotpreises  um  2 Pf.  statt;  im  Juli  und  August  1898  sinkt  der 
Mehlpreis  um  je  2 bezw.  3 und  1 Pf.,  der  Brotpreis  um  je  2 bezw.  3 Pf.  im 
Juli  und  September  1898.  Zu  Giessen  steigt  im  August  1897  der  Mehlpreis  um 
2 Pf.,  ein  Steigen  des  Brotpreises  um  je  1 Pf.  im  August  und  September  geht 
damit  Hand  in  Hand;  im  April  1898  steigt  der  Mehlpreis  um  je  1,  im  Mai 
nochmals  um  1 bezw.  2 Pf.,  im  Juli  findet  ein  Sinken  um  2 Pf.  statt,  die  ent- 
sprechenden Brotpreisbewegungen  sind  ein  Steigen  um  je  2 Pf.  im  April  1898 
und  bei  Roggenbrot  auch  noch  im  Mai  1898  um  1 Pf.;  der  Preis  von  Gemischt- 
brot und  Roggenbrot  sinkt  dagegen  im  Juni  um  2 Pf.,  ohne  dass  eine  Be- 
wegung des  Mehlpreises  vorhergeht  oder  gleichzeitig  erfolgt;  dem  Mehlpreis- 
sinken im  Juli  entspricht  ein  Preisherabgang  nur  beim  Roggenbrot.  In  Fried- 
berg sinkt  der  Mehlpreis  im  Februar  1896  um  9 bezw.  6 Pf.  und  steigt  im 
September  1897  um  6 bezw.  4 Pf.,  der  Brotpreis  geht  im  Februar  1896  um  1 
bezw.  2 Pf.  herab  und  steigt  im  September  1897  um  2 bezw.  3 Pf.  Die  übrigen 
Bewegungen  des  Brotpreises  korrespondieren  nicht  mit  solchen  des  Lokal- 
mehlpreises. 

Auch  beim  Brotpreis  findet  in  der  Periode  von  Mai  bis  Juli  keine  Aende- 
rung  statt  in  den  Jahren  1896,  1897,  1899  und  1900.  Das  Jahr  1898  weist  in 
Alsfeld  ein  Fallen  des  Brotpreises  um  je  2 Pf.  im  Monat  Juli  auf,  bei  Friedberg 
ein  Fallen  des  Roggenbrotpreises  um  1 Pf.  im  Monat  Juli,  nachdem  hier  die 
Preise  beider  Brotsorten  im  Mai  um  2 bezw.  4 Pf.  gestiegen  waren.  In  Giessen 
(Oktroiaufhebung  vom  16.  Juni  1898  ab)  fällt  der  Preis  des  gemischten  Brotes 
im  Juni,  der  des  Roggenbrotes  im  Juni  und  Juli  um  je  2 Pf.;  ein  Zusammen- 
gehen mit  den  Mehlpreisen  besteht  hier  nur  heim  Roggenbrotpreis  im  Juli.  Der 
Preis  des  Gemischtbrotes  ist  im  April  um  2 Pf.,  der  des  Roggenbrotes  im  April 
um  3 und  ini  Mai  weiter  um  1 Pf.  gestiegen,  so  dass  nach  dem  Preisfall  im 
Juni  und  Juli  die  Brotpreise  dieselbe  Höhe  haben,  wie  vor  der  Oktroiabschaffung. 
In  Friedberg  tritt  im  September  ein  weiteres  Fallen  des  Brotpreises  um  2 bezw. 
1 Pf.  ein,  so  dass  Gemischtbrot  denselben  Preis  (25  Pf.)  wieder  hat  wde  im  April, 
Roggenbrot  um  2 Pf.  höher  steht.  In  Giessen  tritt  also  mit  dem  Wegfall  des 
Oktrois  ein  Preissinken  von  mehr  als  dem  Oktroibetrag  ein  (2  Pf.)  bei  beiden 
Brotsorten  und  gleich  nach  dem  Wegfall  ein  ebenso  hohes  Preissinken  nur  bei 
Roggenbrot.  Auch  hier  ist  es  möglich,  dass  der  Oktroiwegfall  seinen  vollen 
Ausdruck  in  diesem  Preisfall  gefunden  hat,  jedenfalls  wurde  der  Erfolg  der 
Massregel  aber  dadurch  hinfällig,  dass  die  Preise  vor  der  Oktroiaufhebung  um 
die  gleichen  Beträge  gestiegen  waren.  Im  September  findet  ein  weiterer  Preis- 
herabgang bei  beiden  Brotsorten  um  1 Pf.  statt,  welcher  aber  in  dem  Oktroi- 
wegfall seinen  Grund  nicht  mehr  haben  kann. 
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Mittlerer  Preis  des  Weiss-  und  Roggen  me  bis  zu  Darmstadt, 
Offenbach  und  Worms  in  Pfennigen  yro  Kilogramm. 
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1898 

I armstadt : 

Weissmehl  . . 

43 

43 

43 

43 

44 

44 

44 

40 

40 

40 

40 

40 

Roggenmehl 
C ff'enbach : 

30 

30 

30 

30 

40 

40 

40 

34 

33 

33 

33 

38 

Weissmehl  . . 

43 

43 

43 

43 

46 

46 

46 

46 

46 

46 

46 

46 

Roggenmehl 
V ’^orms : 

38 

1 

38 

38 

38 

38 

38 

38 

38 

38 

38 

38 

33 

Weissinehl  . . 
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39 

37 

39 
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39 
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32 

36 

37 

35 
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31 

29 

31 

31 

27 

27 

28 

27 
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1899 

E Innstadt : 

Weissmehl  . 

40 

40 

40 

40 

40 

40 

40 
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40 

40 

40 
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Roggenmehl 
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33 

33 

33 
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26 
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46 

46 
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38 

38 

38 

38 
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38 

Weissmehl  . . 

35 

35 

35 
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34 

33 

34 

34 
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34 

34 
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30 
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D irmstadt: 
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40 

40 

38 
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33 
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28 

28 

28 

28 

28 

Als  Ergebnis  der  vorstehenden  Untersuchung  der  Wirkung  der  Oktroi- 
aufhebung auf  Mehl  und  Backwaren  in  Giessen  vom  16.  Juni  1898  ab  kann 
V«  rläufig  bezeichnet  werden : Es  ist  möglich , dass  die  Aufhebung  des  Oktrois 
ZI  nächst  ihre  volle  Wirkung  auf  die  Preise  geäussert  hat,  diese  ist  aber  durch 
eil  Preissteigen  vor  der  Oktroiaufhebung  oder  durch  baldiges  Ansteigen  der 
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Preise  nach  derselben  wieder  vereitelt,  so  dass  die  Konsumenten  nicht  den  er- 
hofften Nutzen  von  der  Massregel  gehabt  haben.  Es  bleibt  die  Wirkung  der 
Beseitigung  der  Verbrauchssteuer  auf  Mehl  und  Brot  in  Offenbach  vom  1.  Ok- 
tober 1899  ab  preisstatistisch  zu  betrachten.  Das  Mehloktroi  betrug  .j‘2  Pf.  von 
100  kg  brutto,  das  Brotoktroi  3 Pf.  von  6 kg,  also  beide  Sätze  rund  V2  Pf- 
pro  Kilogramm.  Es  ist  zweckmässig,  einen  annähernd  gleich  grossen  Zeitraum 
vor  und  nach  der  Oktroiaufhebung  zu  untersuchen.  Wir  sehen  uns  daher  die 
Preise  für  Weissmehl  und  Roggenmehl  und  für  Gemischtbrot  und  Roggenbrot 
vom  Januar  1898  bis  einschliesslich  Juni  1901  näher  an.  (Siehe  Tabelle  S.  110.) 

Der  Offenbacher  Mehlpreis  unterscheidet  sich  auffällig  von  dem  Darm- 
städter und  Wormser  Preis  durch  seine  grosse  Beständigkeit.  Er  ändert  sich 
in  dem  zu  betrachtenden  Zeitraum  nur  je  zweimal,  während  in  Darmstadt  je 
sieben  Aenderungen  Vorkommen  und  in  Worms  gar  beim  Weissmehl  21  und 
beim  Roggenmehl  13.  Die  Monate  September,  Oktober  und  November  weisen 
wenig  Preisverschiebungen  auf.  Solche  kommen  im  ganzen  nur  fünfmal  vor, 
zweimal  beim  Oktober  und  dreimal  beim  November.  Ein  Einfluss  der  Oktroi- 
aufliebung  in  Offenbach  auf  die  Mehlpreise  daselbst  ist  aus  der  Tabelle  nicht 
zu  entnehmen.  Diese  Preise  sind  vielmehr  in  den  genannten  drei  Monaten  in 
allen  3 Jahren  konstant;  auch  beim  Vergleich  mit  den  beiden  anderen  Städten 
ist  eine  Wirkung  der  Oktroiaufhebung  nicht  zu  ersehen:  Die  Darmstädter  Preise 
sind  in  der  Zeit  vom  September  bis  November  stets  konstant,  der  Wormser 
Weissmehlpreis  erfährt  in  den  Monaten  Oktober  und  November  1898,  sowie  im 
November  1899  und  1900  eine  kleine  Steigerung,  der  Roggenmehlpreis  im 
Oktober  1898  und  November  1<'^99  ebenfalls,  die  Preisbewegung  zu  Oftenbach 
im  Vergleich  hiermit  ist  aber  im  Jahre  der  Oktroiaufhebung  keine  andere  wde 
im  vorhergehenden  und  folgenden  Jahr. 

Betrachten  wir  nun  den  Preisgang  des  Brotes  in  derselben  Zeit,  so  ist 
vorher  zu  bemerken,  dass  auch  in  Oftenbach  die  Bäcker  beim  Bestehen  des 
Oktrois  einen  kleinen  Schutz  insofern  genossen  gegen  die  auswärtige  Konkurrenz, 
als  52  Pf.  Oktroi  auf  100  kg  Mehl  (133  kg  Brot)  39  Pf.  auf  100  kg  in 
Oftenbach  hergestelltes  Brot  ergeben,  während  das  von  auswärts  eingeführte 
Brot  etwa  50  Pf.  auf  100  kg  zu  tragen  hatte.  Die  Preise  für  Gemischtbrot  und 
Roggenbrot  ergeben  sich  aus  nachstehender  Tabelle  (siehe  S.  112)  in  Pfennigen 
per  Kilogramm. 

Der  Brotpreis  hat  sich  in  Darmstadt  zehn-  bezw.  siebenmal  geändert,  in 
Offenbach  je  fünfmal  und  in  Worms  je  sechsmal,  ist  also  recht  beständig.  In 
die  Zeit  vom  September  bis  November  fallen  bei  Darmstadt  sechs  Aenderungen, 
bei  Worms  und  Offenbach  keine.  Ein  Vergleich  der  Darmstädter  Preise  mit 
den  Offenbacher  lässt  keine  Wirkung  der  Oktroiaufhebung  am  letzteren  Platz 
erkennen:  Im  Jahre  1898  steigt  zu  Darmstadt  der  Preis  des  Gemischtbrotes  vom 
September  auf  Oktober  um  7 Pf.  und  fällt  im  November  um  4 Pf. ; wäre  ein 
Einfluss  der  Oktroiaufhebung  im  Jahre  1899  zu  bemerken,  so  müsste,  da  der 
Offenbacher  Preis  gleich  bleibt,  der  Darrastädter  entweder  mehr  steigen  oder 
weniger  sinken,  dies  ist  aber  nicht  der  Fall,  vielmehr  fällt  vom  September  auf 
Oktober  der  Brotpreis  um  je  1 Pf.,  ebenso  vom  Oktober  auf  November  der  des 
Roggenbrots  um  1 Pf.  Bei  dem  Gemischtbrot  findet  allerdings  in  dieser  Zeit 
nur  ein  Fallen  um  2 Pf.  statt,  gegen  ein  solches  um  4 Pf.  im  Vorjahr;  dieser 
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1 

1 

I 

II 

III 

IV 

V 

VI 

VII 

VIII 

IX 

; 

X 

XI 

XII 

1898 

i 

1 

»armstadt : 

Gemischtbrot  . 

30 

30 

30 

30 

32 

30 

30 

29 

29 

36 

32 

32 

Roggenbrot  . . 
Iffenbach : 

24 

24 

24 

24 

27 

25 

25 

24 

24 

24 

24 

24 

Gemischtbrot  . 

28 

28 

28 

28 

31 

30 

30 

28 

28 

28 

28 

28 

Roggenbrot  . . 

Vorms : 

27 

27 

27 

27 

30 

29 

29 

27 

27 

27 

27 

27 

Gemischtbrot  . 

27 

27 

27 

27 

27 

30 

26 

28 

27 

27 

27 

27 

Roggenbrot  . . 

25 

25 

25 

25 

25 

28 

24 

26 

25 

25 

25 

25 

1899 

)armstadt : 

Gemischtbrot  . 

32 

32 

32 

32 

36 

36 

8t) 

36 

29 

28 

26 

26 

Roggenbrot  , . 

)ft*enl3ach : 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

23 

22 

22 

Gemischtbrot  . 

28 

28 

28 

28 

28 

28 

28 

28 

28 

28 

28 

28 

Roggenbrot  . . 

V orms : 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

Gemischtbrot  . 

27 

27 

27 

26 

26 

26 

26 

26 

26 

26 

26 

26 

Roggenbrot  . . 

25 

25 

25 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

1900 

)armstadt : 

Gemischtbrot  . 

26 

2b 

26 

26 

26 

26 

28 

28 

28 

28 

28 

28 

Roggenbrot  . . 

)ffenbach : 

M Ml 

22 

22 

22 

22 

22 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

Gemischtbrot  . 

28 

28 

28 

26 

26 

26 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

Roggenbrot  . . 

Vorms : 

27 

27 

27 

25 

25 

25 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

Gemischtbrot  . 

26 

26 

26 

26 

26 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

Roggenbrot  . . 

24 

24 

24 

24 

24 

25 

25 

25 

25 

25 

25 

25 

1901 

)armstadt; 

Gemischtbrot  , 

28 

28 

28 

28 

28 

28 

Roggenbrot  . . 

Ittenbach : 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

Gemischtbrot  . 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

Roggenbrot  . . 

Vorms : 

24 

24 

24 

24 

24 

24 

Gemischtbrot  . 

27 

27 

27 

27 

27 

27 

Roggenbrot  . . 

25 

25 

25 

25 

25 

25 

• ergleichsmässig  bessere  Stand  des  Offenbaeher  Preises  im  November  1899  wird 
: ber  deshalb  nicht  auf  die  Oktroibeseitigung  zurückzuführen  sein,  weil  er  nicht 
1 .nmittelbar  nach  derselben  eintritt,  sondern  erst  später. 

Die  geführte  Untersuchung  lässt  nicht  erkennen,  dass  die  Aufhebung  des 
( )ktrois  von  Mehl  und  Brot  in  Offenbach  vom  1.  Oktober  1899  ab  eine  Minderung 
rer  Lokalpreise  dieser  Ware  bewirkt  hat. 

Die  bis  jetzt  angestellten  Ermittelungen  leiden  an  dem  Fehler,  dass  sie 
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auf  den  Grosshandelspreis  des  Mehls,  welcher  den  Lokalpreis  dieses  Artikels 
und  den  des  Brotes  beeinflusst,  keine  Rücksicht  genommen  haben.  Im  Folgenden 
soll  der  Mehlgrosshandelspreis,  und  zwar  derjenige  für  Mannheim,  als  des 
grössten  und  wichtigsten  Marktplatzes  hierfür  in  Süd-  und  Mitteldeutschland, 
in  Betracht  gezogen  und  untersucht  werden,  ob  derselbe  nach  der  Oktroiauf- 
hebung in  Giessen  und  Offenbach  einen  höheren  Prozentsatz  des  lokalen  Mehl- 
preises und  des  korrespondierenden  Brotpreises  ausmacht,  als  vorher,  ob  also 
die  Lokalpreise  dem  Grosspreis  gegenüber  nach  dem  Oktroiwegfall  gesunken 
sind.  Da  die  Wirkung  der  Grosspreise  auf  die  Lokalpreise  sich  nicht  sofort 
äussern  kann,  sondern  erst  nachträglich,  so  werden  diese  letzteren  in  der  nach- 
folgenden Tabelle  mit  dem  Grosspreis  des  je  vorhergehenden  Monats  in  Be- 
ziehung gesetzt.  (Siehe  Tabelle  S.  114  u.  115.) 

Die  Tabelle  ergibt,  dass  im  Oktober  1899,  also  unmittelbar  nach  der 
Aufhebung  des  Oktrois,  der  prozentuale  Anteil  des  Engrosmehlpreises  am  Lokal- 
mehl- und  Brotpreis  ein  grösserer  ist,  als  im  September  1899,  unmittelbar  vor 
der  Oktroiaufhebung,  dass  also  der  Lokalpreis  verhältnismässig  gesunken  ist, 
und  zwar  um  1 7<>  bezw.  l,6*^/o,  also  fast  genau  um  den  Betrag  des  weggefallenen 
Oktrois.  Diese  wohl  durch  die  Oktroiaufhebung  hervorgebrachte  Wirkung  hält 
aber  nicht  lange  an : Bereits  im  Dezember  1899  ist  der  Anteil  des  Grossmehl- 
preises am  Lokalpreis  geringer  geworden,  als  er  im  September  1899  war,  und 
wdrd  bis  einschliesslich  Januar  1900  noch  geringer,  da  die  Lokalpreise  dem  stetig 
sinkenden  Mehlgrosspreis  zunächst  noch  nicht  folgen , sondern  infolge  ihres 
grösseren  Beharrungsvermögens  noch  auf  ihrem  früheren  Stand  verbleiben. 
Wenn  dann  vom  Februar  1900  ab  der  fragliche  Anteil  zunächst  infolge  schwachen 
Anziehens  des  Weltmarktpreises,  später  infolge  Herabsetzung  der  Lokalpreise 
höher  wurd,  so  ist  in  diesem  verhältnismässigen  Sinken  der  Lokalpreise  keine 
Wirkung  des  4 Monate  zurückliegenden  Oktroiwegfalls  zu  erblicken,  sondern 
dieses  auf  andere  Gründe  zurückzuführen. 

ln  Mannheim  werden  monatliche  Preise  für  sechs  Sorten  Weizenmehl  und 
zwei  Sorten  Roggenmehl  notiert.  Die  angegebenen  Preise  entsprechen  der  dritten 
Sorte  Weizenmehl  und  der  ersten  Sorte  Roggenmehl.  Diese  Sorten  scheinen, 
nach  dem  Preisverhältnis  zu  urteilen,  eine  geringere  Qualität  zu  repräsentieren 
als  die  in  Offenbach  notierten  Sorten  Weissmehl  und  Roggenmehl.  Ebenso 
repräsentiert,  wie  gleichfalls  das  Preisverhältnis  beweist,  der  Durchschnitt  der 
beiden  Mannheimer  Sorten  eine  bessere  Qualität,  als  zur  Herstellung  des  Offen- 
bacher Gemischt-  und  Roggenbrots  verwendet  wird.  Hierauf  kommt  es  indes 
nicht  an,  sondern  es  ist  nur  notwendig,  dass  die  mit  einander  in  Vergleich  ge- 
setzten Preise  sich  stets  auf  dieselbe  Qualität  beziehen. 
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Verg  eich  des  Grosshandelspreises  von  Mehl  in  Mannheim  mit  den  Mehl-  und 
Brotpreisen  in  Offenbach. 


ij 

Mannheimer 

1 1 

1 Durch 

! I 

1 Mittlerer  Preis 

lourch- 

: Preis  von  100  ko- 

! Verhältnis  von 

■ Grosshandels- 
Durehschnitts- 

1 

jschniti 

von 

100  kg 

i ischniti 

1 

j Spalte  4 zum 
Nachmona.t 

Mon  it 

1 preis  von  100  kg 

' von 

Weiss 

Roggen 

1 von 

Gemischt- 

Roggen- 

1 in  Snalte 

7.  8.  9 

' Weizen- 
mehl 1 

Roggen- 
mehl  1 

Spalte 
2u.  H 

mehl 
in  0 

mehl 

fenbach 

j Spalte 
;j  5 u.  6 

brot 

\ 

in  Off€ 

brot 

mbach 

wie  X : lÖO ; 

X =r:  für  Spalte 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

7 

8 

9 

1 

i 2 

! 3 

1 ‘i 

f 

() 

1 ^ 

I'  i 

! 8 

9 

i 10 

1 11 

12 

I 

29,68 

21,88 

25,76 

43 

38 

40,-50 

28 

27 

63,6 

92 

91,7 

11 

29, 

22,13 

26,01 

43 

38 

40,-50 

28 

27 

64,2 

92,9 

92.6 

Hl 

30,25 

22,63 

26,44 

43 

38 

40,50 

28 

27 

1 65,3 

94,4 

97,9 

V 

31.63 

23.75 

27,69 

43 

38 

40,-50 

28 

27 

6.5,9 

89.3 

92,3 

00 

Ci 

V 

/I 

37,50 

27 

32,25 

46 

38 

42 

31 

30 

76,8 

107,5 

111,2 

32 

22,75 

27,38 

46 

38 

42 

30 

29 

65,2 

91,3 

94,4 

00 

^ 11 

29,25 

21,-50 

25,38 

46 

38 

42 

30 

29 

60,4 

90,6 

94,0 

V II 

28,50 

21,25 

24.88 

46 

3« 

42 

28 

27 

59,2 

88,8 

92,1 

. X 

26,50 

20,50 

23,-50 

46 

38 

42 

28 

27 

56,0 

84,0 

87,0 

X 

il 

26,63 

21,88 

24,26 

46 

38 

42 

28 

27 

1 57,8 

86,6 

89,9 

26,3S 

21,88 

24,13 

46 

38 

42 

28 

27 

1 57,5 

86,2 

89,4 

-5  II 

26 

22 

24 

46 

38 

42 

28 

27 

57,1 

85,7 

88,9 

I 

25,75 

23 

24,38 

46 

38 

42 

28 

27 

.58,0 

87,1 

90,3 

11 

25,25 

22,75 

24 

46 

38 

42 

28 

27 

57,1 

85,7 

88,9 

II 

2o 

22,-50 

23.75 

46 

38 

42 

28 

27 

56,5 

84,N 

88,0 

V 

24,50 

22,25 

23,38 

46 

38 

42 

28 

27 

55,7 

83,5 

86,6 

V 

24,38 

22,13 

23,26 

46 

38 

42 

28 

27 

55,4 

83,2 

86,1 

c: 

a:> 

•[ 

24,75 

22 

23,-38 

46 

38 

42 

28 

27 

5.5,7 

83,5 

80,6 

00 

MI 

24,50 

21,88 

23,19 

46 

38 

42 

28 

27  i 

5-5,2 

82,8 

85,9 

VIII 

24,13 

21,63 

22,88 

46 

38 

42 

28 

27 

-54,5 

81,7 

84,7 

IX 

24 

21,-50 

22,75 

46 

38 

42 

28 

27 

54,2 

81,2 

84,3 

X 

24,38 

22 

2-3,19 

46 

38 

42 

28 

27 

-55,2 

82,8 

85,9 

::i 

23,88 

21,75 

22,82 

46 

38 

42 

28 

27 

54,3 

81,5 

84,5 

XII 

23,25 

21,25 

22,25 

46 

38 

42 

28 

27 

53,0 

79,5 

82.4 

I 

23,16 

21.09 

22,13 

46 

38 

42 

28 

27 

52,7 

79,0 

82,0 

II 

23,34 

21.03 

22,18 

46 

38 

42 

28 

27 

52,8 

79.0 

82,1 

jii 

23,50 

21,25 

22,38 

46 

38 

42 

28 

27 

-53,3 

79,9 

89,5 

IV 

23,50 

21,25 

22,38 

46 

38 

42 

26 

25 

53,3 

79,9 

89,5 

V 

23.38 

21,25 

22,32 

46 

38 

42 

26 

25 

53,1 

79,7 

89,3 

o 

o 

-1 

24,33 

21,58 

22,96 

46 

38 

42 

26 

25 

69,6 

85,0 

95,7 

XII 

24,42 

22,67 

23.-55 

38 

28 

33 

27 

24 

71,4 

87,2 

98,1 

VIII 

24 

20,98 

22.49 

38 

28 

33 

27 

24 

66,1 

83,3 

93.5 

IX 

24,68 

21 

22.84 

38 

30 

34 

27 

24 

67,2 

84,6 

95,2 

X 

24,44 

20,81 

22,63 

38 

30 

34 

27 

24 

66,6 

83,8 

94,3 

^ ■ T 

24 

20,69 

22,35 

38 

30  i 

34 

27 

24 

65,7 

82,8 

93,1 

XII 

23,97 

20,-50 

22,24 

38 

30 

34 

27 

24 

65,4 

82,4 

92,7 

I 

24,14 

20,-53 

22,34 

38 

30 

34 

27 

24 

65,7 

82,8 

93,1 

I : 

24.09 

20,19 

22,19 

38 

30 

34 

27 

24 

6-5,3 

82,2 

92,5 

o 

II 

24,13 

20,2-5 

22,19 

38 

30 

34 

27 

24 

65,3 

C—,w 

92,5 

IX 

24.16 

20,16 

22,16 

38 

80 

34 

27 

24 

65,2 

82,1 

92,3 

X ’ 

24.50 

20,50 

22,-50 

38 

30 

34 

27 

24 

66.2 

83.3 

93,8 

'1 1 

24,25 

20,46 

22,36 

38 

30 

1 1 

34 

27 

24 
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Für  Giessen  haben  wir  folgende  Zahlen : 


Monat 

1 

Mannheimer 
Durch- 
schnittspreis 
' von  Weizen- 
mehl 1 und 
Roggenmehl  1 
per  100  kg 

M. 

■ 

Mittlerer  Preis 
i von  100  kg 

Weiss- 1 Roggen- 
1 mehl  j mehl 

in  Giessen 
M. 

Durch- 
schnitt 
von 
Spalte 
3 u.  4 

M. 

Preis  von  100  kg 

Gemischt- 1 Roggen- 
brot brot 

in  Giessen 
M. 

Verhältnis  von 
Spalte  2 zum 
Nachmonat 
in  Spalte  5,  6,  7 
wie  X : 100; 

X = für  Spalte 

0 1 6 1 7 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

1 

8 

9 

’ 10 

1898  1 

25,76 

39 

34 

36,50 

1 

25 

23 

. 7u,6 

103.0 

117,1 

II 

i 26.01 

39 

34 

36,50 

25 

71,3 

104,0 

118,2 

III 

26,44 

39 

34 

86,.-)0 

25 

22 

70.5 

07,8 

105,8 

IV 

1 27,69 

40 

85 

37,50 

27 

2.5 

71 

102,6 

106,5 

V 

32,25 

41 

37 

39 

27 

26 

82,7 

129 

134,4 

VI 

27,38 

41 

37 

39 

25 

24 

74 

109,5 

124.5 

VII 

! 25,38 

39 

35 

37 

25 

22 

68.6 

101.5 

115,4 

VIII 

24,88 

39 

35 

37 

•25 

•^2 

67,2 

103,7 

118,5 

IX 

23.50 

39 

35 

37 

24 

21 

63,5 

97.9 

111,0 

X 

24,26 

39 

35 

37 

24 

21 

65,6 

101,1 

115,0 

XI 

24,13 

39 

35 

37 

24 

21 

63,5 

100,5 

114,9 

XII 

24 

41 

35 

38  1 

24 

21 

63,2 

100 

114.3 

1899  I 

24,38 

41 

35 

38 

24 

21 

64,2 

101,6 

116,1 

11 

24  ' 

■41 

35 

38 

24 

21 

63,2 

100 

114.3 

111 

23,75 

41 

35 

38 

24 

21 

62,5 

99,0 

113,1 

IV 

23,38 

41 

35 

38 

24 

21 

61.5 

97,4 

111,3 

V 

23,26 

41 

35 

38 

24 

21 

61,2 

96.9  110,8 

VI 

23,38 

41 

35 

38 

24 

21 

61,5 

97,4 

111,3 

VII 

23,19 

41 

35 

38 

24 

21 

61,0 

96,6 

110.4 

VIII 

22,88 

41 

35 

38 

24 

21  : 

62,5 

92.4 

105,6 

IX 

22,75 

38 

33 

35,50 

24 

21 

64,1 

94,8 

108.3 

X 

23,19 

38 

33 

35, 5u 

24 

21  ' 

65,3 

96,6 

1 10,4 

XI' 

22,82 

38 

33 

35,50 

24 

21  ' 

64,3 

95,1 

108,7 

XII 

22,25 

38 

33 

' 

35,50  I 

24 

21 

62,7 

92.7 

106.0 

Aus  der  Tabelle  ist  eine  Wirkung  der  in  den  Monat  Juni  1S98  fallenden 
Anliiebung  des  Oktrois  auf  Mehl  und  Backwaren  zu  Giessen  auf  die  Lokalpreise 
nicht  zu  entnehmen,  während  wir  bei  der  früheren  L^ntersuchung  der  Giessener 
Preise  eine  solche  als  wahrscheinlich  erkannt  hatten.  Per  Zeitpunkt  der  Oktroi- 
aufhebung ist  nämlich  insofern  für  die  vorstehende,  auf  einem  Vergleich  der 
Lokalpreise  mit  dem  Weltpreis  beruhende  Untersuchung  ungünstig  gelegen,  als 
der  Weltpreis  des  Getreides  und  Mehls  im  zweiten  Vierteljahr  1898  infolge  der 
spanisch- amerikanischen  Feindseligkeiten  eine  abnorme  Höhe  erreicht  hatte, 
welcher  der  Lokalpreis  nicht  folgte.  Was  von  der  Qualität  des  Offenbacher 
Weiss-  und  Roggenmehls  und  des  daselbst  zum  Brotbacken  verwendeten  Mehls 
im  Vergleich  zu  den  notierten  Mannheimer  Mehlsorten  gesagt  ist.  gilt  auch 
für  Giessen. 

Als  Resultat  der  stattgehabten  Untersuchung  finden  wir,  dass 
durch  die  Aufhebung  des  Mehl-  und  Brotoktrois  zu  Giessen  und  Oftenbach  die 
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okalen  Mehl-  und  Brotpreise  zwar  vorübergehend  verbilligt  scheinen , ein 
lauerndes  Tieferstehen  dieser  Preise  jedenfalls  aber  nicht  herbeigeführt  worden 
st.  Die  Konsumenten  haben  nicht  die  Vorteile  des  Oktroiwegfalls  genossen, 
sondern  die  Produzenten  und  Händler. 

Der  Vorstand  des  statistischen  Amts  in  Mannheim,  Dr.  Schott,  hat  Ende 
März  laufenden  Jahres  in  den  „Beiträgen  zur  Statistik  der  Stadt  Mannheim“ 
Xr.  10  eine  Arbeit  veröffentlicht,  „Die  Mannheimer  Brotpreise  seit  Aufhebung 
des  Oktrois  auf  Mehl  und  Brot“,  worin  er  zeigt,  dass  die  Wirkung  der  mit 
dem  1.  Januar  1808  stattgehabten  Aufhebung  des  Oktrois  für  Mehl  und  Brot 
auf  die  Brotpreise  schon  ira  letzten  Drittel  des  Jahres  1898  nicht  mehr  zu 
spüren  war.  Als  Oesamtergebnis  stellt  er  fest,  dass  die  Aufhebung  des  Oktrois 
einen  nachhaltigen  Einfluss  im  Sinne  einer  Verbilligung  der  Brotpreise  nicht 
gehabt  hat.  und  spricht  zum  Schlüsse  seine  Ansicht  dahin  aus,  dass  die  Auf- 
hebung eines  Mehloktrois  nur  dann  auf  die  Dauer  dem  Brotkonsumenten  im 
wesentlichen  zu  gute  kommen  wird,  wenn  einerseits  der  Betrag  des  Oktrois 
hoch  genug  ist,  um  im  Detailpreis  in  vollen  Pfennigen  sich  ausdrücken  zu 
können,  und  wenn  gleichzeitig  eine  starke  Konkurrenz  der  Produzenten  des 
Pertigfabrikats  die  monopolistische  oder  monopolartige  Ausnutzung  der  Auf- 
hebung verhindert. 

Professor  Dr.  Laspeyres  kommt  im  ersten  Teil  seiner  „Statistischen  Unter- 
suchungen zur  Frage  der  Steuerüberwälzung,  geführt  an  der  Geschichte  der 
preussischen  Mahl-  und  Schlachtsteuer“  (Schanz,  Finanzarchiv,  18.  Jahrgang  1901, 
S.  46 — 282)  zu  dem  Plrgebnis,  dass  die  mit  dem  l.  Januar  1875  stattgehabte 
Aufhebung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  zunächst  die  Preise  der  davon  be- 
troffenen Waren  um  mehr  als  den  Steuerwegfall  erniedrigt  habe,  dass  jedoch 
infolge  weiterer  Preisbewegungen  schliesslich  nur  etwa  70 — 80  % des  Steuer- 
wegfalls den  Konsumenten  zu  statten  gekommen  zu  sein  scheine.  Wenn 
letztere  Ansicht  richtig  ist,  was  wir  hier  nicht  nachprüfen  können,  so  würde 
dies  noch  nichts  gegen  die  Meinung  beweisen,  dass  die  Aufhebung  des  in  Hessen 
bestehenden  Oktrois  den  Konsumenten  keinen  Vorteil  brächte,  indem  die  Preise 
der  betroffenen  Gegenstände  keine  dauernde  Erniedrigung  erfahren  würden, 
weil  es  sich  in  Hessen  um  viel  niedrigere  Oktroilasten  handelt,  als  die  preussische 
Mahl-  und  Schlachtsteuer  betrug. 

Es  erübrigt  nun  noch,  theoretische  Erwägungen  über  den  Steuerträger 
beim  Oktroi  anzustellen. 

Selbstverständlich  ist  es  Bestreben  des  oktroipflichtige  Gegenstände  zum 
Verbrauch  in  die  Gemeinde  Einführenden,  das  von  ihm  gezahlte  Oktroi  in  dem 
Verkaufspreis  der  Gegenstände  oder  der  aus  ihnen  hergestellten  P]rzeugnisse 
auf  andere  abzuwälzen.  Ob  ihm  dies  gelingt , hängt  zunächst  von  dem  als 
Preisregulator  überhaupt  wichtigen  Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage  ab, 
das  sich  in  nachstehender  Weise  geltend  zu  machen  strebt:  Die  Gegenstände 
der  Urproduktionen  (Landwirtschaft,  Forstwirtschaft,  Bergbau,  Jagd  und  Fischerei), 
welche  einen  Teil  der  mit  Oktroi  belegten  Artikel  bilden,  werden  innerhalb  der 
Oktroigrenze  kaum  erzeugt  werden,  und  für  diese  werden  daher  die  Importeure 
regelmässig  ein  Angebotsmonopol  haben,  so  dass  sie  im  stände  sind,  das  von 
ihnen  entrichtete  Oktroi  auf  den  Preis  der  Ware  zu  schlagen  und  so  auf  den 
in  der  Gemeinde  befindlichen  Verbraucher  der  Artikel  abzuwälzen.  Was  die 
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oktroipÜichtigeu  Gegenstände  anlangt,  welche  auch  in  dem  Oktroibezirk  erzeugt 
werden,  so  können  diese  von  den  einheimischen  Erzeugern  nicht  oktroifrei  an- 
geboten  werden.  Die  Reichsgesetzgebung  über  die  örtlichen  Verbrauchssteuern 
(siehe  oben)  fordert  die  gleichmässige  Besteuerung  derjenigen  in  der  Gemeinde 
erzeugten  Artikel,  welche  bei  der  Einbringung  in  den  Gemeindebezirk  dem 
Oktroi  unterliegen,  und  diese  Vorschrift  entspricht  auch  der  Natur  des  Oktrois 
als  einer  Abgabe  vom  örtlichen  Verbrauch.  Der  Oktroizahler  wird  daher  stet.s 
im  stände  sein,  die  Abgabe  im  Verkaufspreis  des  pflichtigen  Artikels  oder  des 
daraus  herzustellenden  Gegenstandes  auf  den  einheimischen  Verbraucher  ab- 
zuwälzen, vorausgesetzt,  dass  die  Konkurrenz  der  Verkäufer  untereinander  dies 
nicht  verhindert,  was  deshalb  kaum  der  Fall  sein  wird,  weil  das  Oktroi  die 
Produktionskosten  des  Artikels  am  Orte  erhöht.  Der  einheimische  Verbraucher 
wird  daher  regelmässig  auch  Oktroiträger  sein.  Etwas  anders  steht  die  Sache 
jedoch  bei  dem  auswärtigen  Konsumenten  oktroipflichtiger  Artikel.  Werden 
solche  nach  auswärts  verkauft,  ohne  dass  eine  Rückvergütung  des  Oktrois  ein- 
tntt,  was,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  die  Regel  bildet,  so  ist  der  einheimische 
Verkäufer  zu  einer  Abwälzung  des  Oktrois  nur  dann  ira  stände,  wenn  er  ein 
gewisses  Angebotsmonopol  hat.  der  Auswärtige  seinen  Bedarf  also  bei  ihm 
decken  muss,  sei  es  infolge  der  örtlichen  Lage,  oder  weil  der  Verkäufer  unter 
günstigeren  Bedingungen  produziert  oder  einkauft  und  deshalb  im  stände  ist, 
billigere  Preise  zu  stellen,  als  der  Verkäufer  in  der  nicht  oktroierhebenden  Ge- 
meinde. Da  das  Oktroi  die  Produktionskosten  erhöht,  und  ein  dauernder  Ab- 
satz nur  denkbar  ist,  wenn  der  Preis  die  Produktions-  bezw.  Verkaufskosteii 
deckt , so  muss  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  auch  hier  der  oktroipflichtige  Ver- 
käufer in  der  Lage  sein,  die  Abgabe  abzuwälzen.  Der  entgegengesetzte  Fall 
wäre  nur  denkbar,  wenn  der  Verkäufer  das  nicht  abgewälzte  Oktroi  auf  den 
Preis  der  im  Oktroibezirk  abgesetzten  Waren  schlagen  kann.  Dies  wäre  mög- 
lich, wenn  er  unter  günstigeren  Bedingungen  einkaufte  oder  produzierte,  als 
seine  einheimischen  Konkurrenten.  Der  gleiche  Artikel  pflegt  aber  nicht' ver- 
schiedenen Preis  zu  haben,  je  nachdem  er  an  Einheimische  oder  Auswärtige  ab- 
gesetzt wird:  so  wird  auch  der  nicht  im  oktroierhebenden  Ort  Wohnende,  der 
dort  oktroipflichtige  Artikel  kauft,  die  Abgabe  meist  zu  tragen  haben.  Das 
Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage  strebt  also  danach,  das  Oktroi  regel- 
mässig dem  Verbraucher,  einerlei  ob  innerhalb  oder  ausserhalb  der  Oktroi- 
gemeinde wohnhaft,  aufzubürden,  so  dass  er  proportional  seinem  Verbrauche 
an  oktroipflichtigen  Gegenständen  getroffen  wird. 

Dieses  Verhältnis  ist  von  ausschlaggebendem  Einfluss  auf  die  Preisbildung 
im  Engrosverkehr;  wie  aber  schon  die  aus  den  oben  angegebenen  Detailpreisen 
zu  entnehmende  Einflusslosigkeit  des  in  Hessen  bestehenden  Oktrois  auf  die 
Preise  des  Kleinverkehrs  vermuten  lässt,  sind  auf  die  letzteren  noch  andere 
Umstände  von  grosser  Wirkung.  Diese  im  einzelnen  näher  zu  betrachten,  ist 
hier  nicht  der  Ort;  selir  schätzenswertes  Material  zur  Aufhellung  dieses  noch 
recht  dunklen  Gebiets  ist  infolge  der  vom  Verein  für  Sozialpolitik  im  Jahre 
18S6  gegebenen  Anregung  durch  ungemein  fleissige  Einzeluntersuchungen  ge- 
liefert worden  (s.  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  Nr.  XXXVI,  XXXVIl. 
Untersuchungen  über  den  Einfluss  der  di.stributiven  Gewerbe  auf  die  Preise  und 
Nr.  XXXVIH  S.  118 ff.,  Verhandlung  über  da.«  Thema).  Wie  sich  aus  demselben 
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:rgibt  und  auch  durch  die  Ertahmng  des  täglichen  Lebens  bestätigt  wird,  ist 
lun  bei  den  wichtigsten  mit  Oktroi  belegten  Gegenständen  der  Gewinn  beim 
vleinverkaut'  im  Vergleich  zu  der  damit  verbundenen  Arbeit  ein  recht  hoher. 
iei  den  zum  täglichen  Verbrauch  in  kleinen  Mengen  gekauften  Gegenständen 
lesitzt  der  Kleinhändler  tür  bestimmte  Strassen  eine  Art  Monopol,  denn  man 
:anu  nicht  wegen  jedes  Laibs  Brot,  jeder  kleinen  Quantität  Pleiscli,  Wurst  u.  s.  w. 

,u  einem  entfernt  wohnenden,  wenn  auch  billigeren  Händler  gehen;  da  die 
Vertreter  der  Nahrungsmittelbranche,  Bäcker,  Metzger,  Wirte  u.  s.  w. , wissen, 
lass  sie  ein  derartiges  Monopol  haben,  können  sie  die  Detailpreise  hoch  halten, 
luch  wenn  die  Grovsspreise  herabgegangen  sind,  und  überhaupt  einen  hohen 
Gewinn  haben.  Hierbei  kommt  noch  als  diesen  Bestrebungen  günstig  in  Be- 
racht,  dass  die  genannten  Gewerbetreibenden  meist  in  Innungen  geeinigt 
ind,  sowie  dass  der  Verkäufer  der  fraglichen  Artikel  bei  uns  meist  eine 
>essere  Position  hat,  als  der  Käufer,  weil  letzterer  in  der  Regel  eben  zu  ihm  in 
len  Laden  kommt;  wird  die  Ware  hausierend  feilgoboten,  so  pflegt  der  Ver- 
lienst  des  Verkäufers  ein  weit  niedrigerer  zu  sein.  Dies  ist  auch  einer  der 
jfünde.  warum  im  Osten,  wo  das  Fleisch  von  den  Metzgern  vielfach  hausierend 
•erkauft  wird,  dessen  Preise  billiger  sind,  als  im  Westen. 

Die  Grosshandelspreise  schwanken  häufig,  während  die  Kleinhandelspreise 
lie  Tendenz  haben,  nicht  oft  zu  wechseln.  Ks  besteht  nur  in  geringem  Grade 
:ine  Abhängigkeit  der  letzteren  von  den  ersteren,  wegen  deren  Gründe,  die 
ins  hier  nicht  interessieren , Näheres  aus  den  oben  erwähnten  Einzelarbeiten 
ind  dem  Gang  der  am  29.  September  stattgefundenen  Verhandlung  zu  f 

•ntnehmen  ist. 

Weiter  ist  den  Detaillisten  günstig,  dass  der  Kleinkäufer  die  Qualität  der 
Vare  nicht  leicht  genau  beurteilen  kann,  und  er  deshalb  bei  einem  Kauf- 
nann  etc.,  dem  er  vertraut,  dass  er  ihm  für  sein  Geld  gute  Ware  liefert, 
eine  Einkäufe  macht,  auch  wenn  er  erfährt,  dass  em  anderer  billigere  Preise 
lat,  weil  er  denkt,  es  müsse  dann  auch  wohl  die  Qualität  der  Ware  schlechter 
ein,  oder  er  habe  eine  geringere  Auswahl  dort  u.  s.  w.  In  grösseren  Orten 
veiss  der  Käufer  auch  vielfach  nicht,  dass  er  die  benötigte  Ware  bei  einem 
tnderen  Händler  in  gleicher  Güte  billiger  haben  könnte , da  er  nicht  ständig 
'fachforschungen  nach  den  billigsten  Preisen  an  seinem  Wohnort  anstellen  kann,  ^ 

chon  wegen  der  dafür  beanspruchten  Zeit.  Wie  hoch  der  Detailverkaufsgewinn  I 

st,  ergibt  sich  aus  folgenden  Zahlen : 

Nach  Dr.  R.  van  der  Borght,  Der  Einfluss  des  Zwischenhandels  auf  die 
'reise  (Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  Nr,  XXXVI  S.  250  und  251),  be- 
rug  der  Aufschlag  beim  Detailverkauf  gegenüber  dem  Einkaufspreis  einer 
j grossen  Aachener  Detailfirma  im  Durchschnitt  der  Jahre  1878 — 86  bei  Weizen- 
nehl  16,89 ‘Vo  5 Hafergrütze  30,51%,  bei  Griesmehl  30,65%,  Gerste  (mittel) 

;i,13^o,  Bohnen  (weisse)  29,17%,  Erbsen  23,08%,  Linsen  24,66  7®»  Essig  50'7o» 

Steinkohlen  (gegen  den  Engrospreis  der  Vereinigungsgesellschaft  für  Stein- 
:ohlenbergbau  im  Wurmrevier)  120 Spiritus  (90  7oiger)  22,72 7o* 

Dr.  Otto  Gerl  ach  sagt  in  seiner  Abhandlung  „Die  Preisbildung  des 
leisches  zu  Halle  a.  S.*'  (obige  Schriften  Nr.  XXXVll  S.  163),  dass  „in  dem  ' 

landel  zwischen  Fleischer  und  Konsument  die  Preise  sehr  fest  sind,  dass  sie  keine 
Schwankungen  zeigen  infolge  günstiger  oder  ungünstiger  Vieheinkäufe  von 


L 


/ 


erescliichtc  luul  Kritik  Oktrois  im  (Tro»sIierzo;rtum  Hessen. 


111» 


j 


seiten  des  Fleischers,  dass  sie  keine  Schwankungen  zeigen  infolge  der  durch- 
schnittlichen Schwankungen  der  Viehpreise  in  den  verschiedenen  Jahreszeiten 
und  in  den  einzelnen  Jahren,  endlich,  dass  sie  noch  keinen  Rückgang  zeigen, 
der  dem  Rückgänge  in  den  Vielipreisen  der  letzten  Jahre  folgt.  Wir  sehen  sie 
nicht  den  Produktionskosten  folgen,  sondern  selbständige  Wege  wandelnd  jene 
in  den  letzten  Jahrzehnten  nur  dann  berücksichtigen,  wenn  sie  bedeutend  steigen, 
und  auf  Seite  165:  „Ob  von  der  einfachen  Konkurrenz  der  Fleischer  unter  den 
jetzigen  Umständen  es  je  zu  erwarten  ist,  dass  die  Fleischpreise  sich  den  Pro- 
duktionskosten in  ihren  Bewegungen  enger  anschliessen  werden,  erscheint  mehr 
als  zweifelhatt.  Dazu  wäre  erforderlich,  dass  die  Konsumenten  ein  grösseres 
Verständnis  für  die  Qualität  des  Fleisches  hätten,  dass  ein  räumlich  möglichst 
konzentriertes  Angebot  auf  einem  Markte  stattfände  unter  Anzeige  der  Preise, 
vor  allem  aber,  dass  die  Fleischer  es  selbst  in  ihrem  Interesse  liegend  fänden, 
durch  niedrigere  Preise  eine  Vergrösserung  ihres  Umsatzes  zu  bewirken.“  Bei 
der  Preisbildung  des  Fleisches  im  Detailverkehr  spielt  der  Umstand,  dass  man 
wegen  der  mangelnden  Fähigkeit  die  Qualität  der  Ware  zu  beurteilen  trotz 
höherer  Preise  bei  dem  Metzger  kauft,  zu  dem  man  das  Vertrauen  hat,  er  werde 
nur  gute  Ware  verkaufen,  deshalb  eine  besonders  grosse  Rolle,  weil  bekannt  ist. 
dass  fortwährend  eine  Menge  Fleisch  verkauft  wird,  das  zwar  nicht  ladenrein, 
aber  geniessbar  ist,  und  man  beim  Entdecken  billigerer  Pi-eise  gleich  fürchtet, 
es  möchte  sich  um  solches  weniger  appetitliche  Fleisch  handeln.  Dieser  Um- 
stand trägt  sehr  zur  Festigung  der  Stellung  der  Metzger  im  Kampfe  um  billige 
Fleischpreise  bei. 

Bezüglich  der  Brotpreise  stellt  Stadtrat  Ludwig- Wo  1 ff  in  Leipzig  eine 
Berechnung  auf,  worin  er  zu  dem  Ergebnis  kommt,  dass  — wenn  an  Stelle  der 
dortigen  Armenbrotbäckerei,  die  jährlich  allerdings  über  2000  Doppelztr.  Mehl 
verbackt,  ein  Privatunternehmen  wäre  — dieses  bei  einem  Verkaufspreis  für  be- 
sonders gutes  Brot  von  18  Pf.  pro  Kilogramm  einen  Verdienst  von  3080  M.  jährlich 
haben  würde.  Nach  in  den  Jahren  1884,  1885  und  1886  angestellten  Ermittelungen 
kostete  das  Pfund  Brot  sog.  erster  Sorte,  die  aber  schlechter  war,  als  das  von 
der  Armenbrotbäckerei  gelieferte  Brot,  rund  14  Pf.  Nach  den  Angaben  von 
Prof.  Dr.  Conrad  in  seinem  Referat  über  den  Einfluss  des  Detailhandels  auf  die 
Preise  (obige  Schriften  Nr.  XXXVIII  S.  39)  beträgt  der  Gewinn  eines  Bäckers 
bei  Weizenbrot  25 — bei  Roggenbrot  15 — 16%. 

Durch  ähnliche  lokale  Umstände  erklärt  sich  auch  die  Verschiedenheit 
der  Preise  für  dieselben  Gegenstände  sogar  in  benachbarten  Plätzen.  Wird  nun 
— wie  es  in  Hessen  die  Regel  ist  — der  Gegenstand  mit  einem  nur  massigen 
Oktroi  belegt,  das  auf  die  im  Kleinverkehr  abgegebenen  Mengen  nur  Bruch- 
teile eines  Pfennigs  ausmacht,  so  scheut  sich  der  Kleinverkäufer  bei  seinem 
hohen  Nutzen  aus  geschäftlichem  Anstandsgefühl  in  der  Regel,  den  Preis  der 
Ware  deshalb  zu  erhöhen,  und  trägt  das  Oktroi  ganz  oder  zum  Teil  selbst. 
Wollen  einige  Verkäufer  dies  nicht  freiwillig  thun,  so  werden  sie  durch  die 
Konkurrenz  der  mit  gei’ingerem  Nutzen  zufriedenen  einheimischen  oder  fremden 
Verkäufer  hierzu  oft  veranlasst  werden.  Dass  wenigstens  ein  Teil  des  Oktrois 
von  dem  Verkäufer  der  in  Rede  stehenden  Waren  selbst  getragen  und  deshalb 
den  Konsumenten  nicht  fühlbar  wird,  wird  auch  dadurch  wahrscheinlich,  dass 
es  immer  nur  die  Bäcker  und  Metzger  sind,  welche  sich  gegen  das  Oktroi  auf 
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\ elil  und  Brot,  bezw.  Fleisch  und  Fleischwaven  zu  wenden  pflegen,  und  die 
B. erbrauer,  die  gegen  ein  Oktroi  auf  die  Bierbereitung  sich  beschweren.  Eine 
A asnahine  scheint  — wenn  auch  nicht  statistisch  nachweisbar  — die  Oktroi- 
ü >erwälzung  bei  der  Steinkohle  zu  bilden.  Wegen  der  geringen  Verkäufer- 
k)nkurrenz  scheint  hier  eine  stärkere  Abwälzung  des  Oktrois  auf  den  Preis 
s1  attzufinden,  was  noch  dadurch  unterstützt  wird,  dass  Steinkohlen  in  der  Regel 
n cht  in  so  geringen  (juantitäten  verkauft  werden,  das.s  auf  die  gewöhnliche 
K indestverkaufsmenge  ein  in  ganzen  Pfennigen  nicht  ausdrückbarer  Oktroi- 
b ‘trag  entfällt.  Im  allgemeinen  ist  jedoch  daran  festzuhalten,  dass  das  Oktroi 
n ir  zum  Teil  vom  Konsumenten  getragen  wird.  Der  Anteil  desselben  ist  bei 
e itbehrlichen  Gegenständen  grösser,  als  bei  unentbehrlichen,  weil  man  erstere 
siih  nur  anschafft,  wenn  man  dazu  in  der  Lage  ist,  also  eine  grössere  Kauf- 
k aft  besitzt;  während  die  Nachfrage  nach  unentbehrlichen  Gegenständen  bei 
ZI.  hohem  Preis  eingeschränkt  wird,  weil  sich  die  Minderbemittelten  dann  bil- 
li  jeren  Surrogaten  zuwenden. 

Wird  trotzdem  behauptet,  dass  das  Oktroi  die  unentbehrlichen  Bedürf- 
n sse  verteuere,  und  deshalb  den  Armen  härter  treffe , als  den  Wohlhabenden, 
s(  ist  dazu  folgendes  zu  bemerken ; 

a)  Der  Vorwurf,  dass  das  Oktroi  die  notwendigen  Lebensbedürfnisse  ver- 
ttuere,  ist  kein  so  schwerwiegender,  wie  es  auf  den  ersten  Anblick  scheint, 
d -nn  es  handelt  sich  hierbei  um  im  Kleinverkehr  verschwindend  geringe  Be- 
ti  ige,  die  überdies  der  Allgemeinheit  zu  gute  kommen.  Wie  weit  grössere 
P reissteigerungen , die  weder  in  dem  Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage 
n ich  in  einer  Steigerung  der  Produktionskosten  begründet  sind,  und  überdies 
n ir  den  wenigen  Detailhändlern  zu  gute  kommen,  leicht  eintreten,  zeigt  der 
W ürzburger  Bürgermeister  Dr.  Zürn  in  seiner  Abhandlung  „Zur  Kommunal- 
st merfrage**  (Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  Heft  XXII  S.  189). 

b)  Das  Oktroi  trifft  unter  den  unentbehrlichen  Bedürfnissen  nur  einzelne 
eiier  grossen  Gattung,  welche  der  Konsument  vielfach  durch  oktroifreie  er- 
st Dzen  kann,  z.  B.  Brot  und  Mehl  durch  Kartoffeln,  Hülsenfrüchte  u.  s.  w, 

c)  Der  absolute  Verbrauch  an  unentbehrlichen  Lebensbedürfnissen  ist 

n:  cht  etwa  pro  Kopf  der  Bevölkerung  bei  allen  gleich,  oder  mit  abnehmendem 
E nkommen  gar  steigend,  sondern  nimmt  bis  zu  einem  gewissen  Grade  mit 
singender  Wohlhabenheit  zu.  So  hat  Dr.  Karl  in  der  Schrift  „Ein  Beitrag  zur  l( 

B iurteilung  des  Verbrauchs  und  der  indirekten  Abgaben  bei  verschiedenem  * 

E nkommen“,  Berlin  1889,  Verlag  von  Leonhard  Simion  (Volkswirtschaftliche 

Z(  itfragen,  Jahrgang  XI  Heft  4),  in  welcher  die  Ausgaben  von  sechs  Familien  mit 
v(  rschiedenem  Einkommen  (A  18,000  M.,  B 15,000  M,,  0 12,400  M.,  D 10,900  M., 

E 6400  und  F 4100  M.)  nach  Bedürfnissen  getrennt  zusammengestellt  sind,  ge- 
il nden,  dass  der  Verbrauch  an  Brot,  Backwaren  und  Erzeugnissen  der  Müllerei 
ftr  die  Einheit  des  Haushalts  beträgt  bei  A 179  Pfd.,  B 165,  C 172,  D 169, 

E 219,  F 120  Pfd.;  der  Verbrauch  an  Schweine-  und  Schaffleisch  zusammen 
(billigere  Fleischsorten),  wofür  in  den  einzelnen  Haushalten  ziemlich  gleiche 
P ei.se  bezahlt  wurden,  belief  sich  bei  A auf  176,28  M.  für  die  Einheit  des 
Hiushalts,  bei  B 168,06  M.,  C 151,93  M.,  D 125.85  M..  E 100,48  M.,  F 50,68  M. 

D *r  Konsum  an  den  genannten  Flei.schsorten  nimmt  also  mit  steigendem  Ein- 
k(  mmen  pro  Einheit  des  Haushalts  stetig  zu : alier  auch  bezüglich  des  Ver- 
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l)rauche.s  an  Brot  zeigt  sich  im  allgemeinen  eine  Zunahme  mit  steigendem  Ein- 
kommen. 

d)  Der  Reiche,  welcher  ein  grosses  Dienstpersonal  hält  und  mit  Kost  und 
Wohnung  versorgt,  trägt  natürlich  auch  das  auf  dessen  Verbrauch  fallende 
Oktroi.  Soweit  es  sich  um  zur  persönlichen  Bedienung  und  zur  Besorgung  der 
Haushaltarbeiten  gehaltenes  Personal  handelt,  ist  dessen  Menge  in  der  Regel 
der  Wohlhabenheit  des  Dienstherrn  angemessen,  und  das  von  ihm  für  unent- 
behrliche Lebensbedürfnisse  entrichtete  Oktroi  daher  seiner  Leistungsfähigkeit 
entsprechend.  Anders  verhält  es  sich  mit  dem  zur  Besorgung  landwirtschaft- 
licher Arbeiten  gehaltenen  Personal , da  dessen  Menge  keineswegs  der  Wohl- 
habenheit des  Brotherrn  proportional  ist,  sondern  von  der  Grösse,  Beschaffenheit, 
Bewirtschaftungsart  u.  s.  w.  des  Guts  abhängt,  also  unter  sonst  gleichen  Um- 
ständen bei  einem  verschuldeten  Gut  nicht  kleiner  sein  kann,  als  bei  einem 
schuldenfreien. 

e)  Weiter  bleibt  mit  Bezug  auf  den  zu  Vieleuchtenden  Einwand  gegen 
das  Oktroi  zu  erörtern,  nach  welchem  Grundsatz  vom  Standpunkt  der  Ge- 
rechtigkeit aus  die  Gemeindeabgaben  auf  die  Pflichtigen  verteilt  werden  sollen. 
Für  die  Staatsbesteuerung  ist  der  Grundsatz  der  relativen  Leistungsfähigkeit 
jetzt  wohl  allgemein  als  richtig  anerkannt,  und  auch  für  die  Verteilung  der 
Genieindelasten  kommt  ihm  in  erster  Reihe  Bedeutung  zu.  Ist  doch  die  Ge- 
meinde in  politischer  Beziehung  nur  ein  Bestandteil  des  Staats,  und  betraut 
letzterer  die  Gemeinde  mit  der  Erfüllung  einer  ganzen  Menge  von  Aufgaben 
der  allgemeinen  Staatsverwaltung,  der  Sorge  für  Kultur  und  Wohlfahrt  (Schul - 
und  Arraenwesen).  Anderseits  bestehen  aber  gerade  in  der  gemeindlichen 
Finanzwirtschaft  so  enge  und  unmittelbare  Beziehungen  zwischen  der  Auf- 
bringung der  finanziellen  Mittel  durch  die  Gemeindeangehörigen  und  ihrer  Ver- 
wendung im  Interesse  derselben,  dass  der  Grad  dieses  Interesses  ebenfalls  als 
Massstab  bei  der  Aufbringung  der  Gemeindemittel  in  Betracht  kommt.  Letz- 
teres ist  besonders  der  Fall,  wenn  es  sich  um  Verkehrs-  und  Annehmlichkeits- 
zwecke handelt.  Daher  ist  es  auch  vollkommen  berechtigt,  dass  der  Fremde, 
der  sich  vorübergehend  in  der  Oktroigemeinde  aufhält  und  dort  gewisse  von 
ihr  gebotene  Annehmlichkeiten  geniesst.  wie  gute  und  reinliche  Strassen,  gute 
Verkehrsmittel,  Badeanstalten,  Theater  u.  dergl.,  bei  dem  Verbrauch  oktroi- 
pflichtiger Gegenstände  zu  den  Kosten  der  Beschaffung  dieser  Güter  heran- 
gezogen wird.  Sind  aber  solche  besondere  Annehmlichkeiten,  welche  den 
Fremden  nach  der  Stadt  locken,  nicht  vorhanden,  so  wird  er  beim  Verbrauch 
oktroipflichtiger  Gegenstände  mit  keinem  geringeren  Recht  zu  den  städtischen 
Lasten  herangezogen , wie  er  etwa  in  einem  aufstrebenden  Industrieort  mit 
grosser  Arbeitei'bevölkerung  die  Kosten  einer  hohen  Armen-  und  Schullast, 
welche  sich  in  hohen  direkten  Steuern  den  Einwohnern  fühlbar  macht,  in  dem 
bekanntlich  dort  immer  auch  hohen  Preis  der  Verzehrungsgegenstände  wird 
aufgewälzt  erhalten,  oder  wie  er  zu  der  hohen  Ladenmiete  eines  städtischen 
Kaufmanns  in  dem  höheren  Preis  der  von  diesem  feilgehaltenen  Artikel  mit 
beitragen  oder  überhaupt  sonstige  rein  örtliche  Produktionskostensteigerungen, 
etwa  infolge  von  Streiks,  durch  einen  höheren  Preis  der  Produkte  mittragen 
muss.  Die  Gerechtigkeit  fordert  allerdings,  dass  der  Fremde  im  durch  das 
Oktroi  gesteigerten  Preis  der  Verhrauchsgegenstände  nur  zu  solchen  Gemeinde- 
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lassen  beiträgt,  welche  durch  die  Beschaffung  von  auch  ihm  zu  gute  kommenden 
Ve 'kehrserleichterungen  und  sonstigen  Annehmlichkeiten  bedingt  werden;  hier- 
nu'  h soll  vom  Stand]mnkt  der  Gerechtigkeit  aus  der  Oktroiertrag  nicht  höher 
be:aessen  werden,  als  zur  Erfüllung  der  gedachten  Verkehrs-  und  Annehmlich- 
ke:tszwecke  erforderlich  ist,  und  nicht  zur  Befriedigung  solcher  Geineinde- 
be(;ürfnisse  verwendet  werden,  die  nur  für  den  Einheimischen  bestehen, 

f)  Unter  der  Annahme,  dass  das  Oktroi  im  Preise  der  betroffenen  Artikel 
ga  iz  von  dem  Konsumenten  getragen  würde,  bei'echnet  sich  die  jährliche  Be- 
las:ung  einer  in  kleineren  Verhältnissen  lebenden  Familie  durch  das  Oktroi 
wi<!  folgt: 

Nehmen  wir  den  jährlichen  notwendigen  Verbrauch  einer  aus  fünf  Köpfen 
(Minn,  P^rau,  drei  Kinder)  bestehenden  Familie  nicht  zu  niedrig  an,  wie  folgt: 
a)  Cohlen  70  Ztr.,  Holz  2 Ztr.,  b)  Fleisch  und  Pleischwaren  4U0  Pfd.,  c)  Brot  u.  dergl. 
(aif  Brot  umgerechnet)  1200  Pfd.  — die  Zahlen  sind  nicht  willkürlich  an- 
genommen, sondern  entsprechen  konkreten  Verhältnissen  — , so  ergibt  sich  für 
di(  Familie  eine  jährliche  Oktroibelastung: 

1.  in  Darmstadt  von  70.6  - ' 2**^  4"  200.6  12,60  — 42u  -j“  10  1200 

-r  720  = 23,50  M.,  2.  in  Offenbach  von  35  . 11,5  -f-  2,3  + 200.5  ^ 1200.0  ==  403 
+ 6 -i-  1000  = 14,09  M.,  3.  in  Giessen  70.4  + 2.2  + 200.3  -f-  1200.0  = 280  -j-  4 
--  600  — 8,84  M.,  4.  in  Mainz  70,6  -f  2,7  --  200.6  + (.0.6  = 420  14  + 1200 

360  = 19,94  M..  5.  in  Worms  70.3  + 2.0  -4  400.5  f 1200.0  = 210  + 2000 
--  22,10  M. 

Nimmt  man  an,  dass  ein  derartiger  Familienvater  in  der  vierten  Klasse 
(p]]tikommen  von  9o0  bis  weniger  als  1100  M.)  zur  Staatssteuer  veranlagt  i.st, 
Grind-,  Gewerbe-  oder  Kapitalrentensteuer  aber  nicht  zahlt,  also  nur  ein 
Sti  atseinkommensteuerkapital  von  70  M.  in  Ansatz  hat , so  stehen  ihm  35  M. 
Ge  ueindesteuerkapital  in  Ansatz,  und  er  hätte  an  Kommunalumlagen  im  Rech- 
nu  igsjahr  1900/01  zu  zahlen  gehabt:  1.  in  Darrastadt  35.27,9  = 977  Pf.,  2.  in 
Oflanbach  35  - 28,195  = 987  Pf.,  3.  in  Giessen  35 . 30,6  — 1071  Pf.,  4.  in  Mainz 
35  29,4  = 1029  Pf.  und  5.  in  Worms  35 . 27  945  Pf.  Die  Belastung  mit  Ver- 

bn  uchsabgaben  ist  hiernach  im  Vergleich  mit  derjenigen  durch  direkte  Kom- 
mt nalumlagen  eine  erhebliche.  Da  im  Falle  der  Aufhebung  des  Oktrois  und 
sei  les  Ersatzes  durch  direkte  Gemeindeumlagen  die  Ausschlagskoeffizienten  er- 
hol it  werden  müssten,  und  zwar  im  Rechnungsjahr  1900/01  in  Darmstadt  auf 
37,3  Pf.,  Offenbach  auf  36,9  Pf.,  Giessen  auf  35,9  Pf.,  Mainz  auf  37,3  Pf.  und 
W(  rms  auf  34,3  Pf.,  so  hätte  der  betreffende  P^amilienvater  dann  an  direkten 
Ko  umunalumlagen  zu  zahlen  in  Darmstadt  13,16  M.,  Offenbach  12,92  M.,  Giessen 
12,  >7  M.,  Mainz  12,97  M. , Worms  12,00  M.,  oder  mehr  als  seither;  3,39  M., 
3,0)  M.,  1,86  M.,  2,68  M.  bezw.  2,55  M.  Die  Minderung  der  kommunalen  Ge- 
sar  itbelastung  würde  jährlich  betragen  in  Darmstadt  20,11  M.,  Otfenbach  11,04M,, 
Güssen  6,98  M.,  Mainz  17,26  M.  und  in  Worms  19,55  M.,  alles  in  der  Voraus- 
set mng,  dass  die  Preise  um  den  Betrag  des  weggefallenen  Oktrois  sich  min- 
deiten.  Die  Oktroibelastung  hatte  früher  betragen  pro  Tag  in  Darmstadt  6,4  Pf., 
Ofimbach  3,9  Pf.,  Giessen  2,4  Pf.,  Mainz  5,5  Pf.  und  Worms  6,1  Pf.,  und  diese 
gei  ingen  Beträge  wurden  zum  Teil  noch  in  mehreren  Teilsummen  entrichtet ; 
jet;  t hat  der  Betreffende  sechsmal  im  Jahr  dafür  zu  zahlen  in  Darnistadt  56  Pf., 
Off  mbach  51  Pf.,  Giessen  31  Pf.,  Mainz  44  Pf.  und  Worms  43  Pf,  Die  letzteren 
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Beträge  gibt  er  hin  ohne  direkte  Gegenleistung,  die  ersteren  Summen  zahlt  er 
— soweit  er  überhaupt  das  Oktroi  trägt  — im  Preise  der  gekauften  Objekte, 
die  er  dann  erhält.  Erstere  Beträge  müssen  bei  Meldung  der  Mahnung  und 
Zwangsvollstreckung  zu  den  gesetzlichen  Terminen  bezahlt  werden,  wann  er  die 
letzteren  entrichten  will,  ist  in  sein  Belieben  gestellt,  und  er  wird  dazu  die 
Zeitpunkte  wählen,  wo  ihm  das  Geld  am  flüssigsten  ist.  Die  berechneten  Minder- 
belastungen bei  Aufhebung  des  Oktrois  ergeben  sich  auch  nur  dann,  wenn  der 
Betreffende  weder  Grund- oder  Kapitalbesitzer  ist,  noch  ein  Gewerbe  betreibt. 
Gehört  er  zu  einer  der  letzteren  Kategorien,  so  ist  seine  Belastung  durch  direkte 
Kommunalumlagen  weit  höher. 

2.  Das  Oktroi  soll  den  freien  Verkehr  hemmen  durch  Errichtung  von 
Schranken  im  Innern  ausser  den  Zollschranken  an  der  Grenze  des  Staates; 
hiermit  im  Zusammenhänge  wird  Belästigung  des  Publikums  durch  umständ- 
liches und  zeitraubendes  Abfertigungsverfahren  behauptet,  sowie  auf  die  an- 
geblich hohen  Kosten  der  Verwaltung  des  Oktrois  hingewiesen. 

Was  den  ersteren  Vorwmrf  der  Belästigung  des  Publikums  durch  Er- 
richtung der  Oktroischranken  neben  der  Zollschranke  betrifft,  so  finden  derartige 
Belästigungen  im  öffentlichen  und  privaten  Leben  mannigfach  statt.  So  wird 
niemand  bestreiten  wollen,  dass  es  z.  B.  höchst  unangenehm  empfunden  wird, 
wenn  jemand  bei  Abgabe  einer  Steuerveranlagungserklärung  seine  Erwerbsver- 
liältnisse  der  Behörde  klarlegen  oder  bei  der  Bezahlung  direkter  Steuern  lange 
in  einem  überfüllten  Raum  warten  muss,  um  zum  Zahlschalter  zu  kommen 
u.  dergl.  m.  Die  Belästigung  des  Publikuuis  durch  die  Feststellung  und  Entrichtung 
des  Oktrois  kann  auf  ein  für  den  normalen  Menschen  kaum  fühlbares  Mass 
reduziert  werden;  zwar  nicht  durch  ins  einzelne  gehende  Vorsc-hriften  über 
Kontrolle  und  Abfertigung,  wie  sie  unnötigerweise  in  manchen  Reglements  ent- 
halten sind,  sondern  durch  vorsichtige  Auswahl  und  sorgfältige  Instruierung 
des  Beamtenpersonals.  Hier  wie  überall  sind  zu  sehr  ins  einzelne  gehende  Be- 
stimmungen vom  Üebel.  Man  soll  den  in  der  Praxis  stehenden  Beamten  nicht 
mit  Misstrauen  behandeln  und  glauben,  jeden  Sonderfall  besonders  reglemen- 
tieren zu  müssen,  sondern  neben  dem  Erlass  allgemeiner  Anordnungen  das,  was 
er  im  einzelnen  Fall  zu  thun  hat,  möglichst  seinem  Taktgefühl  überlassen,  da- 
bei aber  grobe  Verstösse  gegen  die  Forderungen  des  Taktes  und  der  Höflich- 
keit mit  Ernst  und  Strenge  ahnden.  Manche  Reglements  verbieten  zur  Ver- 
meidung der  Belästigung  der  Reisenden  die  Revision  ihres  Gepäcks;  doch  ist 
eine  solche  Massregel  deshalb  gefährlich,  weil  sie  dem  Schmuggel  eine  breite 
Bahn  schafft,  und  unter  den  Reisenden  Menschen  genug  sind,  die  hinreichend 
der  beabsichtigten  Hinterziehung  verdächtig  erscheinen.  Für  bei  der  Revision 
von  dem  Aufsichtspersonal  verschuldete  Beschädigungen  hat  natürlich  die  Ge- 
ineindekasse  zu  haften. 

Bei  dieser  Gelegenheit  sind  auch  die  Grundsätze  über  Befreiung  vom 
Oktroi  und  Rückvergütung  desselben  zu  betrachten.  Da  das  Oktroi  eine  Ab- 
gabe vom  Verbrauch  innerhalb  des  Oktroibezirks  ist,  so  müsste  grundsätzlich 
in  allen  Fällen,  in  welchen  veroktroyierte  Gegenstände  nicht  im  Oktroigebiet 
verbraucht,  also  ausgeführt  werden,  eine  Rückvergütung  des  gezahlten  Oktrois 
eintreten.  Zweifelhaft  bliebe  die  Frage , ob  auch  bei  der  Ausfuhr  nach  er- 
folgter Bearbeitung  (Veredelung)  eine  Rückvergütung  zu  leisten  sei  , und  wie 


1*2‘  Ueorg  Holhviir, 


es  la  dem  Fall  gehalten  werden  soll,  wenn  der  veroktroyierte  Gegenstand  bei 
der  Herstellung  eines  Gewerbeerzeugnisses  verbraucht  wird,  d.  h.  nicht  bloss 
eiru  Bearbeitung  erfährt,  sondern  völlig  verschwindet.  In  der  Oktroipraxis  be- 
stelen  hier  die  grössten  Verschiedenheiten;  gesetzliclie  Verpflichtungen  zur 
Rü(  kvergütung  sind  weder  in  den  massgebenden  Bestimmungen  des  Zollvereini- 
gur  gsvertrags  vom  8.  Juli  1867  — wie  oben  schon  bemerkt  — noch  durch 
hesj  ische  landesgesetzliche  Vorschriften  ausdrücklich  stipuliert.  können  allerdings 
aus  dem  Geiste  des  ersteren  gefolgert  werden. 

I.  Die  theoretisch  anzuerkennende  Pflicht  zur  Oktroivergütung  bei  der* 
Aus  tuhr  im  unverarbeiteten  Zustande  erleidet  nun  durch  die  Forderungen  der 
Praxis  nachstehende  Einschränkungen:  a)  Da  mit  der  Abfertigung  des  auszu- 
tüh:  enden  iTegenstandes  und  der  Feststellung  des  zu  vergütenden  Oktroibetrags 
eint  Arbeitsleistung  der  Beamten  verbunden  ist,  welche  im  Interesse  des  die 
Rüc ivei’gütung  Beanspruchenden  geschieht,  so  hat  er  die  Kosten  derselben  zu 
tragen.  Dies  kann  geschehen  durch  Entrichtung  einer  Abfertigungsgebühr  oder 
in  ( er  Weise,  dass  nicht  der  volle  Betrag  des  gezahlten  Oktrois  vergütet  wird, 
sond  ern  die  Rückvergütungssätze  so  niedrig  unter  den  Einfuhrsätzen  bemessen 
werten,  dass  die  \erwaltungskosten,  welche  mit  der  Behandlung  der  Gegen- 
stär de  bei  der  Ausfuhr  verbunden  sind,  durch  die  Differenz  gedeckt  werden, 
b)  I m unnötige  Belästigung  der  Beamten  und  damit  ein  zu  starkes  Steigen 
der  Oktroiverwaltungskosten  zu  vermeiden,  soll  eine  Rückvergütung  nur  bei  der 
Aus  uhr  bestimmter  Mindestmengen  eintreten ; dass  die  Ausfuhr  eine  handels- 
mäs  uge,  d.  h.  im  Gewerbebetrieb  des  Betreffenden  erfolgende,  ist,  braucht  grund- 
sätz ich  nicht  gefordert  zu  werden,  wird  jedoch  zur  Vermeidung  übermässiger 
Inai  spruchnahme  der  Oktroibehörde  vielfach  gefordert  werden  müssen,  c)  Zur 
\ er  neidung  von  Schädigungen  der  Gemeindekasse  ist  der  Nachweis  zu  erbringen, 
dast  der  gegen  Rückvergütung  auszuführende  Gegenstand  dem  Oktroi  bei  seiner 
Einl  uhr  oder  Erzeugung  im  Oktroibezirk  auch  thatsächlich  unterlegen  hat. 
d)  \ orzusehen  im  Oktroireglement  ist  die  Rückvergütung  nur  für  solche  Gegen- 
stänle,  bei  welchen  eine  Ausfuhr  in  grösserem  Masse  stattzufinden  pflegt,  und 
dah  *r  ein  Bedürfnis  zur  Regelung  der  Rückvergütung  anzuerkennen  ist,  und 
zwa  ‘ um  die  Kosten  der  Rückvergütungen  durch  die  Menge  der  mit  ihnen  ver- 
bun  lenen  Arbeit  nicht  zu  sehr  zu  steigern,  e)  Zwischen  der  Einfuhr  bezw.  Ver- 
steuM-ung  des  Gegenstandes  und  dessen  Ausfuhr  darf,  um  die  Konti'olle  nicht 
unn  öglich  zu  machen,  ein  nicht  zu  langer  Zeitraum  liegen. 

II.  Bezüglich  der  Rückvergütungsfrage  bei  der  Beaibeitung  veroktroyierter 
Geg uistände  ist  folgendes  zu  bemerken:  a)  Ist  der  bearbeitete  Gegenstand  auch 
in  cer  neuen  form  oktroipflichtig  (Verwandlung  von  Mehl  in  Brot,  Fleisch  in 
VVu;  st  u.  s.  w.),  so  kann  eine  Rückvergütung  nur  bei  der  Ausfuhr.)  nicht  schon 
bei  der  Herstellung  für  das  Oktroigebiet  in  Frage  kommen,  da  die  Sätze  für 
die  verarbeiteten  Gegenstände  denen  für  die  unverarbeiteten  entsprechen  sollen. 
Bei  der  Ausfuhr  des  Gegenstandes  in  der  neuen  Form  hat  ebenso  Rückvergütung 
stati  zufinden,  als  wenn  der  Gegenstand  nicht  im  Oktroibezirk  hergestellt,  sondern 
in  denselben  eingeführt  worden  wäre,  da  beides  für  die  C>ktroi Verwaltung  gleich 
ist.  b)  Bei  der  Herstellung  oktroifreier  Gegenstände  aus  oktroipflichtigen  ist, 
wen  1 die  hergestellten  Gegenstände  im  Oktroigebiet  verbraucht  werden  sollen, 
aus  dem  Begriff  des  Oktrois  als  einer  den  örtlichen  Konsum  treffenden  Abgaben 
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kein  Grund  für  die  Gewährung  der  Rückvergütung  herzuleiten , weil  hier  ein 
Verbrauch  des  ursprünglich  pflichtigen  Gegenstandes  vorliegt,  wenn  dieser  auch 
inzwischen  eine  andere  Form  erlangt  hat.  Eine  Pflicht  zur  Rückvergütung 
kann  begriflfsmässig  erst  bei  der  Ausfuhr  des  hinsichtlich  seiner  Erzeugung  aus 
einem  veroktroiierten  Objekt  gehörig  identifizierten  Gegenstandes  abgeleitet 
werden.  Wenn  man  im  Interesse  der  heimischen  Industrie  auch  im  ersteren 
Fall  Oktroifreiheit  gewähren  will,  so  kann,  von  einer  Kontrolle  bei  der  Ausfuhr 
abgesehen,  dieselbe  ganz  an  die  Herstellung  gelegt  und  so  vereinfacht  werden 
Was  sonst  für  die  Ausfuhr  im  unverarbeiteten  Zustande  gesagt  ist . gilt  sach- 
gemäss  modifiziert  auch  in  den  oben  besprochenen  beiden  Fällen. 

III.  Werden  bei  der  Herstellung  von  Gewerbserzeugnissen  oktroipflichtige 
Gegenstände  verbraucht,  so  liegt  rein  nach  dem  Begriffe  des  Oktrois  ein  Anlass 
zur  Rückvergütung  der  gezahlten  Abgabe  nicht  vor;  doch  können  Rücksichten 
auf  die  ortsangesessene  Industrie,  deren  Produktionskosten  man  nicht  verteuern 
will,  zur  Bewilligung  der  Oktroifreiheit  für  die  Hilfsstoffe  führen,  ln  Betracht 
kommt  hierbei  hauptsächlich  Steinkohle  und  sonstiges  Brennmaterial,  worüber 
Näheres  unten  gesagt  ist.  Ein  Versagen  der  Oktroifreiheit  ist  begrifflich  nur 
berechtigt,  wenn  der  pflichtige  Gegenstand  im  Oktroigebiet  thatsächlich  ver- 
braucht wird.  Findet,  wie  z.  B.  im  Eisenbahnbetrieb,  innerhalb  des  Oktroi- 
gebiets nur  die  Lagerung  — etwa  von  Steinkohlen  — statt,  wovon  der  grösste 
Teil  auf  der  freien  Strecke  verbraucht  wird,  so  wäre  natürlich  die  Erhebung 
des  Oktrois  auch  von  den  letzteren  Mengen  nicht  zu  rechtfertigen. 

Ausser  den  erörterten  Fällen  der  Oktroirüekvergütung  finden  auch  Be- 
freiungen von  Oktroi  trotz  erfolgten  Verbrauchs  im  Oktroigebiet  statt.  Von 
diesen  sind  ausser  den  durch  die  oben  angegebenen  Bestimmungen  des  ZoH- 
vereinigungsvertrags  geforderten  noch  die  aus  staatsrechtlichen  Gründen  statt- 
findenden Befreiungen  des  Landesherrn  und  der  an  seinem  Hofe  beglaubigten 
Gesandten  zu  erwälinen.  Sodann  ist  hier  auch  die  in  der  Praxis  verschieden 
behamlelte  Steuerpflicht  des  Fiskus  zu  besprechen.  Zunächst  ist  klar,  dass  in 
dieser  Beziehung  eine  verschiedene  Behandlung  von  Zivilstaats-  und  Militärfi.skus 
nicht  zu  rechtfertigen  ist.  Für  die  Steuerfreiheit  des  Fiskus  überhaupt  wird 
geltend  gemacht,  dass  sonst  sämtliche  steuerzahlende  Staatsangehörige  zu  den 
Abgaben  der  betreffenden  Gemeinden  beitragen  mü.ssten,  aucli  von  den  Vor- 
teilen gesprochen . welche  eine  Gemeinde  von  der  Stationierung  von  Behörden 
und  der  Belegung  mit  Militär  habe.  Beide  Einwände  sind  an  sich  zutreffend: 
der  erstere  findet  in  gleichem  Masse  aber  auch  auf  die  direkten  Gemeindeab- 
gaben Anwendung.  Da  die  Behörden  und  das  Militär  die  städtischen  Einrich- 
tungen mit  benutzen,  und  der  Stadt  dadurch  Kosten  verursachen,  sie  ferner 
nicht  in  eine  Gemeinde  gelegt  zu  werden  pflegen,  um  dieser  pekuniäre  Vorteile 
zuzuwenden,  sondern  aus  dienstlichen  Gründen,  .so  ist  nicht  ahzusehen.  warum 
die  Stadt  von  ihrem  Recht  zur  Erhebung  indirekter  Steuern  von  diesen  Rechts- 
subjekten, das  durch  keine  gesetzliche  Schranke  beengt  ist,  nicht  ebensogut 
Gebrauch  machen  soll,  wie  sie  es  bezüglich  der  direkten  Kommunalsteuern 
innerhalb  ihrer  gesetzlichen  Befugnisse  thut. 

Wenn  bei  der  Erhebung  und  Kontrollierung  des  Oktrois  und  bei  der  Ge- 
währung der  Rückvergütungen  unter  voller  Wahrung  der  kommunalriskalischen 
Interessen  mit  kaufmännischer  Gewandtheit  und  Kulanz  verfahren  wird  (mög- 
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licl  ste  Angliedevung  der  Erhebung  der  städtischen  Verbrauchssteuern  an  die 
dei  staatlichen  Verbrauchsabgaben,  Abonnements  mit  Grosshändlern,  Aversional- 
bet äge  an  solche  als  Rückvergütung  bei  der  Ausfuhr,  Buchkontrolle  dabei, 
zw(  ckmässige  Auswahl  der  mit  Oktroi  zu  belegenden  Gegenstände,  d.  h.  vom 
Standpunkt  geringer  Belästigung  des  Publikums  und  leichter  Kontrolle  aus, 
wei  iger  Gegenstände  und  solcher,  bei  denen  wegen  ihrer  Voluminosität  oder 
aus  anderen  Gründen  [z.  B.  staatliche  Transportkontrolle,  Kinfuhr  nur  in  grossen 
nicl  t zu  verbergenden  Mengen  u.  s.  w.]  ein  Schmuggel  nicht  leicht  möglich  ist, 
die  ferner  nur  in  geringem  Masse  dem  Durchgangsverkehr  angehören  u.  dergh), 
wei  n ferner  schon  bei  der  Verwilligung  des  Oktrois  auf  leicht  und  wenig  be- 
last gende  Kontrolle  ein  Hauptgewicht  gelegt,  also  das  Oktroi  nur  für  grössere, 
möglichst  geschlossene  Orte  bewilligt  wird,  so  schwinden  die  angeblichen  Be- 
lästigungen des  Publikums  auf  ein  Mindestmass,  das  bei  einigem  guten  Willen 
seh  • leicht  ertragen  werden  kann. 

Was  nun  die  Kosten  der  Oktroiverwaltung  in  Hessen  betrifft,  so  stellen 
die?»  sich  für  1899/1900  in  Darmstadt  wie  folgt: 

a)  Steuern  und  Abgaben 510.02  M. 

b)  Oktroierheb-  und  Aufseher  lokale  ....  4,068.14  „ 

c)  Besoldungen  des  Verwaltungs-,  Erhebungs- 
und Aufsichtspersonals 83,501.79 

d)  Oktroischeine,  Formularien  u,  s.  w,  . . 531.48  „ 

zusammen  88,617.43  ÄI. 

Die  Oktroieinnahme  abzüglich  der  Rückvergütungen  beträgt  (640,4^8.27  — - 
32,  46.97  M.  =)  607,741.30  M..  sonach  betragen  die  Verwaltungskosten  14,5 
die;  er  Nettoeinnahme  und  13,8  ^'n  der  Bruttoeinnahme.  Für  1900/01  stellen  sich 
die  Zahlen 

zu  a)  auf 556.34  M. 

. b)  , 3,490.53  „ 

. c)  „ 84,581.54  „ 

« d)  , 1,071.92  . 

zusammen  89,700.33  M. 

Die  Einnahme  beträgt  (654,606.09  - 33,372.68  M.  =)  621,233.41  M..  also 
die  Verwaltungskosten  14,4  der  Nettoeinnahme  und  13,7  der  Bruttoein- 
nah ne. 

In  Offenbach  betrug  die  Einnahme  an  Verbrauchssteuer  (abzüglich 
der  Rückvergütungen)  im  Rechnungsjahr 

1897  (353,391  — 22,028  M.  =)  331,363  M. 

1898  (333,392  — 21,815  „-^)311,577  „ 

1899  (353,328  — 22,529  . =)  330,799  , 

1900  (366,579  — 25,585  , 340,994  „ 

Die  Kosten  der  Verwaltung  beliefen  sich  auf  19,0u2  M.  im  Jahre  1897, 
17,137  M.  1898,  18,665  M.  1899  und  19,892  M.  1900,  oder  in  Prozenten  der 
Bru  toeinnahme  bezw.  Nettoeinnahme  1897  5,4  bezw.  5,7:  1898  5,1  bezw,  5,5: 
189B  5,3  bezw.  5,6;  1900  5,4  bezw.  5,8. 

ln  Giessen  stellte  sich  der  Bruttoertrag  des  Oktrois  im  Rechnungsjahr 
189' /98  auf  140,529  M.,  die  bezahlten  Rückvergütungen  machen  30,491  M.,  so 
dass  sich  ein  Nettoertrag  von  110,038  M.  ergibt.  Die  hiervon  abzurechnenden 
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Verwaltungskosten  betragen:  a)  Besoldung  und  Steuern  7283  M.,  b)  Oktroi- 
formularien 237  M.,  zusammen  7520  M.  Die  Reineinnahme  der  Stadtkasse  be- 
trägt daher  102,518  M.;  die  Verwaltungskosten  betragen  6,7%  der  Nettoein- 
nahme und  5,4%  der  Bruttoeinnahme. 

Für  1898/99  stellt  sich  die  Bruttoeinnahme  auf  116,159  M.,  die  Rückver- 
gütungen betragen  19.378  M.,  die  Nettoeinnahme  stellt  sich  also  auf  96,781  M.; 
die  Auslagen  für  Besoldungen  und  Steuern  betragen  7928  M.,  für  Forraularien 
130  M.,  die  Verwaltungskosten  also  8058  M.  oder  8.3  der  Nettoeinnahme 
und  6,8%  der  Bruttoeinnahme.  Der  Reinertrag  für  die  Stadtkasse  belief  sich 
auf  88,723  M. 

Tm  Jahre  1899/1900  betrug  die  Bruttoeinnahme  114,835  M.,  der  Betrag 
der  Rückvergütungen  war  13,998  M.,  die  Nettoeinnahme  100,837  M.:  an  Be- 
soldungen und  Steuern  waren  zu  zahlen  8472  M..  für  Formularien  241  M.,  zu- 
sammen 8713  M.,  so  dass  sich  ein  Reinertrag  für  die  Stadtkasse  von  92,124  M. 
ergibt.  Die  Verwaltungskosten  betrugen  8.6  der  Nettoeinnahme  und  7.6  ® n 
der  Bruttoeinnahme.  Die  prozentuale  Steigerung  der  Verwaltungskosten  kommt 
daher,  dass  trotz  des  durch  die  Aufhebung  des  Oktrois  auf  Backwaren  und 
Mehl  vom  16.  Juni  1898  an  bedingten  Rückgangs  der  Oktroieinnahme  die  Ver- 
waltungsausgaben sich  nicht  vermindern  konnten,  sondern,  namentlich  hinsicht- 
lich des  Betrags  der  Besoldungen  u.  s.  w.,  noch  gestiegen  sind. 

In  Mainz  ertrug  das  Oktroi  im  Jahre  1899  1900  724,547  M..  die  Rück- 
vergütungen betrugen  75,049  M. , so  dass  sich  die  Nettoeinnahme  stellt  auf 
649,498  M.;  an  Verwaltungskosten  waren  zu  zahlen  für 

a)  Gehalte 77,233.30  M. 

b)  Tagegelder  für  Hilfsaufseher 9,678.78 

c)  Vergütung  an  grossherzogl.  Hauptsteuer- 

amt Mainz  für  Mitwirkung  bei  der  Oktroi- 
erhebung ....  1,997.30  „ 

d)  Für  Dienstmäntel  und  Dienstmützen  . . 1,451.40  „ 

e)  Bureaukosten ■ 5,072.86  , 

zusammen  rund  95,434.00  M. 

Die  Kosten  der  Oktroierhebung  belaufen  sich  also  auf  14,69*^0  der  Netto- 
einnahine  und  13,2  der  Bruttoeinnahme  gegen  15,35  ^ der  Nettoeinnahme 
in  1898  99  und  16,7  ”/o  derselben  in  1897/98. 

Im  Rechnungsjahre  1900/01  ertrug  das  Oktroi  Brutto  747.718  M.,  die 
Rückvergütungen  beliefen  sich  auf  81,595  M.,  der  Nettoertrag  auf  666,123  M.; 
an  Verwaltungskosten  waren  zu  zahlen: 

a)  Gehalte 76,780.74  M. 

b)  Tagegelder  für  Hilfsaufseher 5.854.92  „ 

c)  Vergütung  an  grossherzogl.  Hauptsteuer- 

amt Mainz  für  Mitwirkung  hei  der  Oktroi- 
erhebung   2.095.50  .. 

d)  Für  Dien.stinützen 87.25  „ 

et  Für  Bureaukosten 5,203.03  „ 

zusammen  rund  90,021.00  M. 

Die  Verwaltungskosten  betragen  also  13.51  ^ f>  der  Nettoeinnahme  und 
12,04%  der  Bruttoeinnahme. 


1,997.30 

1,451.40 

5,072.86 


76.780.74  M. 
5.854.92  , 


2.095.50  . 
87.25  . 
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ln  Worms  betrug  im  Rechnungsjahre 

die  Oktvoi-Nettoeinnahme,  die  Bruttoeinnahme 


•206,543  M. 

•2-27,198  , 

248,808  , 

251,681  , 

für  Erheber  und  Aufseher 


1897/98  ....  179,148  M. 

1898/99  ....  195,454  , 

1899/00  ....  214,757  „ 

1900/01  ....  218,836  , 
die  Verwaltungskosten  einschliesslich  der  Gehalte 
betrugen  1897'98  2741  M. , 1898  99  3582  M.,  1899  00  3429  M.  und  1900/01 
3 785  M..  sonach  in  Prozenten  der  Bruttoeinnahme  bezw.  Nettoeinnahme  1897/98 
13  bezw.  1,5.  1898/99  1,6  bezw.  1,8,  1899/00  1,4  bezw.  1,6,  1900/01  1,5  bezw.  1,6. 
I ie  Okti-oiverwaltung  der  Stadt  Worms  ist  also  wesentlich  billiger  wie  in  einer 
c er  übrigen  Städte  des  Grossherzogtums  und  gehört  zu  den  billigsten  im  ganzen 
I ande.  Dieses  günstige  Resultat  konnte  aber  nur  erreicht  werden  bei  der  Be- 
Ustung  so  weniger  Gegenstände,  wie  dort  geschehen  ist,  die  ausserdem,  ab- 
gesehen von  Fleisch  und  Fleischwaren,  zur  Begehung  von  Defraudationen  sich 
venig  eignen. 

Die  Verwaltungskosten  des  Oktrois  betragen  4®/o  der  Einnahme  in 
i prendlingen,  etwa  3®/o  in  Wimpfen;  zu  Alsfeld  im  Rechnungsjahr  1900  01 
/,5“/o  der  Bruttoeinnahme  und  5,2 ®/o  der  Nettoeinnahme;  in  Lauterbach 
( twa  6"ii  der  Bruttoeinnahme.  Zu  Friedberg  stellten  sich  Bruttoeinnahme 
1 nd  Nettoeinnahme  an  Oktroi,  Verwaltungskosten  absolut,  sowie  in  Prozenten 
i.er  Bruttoeinnahme  und  Nettoeinnahme  wie  folgt: 


Kechnungs- 

jahr 

Bruttoertrag 

j 

des  0 

Nettoertrag 
! (Bruttoertrag 
minus  Rückver- 
gütungen) 

iktrois 

Verv 

absolut 

raltungskosten 
in  Prozent  des 

! Brutto-  1 Netto- 
ertrags 

1896  97 

12,521.-59  ' 

8,848.43 

6-59.87 

5,3 

7,4 

1897/98 

14,512.70 

9.761.14 

732.89 

5,0 

' 7’- 

1898/99 

15,893.17 

1 10,183.72 

766.70 

4,8 

7,;> 

1899/00 

16,402.65 

10,229.55 

770.36 

4,7 

7,5 

1900/01 

16,691.67 

10,294.56 

i 775.56 

4,6 

/ ,5 

Bei  Betrachtung  der  vorstehenden  Zahlen  ersieht  man,  dass  die  Kosten 
,ler  Verwaltung  des  Oktrois  in  den  hessischen  Gemeinden  recht  verschieden 
und.  Diese  Verschiedenheit  ist  hauptsächlich  in  der  verschiedenen  Organisation 
les  Aufsichtsdienstes  begründet,  die  ihrerseits  wieder  von  der  Art  der  belasteten 
Gegenstände,  der  HäuRgkeit,  in  der  sie  eingehen,  und  der  bauliclien  Gestaltung 
der  Gemeinde,  insbesondere  der  Zahl  und  Bedeutung  der  in  dieselben  führen- 
den Verkehrswege,  abhängt.  Die  Stadtverwaltungen  von  Darmstadt  und  Mainz 
halten  sich  veranlasst,  ein  zahlreiches  Aufsichtsper.sonal  zu  beschäftigen,  wo- 
durch hohe  Verwaltungskosten  entstehen,  während  die  Städte  Oäenbach,  Giessen 
und  Worms,  sowie  die  kleineren  Gemeinden  dieses  nicht  thun  und  deshalb  weit 
geringere  Verwaltungskosten  haben.  Selbstverständlich  darf  an  der  Zahl  der 
Erhebungsstellen  nicht  gespart  werden,  da  m-an  dem  oktroipflichtigen  Publikum 
die  Möglichkeit  geben  muss,  seine  Zahlungen  bequem,  d.  h.  ohne  unnötigen 
Zeitverlust  und  mit  thunlichster  Ersparung  von  Wegen,  leisten  zu  können.  Hin- 
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sichtlich  des  Aufsichtspersonals  muss  indessen  bedacht  werden,  dass  es  nicht 
Aufgabe  der  Oktroiverwaltung  sein  kann,  jede  Hinterziehung  zu  verhüten,  ein 
Unterfangen,  welches  immer  aussichtslos  bleiben  wird,  sondern  letztere  muss 
abwägen . ob  die  Kosten  jedes  neu  anzustellenden  Aufsichtsbeamten  durch  das 
von  seiner  Thätigkeit  zu  erwartende  Mehraufkommen  an  Oktroi  mindestens  ge- 
deckt werden,  sowie,  ob  er,  ohne  seine  Aufsichtsthätigkeit  ins  Chicanöse  auszu- 
dehnen. genügende  Beschäftigung  finden  wird.  Vielfach  wird  dann  das  eigent- 
liche Oktroiaufsichtspersonal  auf  eine  geringe  Stärke  reduziert  oder  ganz 
entbehrt  werden  können,  weil  ja  die  Polizei'jeamten  und  städtischen  Diener 
verpflichtet  sind,  gegen  Oktroiunterschleife  zu  wachen.  Dass  durch  vereinfachte 
Organisation  des  Kontrolldienstes , wozu  beispielsweise  auch  der  Abschluss  von 
t ixationsverträgen  mit  denjenigen  Firmen  gehört,  welche  regelmässig  oktroi- 
pflichtige Gegenstände  in  grösseren  Mengen  eintühren,  dessen  Kosten  sehr  ver- 
mindert werden  können,  zeigt  der  Umstand,  dass  die  Verwaltungskosten  in 
den  nachstehend  angegebenen  süddeutschen  und  französischen  Städten  zum 
Teil  ebenfalls  erheblich  niedriger  sind , wie  in  Darmstadt  und  Mainz.  Sie  be- 
tragen in  Prozenten  der  Bruttoeinnahme  in  Stuttgart  4,  Mannheim  5,  Konstanz  6, 
Baden  9,  dagegen  in  Karlsruhe  14,5  "/o ; ferner  in  Paris  4,76,  Lyon  6,04,  Rennes 
7,31,  Lille  7,66,  Nantes  8,21,  Nancy  8,30,  Tours  8,60,  Nimes  9,18,  Le  Havre  10,19, 
Marseille  10,84,  Reims  11,34.  Toulouse  12,70,  Rouen  14,15,  Bordeamx  14,98  und 
Versailles  15,56. 

Die  Verwaltungskosten  des  Oktrois  nehmen  im  allgemeinen  mit  steigen- 
dem Ertrag  prozentual  ab,  da  eine  bestimmte  Zahl  von  Erhebungs-  und  Kontroll- 
organen bei  geringem  Ertrage  des  Oktrois  erforderlich  ist,  aber  bei  höherem 
Ertrage  desselben  — sei  es,  dass  die  Zahl  der  oktroii>flichtigen  Gegenstände 
erhöht  wird,  sei  es,  dass  die  eingeführten  Mengen  der  einzelnen  Artikel  steigen 
— immer  noch  genügt.  Vom  Standpunkt  der  Verwaltungskostenersparung 
empfiehlt  es  sich  auch,  vorwiegend  solche  Gegenstände  mit  Oktroi  zu  belasten, 
welche  nur  in  grösseren  Mengen  eingeführt  zu  werden  pflegen  oder  vermöge 
ihres  Umfangs  schwer  unentdeckt  bleiben. 

Berücksichtigt  man  die  vorstehenden  Gesichtspunkte,  so  können  die  Ver- 
waltungskosten des  Oktrois  auf  ein  so  geringes  Mass  reduziert  werden,  dass 
man  ihre  Höhe  nicht  mehr  als  Argument  gegen  das  Oktroi  benutzen  kann. 
Beim  Vergleich  mit  den  Verwaltungskosten  der  direkten  Steuern  muss  auf  die 
hohen  Exekutionskosten  derselben  und  die  Höhe  der  uneinbringlichen  Beträge, 
namentlich  in  Ortschaften  mit  stark  wechselnder  Bevölkerung,  Rücksicht  ge- 
nommen werden,  sowie  darauf,  dass  die  letzteren  gar  nicht  wirksam  kontrolliert 
werden  können,  wie  die  vielen  durch  Zufall  entdeckten  Hinterziehungen  be- 
weisen, die  auf  einen  noch  viel  höheren  Betrag  an  unentdeckten  Defraudationen 
schliessen  lassen. 

3.  Weiter  wird  gegen  das  Oktroi  der  Vorwurf  erhoben,  dass  es  un- 
moralisch sei,  weil  es  zu  Defraudationen  reize.  Dieser  Vorwurf  kann  mit  viel 
grösserem  Recht  den  modernen , auf  Grund  einer  Deklaration  festgesetzten 
direkten  Steuern , insbesondere  der  Einkommen-  und  Kapitalrentensteuer , ge- 
macht werden.  Wie  die  fortwährend  stattfindenden  Prozesse  beweisen,  eelinc^t 
es  trotz  der  Sorgfalt  der  Steuerbehörden  immer  noch  einer  grossen  Anzahl  von 
Menschen,  namhafte  Einkommensbeträge  der  Versteuerung  zu  entziehen,  und 
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es  sind  meist  Zufälligkeiten,  durch  die  ein  solcher  oft  jahrelang  fortgesetzter 
Betrug  entdeckt  wird,  so  dass  man  schon  diese  kaum  kontrollierbaren  Steuern 
als  Auflage  auf  die  Ehrlichkeit  des  Publikums  bezeh  hnet  hat.  Wenn  die  oktroi- 
pflichtigen  Gegenstände  zweckmässig  ausgewählt,  die  Kontrollvorschriften  sach- 
gemäss  sind,  und  der  Beamtenapparat  — was  als  selbstverständlich  angenommen 
werden  muss  — gut  funktioniert,  so  sind  Oktroidefraudationen  in  nur  annähern- 
dem Umfange  wde  bei  den  direkten  Steuern  unmöglich,  und  es  kommt  für  den 
richtigen  Eingang  des  Oktrois  weit  weniger  auf  Ehrlichkeit  und  guten  Willen 
des  Publikums  an.  als  bei  den  direkten  Steuern,  so  dass  der  gemachte  Vorwurf 
als  gänzlich  hinfällig  zu  bezeichnen  ist. 

4.  Das  Oktroi  führt  infolge  Zunahme  des  Verbrauchs  auch  ohne  Er- 
höhung der  Sätze  zu  immer  grösseren  Erträgnissen  und  soll  — - dies  bildet  einen 
weiteren  Einwand  der  Oktroigegner  — die  Gemeindeverwaltung  zu  schlechter 
Wirtschaft  und  zu  unproduktiven  Ausgaben  verleiten.  Hierbei  käme  noch  die 
Thatsache  in  Betracht,  dass  der  Steuerzahler,  welcher  nicht  wisse,  wie  hoch  die 
im  Oktroi  von  ihm  aufgebrachte  Summe  sei,  weil  er  ihre  Zahlung  nicht  empfinde, 
gegen  die  Ausgaben  der  Gemeindeverwaltung  gleichgültig  werde  und  diese  nicht 
so  kontrolliere , wie  er  dies  bei  den  direkten  Steuern , welche  er  kräftig  fühle, 
thue.  Sonderbare  Theoretiker  bezeichnen  auch  diese  leichtere  Erträglichkeit 
und  geringere  Fühlbarkeit  der  Oktroilast  als  einen  Nachteil  des  Oktrois  und 
meinen,  nur  derjenige  werde  sich  seiner  Bürgerpflichten  recht  bewusst,  der 
jeden  für  das  Gemeinwohl  aufgewendeten  Pfennig  ki*äftig  empfinde.  Gegen  den 
letzteren  Einwand  ist  jede  Bemerkung  überflüssig,  da  er  aus  einer  gänzlichen 
Verkennung  der  menschlichen  Natur  entspringt.  Zu  dem  ersteren  ist  zu  be- 
merken, dass  es  eine  schlechte  Verwaltung  sein  muss,  welche  deshalb  leicht- 
sinnig wirtschaftet,  weil  sie  viel  Geld  hat,  und  dass  der  einzelne  Gemeinde- 
angehörige ja  durch  die  von  ihm  gewählte  Vertretung  die  Gemeindeausgaben 
mit  bewilligen  hilft  und  die  Verwendung  der  Gemeindegelder  mit  kontrolliert. 
Bei  den  direkten  Steuern  weiss  zwar  jeder,  wie  viel  er  bezahlt,  ein  unmittel- 
barer Zusammenhang  zwischen  seinen  Leistungen  und  den  einzelnen  Ausgaben 
der  Gemeindeverwaltung,  dergestalt,  dass  er  wüsste,  wie  viel  er  zu  dieser  oder 
jener  Gemeindeausgabe  beigetragen  habe,  besteht  aber  nicht. 

5.  Es  wird  behauptet,  das  Oktroi  belaste  den  Landmann  und  hindere 
die  Entwicklung  der  Gartenkultur  um  die  Stadt,  ln  Hessen  liegt  auf  Erzeug- 
nissen des  Gartenbaus  kein  Oktroi;  von  ländlichen  Erzeugnissen  überhaupt  sind 
ausser  Schlachtvieh,  Fleisch,  Fleischwaren  und  Geflügel  noch  besteuert  Fütterungs- 
artikel, Hülsenfrüchte  und  Hirse.  Wer  von  diesen  in  die  Stadt  eingebrachten 
Erzeugnissen  das  Oktroi  trägt,  der  städtische  Konsument  oder  der  ländliche 
Produzent  oder  beide,  und  in  welchem  Verhältnis,  bleibt  zweifelhaft.  Der  be- 
zeichnete  Vorwurf  baut  sich  auf  der  Meinung  auf,  dass  der  Landmann  das 
Oktroi  ganz  oder  doch  zu  einem  erheblichen  Teil  ti*age.  Da  die  um  die  Stadt 
herum  ansässigen  Landleute  bezüglich  der  Versorgung  des  städtischen  Marktes 
jedoch  ein  Monopol  haben,  ausserdem  der  Verdienst  an  solchen  ländlichen  Er- 
zeugnissen nicht  so  hoch  zu  sein  pflegt,  um  eine  Verminderung  durch  das  Oktroi 
leicht  ertragen  zu  können,  so  erscheint  die  Ansicht  wohl  zutreffend,  dass  das 
Oktroi  ganz  oder  wenigstens  zu  einem  erheblichen  Teil  auf  den  Städter  ab- 
gewälzt wird;  insofern  ist  der  erhobene  Vorwurf  also  nicht  am  Platze.  Sodann 
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hat  derselbe  aber  noch  die  Thatsache  im  Auge,  dass  der  Landmann  beim  Be- 
suche der  Stadt  dort  oktroipflichtige  Gegenstände  konsumiert  und  solche  zum 
Verbrauch  zu  Hause  ankauft,  ohne  dass  ihm  für  die  ausgeführten  Artikel  Oktroi- 
rüekvergütiing  zu  teil  wird.  Trägt  in  solchem  Falle  der  Landmann  wirklich 
einen  Teil  der  städtischen  Lasten , so  haben  anderseits  die  Landleute  von  der 
Nähe  der  Stadt  erhebliche  Vorteile:  der  Wert  des  Grund  und  Bodens  wird  er- 
höht durch  die  Möglichkeit  gärtnerischer  Ausnutzung,  die  Möglichkeit,  ihn  ein- 
tretendenfalls als  Baugelände  zu  verwerten  und  die  günstigere  Lage  mancher 
Geschäfte,  z.  B.  der  Wirtshäusei',  welche  durch  den  städtischen  Besuch  viel  ver- 
dienen. Ferner  ist  ein  gutes  Absatzgebiet  für  erzeugte  Waren  und  überschüssige 
Arbeitskraft  vorhanden,  wie  es  denn  zur  Genüge  bekannt  ist,  dass  eine  grosse 
Zahl  von  Landbewohnern  in  den  Städten  Arbeit  nehmen,  und  wie  die  Landorte 
dadurch  emporgeblüht  sind,  und  ihre  Wohlhabenheit  gestiegen  ist;  endlich 
haben  die  Bewohner  solcher  Landorte  in  der  Nähe  der  Stadt  Gelegenheit  zu 
billigem  Erwerb  höherer  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  in  den  Schulen  aller  Art, 
sowie  die  Möglichkeit  höheren  Kunstgenusses  bei  geringen  Ausgaben.  Durch 
alle  diese  Annehmlichkeiten  wird  der  Beizug  zu  den  städtischen  Lasten  durch 
das  Oktroi  reichlich  aufgewogen. 

6.  Wenn  schliesslich  noch  von  einer  Entvölkerung  der  Städte  infolge  des 
Oktrois,  sowie  von  den  Schädigungen  der  Industrie  durch  dasselbe  gesprochen 
und  behauj)tet  wird,  das  Oktroi  treibe  die  Industrie  von  ihrem  natürlichen 
Standort,  den  Städten,  hinaus  aufs  platte  Land  und  schaffe  künstlich  verschiedene 
Konkurrenzbedingungen,  so  können  sich  diese  Vorwürfe  nur  auf  ungemein  hohes, 
sowie  auf  Produktionskosten  der  Industrie  belastendes  Oktroi  beziehen,  sie  gelten 
hauptsächlich  für  die  riesig  hohen  und  unzweckmässig  veranlagten  ehemaligen 
Oktrois  in  Belgien  und  Holland  u.  dergl.  ln  Deutschland,  insbesondere  auch 
in  Hessen,  sind  die  Satze  so  niedrig,  dass  von  einer  Hinderung  des  Zuzugs  in 
die  Städte  nicht  gesprochen  werden  kann;  die  grössten  Städte  des  Grossherzog- 
tums erheben  sämtlich  Oktroi  und  sind  dabei  in  fortwährendem  Wachstum  be- 
griffen. Durch  den  Zollvereinigungsvertrag  vom  8.  Juli  1867  ist  die  Oktroi- 
belastung auf  Verbrauchs-  insbesondere  Verzehrungsgegenstände  beschränkt. 
Der  einzige  vielfach  oktroipfiichtige  Produktionsartikel  ist  die  Kohle,  welche 
aber  mit  so  geringen  Sätzen  belegt  ist,  dass  die  durch  das  Oktroi  bedingte 
Vermehrung  der  Produktionskosten  wieder  aufgehoben  zu  werden  scheint  durch 
die  Vorteile,  welche  sich  der  Industrie  an  dem  betreft’enden  Platz  bieten;  jeden- 
falls sind  in  neuerer  Zeit  Klagen  über  das  Kohlenoktroi  aus  industriellen  Kreisen 
Hessens  nicht  laut  geworden,  geschweige  denn,  dass  von  einem  Zurückdrängen 
der  Industrie  auf  das  platte  Land  bei  uns  die  Rede  sein  könnte. 

Gegenüber  den  geschilderten  vermeintlichen  und  wirklichen  Schattenseiten 
hat  das  Oktroi  grosse  Vorzüge,  welche  im  Vorhergehenden  teilweise  schon  be- 
rührt wurden,  hier  aber  noch  einmal  zusammenhängend  besprochen  werden  sollen  : 

1.  Die  leichte  Erträglichkeit.  Selbst  wenn  das  Oktroi  ganz  im  Preise 
der  Artikel  vom  Konsumenten  getragen  würde,  berechnet  sich  der  Anteil,  welcher 
auf  die  im  Detailverkehr  gewöhnlich  umgesetzten  Mengen  entfällt , so  niedrig, 
dass  er  als  Last  kaum  empfunden  werden  kann.  Wie  gering  diese  Beträge  sind, 
ergibt  sich  aus  nachfolgenden  Zahlen;  An  Oktroi  entfällt  auf  4 Pfd.  Schwarz- 
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31-ot  in  Danustadt  2,4  Pf.,  Mainz  1,2  Pf.,  1 Pfd.  frisches  Fleisch  in  Darmstadt 
3 Pf.,  Oftenbach  2,5  Pf.,  Giessen  1,5  Pf.,  Mainz  .3  Pf.,  Worms  5 Pf.;  V*  Ztr. 
5teinkohlen  in  Darmstadt  .3  Pf.,  Offenbach  3 Pf.,  Giessen  2 Pf.,  Mainz  ’s  Pf.! 
iVorms  1,5  Pf.,  Lampertheim  1,5  Pf.;  V2  1 Bier  in  Darmstadt  0,4  Pf.,  Offen- 
)ach  0,32  Pf.,  Giessen  0,09  Pf.,  Mainz  0,32  Pf.,  Worms  0,32  Pf.,  Friedberg 
),32  Pf.,  Alsfeld  0,21  Pf.,  Lauterbach  0,20  Pf.,  Lamj)ertheim  0,32  Pf.,  Heppen- 
leim,  Neu-Isenburg,  Sprendlingen  und  Wimpfen  0,32  Pf.;  1 Wein  in  Darm- 
tadt  0,5  Pf.,  Offenbach  0,5  Pf.,  Giessen  0,75  Pf.,  Mainz  0,16  Pf.,  Friedberg  0,30  Pf., 
Vl.^feld  0,31  Pf.,  Lauterbach  0,7  Pf.;  '/le  Schoppen  Branntwein  in  Darmstadt 
t,12  Pf.,  Offenbach  0,10  Pf.,  Giessen  0,09  Pf.,  Mainz  0,07  Pf.,  Alsfeld  0,07  Pf., 
^auterbach  0,05  Pf.  Wenn  daher  auch  der  Gesamtbetrag  der  von  einem  weniger 
Jemittelten  jährlich  aufgebrachten  Oktroibeträge  wesentlich  höher  ist>  als  die 
.iumme  der  von  ihm  bezahlten  direkten  Steuern,  so  wird  die  erstere  Abgabe 
doch  als  die  kleinere  Last  empfunden,  weil  eben  die  einzelnen  zur  Zahlung 
l .ommenden  Betrage  verschwindend  klein  sind  und  zu  einer  in  das  Belieben 
(.es  Zahlers  gestellten  Zeit  entrichtet  werden,  nämlich  dann,  wenn  man  Geld 
j-enug  ha.t,  um  den  oktroipflichtigen  Gegenstand  zu  kaufen,  während  die  direkten 
! teuern  in  verhältnismässig  hohen  Beträgen  und  zu  den  gesetzlich  festgesetzten 
erminen  bezahlt  werden  müssen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Pflichtige 
f erade  Geld  hat  oder  nicht;  im  letzteren  Fall  drohf  ihm  die  mit  Kosten  und 
{ iiderweiten  Verlusten  verknüpfte  Zwangsvollstreckung,  die  zuweilen  seine  wirt- 
fifliaftliche  Existenz  auf  eine  Zeitlang  ruiniert  oder  wenigstens  stark  erschüttert. 
Per  Pflichtige  kann  den  Zahlungstermin  nicht  versäumen  wie  bei  den  direkten 
Heuern,  wo  eine  solche  Versäumnis  oft  Unannehmlichkeiten  im  Gefolge  hat, 
l raucht  nicht  für  den  Zahlungstermin  zu  sparen,  was  so  vielen  Menschen  recht 
s 'hwer  fällt,  und  wird,  da  er  für  das  gezahlte  Geld  etwas  Greifbares  als  Gegen- 
1 'istung  erhält,  den  eventuell  gering  gesteigerten  Preis  lieber  bezahlen,  als 
c irekte  Steuern  entrichten,  wobei  viele  glauben,  dem  Staat  ein  Geschenk  zu  machen. 

2.  Das  Oktroi  liefert  ohne  Erhöhung  der  Sätze  stetig  steigende  Erträge. 
^.’lr  werden  weiter  unten  noch  über  diese  Oktroisteigerungen  in  den  einzelneren 
hessischen  Städten  Näheres  erfahren.  Die  Steigerung  der  Erträge  hat  ihren 
liitürlichen  Grund  in  dem  mit  zunehmender  Wohlliabenheit  steigenden  Ver- 
brauch nicht  nur  an  Luxusartikeln,  sondern  auch  an  Gegenständen  des  not- 
V endigen  Lebensbedarfs.  Die  Oktroierträge  erleiden  keine  Ausfälle,  da  die 
/ bgabe  entweder  unter  Haftung  des  pflichtigen  Gegenstandes  bar  bezahlt  oder 
g igen  Sicherheitsleistung  gestundet  wird.  Ein  starker  Einnahmerückgang  wird 
a ich  in  vorübergehend  schlechten  Zeiten  nicht  leicht  eintreten,  da  man  sich 
b ikanntlich  einen  einmal  angewöhnten  Konsum  nicht  leicht  abgewöhnt.  Es 
siheint,  dass  die  durch  solche  Umstände  veranlasslen  Ausfälle  an  direkten 
S euern  grösser  sind,  als  die  Einnahraerückgänge  hier. 

3.  Das  Oktroi  trifft  auch  die  im  Bezirk  sich  aufhaltenden  Fremden  und 
b etet  so  die  Möglichkeit,  dass  sich  die  oktroierhebende  Gemeinde  eine  Gegen- 
1(  istung  sichert  für  die  den  Ortsfremden  durch  Darbietung  von  Natur-  und 
K instgenüssen,  bequemen  Verkehrsmitteln  u.  s.  w.  gewährten  Annehmlichkeiten, 

ZI  deren  Kosten  diese  sonst  vielfach  nicht  herangezogen  würden. 

4.  Die  Erhebung  eines  Oktrois  bietet  vielfach  die  einzige  Möglichkeit, 

P ;rsonen,  welche  ihr  gutes  Auskommen  haben,  Ersparnisse  aber  nicht  machen. 
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sondern  ihr  Einkommen  verbrauchen,  in  einer  ihrer  Leistungsfähigkeit  mehr 
entsprechenden  Höhe  zu  den  Gemeindeausgaben  beizuziehen.  Hier  kommen  in 
erster  Linie  Fabrikarbeiter  u.  dergl.  in  Betracht,  bei  denen,  da  sie  oft  nichts 
Pfandbares  besitzen,  die  direkten  Steuern  oft  uneinbringlich  werden;  ohne 
Oktroi  werden  sie  zu  den  städtischen  Lasten,  die  gerade  zum  grossen  Teil  durch 
sie  verursacht  oder  stark  gesteigert  worden  sind  {Schulhausbauten,  Ausgaben 
für  Armen-  und  Krankenpflege  etc.),  nur  ungenügend  herangezogen.  Aehnlich 
liegt  es  mit  der  Besteuerung  von  Gegenständen  des  Luxusverbrauchs  durch 
Oktroi , wodui'ch  auch  sonst  nicht  hinreichend  zu  fassende  Leistungsräliigkeit 
für  die  Gemeindekasse  verwertbar  wird. 

5.  Das  Oktroi  erhöht  die  finanzielle  Selbständigkeit  der  Gemeinden,  in- 
sofern als  es  ihnen  eine  von  den  Ergebnissen  der  staatlichen  Steuerveranlagung 
unabhängige  Einnahmequelle  sichert.  Fast  ständig  wird  von  den  grösseren 
Städten  darüber  Klage  geführt , dass  die  staatliche  Steuerveranlagung  sich  zu 
sehr  in  die  Länge  ziehe,  und  dadurch  die  Kommunalumlagezettel  verspätet  zur 
Ausgabe  gelangen.  Dies  hat  nicht  nur  den  Nachteil,  dass  der  Stadtkasse  die 
ihr  zukoramenden  Gelder  verspätet  Zuströmen,  sondern  es  werden  auch  die  Um- 
lagepflichtigen  in  die,  besonders  für  die  minder  Bemittelten,  keineswegs  an- 
genehme Lage  versetzt,  mehrere  Ziele  auf  einmal  bezahlen  zu  müssen.  Die 
neuere  Gesetzgebung  über  die  Verwaltung  der  Kommunen  ruht  wesentlich  auf 
dem  Grundsatz,  dass  sie  ihre  Angelegenheiten  möglichst  selbständig  ordnen 
sollen;  zur  Stärkung  bezw.  Erlangung  dieser  Selbständigkeit  in  finanzieller  Be- 
ziehung bildet  das  Oktroi  ein  wichtiges  Mittel. 


B.  Auswahl  der  oktroipflichtigen  Gegenstände  und  Höhe 

der  Belastung. 

Fassen  wir  das  aus  der  vorstehenden  Besprechung  der  Nachteile  und 
Vorzüge  des  Oktrois  gewonnene  Ergebnis  zu  einem  Urteil  über  diese  Abgaben- 
art zusammen,  so  muss  zugegeben  werden,  dass  das  Oktroi  allerdings  manche 
grosse  Schattenseiten  aufweist.  Aber,  abgesehen  davon,  dass  es  eine  vollkommene 
Steuer  nicht  gibt,  hat  es  so  grosse  Vorzüge  und  Annehmlichkeiten,  dass  es  bei 
zweckentsprechender  Auswahl  und  Belastung  der  Gegenstände  und  sachgemässen 
Kontrolhnassregeln  in  einem  guten  Kommunalsteuersystem  unentbehrlich  sein 
kann  und  behauptet  werden  muss,  dass  es  von  den  ein  solches  jetzt  erhebenden 
hessischen  Gemeinden  unangebracht  wäre,  diese  Abgabe  aufzuheben  und  durch 
direkte  Steuern  ersetzen  zu  wollen.  Ueber  die  Kontrollmassregeln  ist  schon 
unter  A 2 oben  das  Erforderliche  gesagt.  Hinsichtlich  der  Auswahl  der  oktroi- 
pflichtigen Gegenstände  und  der  Höhe  ihrer  Belastung  ist  folgendes  zu  bemerken: 

1.  Mehl,  Brot  und  andere  gewöhnliche  Backwaren. 

Diese  Gegenstände  gehören  zu  den  unentbehrlichen  Bedarfsartikeln;  ihr 
Preis  soll  daher  durch  ein  Oktroi  nicht  erhöht  werden.  Ein  solches  ist  also 
auf  solche  Gegenstände  nicht  einzuführen  oder,  wenn  es  sich  aus  finanztech- 


nischen und  finanzpolitischen  Gründen  nicht  vermeiden  lässt,  doch  nur  in  so 
geringer  Höhe,  dass  es  keine  Erhöhung  der  Mehl-  und  Brotkleinpreise  herbei* 
führen  kann,  sondern  vorwiegend  von  den  Produzenten  und  Verkäufern  ge- 
tragen wird.  Etwaige  geringe  Belastung  auch  der  weniger  Bemittelten  durch 
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ei:i  solches  Oktroi  wird  dann  weniger  bedenklich,  wenn  diesen  in  entsprechen- 
de m Masse  von  der  Gemeinde  die  billige  oder  unentgeltliche  Benutzung  von 
ohlfahrtseinrichtungen  oder  sonstige  die  Belastung  mindestens  ausgleichende 
V(  rteile  gewährt  werden.  In  Hessen  erheben  nur  die  Städte  Darmstadt  und 
M tinz  ein  geringes  und  an  sich  nicht  zu  beanstandendes  Oktroi  auf  Mehl  und 
Bot.  Nimmt  man  jedoch  an,  dass  aus  100  kg  Mehl  135-140  kg  Brot  erzeugt 
w<  rden.  so  ergibt  sich,  da  in  Darmstadt  100  kg  Mehl  1,20  M.  Oktroi  zahlen,  in 
M.änz  50  Pfg..  das  Oktroi  auf  Brot  in  Darmstadt  zu  8,57  Pfg.  pro  10  kg,  in 
M:  änz  zu  3,57  Pfg.  pro  10  kg,  thatsächlich  lasten  auf  10  kg  Schwarzbrot  in 
Dt  rmstadt  12  Pfg.,  in  Mainz  6 Pfg.,  so  dass  in  beiden  Städten  die  einheimischen 


Btcker  einen  bedeutenden,  mit  dem  Zoll vereinigungsvertrag  von  1867  nicht  ver- 
eii  barlichen  Schutz  geniessen.  Die  Städte  Offenbach  and  Giessen  haben,  wie 
sclion  mitgeteilt,  ihr  Mehl-  und  Brotoktroi  in  letzter  Zeit  aufgehoben,  ein  er- 
ke  inbarer  Preisrückgang  ist  dadurch  nicht  eingetreten.  Indessen  wird  vielfach 
gevünscht,  dass  die  Gemeinden  das  Oktroi  von  derartigen  Bedarfsartikeln  auf- 
he  Jen.  weil  man  ohne  weiteres  glaubt,  die  Konkurrenz,  welche  ja  stets  das  Be- 
sti  äben  hat,  die  Preise  auf  das  Niveau  der  Produktionskosten  herabzudrücken, 
werde  die  Preise  der  oktroipflichtigen  Artikel  um  den  Betrag  des  Oktrois 
en  iedrigen.  Diese  Voraussetzung  hat  sowohl  dem  im  Jahre  1873  in  der  hessi- 
scl  en  zweiten  Kammer  gestellten  Antrag  Goldmann  (s.  oben),  wie  auch  den 
sei  liesslich  von  Erfolg  gekrönten  Bestrebungen,  welche  in  Belgien  und  Holland 
in  den  1860er  Jahren  auf  die  Beseitigung  des  Oktrois  hinzielten,  zu  Grunde  ge- 
lecen.  Gerade  die  letztgedachte  Massregel  hat  aber  den  erwarteten  preis- 
mi  adernden  Erfolg  nicht  gehabt,  wie  nicht  nur  eine  Statistik  der  Preise  vor 
un  .l  nach  der  Oktroiauf  hebung  ergibt,  sondern  auch  in  der  Litteratur  anerkannt 
werden  ist  (s.  Reit  zenstein,  Ueber  indirekte  Verbrauchsabgaben  der  Ge- 
nu inden,  Hildebrandts  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik. 
Neae  Folge,  Bd.  9,  S.  272  ff.). 


Dies  kommt  daher,  dass  die  auf  die  kleinen  Mengen,  in  welchen  im 
De  :ailverkehr  solche  Gegenstände  gekauft  werden,  ausgeschlagenen  Oktroi- 
be  räge  sehr  unbedeutend  sind,  oft  nur  Bruchteile  von  Pfennigen  ausmachen, 
so  dass  das  kaufende  Publikum  sich  die  Unterlassung  einer  Preisherabsetzung 
ge  allen  lässt.  Einen  Vorteil  haben  von  der  Oktroiaufhebung  hauptsächlich  die 
De  lailhändler,  da  sie  beim  Einkauf  den  Oktroi  sparen,  im  Verkaufspreis  ihn 
ab  ir  noch  erhalten,  sowie  alle  solche  Personen,  welche  ihre  Bedürfnisse  unter 
Ve.'meidung  des  einheimischen  Zwischenhandels  auswärts  kaufen,  jedenfalls  aber 
nicht  die  kleinen  Leute,  denen  man  bei  der  Oktroibeseitigung  helfen  wollte. 

Die  Beseitigung  des  Oktrois  auf  die  angegebenen  notwendigen  Gegen- 
stäade  würde  daher  kaum  den  gehofften  Erfolg  haben  und  kann  daher  als  eine 
empfehlenswerte  Massregel  nicht  bezeichnet  werden. 

2.  Kohlen  und  sonstiges  Brennmaterial. 

Dieses  Oktroi  wirkt  nicht  in  dem  Grade  als  Kopfsteuer,  wie  die  vor- 
er^'ähnten  Arten,  da  der  Bedarf  an  Kohlen  zur  Erwiirmung  der  Wohnräume 
un  l Bereitung  der  Speisen  bis  zu  einem  gewissen  Grade  der  Leistungsfähigkeit 
pn  portional  ist;  ein  Minimal  verbrauch  zu  Heizungs-  und  Kochzwecken  jedoch 
ist  auch  bei  den  Unbemittelten  notwendig  und  passt  sich  in  diesen  Schichten 
keiaeswegs  der  Leistungsfähigkeit  des  Verbrauchers  an.  Ebenso  ist  von  einer 
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gewissen  EinkomraenshÖhe  an  der  Verbrauch  an  solchem  Heiz-  und  Kochmaterial 
durchaus  nicht  mehr  dem  Einkommen  proportional,  sondern  nimmt,  ebenso  wie 
der  Aufwand  für  Wohnung  und  Nahrung  überhaupt,  mit  steigendem  Einkommen 
prozentual  ab.  Die  Kohle  ist  aber  nicht  allein  Verbrauchsgegenstand,  sondern 
in  grossartigem  Masse  auch  Produktionsmittel  für  die  Industrie.  Betrachten  wir 
sie  zunächst  als  letzteres,  so  wird  natürlich  der  Produzent  das  Bestreben  haben, 
das  Oktroi  in  dem  Preise  des  Produkts  gleich  seinen  übrigen  Produktionskosten 
auf  seinen  Abnehmer  fortzuwälzen,  und  er  muss  dazu  im  stände  sein,  wenn  die 
Produktion  rentieren  soll,  falls  nicht  der  Unternehmergewinn  eine  Reduktion 
um  den  Betrag  des  Kohlenoktrois  verträgt.  Letzteres  wird  bei  den  in  Hessen 
in  Betracht  kommenden  geringen  Sätzen  durchweg  der  Fall  sein.  Für  die 
bereits  am  Platze  bestehende  Industrie  ist  die  Einführung  eines  Kohlenoktrois 
bei  unmöglicher  Abwälzung  nichts  weiter  als  eine  ungünstige  Wendung  in  der 
Konjunktur,  wie  solche  fortwährend  Vorkommen  und  bei  Festsetzung  der  Ver- 
kaufspreise mit  in  Rechnung  gezogen  werden  müssen.  Wollen  sich  nun  in- 
dustrielle Unternehmen  am  Platze  ansiedeln,  so  kommt  für  diese  das  Oktroi 
als  ein  bekannter,  die  Produktionskosten  steigernder  Faktor  in  Betracht,  und 
sie  werden  sich  dort  nur  niederlassen,  wenn  die  fabrikatorischen  Vorzüge  des 
Standortes  den  Nachteil  des  Kohlenoktrois  mindestens  aufwiegen;  die  Gemeinde 
hat  jedenfalls  das  Recht,  sich  das  Interesse,  welches  der  Industrielle  hat,  für 
sein  Unternehmen  gerade  diesen  Standort  auszu wählen,  dauernd  in  einer 
massigen  Verbrauchsabgabe  von  Kohlen  bezahlen  zu  lassen.  Auch  sei  darauf 
hingewiesen,  dass  ein  solches  Kohlenoktroi  die  Tendenz  bat,  zur  Sparsamkeit 
in  der  Verwendung  dieses  Artikels  anzueifern  und  so  wirtschaftlich  günstig  zu 
wirken.  Eine  stark  kohlenverbrauchende  Industrie  ist  durch  ihre  rauchenden 
Schornsteine  nicht  gerade  eine  Annehmlichkeit  für  die  Gemeindebewohner,  ganz 
abgesehen  von  der  durch  den  Zuzug  der  Arbeiter  bewirkten  starken  Vermehrung 
der  Schul-  und  Armenlasten;  kurz,  nach  dem  Besteuerungsgrundsatz  des  Inter- 
esses, es  sind  die  Vorteile,  welche  die  Gemeinde  der  Fabrikation  bietet,  und 
die  Unannehmlichkeiten,  welche  sie  auf  sich  nimmt,  derart,  dass  gegen  eine 
Vorwegbesteuerung  derselben  durch  ein  Kohlenokiroi  auch  dann  sich  nichts 
einwenden  lässt  vom  Standpunkt  der  Gerechtigkeit,  wenn  die  Abwälzung  des- 
selben auf  die  Abnehmer  der  Produkte  nicht  möglich  sein  sollte.  Bezüglich 
der  Rückvergütung  des  Kohlenoktrois  bei  der  Ausfuhr  von  Industrieerzeugnissen 
aus  dem  Gebiet  der  oktroierhebenden  Gemeinde  sind  die  Auffassungen  in  der 
Praxis  verschieden,  indem  als  oktroipflichtiger  Verbrauch  teils  nur  der  zur 
Herstellung  von  im  Oktroibezirk  abgesetzten  Produkten  erforderliche  Kohlen- 
aufwand, teils  sämtlicher  zu  Produktionszwecken  in  dem  Gemeindebezirk  not- 
wendige Kohlenaufwand  betrachtet  wird.  Im  ersteren  Fall  ergibt  sich  die  Rück- 
vergütung des  Oktrois  für  alle  aus  der  Gemeinde  ausgeführten  Erzeugnisse,  im 
letzteren  findet  eine  Oktroivergütung  nicht  statt.  Die  Vergütung  kann  aber  im 
ersteren  Fall  mit  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeit  der  Kontrolle  nicht  allgemein, 
sondern  nur  solchen  Industriellen  gewährt  werden,  welche  das  Vertrauen  der 
Verwaltung  geniessen  und  kaufmännische  Bücher  über  Materialverbrauch,  Er- 
zeugung und  Absatz  der  Produkte  führen,  und  muss  für  jeden  Gewerbetreiben- 
den periodisch  auf  Grund  der  Bücher  berechnet  werden.  Diese  Berechnungen 
sind  umständlich  und  erfordern  viel  Arbeit;  durch  die  Rückvergütungen  wird 
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de  r Ertrag  des  Kohlenoktrois  gewöhnlich  auch  recht  geschmälert.  Im  kommunal- 
fis  ealischen  Interesse  ist  es  daher  erwünscht,  dass  diese  Rückvergütungen  mög- 
liclist  gemindert  werden.  Sie  können,  wie  si  h aus  oliigem  ergibt,  ganz  weg- 
fa  len,  wenn  das  Oktroi  sich  in  massigen  Grenzen  hält,  da  es  dann  leicht  bei 
de  r Preiskalkulation  mit  berücksichtigt  werden  kann. 

Um  die  bis  zu  einem  gewissen  Grade  kopfsteuerartige  Wirkung  des 
Ol  trois,  welches  den  Kohlenverbrauch  zu  Heizungs-  und  Kochzwecken  betrifft, 
zu  mildern  oder  auszugleichen,  kann  man  a)  das  bei  den  Armen  einen  Ersatz 
der  Kohlen  bildende  selbst  gesammelte  Brennholz  (Leseholz)  vom  Oktroi  frei- 
la  sen;  die  Verhütung  von  Missbrauchen,  wenn  auf  Brennholz  ein  Oktroi  ge- 
le;  :t  ist,  lässt  sich  ohne  lästige  Kontrolle  bewirken,  da  solches  Holz  nur  an  be- 
stiinmten  Tagen  auf  Grund  eines  Leseholzscheines  gesammelt  werden  kann; 
bl  den  Tarifsatz  nur  in  sehr  mässigen  Grenzen  halten.  Dies  ist  durchaus  not- 
w«ndig,  da  sonst  leicht  die  ärmeren  Klassen  zu  hart  getroffen  werden,  denn 
ei:ie  verschieden  starke  Abwälzung  des  gezahlten  Oktrois  je  nach  dem  sorten- 
w(  ise  verschiedenen  Preise  der  Kohlen  ist  nur  in  geringem  Grade  angängig. 
Es  kann  ein  derartiges  Kohlenoktroi  trotz  seiner  eben  geschilderten  Nachteile 
in  Gemeinden  mit  stark  wechselnder,  namentlich  Arbeiterbevölkerung,  zur  Ver- 
m;nderung  der  direkten  Komiuunalsteuern  und  der  Ausfälle  bei  Eintreibung  der- 
se  ben  aus  tinanztechnischen  Gründen  .sich  recht  empfehlen.  Zweifellos  ist  es 
bciser,  durch  ein  solches  Oktroi  auch  die  ärmeren  Bevölkerung'sklassen  zu  he- 
laiten  und  ihnen  dagegen  wiederum  die  Benutzung  von  VVohlthätigkeitsanstalten 
zu  gewähren,  als  solche  Anstalten  entweder  ganz  zu  unterlassen  oder  für  ihren 
Bt  trieb  ungenügende  Mittel  bereit  zu  stellen. 

Was  oben  von  dem  Oktroi  auf  Kohlen  gesagt  ist,  gilt  auch  von  dem 
Oltroi  auf  Brennmaterialien  überhaupt  (Coaks,  Torf,  Biennholz).  Ob  man  auch 
dii  übrigen  Brennmaterialien  belastet,  hängt  davon  ab,  ob  der  Verbrauch  an 
di(  sen  ein  so  erheblicher  ist,  dass  auch  bei  mässigen  Sätzen  ein  nennenswerter 
Er;rag  für  die  Gemeindekasse  zu  erwarten  ist.  Im  allgemeinen  empfiehlt  es  sich 
ni.  ht,  zu  viele  Gegenstände  in  den  Tarif  aufzunehmen,  da  hierdurch  die  Kon- 
to Ile  erschwert  und  für  das  Publikum  leicht  unbequem  wird. 

8.  Fleisch  und  Fleischwaren. 

Fleisch  bildet  zwar  einen  wichtigen  Gegenstand  der  Volksernährung,  ist 
ab  als  Nahrungsmittel  gerade  der  weniger  Bemittelt-en  nicht  von  derjenigen 
BeJeutung  in  Hessen,  wie  z.  B.  in  Frankreich.  Die  schwerwiegenden  Bedenken^ 
du  oben  gegen  ein  Oktroi  auf  Mehl,  Brot  u.  dergl.  geltend  gemacht  wurden, 
tn  tien  daher  bei  dem  Oktroi  auf  Fleisch  in  nur  geringem  Grade  zu,  zumal  bei 
de  1 nicht  unbeträchtlichen  Preisunterschieden  der  einzelnen  Qualitäten  die  Oktroi- 
las t im  Detailverkehr  sich  derart  ungleich  zu  verteilen  pflegt,  dass  auf  die  wert- 
vo  leren  Fleischsorten  ein  grösserer  Prozentsatz  des  ausgelegten  Oktrois  aus- 
ge;chlagen  wird,  als  auf  die  geringeren  Sorten.  Was  die  Bemessung  der  Oktroi- 
säize  im  allgemeinen  betrifft,  so  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  die  am  meisten 
ah  Nahrungsmittel  der  unteren  Volksschichten  gebrauchten  Fleischsorten  mit 
den  geringsten  Satz  zu  belegen  sind.  Das  Oktroi  von  Schlachtvieh  kann  nach 
de  11  Gewicht  der  Tiere  abgestuft  W'erden  oder  nicht.  Die  erstere  Art  erscheint 
von  Standpunkt  der  Gerechtigkeit  die  empfehlenswertere,  da  dann  nicht  nur 
be  gleicher  Qualität  die  Gewichtseinheit,  gleichgültig  ob  das  Fleisch  von  schwerem 
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oder  leichtem  Vieh  stammt,  ungefähr  gleich  hoch  getroffen  werden  kann,  son- 
dern auch,  weil  gewöhnlich  das  Fleisch  schwerer  Tiere  von  besserer  Qualität 
ist,  als  das  leichter  Tiere,  eine  Abstufung  des  Oktrois  nach  der  Fleischqualität 
also  möglich  ist.  Diese  Art  der  Oktroibemessung  findet  in  Hessen  bei  Fleisch 
von  Rindvieh  teilweise  statt.  Die  letztere  Art  hat  den  Vorzug,  dass  sie  die 
Einfuhr  schwerer  Schlachttiere  von  hohem  Fleischwert  begünstigt,  und  die 
Städte  mit  gutem  Fleisch  versorgt  werden.  Hier  ist  zu  bemerken,  dass  bei  uns 
die  PreisdilTerenzierung  beim  Fleisch  je  nach  der  Qualität  noch  nicht  in  ge- 
nügendem Masse  durchgeführt  ist;  in  dieser  Beziehung  können  uns  die  fran- 
zösischen, insbesondere  die  Pariser,  Verhältnisse  als  Vorbild  dienen.  Es  ist  eine 
wichtige  Aufgabe  der  Gemeindeverwaltung,  grössere  Differenzierung  der  Fleisch- 
j3reise  zu  bewirken  und  so  für  die  zum  Konsum  der  minder  Bemittelten  dienen- 
den geringen  Sorten  niedrigere  Preise  herbeizuführen.  Wenn  im  Schlächter- 
gewerbe sich  eine  dahin  gehende  Auffassung  nicht  Bahn  brechen  will,  so  kann 
die  Gemeindeverwaltung  durch  Veranstaltung  von  grösseren  Fleischauktionen 
auf  eigene  Rechnung,  bei  welchen  für  die  geringeren  Sorten  niedrige  und 
folgeweise  für  die  besseren  Sorten  nach  der  Qualität  höhere  Preise  festgesetzt 
werden,  eine  Triebfeder  in  der  gedachten  Richtung  schaffen.  Was  nun  die  Fest- 
setzung des  Oktrois  auf  eingeführtes  Fleisch  betrifft,  so  ist  natürlich  eine  ver- 
schiedene Höhe  der  Sätze  nach  der  Fleischsorte,  je  nachdem  diese  mehr  oder 
weniger  als  Nahrungsmittel  der  Unbemittelten  dient,  am  Platze,  eine  ver- 
schiedene Höhe  der  Sätze  nach  der  Fleischqualität  ist  indessen  mit  Rücksicht 
auf  die  dadurch  bedingte  Schwierigkeit  und  Unsicherheit  in  der  Abfertigung 
im  allgemeinen  nicht  zu  befürworten;  es  sei  denn,  dass  grössere  Fleischstücke, 
bei  welchen  der  Körperteil  des  Tieres,  von  dem  sie  genommen  sind,  und  damit 
ihr  Wert,  leicht  zu  erkennen  ist,  viel  eingeführt  werden.  Der  Satz  für  ein- 
geführtes Fleisch  im  Vergleich  zu  dem  Oktroisatz  des  betreffenden  ganzen  Tieres 
kann  weder  ein  hoher  noch  ein  niedriger  sein,  ersteres  würde  die  Einfuhr 
geringwertiger  Ware,  die  von  den  minder  Bemittelten  mehr  gekauft  wird,  er- 
schweren und  könnte  leicht  zu  einer  Preissteigerung  dieser  Qualitäten  führen, 
letzteres  würde  dem  Grundsatz,  dass  das  Oktroi  das  in  der  Gemeinde  hergestellte 
Erzeugnis  nicht  höher  treffen  darf,  als  das  von  aussen  eingeführte,  widersprechen, 
er  muss  vielmehr  ein  mittlerer  sein.  Bei  dem  Oktroi  auf  Fleisch  ist  auch  des- 
jenigen für  Fisch,  Wildpret  und  Geflügel  zu  gedenken,  und  es  gilt  für  dasselbe 
das  vorstehend  Gesagte  sinngemäss.  Selbstverständlich  sind  die  Sätze  abzustufen, 
ie  nachdem  der  betreffende  Artikel  mehr  Konsumgegenstand  der  grossen  Masse 
oder  Objekt  des  feinen  Genusses  (Luxusnahrung)  ist. 

Betrachtet  man  das  hessische  Fleischoktroi,  wie  es  in  den  Städten  Darm- 
stadt, Offenbach,  Giessen,  Mainz  und  Worms  erhoben  wird,  so  ist  zunächst  das 
Verhältnis  der  Belastung  des  eingeführten  Fleisches  zu  derjenigen  des  Schlacht- 
viehs zu  untersuchen.  Im  Rechnungsjahr  1900'01  betrug  in  Darmstadt  das 
Durchschnittsschlachtge wicht  für  einen  Ochsen  397,5,  eine  Kuh  240,  ein 
Schwein  73,3,  ein  Kalb  32,  einen  Hammel  20,  eine  Ziege  14,  ein  Pferd  300,  ein 
Rind  253,5,  einen  Fasel  303  kg.  Unter  Berücksichtigung  des  Oktroisatzes  für 
einen  Ochsen  19.50,  einen  Fasel,  Kuh  oder  Rind  12,  ein  Schwein  3,50,  ein  Kalb 
1,50,  einen  Hammel  1,30,  eine  Ziege  0,70  und  ein  Pferd  6 M.  berechnet  sich 
von  dem  in  der  Stadt  erzeugten  Fleische  das  Oktroi  pro  Kilogramm  wie  folgt : 
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1. 

Ochsenfleiscli  . . 

. . 4,9 

Pf. 

2. 

Rindfleisch  . . . 

. . 4,5 

n 

3. 

Schweinefleisch  . . 

. . 5,0 

V 

4. 

Kalbfleisch  . . . 

. . 5,0 

n 

5. 

Hammelfleisch 

. . 6,5 

y* 

6. 

Pferdefleisch  . . . 

. . 2,0 

Das  Oktroi  für  eingeführtes  frisches  Fleisch  beträgt  ohne  Unterschied  der 
Ga  tung  6 Pfg.  pro  Kilogramm,  bietet  also  — abgesehen  von  Hammelfleisch  — den 
eie  iieimischen  Metzgern  einen  kleinen  Schutz.  Der  Vergleichung  halber  werden 
di€  Detailpreise  der  verschiedenen  Fleischsorten  zu  Darmstadt  im  Jahre  1900 
hii  r angegeben.  Es  kostet  das  Kilogramm 

Ochsenfleisch  ....  1,52  M. 

Rindfleisch 1,40  „ 

Schweinefleisch  . . . 1,40  „ 

Kalbfleisch 1,52  „ 

Hammelfleisch  . . . 1,40  ^ 

In  Mainz  betrug  im  Rechnungsjahr  1900/01  das  Durchschnittsschlacht- 
ge  yieht  für  Farren  350,  Ochsen  300,  Kühe  200,  Rinder  225,  Schweine  73,  Kal- 
be; 35,  Schafe  20,  Ziegen  15  und  Pferde  200  kg;  es  wird  also  im  allgemeinen 
et'\ 'as  leichter  geschlachtet  als  in  Darmstadt.  Das  Oktroi  beträgt  für  Ochsen, 
Sti  3i*e  und  Farren  11,  Kühe  und  Rinder  7,  Schweine  1,75,  Kälber  0,70,  Hammel, 
La  nmer  und  Geissen  0,50  M.,  so  dass  sich  das  Oktroi  von  dem  in  der  Stadt 
au  :geschlachteten  Fleisch  berechnet  für  1 kg 

Ochsenfleisch  zu  ...  . 3,4  Pfg.  Preis  1,44  M. 

Rindfleisch  zu 3,3  r U25  „ 

Schweinefleisch  zu  . . . 2,4  « « 1»40  „ 

Kalbfleisch  zu 2,0  ^ r U42  „ 

Hammelfleisch  zu  ...  2,5  „ t 1*06  „ 

Da  das  Kilogramm  eingeführten  frischen  Fleisches  ebenso  wie  in  Darm- 
sts  dt  unterschiedslos  mit  6 Pf.  belastet  ist,  so  ist  der  Schutz  des  einheimischen 
M(  tzgergewerbes  in  Mainz  stärker  wie  in  Darmstadt. 

Für  die  Städte  Offenbach,  Giessen  und  Worms  sind  mir  Angaben  der 
Sc  ilachtgewichte  nicht  zur  Hand,  nimmt  man  das  Schlachtgewicht  eines  Ochsen 
an  zu  350,  eines  Farren  zu  300,  einer  Kuh,  eines  Rindes  zu  220,  eines  Schweines 
zu  70,  eines  Kalbes  zu  30,  eines  Hammels  zu  20  und  eines  Pferdes  zu  250  kg,  so  be- 
re<  hnet  sich  das  Oktroi  von  dem  in  der  Stadt  ausgeschlachteten  Fleisch  pro 
Ki  ogramm  in  Pfennigen  wie  folgt: 

Ofienbach  Giessen  Worms 


Oktroi 

Preis 

Oktroi 

Preis 

Oktroi 

Preis 

C chsenfleisch 

. 4,0 

1,39 

2,0 

1,42 

4,3 

1,40 

B indfleisch 

. 4,5 

1,20 

2,2 

1,26 

4,5 

1,28 

S ihweinefleisch  .... 

. 4,3 

1,40 

2,5 

1,24 

4,3 

1,40 

K albfleisch 

. 2,8 

1,33 

2,0 

1,28 

6,6 

1,39 

E ammeifleisch  .... 

. 4,2 

1,15 

3,0 

1,11 

6,0 

1,39 

P Ferdefleisch 

. 

— 

— 

— 

2,0 

— 

e ngeführtes  frisches  Fleisch 

. 5,0 

— 

3,0 

— 

10,0 

— 
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hl  allen  drei  Städten  ist  das  Fleisch  von  innerhalb  derselben  geschlach- 
tetem Vieh  geringer  belastet  als  das  eingefülirte  Fleisch.  Der  Forderung,  dass  die 
vorwiegend  als  Nahrungsmittel  der  weniger  Bemittelten  dienenden  Fleischsorten 
am  wenigsten  belastet  sein  sollen,  ist  insofern  Rechnung  getragen,  als  Darm- 
stadt und  Worms  für  Pferdefleisch  die  geringste  Belastung  (von  2 Pf.  pro  Kilo- 
gramm) haben,  die  übrigen  Städte  es  aber  völlig  freilassen. 

Weiter  ergeben  die  vorstehenden  Zusammenstellungen,  dass  das  Mass  des 
Schutzes  des  einheimischen  Metzgergewerbes  in  den  einzelnen  Städten  (die  Dif- 
ferenz zwischen  der  Belastung  des  eingeführten  und  des  in  der  Stadt  erzeugten 
Fleisches)  recht  verschieden  ist.  Am  stärksten  ist  dieser  Schutz  in  orms,  so- 
dann in  Mainz,  während  er  in  den  übrigen  drei  Städten  geringer  ist.  Diese 
Begünstigung  des  einheimischen  Metzgergewerbes  ist  nicht  gerechtfertigt  und 
widerspricht  dem  wichtigen  Grundsatz,  dass  das  Oktroi  nicht  den  Charakter 
eines  Schutzzolles  für  die  einheimische  Industrie  erhalten  darf. 

4.  Geistige  Getränke. 

Die  wohl  am  allgemeinsten,  nicht  nur  in  Hessen,  sondern  auch  sonst,  mit 
Oktroi  belegte  Klasse  von  Gegenständen  bilden  die  geistigen  Getränke:  Wein, 
Obstwein,  Bier  und  Branntwein.  Diese  Gegenstände  sind  im  Gegensatz  zu  den 
drei  vorstehend  betrachteten  Klassen  von  Konsumptibilien  den  Bedarfsartikeln 
nicht  einzurechnen,  sondern  sämtlich  als  entbehrliche  Genussmittel  zu  bezeichnen, 
wenn  auch  der  Verbrauch  an  solchen  bis  in  die  untersten  Volksschichten  herab- 
reicht und  gerade  dort  bei  Branntwein  besonders  gross  zu  sein  pflegt.  Die  ge- 
nannten Artikel  eignen  sich  wegen  ihrer  Entbehrlichkeit  besonders  gut  zur  Be- 
legung mit  Oktroi,  welches  beim  Branntwein  sogar  als  erzieherische  Massiegel 
wirkt,  insofern  als  es  den  Preis  des  letzteren  erhöht  und  damit  seinen  Konsum 
mindert.  Die  genannten  Artikel  bieten  bezüglich  der  Belastung  mit  Oktroi  nur 
insofern  Schwierigkeiten,  als  dieses  bei  Bier  und  Branntwein  mit  den  betreffen- 
den reicbsgesetzlichen  Verbrauchssteuern  kollidiert  und  es  auch  wohl  beim  V ein 
nur  eine  Frage  der  Zeit  ist,  dass  derselbe  durch  eine  Reichs-  oder  eine  in 
anderer  Form  wieder  eingeführte  hessische  Weinsteuer  belastet  wird.  Die  Höhe 
der  Oktroibelastungen  für  Wein,  Bier  und  Branntwein  ist  auch  wie  wir  oben 
gesehen  haben  — durch  die  Bestimmungen  des  Art.  5.  II.  § 7 des  Zollvereinigungs- 
vertrags vom  8.  Juli  1867  beschränkt,  mit  aus  dem  Grunde,  um^  die  mit  den 
staatlichen  Getränkesteuern  bezweckten  finanziellen  und  anderen  Erfolge  duich 
eine  damit  nicht  in  Einklang  stehende  Kommunalbesteuerung  nicht  zu  ver- 
eiteln. Was  den  Betrag  der  Oktroisätze  für  die  genannten  Artikel  betrifft,  so 
können  diese  — abgesehen  von  der  erwähnten  gesetzlichen  Beschränkung  — , 
ohne  gegen  den  Grundsatz  von  der  Abgabenbemessung  nach  der  Leistungsfähig- 
keit zu  verstossen,  beliebig  hoch  sein,  da  sich  ja  jeder  durch  den  Verzicht  auf 
den  Verbrauch  dieser  entbehrlichen  und  im  LTebermasse  sogar  schädlichen  Ge- 
tränke von  der  Oktroizahlung  befreien  kann.  Vom  finanziellen  Standpunkt  aus 
kann  der  Abgabensatz  von  denselben  so  lange  gesteigert  werden,  bis  das  Netto- 
erträgnis des  Oktrois  nicht  mehr  zunimmt. 

Bezüglich  der  einzelnen  Getränke  ist  noch  folgendes  zu  bemeiken . 1.  Der 
Wein  ist  in  Oberhessen  und  Starkenburg  — abgesehen  von  der  Bergstrasse 
Luxusgetränk;  in  Rheinhessen  verliert  er  zwar  stetig  mehr  die  Bedeutung  eines 
Volksgetränks,  ist  es  aber  immer  noch  im  hohen  Grade.  Da  es  sich  bei  dem 
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alf  Volksgetränk  zu  betrachtenden  Wein  stets  um  leichte  und  billige  Landweine 
ha  idelt,  deren  Genuss  nicht  wie  beim  Branntwein  leicht  schädlich  wirkt,  welche 
au  3h,  da  sie  infolge  ihrer  geringen  Qualität  und  des  geringen  Wertes  schwer 
ve  sendbar  sind,  am  Produktionsorte  und  dessen  nächster  Umgebung  abgesetzt 
w(  rden  müssen,  so  darf  von  solchem  das  Oktroi  nur  massig  sein.  Hier  macht 
sicli  jedoch  gleich  der  Uebelstand  geltend,  dass  es  schwer  ist,  die  Höhe  des 
Ol  troisatzes  der  Qualität  des  Weines  anzupassen,  indem  letztere  schwer  zu 
bedimmen  ist,  weil  ein  absoluter  Massstab  für  dieselbe  fehlt,  und  hier  nur  die 
Zu:ige  des  Kenners  massgebend  ist.  Die  Qualität  pflegt  sich  zwar  im  Preise 
auizudrücken,  und  man  könnte  die  Oktroisätze  nach  letzterem  abstufen,  allein 
dii  s würde  das  Abfertigungsverfahren  erheblich  erschweren  und  umständlich 
mi  dien.  Man  müsste  bei  gekauftem  Wein  Vorlage  der  Rechnung  beim  De- 
kli -rationsbureau  und  jedenfalls  eine  Angabe  über  den  Wert  des  Weines  ver- 
lai  gen : letztere  wird  der  Warenführer  häufig  nicht  machen,  auch  die  Rechnung 
ofi  nicht  vorlegen  können,  weil  der  Absender  des  Weines  vielfach  ein  Interesse 
haien  wird,  den  Lieferungspreis  des  Weines  nicht  bekannt  zu  geben.  Dann 
kö  inte  nur  Abschätzung  des  Wertes  durch  den  Oktroibeamten  eintreten,  die 
wegen  mangelnder  Sachkenntnis  meist  unzuverlässig  sein  wird,  oder  es  müssten 
Sa  .‘hverständige  gefragt  werden,  wodurch  leicht  Kosten  entstünden.  Sucht  man 
na  3h  gröberen  Merkmalen  für  die  Qualitätsunterschiede,  so  liegt  die  verschiedene 
Bemessung  des  Satzes  bei  der  Einfuhr  in  Fässern  und  in  Flaschen  nahe  und 
th  tsächlich  ist  auch  in  Offenbach  und  Mainz  in  letzterem  Fall  der  Satz  etwas 
höier  als  im  ersteren;  in  Ofienbach  zahlt  1 1 Wein  in  Fässern  2,15  Pf.,  die 
Fi;  sehe  2 PL;  da  eine  solche  gewöhnlich  •'*/4  1 hält,  so  ist  1 1 mit  2,ti7  Pf. 
be  astet.  In  Mainz  beträgt,  das  Oktroi  für  1 1 Wein  im  Fass  0,55  PL,  in  der 
Fl  .sehe  2 PL 

Allein  der  erwähnte  Massstab  ist  kein  zuverlässiger,  denn  oft  werden  gute 
un  J teure  Weinsorten  in  Fässern  eingebracht  und  häufig  befinden  sich  in  Flaschen 
ge  -ingere  Sorten,  Die  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  so  wünschenswerte 
Btlastung  des  Weins  nach  der  Qualität  ist  daher  aus  technischen  Gründen  kaum 
durchführbar.  Vom  finanziellen  Standpunkt  ist  diese  Schwierigkeit  von  geringerer 
Bedeutung,  da  die  Einfuhr  der  qualitätsreichen  Weine  nicht  so  erheblich  ist, 
dass  durch  die  Weglassung  höherer  Sätze  für  diese  das  finanzielle  Ergebnis 
sL  rk  herabgedrückt  würde.  In  Betracht  kommt  hier  weiter,  dass  zu  den 
qu ilitätsreicheren  Weinen  die  zollausländischen  zählen,  dex*en  Belastung  mit 
ko  nmunalem  Oktroi  durch  Art.  5. 1.  des  Zollvereinigung^vertrags  vom  8.  Juli  1867 
ve  boten  ist. 

Während  nun  in  Rheinhesseii  und  an  der  Weinbau  treibenden  Bergstrasse 
da  > W einoktroi  mässig  sein  muss,  kann  dasselbe  im  Odenwald  und  der  Provinz 
Olerhessen,  wo  der  Wein  als  Luxusgetränk  zu  betrachten  ist,  höher  und  so 
ho 3h  sein,  wie  nach  den  oben  erwähnten  Vorschriften  des  Zollvereinigungs- 
ve  trags  zulässig  ist;  vom  finanzpolitischen  Standpunkt  aus  kann  es  dort  so 
ho  3h  gesteigert  werden,  dass  der  Nettoertrag  des  Oktrois  nicht  leidet. 

II.  Der  Obstwein,  vorwiegend  Apfelwein,  aber  auch  Birnwein.  ist  fast  aus- 
acl  liesslich  als  Volksgetränk  anzusehen.  Auch  besitzt  er  einen  gewissen  sani- 
tä;  en  Wert,  der  im  allgemeinen  dem  des  Weines  nicht  nachstehen  dürfte.  Da 
er  auch  einen  im  Vergleich  zu  diesem  geringen  Handelswert  hat,  so  ist  er  zu 
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einer  stärkeren  Belastung  mit  Oktroi  um  so  weniger  geeignet,  als  er  die 
Kosten  eines  weiten  Transports  nicht  wohl  verträgt,  sondern  in  der  Nähe  des 
Plrzeugungsortes  abgesetzt  werden  muss.  Wird  dieser  natürliclie  Absatz  er- 
schwert, so  werden  die  am  oktroierhebenden  Orte  und  in  dessen  nächster 
Umgebung  wohnenden  Produzenten  geschädigt,  was  der  Gesetzgeber  nicht  be- 
absichtigen kann. 

Thatsächlich  ist  auch  der  Obstwein  in  Hessen  überall  ausser  in  Mainz 
geringer  belastet  als  der  Wein,  so  erhebt  Darmstadt  vom  Hektoliter  Wein 
2,15  M.,  Obstwein  0,85  M„  in  Offenbach  sind  die  Sätze  2,15  bezw.  0,75  M.,  Giessen 
3 bezw,  1 M.,  Mainz  0,55  bezw.  0,55  M„  Alsfeld  1,26  bezw.  0,84  M.,  Friedberg 
1,21  bezw.  1 M.  und  Lauterbach  2,80  bezw.  0,35  M. 

III.  Bezüglich  des  Oktrois  auf  Bier  sind  die  Ansichten  verschieden,  je  nach 
der  Beurteilung  des  diätetischen  und  Nährwerts  des  Bieres.  Wer  es  als  \ olks- 
nahrungsmittel  ansieht,  muss  natürlich  Gegner  des  Bieroktrois  überhaupt,  jeden- 
falls aber  einer  stärkeren  Belastung  dieses  Getränks,  sein.  Das  Bier  ist  nun 
thatsächlich  zwar  Volksgetränk  aber  nicht  Volksnahrungsmittel,  vielmehr  ist 
sein  Nährwert  ein  äusserst  geringer.  Zwar  darf  man  die  Oktroibelastung  des- 
selben nicht  so  stark  wählen,  dass  dadurch  sein  Preis  wesentlich  erhöht  und 
sein  Genuss  den  minder  Bemittelten  unmöglich  gemacht  wird,  weil  diese  dann 
um  so  leichter  dem  Schnapsteufel  verfallen,  aber  die  in  dem  Zollvereinigungs- 
vertrag vorgesehene  Höchstbelastung  mit  0,65  M,  auf  den  Hektoliter  ist  als 
eine  viel  zu  niedrige  anzusehen  im  Vergleich  zu  dem  hohen  \ erdienste  des 
Brauers  und  besonders  des  Wirts  an  diesem  Getränke.  V egen  der  allgemeinen 
Verbreitung  des  Biergenusses  liefert  das  Bieroktroi  aber  auch  schon  bei  massigen 
Sätzen  den  Gemeinden  einen  nennenswerten  Ertrag,  und  es  eignet  sich  bei  der 
verhältnismässigen  Schwierigkeit  der  Abgabenhinterziehung  durch  Schmuggel 
auch  gut  zur  Einführung  für  solche  Gemeinden,  bei  welchen  wegen  ihrer  vrenig 
geschlossenen  Bauart,  oder  weil  eine  Aufsicht  durch  besondere  Beamte  zu  teuer 
sein  würde  im  Vergleich  zu  dem  Ertrage  des  Oktrois,  eine  scharfe  Kontrolle 
sich  nicht  leicht  ermöglichen  lässt.  Thatsächlich  ist  auch  das  Bieroktroi  in 
Hessen  in  allen  oktroierhebenden  Gemeinden  eingeführt  und  bildet  in  Sprend- 
lingen, Neu-Isenburg,  Heppenheim  und  Wimpfen  die  einzige  kommunale  Ver- 
brauchssteuer, 

IV.  Soweit  das  Branntweinoktroi  den  zum  Konsum  bestimmten  Brannt- 
wein belastet,  können  vom  Standpunkt  der  Steuerverteilung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit gegen  dasselbe  keine  Einwendungen  erhoben  werden,  denn  jedenfalls 
gehöret  der  Branntwein  zu  den  entbehrlichen  Genussmitteln.  Handelt  es  sich 
um  feinere  Trinkbranntvveine,  so  empfiehlt  sich  eine  hohe  Belastung,  w'eil  solche 
nur  von  den  besser  Gestellten  konsumiert  zu  vrerden  pflegen , handelt  es  sich 
um  die  mehr  von  den  unteren  Schichten  konsumierten  geringeren  Sorten,  so  ist 
eine  hohe  Belastung  am  Platze,  um  den  so  gesundheitsschädlichen  Genuss  des 
Schnapses  möglichst  einzuschränken.  Leider  enthält  bezüglich  des  Branntwein- 
oktrois der  Zollvereinigungsvertrag  mit  Rücksicht  auf  die  Kollision  mit  der 
staatlichen  Branntweinsteuer,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  einschränkende  Be- 
stimmungen, Eine  Verschiedenheit  der  Sätze  je  nach  der  Qualität  des  Trink- 
branntweins lässt  sich  wegen  der  entgegenstehenden  Abfertigungsschwierigkeiten 
bei  der  Einfuhr  nur  in  beschränktem  Masse  durchführen.  Thatsächlich  unter- 
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sch(  iden  unsere  Oktroitarife  auch  nur  zwischen  versetzteia  Branntwein,  der  ohne 
Rücisicht  auf  seinen  Alkoholgehalt  belastet  ist,  und  gewöhnlichem  Branntwein, 
des;  en  Stärke  sich  mittels  des  Alkoholometers  ermitteln  lässt,  und  der  seinem 
Alk  )holgehalt  entsprechend  getroffen  wird.  Bezüglich  der  Oktroierhebung  von 
den  in  der  Gemarkung  erzeugten  Branntwein  empfiehlt  sich  aus  Gründen  der 
veninfachten  Erhebung  und  Kontrolle  Anlehnung  an  die  staatliche  Branntwein- 
sterer,  welcher  Umstand  eine  Abstufung  der  Belastung  nach  der  Qualität  des 
Bra  intweins  nur  in  beschränktem  Masse  ergibt,  namentlich  auf  die  Herstellung 
versetzter  Branntweine  keine  besondere  Rücksichtnahme  gestattet.  Der  bei  der 
Herdellung  des  Branntweins  am  oktroierliebenden  Ort  überall  ausser  in  Lauter- 
bac  1 gemachte  Unterschied  zwischen  Maisch-  und  Materialbrennern  mit  ver- 
seil: edenen  Sätzen  für  Gross-  und  Kleinbrenner,  bezw.  nach  dem  verwendeten 
Maierial  ist  aus  Rücksichten  der  Kontrolle  unzweckmässig  geworden,  weil  be- 
zn<y  ich  der  Maischbottichsteuer  nach  der  neueren  Branntweinsteuergesetzgebung 
jetz.  anders  unterschieden  und  Materialsteuer  nicht  mehr  erhoben  wird. 

Was  dagegen  den  nicht  zum  menschlichen  Genuss  dienenden  Braiint- 
weii,  insbesondere  den  mit  dem  allgemeinen  Denaturierungsmittel  versetzten 
Bre  inspiritus  und  den  zu  gewerblichen  Zwecken  dienenden  Branntwein  anlangt, 
so  ässt  sich  dessen  Belastung  mit  Oktroi  nur  aus  Rücksichten  der  Kontrolle 
uiic  der  erleichterten  Abfertigung  rechtfertigen,  indem  sonst  die  Defraudation 
dur  dl  Vertauschung  von  solchem  Branntwein  mit  Trinkbranntwein  erleichtert 
wüi  de.  Auch  wird  durch  Belastung  dieses  von  der  Reichsbranntweinsteuer  be- 
frei ;en  Branntweins  mit  kommunalem  Oktroi  die  auf  Hebung  des  Verbrauchs 
an  letzterem  Branntwein  zielende  Absicht  des  Gesetzgebers  insoterii  durch- 
kreizt,  als  so  der  Preis  dieses  Branntweins  erhöht  wird.  Hier  sind  die  beim 
Tri  ikbranntwein  störenden  Beschränkungen  des  Zollvereinigungsvertrags  durch- 
aus angebracht.  Denaturierter  Branntwein  wird  ausser  zu  Brennzwecken  auch 
in  grossen  Mengen  von  der  Industrie  als  Fabrikationsmittel  gebraucht;  gegen 
die  Belastung  solchen  Branntvreins  mit  Oktroi  ist  geltend  zu  machen,  dass  man 
der  Industrie  durch  steuerliche  Massnahmen  nicht  verschiedene  Produktions- 
bec  ingungen  im  eigenen  Lande  künstlich  schaffen  soll.  Allerdings  wird  es  sich 
hie*,  ebenso  wie  beim  Kohlenoktroi  nur  um  verhältnismässig  kleine  Beträge, 
nie  Irigere  Steuersätze  wie  beim  Trinkbranntwein  handeln  dürfen,  die  von  einer 
an  sich  leistungsfähigen  Industrie  leicht  zu  tragen  sein  werden.  Denaturierter 
Bn  nntwein  ist  in  Hessen  oktroifrei. 

ö.  Futtermittel.  Von  einem  Oktroi  auf  Futtermittel  werden  nicht  nur  die 
Lu: -uspferde  der  Begüterten,  sondern  auch  die  zur  Arbeitsleistung  benutzten 
Pferde  und  sonstiges,  als  Produktionsmittel  gehaltenes  Vieh  getroffen;  ein  solches 
ist  daher  nicht  zu  empfehlen. 

Aus  dem  vorstehend  Gesagten  ist  als  Ergebnis  für  die  Frage  der  Aus. 
wa  il  der  mit  Oktroi  zu  treffenden  Gegenstände  und  die  Höhe  der  Oktroisätze  — 
abg  esehen  von  den  gesetzlichen  Beschränkungen  — die  Regel  abzuleiten,  dass 
die  zu  belastenden  Artikel  in  der  Reihenfolge  ihrer  Entbehrlichkeit  auszuwählen 
um.  zu  belasten  sind.  Dabei  spielt  aber  noch  die  finanzielle  Erwägung  mit, 
in  der  Hauptsache  nur  solche  Objekte  zu  wählen,  welche  wegen  der  kon- 
suriierten  Menge  einen  hohen  Ertrag  verheissen,  und  wobei  die  Abgaben- 
entrichtung leicht  und  billig  zu  kontrollieren  ist.  Artikel  des  Luxusverbrauchs, 
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wie  feine  Fische,  Geflügel  und  sonstige  Delikatessen,  eignen  sich  wegen  ihrer 
Entbehrlichkeit  zwar  gut  zur  Oktroibelastung,  da  die  auf  sie  gelegte  Abgabe 
vorwiegend  von  den  Gutsituierten  getragen  wird,  werden  jedoch  nur  in  ver- 
hältnismässig geringen  Quantitäten  verbraucht  und  können  daher  allein  zur  Er- 
zielung hoher  Erträge  nicht  benutzt  werden. 

In  der  Reihenfolge  der  Entbehrlichkeit  erscheinen  sodann  Branntwein, 


Wein,  Obstwein  und  Bier. 

Brennmaterial  und  Fleisch,  insbesondere  ersteres  gehören  zu  den  unent- 
behrlichen Bedarfsgegenständen;  ihre  Belastung  mit  Oktroi  ist  weniger  durch 
steuersoziale,  wie  durch  finanzielle  Gründe  der  Einträglichkeit  der  Abgabe  zu 


rechtfertigen. 

Als  besonders  unentbehrlich  zu  bezeichnen  sind  Mehl  und  Brot. 

Die  folgende  Tabelle  zeigt  für  das  Rechnungsjahr  1900  01  das  Verhältnis 
an,  nach  welchem  in  den  fünf  Hauptstädten  des  Grossherzogtums  die  erwähnten 
Gruppen  von  Gegenständen  an  dem  Gesamterträge  des  Oktrois  beteiligt  sind. 


Benennung 


Ertrag  des  Oktrois  I9oo,oi  in  den  uachbenanuten  Städten 

a)  Überhaupt  in  Mark, 

b)  in  Prozenten  des  Gesamtertrags 


Gegenstände 

Darmstadt 
a 1 h 1 

Offenbach  ; 
a ! b 

' Giessen  ' 

a i b , 

Mainz 

! u 1 

1 

Worms 

1 il  1 b 

1.  Mehl,  Brot,  Hül- 
senfrüchte und 
dergl 

91,962.1t 

14,0 

1 

» 

) 

f 

2,099.99 

1.9 

52,488.34 

1 

Lo  ' 

1 

1 

2.  a)  Brennmate- 
rialien . . . 

134,310.30 

20,5 

151.951,45 

j 1 

i41.5  i 

38,601.77 

32.4 

116,353.02 

15.6 

' 83,770.69 

33,3 

b)  gewöhnliches 
Fleisch  und 
gewöhnliche 
Fleischwaren 

252,974.67 

1 

38.7 

1 1 

, 129,214.69' 

35.3 

1 1 

1 42,934.43 

i 

36,0  1 

1 

! 221,473.43 

29.6 

111.814.37 

44.1 

3.  Geistige  Ge- 
tränke .... 

162,880  68 

24,9 

82.229.46 

,22,4 

1 

32,074.50 

26,8  ! 

1 

1 280,392  77 

37,0 

56,095.72 

22.3 

(darunter  Bier) 

(104,012.07 

'l5,9) 

(51,350.95 

14.0) 

' (12,583.98 

10,5); 

(208,728.22 

27.9) 

(56,095.72 

22,3) 

Delikatessen 

11,428  03 

1,7 

3.049 

0,8 

426.48 

0,4 

3,074  50 

0,4 

• 

• 

5.  Sonstiges  . . 

1,050,27 

0,2 

134.84 

1 0,0 

3,122.10 

2,6  ' 

73,934.35 

9,9 

• 

• 

Summe 

654,606.09 

100  1 

1 

I 

li  366,579.44 

100  i 

j'  119,259.27 

100  1 

747,718.41; 

lOO 

i 251,680,78 
I 
1 

100 

Von  Mehl,  Brot  und  Wecken  wird  nur  in  Darmstadt  und  Mainz  Oktroi 
erhoben,  den  oben  aufgestellten  Grundsätzen  ist  dieses  Oktroi  insofern  an- 
gepasst, als  sein  Ertrag  in  beiden  Städten  von  den  hauptsächlich  in  Betracht 
kommenden  Warengruppen  prozentual  der  niedrigste  ist.  was  nicht  auf  den  in 
diesen  Städten  etwa  besonders  geringen  Verbrauch  an  solchen,  sondern  nur  auf 
die  verhältnismässig  geringen  Abgabensätze  zurückgeführt  werden  kann.  Pro- 
zentual am  stärksten  am  Ertrage  des  Oktrois  beteiligt  ist  in  allen  Städten  die 
Gruppe  2,  Brennmaterialien,  sowie  gewöhnliches  Fleisch  und  gewöhnliche  Meisch- 
waren.  Es  kommt  dies  vor  allem  daher,  dass  für  die  Besteuerung  der  zur 
Gruppe  3 gehörigen  und  an  sich  zur  Belastung  besonders  geeigneten  geistigen 
Getränke,  Wein,  Bier  und  Branntwein,  durch  den  Zollvereinigungsvertrag  im 
Interesse  der  Freiheit  des  inneren  Verkehrs  und  des  Aufkommens  an  Reiebs- 
bier-  und  -branntweinsteuer  enge  Schranken  gesetzt  sind,  sowie  speziell  bei 
Worms  daher,  dass  in  dieser  Stadt  nur  das  Bier  besteuert  ist,  die  übrigen 
geistigen  Getränken  aber  frei  bleiben.  Während  die  Beteiligung  des  Fleisch- 


Darn  stadt  . . 2,15  0,85  3 


OfFeibach  . . 12,15  0,75  2 2 65  2 


Gies!  en  . 
Mail  7.  . . 


3,00  1,00  6 


18  50 


Woi  ns  . . . 

• 

Alsf  ild  . . . 

0,26 

Frie  Iberg  . . 

1,21 

Lau  erbach  . . 

2,80 

Hep  Denheim 

i 

1 

t 

Lau  pertheim  . 

1 

1 

1 

Neu  Isenburg  . 

• 

Spr  ncllingen  . 

1 

1 • 

Wii  ipfen  . . 

i 

1111 

0,55  0,55  2 2 65  2,30 

1 hl 
65  65 


3 3,25  . 14  10  3 0,85  0,85 

. 3,00  . 6,86  4,58  1,72  0,58  0,58 

. 2,15  1,20  11  7 1,75  0,70  0,50 

15  10  3 2 l,2r> 


0,26  0,84  3 . 42  1,60  • 2,20  . 

1.21  1 2 . 65  2,40  . 


1 kg 
12  120 


1,29  . 
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Georg  Hellwig, 


olrtrois  an  dem  Gesamterträgnis  in  den  einzelnen  Städten  nicht  allzu  ver- 
schieden ist,  insbesondere  in  Darmstadt,  Offenbach  und  Giessen  nur  wenig  von- 
einander abweicht,  schwanken  die  Erträgnisse  des  Kohlenoktrois  und  des  Oktrois 
auf  sonstige  Brennmaterialien  zwischen  15,6  % (Mainz)  und  41,5 «o  (Offenbach). 
Uie  starken  Unterschiede  kommen  teils  von  der  verschiedenen  Höhe  der  Oktroi- 
sätze, insbesondere  auf  Kohlen,  besonders  aber  von  dem  verschieden  hohen  Ver- 
brauch an  Brennmaterial,  wie  er  hauptsächlich  durch  den  mehr  oder  weniger 
^ndustriellen  Charakter  der  Stadt  bedingt  wird.  Der  Oktroisatz  für  den  Zentner 
Steinkohlen  beträgt  6 Pf.  in  Darmstadt,  Mainz  und  Worms,  5^4  Pf  in  Offen- 
lach  und  5 Pf  in  Giessen.  Das  Erträgnis  des  Oktrois  auf  Brennmaterialien 
st  jedoch  absolut,  wie  besonders  prozentual  am  höchsten  in  der  Industriestadt 
dffenbach;  Mainz  steht  bezüglich  der  absoluten  Höhe  des  Ertrags  des  Brenn- 
naterialoktrois  in  der  Mitte  zwischen  Offenbach  und  Darmstadt  einerseits  und 
-\orms  und  Giessen  anderseits;  der  hohe  Gesamtertrag  des  Oktrois  weist  aber 
lern  Brenn m ater laloktroi  prozentual  die  niedrigste  Stelle  an,  ähnlich  liegen  die 
Verhältnisse  bei  Darmstadt.  In  Giessen  ist  infolge  geringsten  Verbrauchs  an 
Brennmaterialien  und  niedrigsten  Satzes  für  Steinkohlen  der  Ertrag  des  Brenn- 
1 uaterialoktrois  absolut  der  niedrigste,  wenn  er  auch  infolge  des  n'iedrigen  Ge- 
lamtbetrags  des  Oktrois  prozentual  an  mittelster  Stelle  erscheint.  In  Worms 
la-tragt  das  Oktroi  auf  Steinkohlen,  das  einzige  dort  besteuerte  Brennmaterial. 

] rozentual  nur  wenig  mehr  wie  in  Giessen , der  absolute  Ertrag  ist  aber  mehr 

i s doppelt  so  hoch,  wie  der  in  Giessen,  entsprechend  dem  stärkeren  Industrie- 

1 etneb  doi'tselbst. 

Der  Ertrag  des  Fleischoktrois  ist  prozentual  am  höchsten  in  Worms,  am 
iiedrigsten  in  Mainz,  was  sowohl  auf  den  höheren  Oktroisatz,  wie  auch  auf 
< en  verhältnismässig  höheren  Eingang  an  oktroipfliclitigen  Artikeln  in  Worms 

2 urückzuführen  ist.  Die  höchsten  Fleischoktroisätze  hat  Darmstadt,  der  absolute 

1 rtrag  des  Fleischoktrois  ist  auch  in  Darmstadt  am  höchsten,  prozentual  steht 
€r  in  Darmstadt  an  zweiter  Stelle. 

Der  Ertrag  des  Oktrois  von  Delikatesswareii , worunter  hier  nur  feineres 
I leisch  zu  verstehen  ist,  ist  in  den  vier  Städten  Dannstadt,  Offenbach,  Giessen 
rnd  Mainz,  welche  allein  solche  besteuern,  wie  es  nach  dem  Obengesagten  er- 
V artet  werden  muss,  recht  unbedeutend. 

Das  Bild  über  die  Verteilung  des  Oktroigesumterträgnisses  nach  den 
t ^steuerten  Gegenständen  ist  am  erfreulich.sten  bei  Mainz.  Dort  nimmt  der 
^ nteil  der  einzelnen  Artikel  am  Ertrag  des  Oktrois  mit  ihrer  Unentbehrlichkeit 
ai,  er  betragt,  abgesehen  von  den  Gruppend  und  5,  7,0,  15,6,  29,6  und  67,5«/o. 

\ ahrend  die  unentbehrlichen  Verbrauchsgegenstände  der  Gruppen  1 und  2 hier 
51,2"/o  des  gesamten  Oktrois  auf  bringen,  ergeben  diese  in  Giessen  70,2%,  in 

I aimstadt  i3,2®o,  in  Offenbach  76,8”o  und  in  Worms  77,7"o. 

Die  Tabelle  auf  S.  144  u.  145  gibt  für  die  hauptsächlichen  oktroipflichtigen 
rtikel  in  den  einzelnen  Orten  des  Grossherzogtums  die  Höhe  der  Belastung  an. 

Die  Tabelle  zeigt,  dass  nicht  nur  die  oktroipflichtigen  Gegenstände 

II  den  einzelnen  Gemeinden  des  Grossherzogtums  verschieden  hoch  belastet 
sind,  sondern  dass  auch  die  einzelnen  Oktroisätze  bei  den  verschiedenen  Ge- 
neinden  des  Grossherzogtums  in  ungleichem  Verhältnis  zu  einander  und  — 
dü  die  durchschnittlichen  Preise  der  Gegen.stämle  gleicher  Qualität  bei  der 
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geringen  Ausdehnung  des  Grossherzogtums,  und  weil  die  Verhältnisse  der  mit- 
einander in  Vergleich  zu  ziehenden  Gemeinden  keine  grossen  Verschiedenheiten 
zeigen,  ziemlich  gleich  sind  — zu  dem  Preis  und  Wert  der  Gegenstände  stehen. 
Nimmt  man  als  Repräsentanten  der  oben  gebildeten  Wertsgruppen  a)  1.  Mehl 
und  2.  Brot,  b)  Steinkohlen,  c)  frisches  Fleisch,  d)  Wein  in  Fässern,  e)  1.  Welsche 
und  2.  Rehe,  so  ergibt  sich  für  100  kg  Mehl  (a  1),  100  kg  Brot  (a  2),  b)  100  kg 
Steinkohlen,  c)  100  kg  Fleisch,  d)  1 hl  Wein,  1 Stück  Welsche  (e  1)  und  Rehe  (e  2) 
folgendes  Verhältnis  der  Oktroibeträge  für 


a 1 a 2 

b 

c 

d 

e 1 

e 2 

Darmstiidt  . . , 

10  10 

1 

50 

18 

6,6 

16,6 

Ofl'enbacli  . . . 

1 

41 

19 

6,5 

9 

Giessen  .... 

1 

37,5 

37,5 

.5 

Mainz  .... 

4,1  5 

1 

50 

4,6 

4,1 

8,3 

Worms  .... 

1 

166 

Besonders  hoch  sind  hiernach  Mehl  und  Brot,  also  die  unentbehrlichen 
Nahrungsmittel,  in  Darmstadt  besteuert,  welches  wiederum  aber  auch  Wein  und 
Delikatessen  hoch  tritft;  auch  Otfenbach  besteuert  Wein  und  Delikatessen  hoch. 
In  Mainz  ruht  aut  Mehl  und  Brot  zwar  eine  geringex’e  Abgabe  wie  in  Darm- 
stadt, dort  werden  aber  auch  Wein  und  Delikatessen  niedriger  getroffen  wie 
hier;  abgesehen  von  Kohlen  und  Fleisch  ist  das  Belastnngsverhältnis  in  diesen 
beiden  Städten  ungefähr  gleich,  nur  sind  die  Sätze  in  Darmstadt  etwa  doppelt 
so  hoch  gespannt  wie  in  Mainz.  Innerhalb  der  einzelnen  Gruppen  sind  die 
\ erhältniszahlen  bei  den  verschiedenen  Gemeinden  auch  nicht  gleich;  z.  B.  ver- 
halten sich  die  Oktroisätze  für  1 hl  Wein,  Obstwein,  Bier  und  Branntwein  in 
Darmstadt  wie  269  : 106  : 100  : 500,  Offenbach  3:31  : 116  : 100  : 500,  Giessen  600 : 200  : 
100:600,  Mainz  85:85: 100:333.  Alsfeld  800:  200: 100:524,  Friedberg  186:154: 
100,  Lauterbach  700  : 87,5  ; 100  : 375;  die  Sätze  für  Ochsen,  Kühe,  Schweine,  Käl- 
ber und  Hammel  in  Darmstadt  wie  557  : 343  : 100 : 43  : 37,  Oftenbach  466  : 333  : 100  : 
28 : 28,  Giessen  :399 ; 266  : 100  : 34 : 34,  Mainz  628  : 400  : 1 00 : 40 : 29,  Worms  500 : 333 : 
100:66:40;  da  nicht  anzunehmen  ist,  dass  das  Schlachtgewicht  der  genannten 
Tiere  in  den  erwähnten  Städten  grosse  Abweichungen  zeigt,  so  ergeben  sich  auch 
bei  diesem  Artikel  erhebliche  Verschiedenheiten  in  der  Besteuerung.  Die  ungleichen 
Verhältnisse  in  der  Belastung  der  oktroipflichtigen  Artikel,  welche  wohl  in  der 
verschiedenen  Geschmacksrichtung  der  einzelnen  Gemeinden  zum  Teil  begründet 
und  dadurch  gerechtfertigt  sein  mögen,  werden  in  der  Hauptsache  neben  dem 
Einfluss  des  Lmstands,  dass  die  Tarifsätze  aus  ganz  verschiedenen  Zeiten 
stammen,  auf  eine  unrichtige  Beurteilung  der  Entbehrlichkeit  der  einzelnen 
Artikel  und  ihrer  Stellung  als  Bedürfnisgegenstände  der  minder  Bemittelten 
zurückzuführen  sein,  zum  leil  entspringen  sie  auch  den  beschränkenden  Vor- 
schriften des  Zollvereinigungsvertrags.  Die  ungleiche  Belastung  desselben  Ar- 
tikels in  verschiedenen  Gemeinden  übt  bezüglich  der  Differenz  auf  die  wirt- 
schaftliche Lage  des  Steuerträgers  und  den  Preis  der  pflichtigen  Gegenstände 
in  den  verschiedenen  Gemeinden  denselben  Einfluss  aus,  wie  das  Bestehen  eines 
alleinigen  Oktrois  im  Betrage  der  Differenz  in  der  höher  tarifierenden  Gemeinde. 

Es  leuchtet  ohne  weiteres  ein,  dass  eine  solche  Ungleichheit  in  der  Be- 
lastung der  unentbehrlichen  Bedarfsartikel  bedenklich  ist,  denn  - trotz  fehlen- 
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( en  klaren  Beweises  — wird  anzunehnien  sein,  dass  der  Konsument  einen  Teil 
(es  Oktrois  meist  zu  tragen  hat;  zwar  wird  dieser  nach  Obigem  wegen  der 
I rösseren  Kaufkraft  der  Bemittelten  bei  den  von  ihnen  mehr  konsumierten 
1 luxus-  und  entbehrlicheren  Artikel  grösser  sein,  als  bei  den  mehr  Konsum- 
I egenstand  der  Geringeren  bildenden  eigentlichen  Bedarfsartikel,  aber  eine 
j ewisse  Belastung  wird  auch  bei  diesen  meist  vorhanden  sein.  Bei  allen  Ar- 
tikeln  lässt  sich  die  ungleiche  Belastungshöhe  nicht  vermeiden,  weil  eben  der 
in  \ ei’gleich  zum  \ erbrauch  aufzubringende  Betrag  in  den  verschiedenen  Orten 
A erschieden  ist,  sie  sollte  aber  nicht  bei  den  notwendigen  Bedarfsartikeln,  wie 
2.  B.  Mehl  und  Brot,  Vorkommen,  Da  der  Belastungsmöiglichkeit  der  geistigen  6e- 
t *änke  enge  Grenzen  gezogen  sind,  so  wird,  wenn  diese  Grenzen  erreicht  sind, 
€3  nötig  sein,  den  Kreis  der  zu  belastenden  Gegenstände  zu  erweitern,  um  einem 
s:eigenden  Bedarf  an  Oktroierträgnissen  zu  genügen,  sowie,  wenn  diese  Mass- 
tigel  keine  starken  Mehrerträgnisse  liefert,  wegen  des  geringen  Verbrauchs  an 
i 1 Betracht  kommenden  Artikeln,  Fleisch  und  Fleischwaren,  äussersten  Falls  auch 
r och  Kohlen  höher  zu  belasten. 

C.  Die  Bedeutung  des  Oktrois  für  die  Finanzwirtschaft  der 

hessischen  Gemeinden. 

Nachdem  wir  in  dem  Vorherstehenden  die  Vorzüge  und  Nachteile  des 
( ktrois  betrachtet  und  daraus  Lehren  für  die  zweckmässige  Gestaltung  des 
Silben  gezogen  haben,  erscheint  es  notwendig,  die  thatsächliche  Stellung  des 
C ktrois  als  Einnahmequelle  der  hessischen  Gemeinden  und  seine  Rolle  in  deren 
finanzwesen  überhaupt  zu  untersuchen. 


ln  D a r m s t a d t 

ertrug  das 

Oktroi  brui 

1845  (Kalenderjahr) 

85,431  fl. 

= 146,453  M 

1H63 

124,802  , 

= 213,946  , 

1873 

160,913  „ 

= 274,822  , 

1874 

166,889  „ 

= 286,095  „ 

1875  

. . . . . 

311,638  „ 

187fi 



323,735  „ 

1877  

320,371  , 

1878  

333,771  , 

1879 

355.911  , 

1880/81  .... 

367,204  , 

1881/82  .... 

364,843  , 

1882/83  .... 

858,004  . 

1883/84  .... 

367,773  , 

1884,85  .... 

381,162  , 

1885,/86  .... 

393,311  , 

188H/87  .... 

405,598  , 

1S87  88  .... 

421,679  , 

1888  89  .... 

485,400  , 

1889/90  .... 

494,696  , 

1890  91  . . . 

495,748  , 
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1891;  92 
1S92/93 
b'^93/94 
1894/95 
1895/96 
1896/97 
1897/98 
1898/99 
1899/00 
1900/01 


516,700  M 
536,385  „ 
544.037  „ 
538.911  „ 
563,969  ,, 
589,062  „ 
603,330  . 
616.169  , 
640,488  „ 
654,606  „ 


Nach  den  Hauptgegenständen  geordnet  gingen  ein:  a)  für  Wein,  Obst- 
wein, Bier,  Branntwein  und  Spiritus  1898:  162,820.32  M.,  1899:  163,451.35  M., 
1900:  162,880.68  M.;  b)  für  Schlachtvieh  u.  dergl.  (Ochsen,  Kühe  und  Rinder, 
Schweine,  Stoppeikälber,  Kälber,  Hammel  und  Schafe,  Ziegen,  Pferde,  Zicklein, 
Lämmer,  Spanferkel,  Hasen  und  Gänse)  1898:  210,599.70  M.,  1899:  217,993.60  M., 
1900  : 222,283.00  M. ; c)  für  frisches  Fleisch,  frische  Wurst.  Dörrfleisch,  geräucherte 
Wurst  1898:  24,129.12  M..  1899:  27,511.49  M.,  1900:  30,691.67  M.;  d)  Wildpret 
und  Geflügel,  Rehe  und  Welschen  1898:  11.296.53  M.,  1899:  11,395.67  M.,  1900: 
11,427.03  M.;  e)  Bohnen,  Erbsen,  Linsen  1898:  2940.70  M.,  1899:  3138,80  M,, 
1900:  3194.53  M.;  f)  Früchte,  welche  die  Mühle  passiert  haben,  Wecke,  Weiss- 
brot und  Schwarzbrot  1898:  87,870.06  M..  1899:  89,074.90  M.,  1900:  88,767.61  M.; 
g)  Laubholz,  Nadelholz,  Stockholz,  Laubholzwellen,  Nadelholzwellen,  Reisigholz, 
klein  gemachtes  und  Abfallholz,  Brenntannäpfel  1898:  7975,24  M.,  1899; 
8641,78  M.,  1900:  8070,78  M.;  h)  Tort,  Steinkohlen,  Braunkohlen  und  Coaks 
1898:  107,476.21  M..  1899:  118,266/22  M.,  1900:  126.239.52  M. 


Die  Oktroirückvergütungen  betrugen  L infolge  von  Ausfuhren:  a)  für 
Wem,  Obstwein,  Liqueur,  Branntwein  und  Bier  1898:  16,363.54  M..  1899: 
15,674.16  M.,  1900:  16,219.37  M.;  b)  für  Steinkohlen  und  Coaks  1898:  73,40  M., 
1899:  172,66  M.,  1900:  132,01  M.;  c)  für  Mühlenfabrikate  1898:  2549,08  M., 
1899;  3444,07  M.,  1900:  2658,77  M,;  d)  für  Hülsenfrüchte  1898;  1467,71  M., 
1899:  1456,62  M.,  1900:  1356,33  M. : II.  infolge  von  Befreiung:  a)  die  Lieferungen 
in  die  Menagen  des  Militärs  und  in  das  Garnisonlazarett  (an  Fleisch,  Mühlen- 
fabrikaten, Hülsenfrüchten,  Wein  und  verschiedenen  Gegenständen)  1898; 
91(9,31  M.,  1899:  9504,65  M.,  1900:  10,140.33  M.;  b)  Vergütung  an  verheiratete 
Unteroftiziere,  welche  nicht  an  der  Menage  beteiligt  sind,  1898:  645,18  M..  1899: 
676,08  M„  1900:  688,84  M. 


Abgesehen  von  den  kleinen  Rückschlägen  in  den  Jahren  1877.  1881,  1882 
und  1894  bemerken  wir  ein  stetiges  Steigen  der  Oktroierträgnisse;  der  starke 
Aufstieg  iin  Jahre  1888  rührt  von  der  Eingemeindung  Bessuiigens  her.  Auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung  fallen  1863:  7,50  M.,  1873:  8,13  M.,  1875:  8,36  M., 
1880:  8,91  M.,  1885:  9,11  M.,  1890:  8,77  M„  1895:  8,84  M.,  1900:9,04.  Auch 
tür  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet  ergibt  sich  im  allgemeinen  ein  fort- 
währendes Steigen  des  Oktroiertrags,  welches  im  wesentlichen  in  den  mit  stei- 
gendem Wohlstand  zunehmenden  Verbrauch  an  oktroipflichtigen  Gegenständen 
seinen  Grund  findet.  Der  Rückgang  im  Jahre  1890  ist  in  verminderter  Einfuhr 
von  Fleisch,  Brot  und  Steinkohlen  wegen  der  damals  hohen  Preise  dieser  Ar- 
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tikel,  die  nur  geringe  Steigerung  im  Jahre  1895  in  der  verhältnismässig  kleineren 
Einfuhr  von  Wein,  Fleisch  und  Wurst  begründet. 

Die  jährlichen  direkten  Kommunalsteuern  betiugen  für  Darmstadt  im 
R echnurgsjahr 


1875 

358,383  M. 

1880 

472,400  , 

1885 

590,704  , 

1890 

863,500  , 

1891 

994,596  , 

1892 

1,040,000  , 

1893 

1,049,000  , 

1894 

1,149,896  , 

1895 

1,188,172  , 

1896 

1.289,749  , 

1897 

1,305,288  , 

1898 

1.394,341  , 

1899 

1,448,388  , 

1900 

1,546,395  , 

Setzt  man  die  Summe  der  jährlich  ausgeschlageuen  direkten  Kommunal- 
stiuern  und  des  aufgekommenen  Oktrois  = 100,  so  ergibt  sich  das  Verhältnis 
er  derer  zu  letzterem  wie  folgt : 


Direkte 

Kommunalsteuern 

Oktroi 

1863 

. . . 26,3 

73,7 

1875 

. . . 53,4 

46,6 

1880 

. . . 56,2 

43,8 

1885 

. . . 60,0 

40,0 

1890 

. . . 63,5 

36,5 

1891 

. . . 65,8 

34,2 

1892 

• . . 65,9 

34,1 

1893 

. . 65,8 

34,2 

1894 

00 

• 

31,9 

1895 

. . . 67,8 

32,2 

1896 

• . . 68,6 

31,4 

1897 

. . . 68,3 

31,7 

1898 

. . . 69,3 

30,7 

1899 

. . . 69,3 

30,7 

1900 

. . . 70,3 

29,7 

Der  Ausschlagskoeffizient  auf  die  Mark  Kommunalsteuerkapital  betrug 
18  5:  18,9  Pf.,  1880:  2.3,6  Pf.,  1885:  19,5  Pf.,  1890:  22,9  Pf.,  1891:  25  Pf., 
1812:  25  Pf.,  1893:  25  Pf.,  1894:  26,67  Pf.,  1895:  27  Pf.,  1896:  27  Pf.',’ 
185  7:  27  Pf.,  1898:  27,9  Pf.,  1899:  27,9  Pf.,  1900:  27,9  Pf. 

An  direkten  Kommunalsteuern  entfiel  auf  den  Kopf  der  Bevölkerun»' 
18';  5:  9,62  M.,  1880:  11,47  M.,  1885:  13,69  M.,  1890:  15,28  M.,  1895:  18,64  M., 
19(0:  21,36  M.  Der  Bruttoertrag  des  Oktrois  ist  von  1875—1900  um  llO^/o 
ges regen,  während  sich  die  direkten  Kommunalsteuern  im  gleichen  Zeitraum 


) 
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um  331  ®/o  erhöht  haben;  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet  beträgt 
diese  Vermehrung  im  ersteren  Fall  8,1  ®/o,  im  letzteren  dagegen  122,0  ®/o.  Wollte 
man  das  Oktroi,  welches  im  Rechnungsjahr  1900  abzüglich  der  Rückvergütungen 
und  Verwaltungskosten  535,037  M.  eingetragen  hat,  auf  heben  und  letzteren  Be- 
trag durch  eine  Pirhöhung  der  direkten  Kommunalsteuern  decken,  so  müsste, 
selbst,  wenn  durch  diese  Vermehrung  die  Verwaltungskosten  der  letzteren  nicht 
gesteigert  werden  sollten,  was  nicht  anzunehmen  ist,  der  Ausschlagskoeffizient, 
der  sich  von  18,9  Pf.  im  Jahre  1875  auf  27,9  Pf.  im  Jahre  1900,  also  um 
48 ®o,  gehoben  hat,  aul  37,6  Pf.  erhöht  werden.  Diese  Erhöhung  würde  ganz 
besonders  die  Grundbesitzer,  sodann  die  Gewerbetreibenden,  weniger  die  Renten- 
bezieher treften.  Den  Hauptvorteil  hätten  die  nur  Arbeitseinkommen  Beziehen- 
den, also  vor  allem  die  Arbeiter.  A on  den  Gesamtgemeindesteuerkapitalien  für 
1900  mit  5,542,634.2  M.  entfallen  rund,  da  das  Staatseinkommensteuerkapital 
nur  mit  der  Hälfte  zu  den  Gemeindeumlagen  beiträgt,  auf  das  Grundsteuer- 
kapital 22  ® 0 , das  Gewerbesteuerkapital  14  7» , das  Kapitalrentensteuerkapital 
12  7o,  zusammen  48  “/o,  auf  das  Einkommensteuerkapital  52  7o.  Abgesehen  von 
ihrem  in  dem  Einkommensteuerzuschlag  enthaltenen  Anteil  an  der  Steuer- 
erhöhung hätten  die  mit  Realsteuerkapitalien  Bedachten  noch  48 ® o der  jetzt 
durch  das  Oktioi  aufkommenden  Beträge  zu  tragen.  Die  Steuererhöhung  würde 
besonders  den  Grundbesitz  hart  treffen,  da  dieser,  wie  bekannt,  nicht  nur  auf 
dem  Lande,  sondern  auch  in  der  Stadt  (Häuserbesitz)  stark  verschuldet  ist,  und 
die  Grundsteuerkapitalien  auf  die  Leistungsfähigkeit  des  Grundbesitzers  und  den 
Ertrag  des  Objekts  keine  Rücksicht  nehmen.  Dem  Steuerverteilungsprinzip  nach 
der  Leistungsfähigkeit  wäre  dann  noch  weniger  Rechnung  getragen , wie  beim 
Oktroi,  da  letzteres,  soweit  es  entbehrliche  Lebensbedürfnisse  belastet,  den  Ver- 
braucher nach  seiner  Leistungsfähigkeit  trifft,  soweit  sog.  unentbehrliche  Gegen- 
stände belastet  werden,  den  Verbraucher  nicht  seinem  vollen  Betrage  nach  fasst 
und  eine  Progression  nach  unten  dabei  jedenfalls  nicht  nachgewiesen  ist.  Die 
Grundbesitzer  würden  — soweit  sie  Häusereigentümer  sind  und  vermietet  haben  — 
auch  zweifellos  auf  die  Steuererhöhung  mit  einer  mindestens  ebenso  starken 
Mietserhöhung  antworten,  die  Fabriken  wohl  versuchen,  wegen  der  Erhöhung 
der  Gewerbesteuer  die  Löhne  zu  drücken,  so  dass  es  fraglich  bleibt,  ob  die, 
denen  man  mit  Aufhebung  des  Oktrois  hauptsächlich  helfen  will,  die  Arbeiter, 
rgend  einen  Nutzen  davon  hätten.  Bedenkt  man,  dass  nach  allen  vorliegenden 
Pjrtahrungen  der  Oktroiaufhebung  ein  dauernder  Preisrückgang  kaum  folgen 
würde,  so  bliebe  als  Hauptresultat  derselben  eine  Steuererhöhung  der  kleinen 
Grundbesitzer  und  der  kleinen  Gewerbetreibenden,  was  politisch  und  sozial  die 
schwersten  Bedenken  erregt. 

Hierbei  kommt  noch  in  Betracht,  dass  das  Oktroi  in  unmerklich  geringen 
Beträgen  zu  einer  Zeit  entrichtet  wird,  wo  der  Betreffende  in  der  Lage  ist,  sich 
die  betreffenden  Gegenstände  zu  kaufen,  während  die  direkten  Steuern  zu  be- 
sümmten  Terminen  in  grösseren  Beträgen  ohne  Rücksicht  darauf  zu  bezahlen 
sind,  ob  der  Pflichtige  das  Geld  gerade  bereit  hat.  Bei  der  Miete  droht  ihm, 
wenn  er  nicht  zahlen  kann,  der  Gerichtsvollzieher  und  schliesslich  die  Ex- 
mittierung. Bei  einer  Erhöhung  der  direkten  Kommunalsteuern  würden  sich 
aber  infolge  der  vermehrten  Arbeit  des  Beitreibungsgeschäfts  die  Kosten  der 
Verwaltung  derselben  sicher  erhöhen  und  die  uneinbringlichen  Beträge,  welche 
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m RechnuDgsjahr  lyOO  ‘21,253.92  M.,  d.  b.  etwa  1,3  V (I89(i:  0,96%,  1897  : 1,04>, 
898:  1,15 7o.  1899:  1,21%,  also  eine  fortwährende  Steigerung  zu  verzeichnen) 
tles  Bruttoertrags  ausmachten,  sich  stark  mehren,  w.lhrend  es  bei  dem  Oktroi 

I .neinbringliche  Beträge  nicht  gibt,  und  die  Verwaltimgskosten  mit  steigenden 
ilrträgen  prozentual  abnehmen. 

Wenn  man  die  Gemeindelasten  nach  dem  Interesse  vei’teilen  will,  welches 
( er  Pflichtige  an  der  betretienden  Einrichtung  hat  - wie  dies  nach  allgemein 
wirtschaftlichen  Erwägungen  empfehlenswert  ist  — so  kommt  man  für  Darm- 
tudt  zu  folgendem  Ergebnis:  Nach  der  Rechnung  für  1900/01  beträgt  die  Summe 
t er  Verwaltungsausgabe  3,546,677  M.,  davon  entfallen  80%  auf  folgende  Posten 
i nd  zwar  a)  685,457  M.  — 19,2®  o für  Schulen,  b)  294,703  M.  — 8,3  % für  Strassen, 

I I 210,429  M.  = 5,9  ® o für  öffentliche  Sicherheit,  d)  80,000  M.  = 2,3  % für  Sanitäts- 
zwecke,  e)  116,867  M.  — 3,2 ®/u  für  Strassenreinigung,  f)  69,005  M.  = 1,9 ® o für 
c üentliche  Beleuchtung,  g)  54,916  M.  = 1,5  ®/o  für  öffentliche  Anlagen,  h)  177,277  M. 

- - 4,9  ®/o  für  Armenpflege,  i)2o6,847  M.  = 5,8  ®/o  für  Zwecke  des  Kreises,  k)  596,332  M. 
--  16,8%  tür  Kapitalzinsen,  1)  361,868  M.  = 10,2®/o  für  allgemeine  Verwaltung. 

1 i dem  für  Schulen  aufzuwendenden  Betrage  von  685,457  M.  sind  enthalten 
3)50M.  (Honorierung  von  vier  Schulärzten  zur  ärztlichen  Beaufsichtigung  der 
8 ädtischen  Volksschulen),  135,148  Al.  (Stadtknabenschule),  147,389  M.  (Stadt- 
n ädchenschule),  4005  M.  (Kleinkinderschulen),  10,953  M.  (Hilfsschule  für  schwach- 
bianlagte,  körperlich  oder  geistig  zurückgebliebene  Kinder),  9434  M.  und  4500  M. 
(!  üitbildungsschulen  für  die  erwachsene  männliche  und  weibliche  Jugend),  zu- 
si  mmen  314,479  M.,  denen  nur  5113  M.  Einnahmen  entgegenstehen,  die  weitaus 
n ir  den  unbemittelten  Stadteinwolinern,  also  denen,  welche  durch  ein  Oktroi 
a if  unentbehrliche  Lebensbedürfnisse  vielleicht  etwas  stärker  getroffen  werden, 
zu  gute  kommen,  da  für  diese  Schulen  kein  Schulgeld  erhoben  wird.  69,159  M. 
(1  nabenmittelschule),  66,725  M.  (Mädchenmittelschule)  und  12,636  M.  (Gewerbe- 
schule), zusammen  148,520  M.,  kommen  vorwiegend  den  minder  Bemittelten  zu 
Nitzen;  den  Ausgabeposten  für  die  beiden  Mittelschulen  steht  ein  Einnahme- 
pi-sten  für  Schulgeld  von  zusammen  37,745  M.  entgegen,  sowie  andere  Ein- 
nj  hmen,  auch  bei  der  Gewerbeschule,  von  im  ganzen  2837  M.,  wonach  die  Stadt 
m ch  eine  Nettoausgabe  von  107,938  M.  zu  leisten  hat.  Die  Ausgaben  für  Real- 
g’mnasium,  Oberrealschule  und  Vorschulen,  Viktoriuschule  und  Lehrerinnen- 
seuinar  betragen  219,891  M.,  die  entsprechenden  Einnahmen  76,963  M.,  so  dass 
ei  le  Nettoausgabe  von  142,928  M.  verbleibt;  diese  kommt  allerdings  vorwiegend 
den  ßessersituierten  zu  gute,  wenn  auch  diese  Schulen  von  geringer  Bemittelten 
besucht  werden.  Es  ist  jedoch  bekannt,  dass  diese  höheren  Schulen  nicht  nur 
vtü  Darmstädtern,  sondern  in  beträchtlicher  Zahl  auch  von  Schülern  aus  der 
üjagegend  Darmstadts  besucht  w'erden,  die  also  an  dem  Vorteil,  den  die  Stadt 
durch  ihre  Ausgaben  schafft.  Anteil  haben;  es  ist  daher  durchaus  gerechtfertigt, 
dass  sie  zu  den  Lasten  der  Stadt  in  dem  Oktroi  auf  die  von  ihnen  und  den 
sic  besuchenden  Angehörigen  u.  s.  w.  verzehrten  Gegenstände  mit  beigezogen 
werden.  Würde  das  Oktroi  aufgehoben,  so  würden  die  Darmstädter  Steuer- 
za  der  zur  Tragung  von  Ausgaben  zugezogen  werden,  die  zum  erheblichen  Teil 
zu  Gunsten  Auswärtiger  geleistet  sind,  was  dem  Besteuerungsprinzip  nach  dem 
Interesse  widerspräche. 

Die  Ausgaben  für  Strassen,  Strassenreinigung  und  öffentliche  Beleuchtung 
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mit  im  ganzen  480,575  M.  dienen  A^erkehrszwecken,  die  für  öffentliche  Anlagen 
mit  54,916  M.  Annehiulichkeitszwecken.  Diese  Ausgaben  kommen  der  Gesamt- 
heit der  die  Strassen,  Plätze  und  Anlagen  Benutzenden  gleichmässig  zu  gute. 
An  der  Anlegung  von  Strassen  haben  die  betreffenden  Grundbesitzer  ein  Ije- 
sonderes  Interesse,  weil  dadurch  ihr  Grundbesitz  aufgeschlossen,  der  Wert  des- 
selben erhöht  wird.  Ist  die  Strasse  aber  einmal  angelegt,  so  sind  an  deren 
Unterhaltung  in  gutem  Zustande  nicht  nur  die  Grund-  und  Häuserbesitzer  dort- 
selbst,  sondern  alle,  welche  sie  benutzen,  gleichmässig  interessiert. 

ln  dem  für  Strassen  verausgabten  Betrag  von  294,703  M.  sind  keine  Be- 
träge für  Neuanlagen,  sondern  nur  solche  für  Unterhaltung  und  Verbesserung 
(Fahrbahiiptiasterung  und  Chaussierung,  sowie  Pusssteigherstellung)  enthalten 
und  man  wird  kaum  behaupten  können,  dass  durch  diese  A^erbesserungen  der 
Wert  des  anliegenden  Grund  und  Bodens  gesteigert  worden  wäre,  also  eine  be- 
sondere Heranziehung  gerade  der  betreffenden  Grundbesitzer  zu  diesen  Aus- 
gaben angebracht  gewesen  sei.  Den  erwähnten  Ausgaben  steht  eine  Einnahme 
von  142.U80  M.  entgegen,  so  dass  eine  Nettoausgabe  von  338,495  M.  der  Stadt 
verbleibt. 

Die  Ausgaben  für  öffentliche  Sicherheit,  21U,429  M.,  denen  eine  Einnahme 
von  2090  M.  gegenübersteht,  kommt  nicht  allein  den  Besitzenden,  sondern  allen 
sich  in  der  Stadt  Aufhaltenden,  auch  den  Unbemittelten  zu  gute,  da  diese  nicht 
nur  für  den  Schutz  des  Eigentums,  sondern  auch  für  den  von  Leben  und  Ge- 
sundheit entstehen.  Den  Ausgaben  für  Sanitätszwecke  mit  8ü,890  M.  steht  eine 
Einnahme  von  5634  AL  entgegen.  Unter  denselben  bildet  den  Hauptposten  der 
Zuschuss  zur  Krankenhauskasse  mit  76.294  M.,  der  ganz  den  Unbemittelten  zum 
Nutzen  gereicht. 

Der  tür  Armenpflege  bezahlte  Betrag  von  177,277  M.  kommt  ganz  den 
Inbemittelten  zu  gute;  die  Beträge  für  Zwecke  des  Kreises  und  für  allgemeine 
Verwaltung  mit  zusammen  568,715  M.  nützen  allen  Einwohnern  gleichmässig. 
Durch  die  den  städtischen  Verwaltungen  infolge  der  Reichsarbeiterversicherungs- 
gesetze erwachsene  Alehrarbeit  wird  natürlich  die  Arbeitskraft  von  unter  letzterer 
Rubrik  bezahlten  Beamten  absorbiert,  die  sonst  nicht  erforderlich  oder  zu  anderen 
Zwecken  verfügbar  wären;  die  zu  deren  Bezahlung  geleisteten  Ausgaben  kommen 
also  auch  vorwiegend  den  minder  Bemittelten  zu  gute.  Der  Ausgabe  für  Kapital- 
zinsen von  596,332  AL  steht  eine  Einnahme  von  245,739  M.  entgegen,  so  dass 
eine  Nettoausgabe  von  35u,593  M.  verbleibt.  Die  Schulden  sind  nicht  etwa  — 
soweit  deren  Verzinsung  einen  Zuschuss  aus  städtischen  Alitteln  verlangt,  wenig- 
stens — zur  Beschattung  von  Einrichtungen,  die  nur  den  Wohlhabenden  nützten, 
aufgenommen  worden,  sondern  z.  B.  zur  Erl^auung  von  Schulen,  Herstellung  von 
Kanalisierungen,  des  Schlachthauses  u.  s.  w.  und  kommen  in  ihrem  Ergebnis  ent- 
weder allen  oder  vorwiegend  den  minder  Bemittelten  zu  gute. 

Dem  Ertrag  des  Oktrois  iin  Jahre  1900  von  654,606  AI.  steht  eine  städtische 
Ausgabe  für  A oiks-  u.  dergl.  Schulen,  Zuschuss  zur  Krankenhauskasse  und  Armen- 
pflege von  zusammen  565,987  M.  gegenüber,  die  ausschliesslich  den  wenig 
Bemittelten  zu  Nutzen  gereicht.  Sie  bildet  86,4  ®o  des  Oktroibruttoertrags  und 
übersteigt  ohne  Zweitel  den  auf  diese  Klasse  der  Bevölkerung  kommenden  Oktroi- 
anteil. Berücksichtigt  man  noch  die  107,938  AL  Nettoausgaben  für  Alittel-  und 
Gewerbeschulen,  die  vorwiegend  auch  den  minder  Bemittelten  zu  gute  kommen. 


V 


lU  Georg  Hellwig, 

s(  übersteigt  der  sich  dann  ergebende  Ausgabebetrag  von  673,925  M.  noch  den 
Bruttoertrag  des  Oktrois.  Auch  vom  Standpunkt  der  Steuerverteilung  nach  dem 
li  teresse  lässt  sich  daher  gegen  die  Höhe  des  Darmstädter  Oktrois  nichts  ein- 
enden.  Von  einer  Progression  rier  Oktroibelastung  nach  unten  kann,  selbst  ' 

^ enn  das  Oktroi  ganz  von  dem  Konsumenten  getragen  würde,  bei  solchen  Lei- 
s1  angen  zu  gunsten  der  gering  Bemittelten  nicht  die  Rede  sein.  Gleichzeitig  er- 
g bt  die  vorstehende  Darstellung,  dass  ein  besonderes  Interesse  der  Grundbesitzer 
b ii  den  erwähnten  Ausgaben  nicht  in  Frage  kommt,  und  dass  sich  ferner  auch 
d iS  Interesse,  welches  der  einzelne  an  demselben  hat,  keineswegs  nach  dem  Miet- 
wert  seiner  Wohnung  abstuft.  Allerdings  haben  diese  städtischen  Grundbesitzer 
einen  Vorteil  davon,  wenn  die  Stadtverwaltung  durch  Verkehrserleichterungen, 
Verschönerungen  und  sonstige  Ännehmlichkeits-,  sowie  gesundheitliche  Ein- 
richtungen den  Zuzug  und  damit  die  Nachfrage  nach  Wohnungen  und  so  den 
^'  *e^t  des  Grund  und  Bodens  hebt,  anderseits  werden  diese  aber  auch  von  lokal  V 

s(  blechten  Zeiten  (Herabgehen  der  Baulust,  Leerstehen  der  Wohnungen)  härter 
g jtrotfen,  als  die  übrigen  Einwohner.  Es  ist  hiernach  nicht  gerechtfertigt,  die 
G:und-  und  Häuserbesitzer  in  besonderer  Weise  zu  den  städtischen  Ausgaben 
h ^ranzuziehen,  abgesehen  von  dem  oben  aiigedeuteten  Fall  der  Neuanlegung 
V'  m Strassen,  auch  eine  Mietssteuer  als  Hauptkommunalsteuer  — wie  solche  von 
w rtschaftlich  liberaler  Seite  wiederholt  vorgeschlagen  ist  — nicht  zu  billigen. 


2.  In  Offenbach  ertrug  das  Oktroi: 


im 

dech- 

lungs- 

jahr 

im 

ganzen 

M. 

Getränke 

M. 

Mehl 

und 

Brot 

M. 

Hafer 

M. 

Brenn- 

material 

M. 

Schlacht- 
vieh und 
Fleisch 

M. 

Ausschlag 

an 

direkten 
Kommun. - 
steuern 

M. 

1825 

18.870 

1845 

50,983 

, 

♦ 

1864 

95.229 

• 

1876 

195,374 

52.031 

* 

, 

217,000 

1877 

180,906 

46,396 

222,436 

1878 

182,480 

49,695 

, 

♦ 

265,000 

1879 

196,700 

51,5.50 

• 

293.000 

1880 

190,625 

47,968 

18,776 

2412 

53,020 

68,448 

300,000 

1881 

194,112 

48,883 

305,000 

1882 

196,190 

48,231 

• 

338,000 

1885 

222,367 

360.000 

1895 

315,562 

. 

« 

641,512 

1897 

353,391 

79,151 

26,496 

4416 

123,849 

118,294 

755,000 

1898 

333,392 

80,179 

25,257 

4963 

119.601 

103,065 

800,000 

1899 

353,328 

82,048 

15,523 

5490 

123,011 

127,1.58 

970,000 

1900 

:’.66.579 

t 

82.229 

151,951 

132.264 

1,038.000 

Der  Ausschlagskoeffizient  der  direkten  Kommunalsteuern  betrug  auf  die 
IMark  Steuerkapital  1876:  80,2  Pf.,  1877:  30,3  Pf.,  1878:  35,2  Pf.,  1879:  37,3  Pf., 
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1880:  36,2  Pf.,  1881:  35,5  l’f.,  1882:  38,4  Pf.,  1885:  20,1  Pf.,  18n5:  25,8  Pf., 
1897:  25.8  Pf.,  1898:  25,8  Pf.,  1899:  27,8  Pf.,  1900:  28,1  Pf. 

Von  dem  ungedeckten  Gemeindebedarf  wurden  1880  38,8  Vo  durch 
Oktroi  und  61,2 "o  durch  direkte  Kommunalumlagen  aufgebracht,  das  Ver- 
hältnis beider  Steuern  stellt  sich  1885  wie  38,2:61,8V;  1895:  32,9:67,l^o; 
1>497;  31,9:68,1V:  1898:  29,4 : 70,6"»  o ; 1899:  26,7:73,37o;  1900:  26,1:7:3,9V- 
Es  zeigt  sich  hier  dieselbe  Erscheinung,  wie  bei  Darmstadt,  nämlich  trotz  des 
im  allgemeinen  auch  hier  steigenden  Ertrags  des  Oktrois  ein  Abnehmen  des 
prozentualen  Anteils  desselben  an  dem  durch  Steuern  zu  deckenden  Fehlbetrag. 
Der  Rückgang  des  Oktroiertrags  im  Jahre  1898  kommt  von  der  oben  erwähnten 
vorübergehenden  Aufhebung  des  Oktrois  auf  Mehl,  Brot  und  Fleisch,  wodurch 
der  Stadtkavsse  ein  Einnahmeausfall  von  rund  20,000  M.  entstanden  ist.  In  Pro- 
zenten aller  Einnahmen  ausgedrückt  betrug  das  Oktroi  1825:  39,31  ^,o.  1845: 
30,987o,  1864:  80.3GV,  1885:  14,68"'o,  1895:  15,86V.  1900:  15,15V  (die  städti- 
schen Gesamteinnahmen  selbst  betrugen  in  Mark  1825:  47.996,  1845:  164,528. 
1864:  313.604,  1885:  1,513,502,  1895:  1,989,491). 

Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  (1.  Dezember  1900:  50,508  Einw’ohner) 
berechnet  entfUllt  an  Oktroi  1825:  2,64  M.,  1845:  4,91  M.,  1864:  4,57  M.,  1885 
7,01  M. , 1^95:  7,82  M.,  1900:  7,26  M. , an  direkten  Koinmunalsteuern  1885 
11,35  M.,  1895:  15,91  M.,  1897:  17,01  M.,  1898:  17,23  M.,  1899:  20,01  M.,  1900 
20,55  M.  Wollte  man  das  Oktroi  durch  direkte  Steuern  ersetzen,  so  hätte  in 
1900,  um  dessen  Reinertrag  von  322,973  M.  aufzubringen,  der  Ausschlagskoeffi- 
zient  auf  36.9  Pf.  erhöht  werden  müssen.  Die  Steuerkapitalien  für  den  Aus- 
schlag der  Kommunalsteuern  betrugen  3,681,496.2  M.,  und  zwar  für  die  Gewerbe- 
steuer 798,992  M.  oder  21,7  ^ n,  für  die  Grundsteuer  883,713.7  M.  oder  24,0 
für  die  Kapitalrentensteuer  192,858  M.  oder  5,3  für  die  Einkommensteuer 
1,805,932.5  M.  oder  49  ® o.  Die  Zahl  der  Gewerbesteuerpflichtigen  betrug  2611, 
der  Grundsteuerpflichtigen  2o33  , der  Kapitalrentensteuerpflichtigen  731  , der 
Einkommensteuerpflichtigen  15,253  Personen:  von  der  bei  Aufhebung  des  Oktrois 
eintretenden  Steuererhöhung  hätten  zu  tragen  die  Grundsteuerpflichtigen 
77,513.52  M.,  die  Gewerbesteuerpflichtigen  70,085.14  M.,  die  Kapitalrentensteuer- 
pflichtigen 17,117.57  M.  und  die  Einkommensteuerpflichtigen  158,256.77  M. ; auf 
den  Kopf  der  Pflichtigen  berechnet  ergäbe  sich  eine  Erhöhung  bei  den  Pflich- 
tigen zu  der  Grundsteuer  von  38,13  M.,  der  Gewerbesteuer  von  26,84  M , der 
Kapitalrentensteuer  von  23,42  M.  und  der  Einkommensteuer  von  10,38  M.  Nimmt 
man  an,  dass  alle  Objektsteuerpflichtigen  auch  oinkommensteuerpflichtig  sind, 
was  im  allgemeinen  zutreftend  sein  wird,  so  würden  von  der  durch  die  Oktroi- 
aufhebung bewirkten  Steuererhöhung  betroffen  die  Grundbesitzer  mit  48.51  M., 
die  Gewerbetreibenden  mit  37,22  M„  die  Rentner  mit  33.80  M.  und  die  übrigen 
Steuerpflichtigen  mit  10,38  M.  auf  den  Kopf.  Die  Hauptlast  würde  also  auch 
hier  auf  die  Grundbesitzer  fallen,  obwohl  durchaus  nicht  gesagt  ist,  dass  diese 
Kategorie  die  Leistungsfähigsten  der  Steuerzahler  darstellt,  weil  bekanntlich 
bei  Feststellung  der  Grundsteuerkapitalien  auf  den  Ertrag  des  Objekts  oder  gar 
die  persönliche  Leistungsfähigkeit  des  Besitzers  keinerlei  Rücksicht  genommen 
wird.  Die  nächst  geringere  Belastung  käme  auf  die  Schulter  der  Gewerbe- 
steuerpflichtigen,  bei  deren  Steuerkapitalsfestsetzung  die  Berücksichtigung  per- 
sönlicher \ erhältnisse  gesetzlich  nur  in  geringem  Grade  möglich  ist.  Was  bei 
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t er  Betrachtung  der  Darmstädter  Verhältnisse  von  der  Steigerung  der  Mieten 
i nd  dem  Herabgehen  der  Arbeitslöhne  gesagt  ist,  gewinnt  bei  der  zahlreichen 
j .rbeiterbevölkerung  von  Oftenbach  noch  erhöhte  Bedeutung;  ebenso  gelten  auch 
1 ier  die  bezüglich  der  Preisänderungen  der  oktroipflichtigen  Gegenstände  ge* 
1 lachten  Bemerkungen. 

Die  Olienbacher  Rechnung  für  ls99  weist  folgende  Ausgabeposten  auf, 
( ie  ausschliesslich  den  minder  Bemittelten  zu  Nutzen  gereichen : a)  Armenpflege 
150,N51  M.,  b)  Zuschuss  zur  Stadtki-ankenhauskasse  39,902  M.,  c)  Gemeinde- 
l■  rankenversicherung  7070  M.;  d)  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  (13,059  M. 

usgaben  — 11,851  M.  Einnahmen  — ) 1808  M.,  zusammen  199.637  M.  Der  Schulden- 
s:and  von  Ottenbach  betrug  Ende  1899,1900  9,561,400  M.  und  erforderte  eine  Aus- 
gabe an  Kapitalzinsen  von  (357,804  M.  Ausgaben  — 121,339  M.  Einnahmen  = ) 
^ 3t), 4 65  M.,  berücksichtigt  man,  dass  von  den  bis  Ende  1899/1900  aus  Anlehen  zur 
Verwendung  gekommenen  10,630,046  M.  971,000  M.  zur  Erbauung  des  neuen 
I rankenhauses  und  428,490  M.  zu  Volksschulbauten  gedient  haben,  so  ergibt  sich 
lei  Annahme  eines  Zinssatzes  von  4V  von  beiden  Ausgabeposten  (1,399,490  M.) 
en  jährlicher  Betrag  von  55,979  M.,  den  die  Stadt  an  Zinsen  (und  Ab- 
s äireibungenj  weiter  zu  Gunsten  der  geringer  Bemittelten  in  Rechnung  zu 
s eilen  hat. 


Für  Schulen  (a)  Gymnasium,  Realschule  und  gemeinsame  Vorschule, 
li  Höhere  Mädchenschule,  c)  fünf  Volksschulen , d)  zwei  Fortbildungsschulen, 
e Kleinkiiiderschule,  t)  Kochschule,  g)  Kunstgewerbeschulej  sind  ausgegeben 
3 >3,382  M.,  eingenommen  55, 154  M.,  bleibt  Nettoausgabe  328,228  M.,  wovon  zweifel- 
h s der  grössere  leil  auf  diejenigen  Schulen  fällt,  welche  den  minder  Bemittelten 
z i gute  kommen.  Wir  kommen  auch  hier  zu  dem  Ergebnis,  dass  die  gesamte 
F ruttoeinnahme  an  Oktroi  durch  die  von  der  Stadt  zu  Gunsten  ausschliesslich 
d :?r  gering  Bemittelten  gemachten  Leistungen  mindestens  aufgewogen  wird. 
A usser  den  erwähnten  Ausgaben  tindet  eine  besondere  Bevorzugung  einer  ein- 
z :lnen  Kategorie  von  städtischen  Einwohnern,  insbescuidere  der  Grundbesitzer, 


d irch  die  Stadtverwaltung  nicht  statt,  und  es  gilt  auch  hier,  was  bei  Darm- 
siadt  von  der  Unbegründetheit  einer  besonderen  Heranziehung  des  Grundbesitzes 
z 1 den  städtischen  Lasten  gesagt  ist. 


An  Hauptausgaben  weist  die  Betriebsrechnug  lür  1899/1900,  welche  mit 
2 009,207.91  M.  abschliesst,  in  runden  Summen  auf:  a)  Unterhaltung  der  Strassen, 
Plätze,  Brücken  und  Wege  (M.  81,313  M.  — 0348  Einnahme  M.  —)  M.  74,965, 
b Reinigung  der  Strassen  und  Plätze  80,327  M. , c)  öflentliche  Beleuchtung 
5 1,750  M.,  d)  Sicherheitspolizei  (93,765  — 9037  M.  =)  M.  84,728,  e)  Zwecke  des 
Kreises  und  der  Provinz  102,199  M..,  f)  Allgemeine  Verwaltung  (160,654  M.  — 
2 ;,453  M.  —)  134,201  M.,  g)  Scliuidentilgung  und  Kapitalrückzahlungen  (M.  155,955 
- 88,300  M.  =)  67,655  M. 
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3.  In  Mainz  ertrug  das  städtische  Oktroi  folgende  Summen: 


nungs- 

jahr 


1880 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 


♦ 

i (flvtroi 

' f 
1 

Direkte 

Kominun.-" 

Steuern 

1 

M. 

1 

! 

M.  1 

534,628 

562,618 

577,140 

608,584 

602,791 

599,386 

610,061 

623,245 

299,849 

600,750 

631,277 

650,858 

693,826 

724,547 

747,718 


Verhältnis 


direkten  li 


1,050,342 
1,236,559 
1,280,491  I 
1.310.249 
1.360,049  I 
1,411,212  { 
1,665,091 
1.721,869  I 
1,804,471  i 

1.819.776 
1,919.802 
1,826,591  I 

1.883.776  : 
2,008,855 
2,144.773  , 


33,8 

31,3 

31.1 

31.6 

30.7 

29.8 

26.8 
26,6 
24,9 

24.8 

24.7 

26.7 

26.9 
26.5 

25.8 


Steuern 

6(),2 

68,7 

68,9 

68,4 

69.3 

70.2 

73.2 

73.4 

75.1 

75.2 

75.3 

73.3 

73.1 

73.5 

74.2 


I Aus- 

Auf  (len  Kopf  ; Schlags- 


! Oktroi 

I 

M. 

i] 

7.98 

8.23 

8.29 
8.57 
8,34 
8,19 

8.24 

8.30 
7,89 
7,55 
8,05 
8,15 
8,53 
8,75 
8.87 


auf  1 M. 
direkte  Steuer- 
Kommun.-  kapital 
Steuern  nr 


15,67 

18,09 

18.38 

18,55 

18,81 

19,27 

22.45 
22,93 
23,74 
23,65 
24,48 
22,87 
23,16 
24,26 

25.46 


‘i.5!8 

25,s 

25,8 

25.8 

25.8 
29,4 
29,4 
29,4 

29.4 

29.4 

29.4 

29.4 

29.4 
29.4 


Die  Betrachtung  dieser  Tabelle  zeigt:  1.  dass  die  Erträge  an  Oktroi  und 
direkten  Kommunalstenern  sowohl  insge.samt,  wie  auch  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung berechnet,  steigende  Tendenz  aufweisen,  wenn  auch  hie  und  da 
Rückschläge  Vorkommen.  Der  stärkere  Rückgang  des  Oktroiertrags  im  Jahre 
1894  kommt  daher,  dass  vom  1.  August  dieses  Jahres  an  den  Weingrosshändlern 
und  Schaumweinfabrikanten  die  Vergünstigung  der  Weineinfuhr  gegen  eine 
Verwaltungsgebühr  von  20  Pf.  vom  Hektoliter  unter  einstweiliger  Aussetzung 
der  Erhebung  des  Restbetrags  von  35  Pf.  bis  zum  üebergang  in  den  städtischen 
Konsum  gewährt  wurde.  Die  iin  allgemeinen  bestehende  Steigerung  des  Oktroi- 
ertrags ist  nicht  auf  Tariferhöhungen,  sondern  auf  den  mit  zunehmender  Be- 
völkerung und  sich  hebendem  Wohlstand  in  die  Höhe  gehenden  Gesamt-  und 
Einzelverbrauch  an  pflichtigen  Gegenständen  zurückzuführen. 

2.  Der  Ertrag  der  direkten  Kommunalsteuern  ist  auch  in  Mainz  stärker 
gestiegen,  als  der  des  Oktrois,  so  dass  sich  der  verhältnismässige  Anteil  de« 
letzteren  an  dem  ungedeckten  Gesamtaufwand  der  Stadt  mit  wenigen  Ausnahmen 
beständig  verringert  hat. 

Der  Ersatz  des  Oktrois  durch  direkte  Kommunalsteuern  würde,  da  das- 
selbe im  Rechnungsjahr  1900  M.  575,044  ertrug,  eine  Erhöhung  der  direkten 
Steuern  um  26,8  “/o  oder  des  Ausschlagskoefflzienten  für  die  Mark  Steuerkapital 
auf  37,3  Pf.  erfordern.  Die  Gemeindesteuerkapitalien  für  1900  betrugen 
7,298,132.4  M.  oder  nach  Steuei-arten 

a)  Für  die  Gewerbesteuer 1,517,356.0  M. 

h)  , , Grundsteuer 1.630,020.7  M. 

c)  r T Kapitalrentensteuer 563,345.0  M. 

d)  , , Einkommensteuer 3.587,410.7  M. 
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PjjitsprBchend  diesen  tSteuerkapitalien  fiele  von  der  Steuererhöhung 

auf  die  Gewerbesteuerkapitalieu 119,557.50  M. 

- „ Grundsteuerkapitalien 128,434.73 

r „ Kapitalrentensteuerkapitalien  . . . 44,387,81  „ 

« „ Kommunaleinkomniensteuerkapitalien . 282,6fi3.9()  .. 

~ 575,044  — M 

Im  Rechnungsjahre  1900  waren  in  Mainz  zuge/ogen 

zur  Gewerbesteuer 5^287  Personen, 

„ Grundsteuer 3,206 

„ Kapitalrentensteuer  ....  2,545 

„ Einkommensteuer 29,531 

(i  8,011  -t-  1520  nur  KommunaleinkommensteuerpOichtjge).  Von  der  erwähnten 
S euererhöhung  entfiele  demnach  aut  den  Kopf  der  Beitragspflichtigen  zur 


Gewerbesteuer 22,61  M. 

Grundsteuer 40,06 

Kapitalrentenateuer 17,44  „ 

Einkommensteuer 9^57 


Nimmt  man  — wie  oben  bei  Offenbach  geschehen  — an,  dass  alle  Real- 
st merpflichtigen  auch  einkommensteuerpflichtig  sind,  so  ergibt  sich  auf  den 


K ipf  eine  Steuererhöhung  bei 

den  Gewerbesteuerpflichtigen  von 32,18  M. 

„ Grundsteuerpflichtigen  von 49,63 


, Kapitalrentensteuerpflichtigen  von 27,01 

dagegen  bei  den  nur  Einkommensteuerpflichtigen  von  9,57 
Die  Hauptlast  der  Steuererhöhung  würde  also  auch  hier  von  den  Grund- 
bedtzern  zu  tragen  sein.  Die  oben  gemachten  allgemeinen  Bemerkungen  hin- 
sichtlich der  Steuertähigkeit  des  Grundbesitzes  im  Vergleich  zu  den  Gewerbe- 
trc  ibenden,  der  durch  den  gedachten  Ersatz  des  Oktrois  .lurch  direkte  Kommunal- 
ste uern  bewirkten  voraussichtlichen  Aenderungen  in  der  Höhe  der  Miete  und 
Al  Oeitslöhne  gelten  auch  hier.  Was  die  Art  der  Zahlung  bei  den  direkten 
St  :uern  und  dem  Oktroi  betriö't,  so  sei  bemerkt,  dass  im  Rechnungsjahr  1900 
38  316  Schuldner  gemahnt  wurden ; zur  Pfändung  überwiesen  wurden  24,300  Posten 
mn  einem  Steuerbetrag  von  335,564.29  M.,  also  etwa  der  siebente  Teil  der 
2,-129,219.1)8  M.  betragenden  Gemeindeumlagen.  Von  letzterem  Betrag  sind  bar 
eil  gegangen  2,236,319.42  M.  oder  92,06%,  erlassen  infolge 

Reklamation  gegen  die  Staatssteuern  113,442.56  M.  = 4.67% 

uneinbringlich 52,969.52  „ = 2.18  . 

liquidiert  (noch  in  Beitreibung)  . . 26,488.18  „ = 1,09  , 

V enn  man  die  im  abgelaufenen  Jahr  geleisteten  Hauptausgaben  der 
STc  dt  vom  Standpunkt  des  Interesses  betrachtet,  also  untersucht,  zu  wessen 
Guisten  sie  hauptsächlich  erfolgt  sind,  so  ergibt  sich  folgendes:  die  Gesamt- 
bel  riebsausgaben  belaufen  .sich  auf  5,890,857  M.;  davon  entfallen  auf 

a)  Armen-  und  Krankenpflege  1 61,029.73  M.  oder  2,7:  V/o  sämtlicher  Ausgaben  ; 

b)  Volksschule,  einschliesslich  Fortbildungsschule  510,678.91  M.  oder  8,67  7o 
alhr  Ausgaben;  den  Ausgaben  zu  a)  steht  eine  Einnahme  von  66  M.  gegen- 
über, denen  zu  b)  eine  solche  von  46,390.38  M.,  es  beträgt  also  die  Netto- 
aus  labe  für  Armen-  und  Krankenpflege,  sowie  Volksschule  zusammen  625,252.26  M. 
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Der  Reinertrag  des  Oktrois  im  abgelaufenen  Rechnungsjahr  (Bruttoertrag  ab- 
züglich Rückvergütungen  und  Kosten  der  Oktroierhebung)  belief  sich  auf 

576.101.42  M.  Wenn  also  das  ganze  Oktroi  von  den  gering  Bemittelten  ge- 
tragen würde,  so  bliebe,  da  die  genannten  beiden  >\usgabeposten  ausschliess- 
lich eben  diesen  gering  Bemittelten  zum  Vorteil  gereichen,  zu  deren  Gunsten 
noch  ein  Mehraufwand  von  beinahe  50,000  M.  bestehen.  Unter  den  übrigen 
bedeutenderen  Ausgabeposten  ist  nicht  ein  einziger,  welcher  in  demselben  Masse 
einer  bestimmten  Bevölkerungsklasse  zu  gute  kommt.  Es  betragen  die  Netto- 
ausgaben für  allgemeine  Verwaltung  einschliesslich  Polizei,  Gewerbegericht, 
Arbeitsamt,  Ortsgericht,  Fernsprechanlagen  576,229.44  M.  oder  9,78  ®/o  der  Ge- 
samtausgaben; die  Ausgaben  für  allgemeine  Verwaltung  und  Polizei  mit  netto 

559.309.43  M.  kommen  allen  Einwohnern,  sowie  den  sich  in  der  Stadt  Auf- 
haltenden zu  gute  und  es  lässt  sich  wohl  schwer  behaupten,  dass  an  dem  da- 
durch gewährleisteten  Schutz  von  Leben,  Gesundheit  und  Eigentum  die  Reichen 
allgemein  ein  grösseres  Interesse  hätten,  als  die  Besitzärmeren,  da  ja  auch  der 
Fall  verkommt,  dass  ein  erheblicher  Teil  des  Besitzes  sich  nicht  in  der  Stadt 
befindet,  oder  durch  Versicherung,  sichere  Aufbewahrung  gegen  Beschädigung 
oder  Verlust  geschützt  ist.  Die  Ausgaben  für  Ortsgericht,  an  denen  wohl  die 
Besitzenden  höher  interessiert  sind  als  die  anderen,  betragen  nur  netto  1535  M.; 
die  für  Gewerhegericht  mit  netto  3638  M.  bringen  ohne  Zweifel  den  Arbeitern 
höheren  Nutzen  als  den  Arbeitgebern,  aber  auch  diese  letzteren  gehören  nicht 
immer  zu  den  mit  Glücksgütern  Gesegneten.  Ebenso  besteht  das  Arbeits- 
amt, welches  eine  Nettoausgabe  von  4679  M.  verursachte,  mehr  im  Interesse 
der  Arbeiter  als  der  Arbeitgeber.  Für  Theater  und  Musik  ist  eine  Netto- 
ausgabe von  rund  104,000  M.  geleistet,  welche  den  weniger  Bemittelten  in 
höherem  Grade  zum  Nutzen  gereichf  als  den  Wohlhabenden,  da  letztere  Theater 
und  Konzerte  auch  bei  höheren  Preisen  noch  besuchen  können.  Die  Unter- 
haltung der  Strassen,  Plätze  und  Anlagen,  sowie  das  Reinigungswesen,  ein- 
schliesslich Kanalisation,  kostete  im  Rechnungsjahr  1900  netto  695,067  M.  oder 
1 1,8  % aller  Betriebsausgaben.  An  den  dux*ch  diese  Ausgaben  bezahlten 
Leistungen  haben  nicht  etwa  die  Häuserbesitzer  ein  besonderes  Interesse. 
Man  kann  sogar  behaupten,  dass  an  denselben  die  Mieter  von  Wohnungen  ein 
höheres  Interesse  haben  als  die  Hauseigentümer,  da,  wenn  die  Stadtverwaltung 
den  Hausbesitzern  die  Verpflichtung  auf  legte,  die  Strassen  ausschliesslich  auf 
eigene  Kosten  zu  unterhalten  und  zu  reinigen,  diese  zweifellos  bestrebt  sein 
würden,  sämtliche  sie  treffenden  Kosten  auf  ihre  Mieter  abzuwälzen,  während 
sie  bei  der  jetzigen  Einrichtung  in  ihren  Steuern  und  dem  auf  sie  fallenden 
Oktroibetrag  einen  Teil  der  fraglichen  Kosten  selbst  zu  tragen  haben.  Für 
Verzinsung  und  Tilgung  der  Gemeindeschulden  war  ein  Nettoaufwanrt  erforder- 
lich von  563,951.21  M.,  das  sind  9,58  ^/o.  Die  Stadt  Mainz  hat  zur  Bestreitung 
von  ausserordentlichen  Aufwendungen  bis  Ende  1900/01  27  Millionen  auf- 
genommen, von  denen  noch  rund  25.8  Millionen  ungetilgt  sind.  Von  diesem 


Geldbetrag  sind  netto  verwendet  worden  zu 

1.  Strassenverbreiterungen  in  der  Altstadt 665,611  M. 

2.  Kanalisation  in  der  Altstadt 1,365,910 

3-  Brückenbauten 57,812 

4.  Strassenbau  und  Kanalisation  in  der  Neustadt  ....  1,383,270 


t 
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Abfuhrwesen 114/240  M. 

0.  Krankenanstalten 99,093  ^ 

7.  Badeanstalten ...  197,576 

8.  Wasserwerk  und  Gaswerk 3,392,551  „ 

9.  Vieh-  und  Schlachthof 3,094.943  r 

10.  Elektrizitätswerk 1.920,099 

11.  Uferregulierungen.  Hafenanlagen.  Wasser- u.  Dainmbauten  3.603.633  „ 

12.  Einrichtungen  zur  Förderung  von  Handel  und  Industrie  2,016,542  „ 

13.  Volksschulen 2,757,123  „ 

V(  n diesen  Ausgaben  sind  die  Posten  zu  Nr.  1 — 5 aus  Verkehrs-  und  gesund- 
heitlichen Rücksichten  erfolgt  und  kommen  wesentlif  h der  Allgemeinheit  zu 
gite,  wenn  auch  nicht  zu  leugnen  ist,  dass  bei  den  Strassenverbreiterungen 
UI  d Neuanlagen  die  betreffenden  Haus-  und  Grundbesitzer  durch  reichliche 
ih  len  gezahlte  Entschädigung  und  Wertserhöhung  ihrt‘s  Besitzes  ein  gutes  Ge- 
sc  täft  werden  gemacht  haben.  Die  Posten  zu  Nr.  6 und  7 dienen  gesundheit- 
lit  aen,  der  zu  Nr.  13  dient  Bildungszwecken,  alle  drei  haben  aber  wesentlich 
in  Interesse  der  wenig  Bemittelten  Verwendung  gefunden.  Gas-  und  Wasser- 
wt  rk  brachten  zusammen  im  abgelaufenen  Jahr  einen  U(djerschuss  von  374,625  M., 
di  • zu  ihrer  Errichtung  aufgenommenen  Anlehen  sind  also  produktive  Aus- 
gaben  gewesen.  Der  Betrieb  des  Viehhofes  und  Schlachthauses  benötigte  im 
al  gelaufenen  Rechnungsjahr  zwar  eines  Zuschusses  von  46.878  M..  seine  Existenz 
di  int  aber  nicht  et'wa  bloss  den  Sonderinteressen  der  Metzger  und  Viehhändler, 
so  idern  ist  hauptsächlich  auch  aus  sanitären  Gründen  notwendig,  dient  also 
in  ofern  wesentlich  der  Allgemeinheit.  Die  Ausgabe  zu  Nr.  11  dient  Sicherheits- 
ur  d Verkehrszwecken,  die  zu  Nr.  12  Verkehrszwecken;  die  Verkehrsinteressen 
sii  d nicht  einseitig  solche  der  Industriellen  und  des  Handelsstandes,  sondern 
es  werden  durch  deren  Förderung  die  Interessen  aller,  welche  unmittelbar  oder 
mittelbar  bei  diesen  Gewerbszweigen  beteiligt  sind,  gefördert,  ganz  abgesehen 
vo  1 der  dem  Gemeinwesen  nützenden  höheren  Steuerkraft  der  Beteiligten. 


4.  Der  Oktroiertrag  in  Giessen  ist  aus  nachstehender  Zusammenstellung 
er  ichtlich.  Bruttoertrag  im  Rechnungsjahr 


1883/84 

97,268 

M. 

1892 

114,976 

M. 

1884 '85 

97,598 

r 

1893 

119,2.55 

r 

1885 

96.941 

r 

1894 

120,349 

1886 

100,621 

r 

1895 

127,166 

« 

1887 

103,620 

r 

1896 

133,5.58 

r 

1888 

104,887 

r 

1897 

140,529 

V 

1889 

108,525 

T 

1898 

116,1.59 

T 

1890 

108,851 

„ 

1899 

114,835 

T 

1891 

111,758 

T 

1900 

120,021 

r 

direkten  Kommunalsteuern 

wurden  aus 

^geschlagen  in  Mar 

1883/84  224,346 

1889 

304.180 

1895 

408,267 

1884 

256,376 

1890 

312,632 

1896 

431,135 

1885 

261,714 

1891 

317,584 

1897 

447,946 

1886 

295,841 

1892 

342.977 

1898 

473.195 

1887 

295,274 

1893 

375,572 

1899 

537,883 

1888 

307,541 

1894 

395,687 

1900 

.572.517. 
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Der  Ausschlagskoeffizient  für  die  Mark  Steuerkapital  betrug  1883;  28,3  Pf., 


30,6  Pf.,  1885:  23,3  Pf.,  1886;  25,98  Pf., 

25.5  Pf.,  1890:  25,5  Pf.,  1891:  25,5  Pf., 

28,8  Pf.,  1895:  28,8  Pf.,  1896:  28,8  Pf., 


1887:  25,5  Pf.,  1888:  25,5  Pf., 
1892:  26,4  Pf.,  1893:  28,2  Pf., 
1897:  28,8  Pf.,  1898:  28,8  Pf.. 


30,6  Pf.,  1900:  30.6  Pf. 


Von  dem  Gesamterträge  des  Oktrois  entfielen  auf  das  Oktroi  von  : 

1896/97  1897/98  1898/99  1899, 1900  19ü0  01 

a)  Schlachtvieh,  Fleisch  und  M.  M.  M.  M.  M. 

Fleischwaren  ....  39,658.55  40,516.18  40,828.66  41,522.59  43,360.91 

b)  Mehl  und  Backwaren  etc.  30,260.05  32,844.68  8,775.22  2,090.88  2,099.99 

c)  Holz  und  Kohlen  . . . 31,133.81  33,298.78  31,918.34  35,001.67  38,601.77 

d)  Geistige  Getränke  . . 29,078.35  30,522.79  31,337.41  32,913.42  32.116.50 

Abgesehen  von  dem  unbedeutenden  Rückgang  des  Oktroiertrags  von 
Holz  und  Kohlen  im  Jahre  1898/99  gegen  1897/98,  der  in  einem  geringeren 
Erträgnis  des  Oktrois  von  Stein-  und  Braunkohlen  begründet  ist , und  der 
unbedeutenden  Abnahme  des  Oktroiertrags  von  den  geistigen  Getränken  im 
Jahre  1900/01  gegen  1899/1900  zeigt  sich  bei  den  unter  a),  c)  und  d)  aufgeführten 
Artikeln  eine  stetige  Steigerung  des  Oktroiertrags.  Der  bedeutende  Rückgang 
im  Oktroi  von  Mehl  und  Backw^aren  vom  Jahre  1898  99  ab  kommt  daher, 
dass  das  Oktroi  auf  Backwaren  und  Mehl  vom  16.  Juli  1898  an  aufgehoben 
wurde,  so  dass  von  den  hierher  gehörigen  und  in  dem  angegebenen  Oktroi- 
ertrag mit  berücksichtigten  Waren  nur  noch  geschälter  Hafer,  Grütze  und  Hirse 
als  oktroipflichtig  bestehen  bleiben. 

Das  Erträgnis  des  Oktrois  ist  vom  Rechnungsjahr  1883  84  an  bis  zum 
Jahr  1899/1900  um  18  "n  und  bis  zum  Jahre  1900/01  um  23,4%  gestiegen,  das- 
jenige an  direkten  Kommunaisfeuern  in  dem  gleichen  Zeitraum  dagegen  um 
139,8%  bezw.  155,2%,  die  Steigerung  der  direkten  KommunaLsteuern  ist  also 
7— 8mal  so  stark  gewesen,  als  diejenige  des  Oktrois.  Letztere  ist  auf  grösseren 
Verbrauch  an  oktroipflichtigen  Gegenständen  in  den  letzten  Jahren  zuiück- 
zuführen;  Tariferhöhungen  haben  in  dem  angegebenen  Zeitraum  nicht  statt- 
gefunden. In  welchem  Verhältnis  aus  Okroi  und  direkten  Kommunalsteueni 
in  den  angegebenen  Jahren  der  ungedeckte  Gemeindeaufwand  bestritten  worden 
ist,  ergibt  sich  aus  nachstehender  Tabelle.  Es  beträgt  vom  sonst  nicht  ge- 
deckten Aufwand: 


Rechnungs-  Oktroi 


jahr 


die  direkten 
Gemeinde- 
steuern 


Prozente 


Rechnunsrs-  Oktroi 


jahr 


die  direkten 
Gemeinde- 
steuern 


Prozente 


1883  84 

30,2 

69,8 

1892 

2.5,1 

74,9 

1884 

27,6 

72,4 

1893 

24.1 

23,3 

75,9 

1885 

27,0 

73,0 

1894 

70,7 

1886 

25,4 

74,6 

1895 

23,8 

70^2 

1887 

26,0 

74,0 

1896 

23,6 

76,4 

1888 

25,4 

74,6 

1897 

23,9 

i 0,1 

1889  I 

26,3 

73,7 

1898 

19,7 

80,3 

1890  ! 

25,8 

74,2 

1899 

17,6 

82,4 

1891  ' 

26,0 

74,0 

1900 

17.3 

82.7 
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Greorg  Helhvig, 


Wenn  sich  auch  der  Anteil  des  Oktrois  an  dem  Ertrage  der  städtischen 
steuern  in  den  letzten  Jahren  prozentual  fast  aul  die  Hälfte  desjenigen  im 
Anfang  der  1880er  Jahre  vermindert  hat,  so  werden  immer  noch  über  17®/o 
dieses  Ertrags  durch  das  Oktroi  aufgebracht.  Nachdem  das  vom  sozial- 
politischen Standpunkt  aus  allenfalls  bedenkliche  Oktroi  auf  Mehl  und  Back- 
waien  in  Wegfall  gekommen  ist,  kann  von  einer  drückenden  Belastung  der 
geringer  Bemittelten  um  so  weniger  die  Rede  sein , als  das  Oktroi  auf  Stein- 
kohlen nur  4 Pf.  vom  Zentner,  das  für  Braunkohlen  nur  2 Pf.  vom  Zentner 
beträgt  (im  Rechnungsjahr  1899  1900  ertrug  von  dem  oben  für  Holz  nnd  Kohlen 
unter  c)  aufgeführten  Betrag  das  Kohlenoktroi  allein  .14,102.57  M.),  und  auch 
die  Sätze  für  Schlachtvieh,  Fleisch  und  Fleischwaren  als  verhältnismässig 
niedrige  bezeichnet  werden  müssen.  Dies  wird  um  so  mehr  klar,  wenn  man 
berücksichtigt,  dass  in  der  Jahresrechnung  für  1899/1900  folgende  wesentlich  dem 
Interesse  der  wenig  Bemittelten  dienenden  Ausgabeposten  erscheinen:  1.  Volks- 
schule und  Fortbildungsschule:  119,459  M.,  denen  2388  M.  Einnahme  gegen- 
-iberstehen,  2.  40,625  AI.  für  Armenpflege;  es  übersteigt  also  schon  die  Netto- 
lusgabe  für  ersteren  Zweck  mit  117,071  M.  den  Ertrag  des  Oktrois  im 
Rechnungsjahre  1899  um  2236  M.  im  Rechnungsjahr  1900,01  belaufen  sich 
he^betrettenden  Ausgaben  zu  1.  auf  1:31,140  — 1182  = 129,9.58  M.,  zu  2.  auf 
11,791  M.,  so  dass  auch  für  dieses  Jahr  die  Nettoausgabe  für  A^olksschulen 
an  9937  AI.  grösser  ist  als  der  Bruttoertrag  des  Oktrois. 

Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet  entfiel  an  Oktroi  im  Rechnungs- 

,ahr  1883  84:  .o,.34  Al.,  1885  80:  5,10  M.,  1890/91:  5,29  AI.,  1895  90:  5-54  AI 
aul  1900/01 : 4,69  AI. 

5.  I ür  Worms  ergibt  sich  der  Ertrag  des  ( iktrois  im  einzelnen  und 
i.'anzen  .sowie  i)ro  Kopf  der  Bevölkerung,  der  Ausschlag  an  direkten  Kommunal- 
) feuern  und  das  A'erhältnis  beider  aus  folgender  Tabelle  (siehe  S.  163). 

Der  Ausschlagskoeffizient  betrug  18S4/85:  37.672  Pf..  1885  86:  19,888  Pf.. 
886:  22,2  Pf.,  1887:  20,5.55  Pf.,  1888:  21,890  Pf.,  1889:  21,943  Pf.,  1890: 

; 1,999  Pf..  1891:  22.603  Pf.,  1892:  2.5,101  Pf.,  1893:  27,698  Pf.,  1894:  27,744  Pf., 
895:  26,898  Pf.,  1890:  26,621  Pf.,  1897:  26,144  Pf..  1898:  25,904  Pf.’,  1899  i 
; 6,144  Pf.,  1900:  27  Pf.  Der  Ertrag  des  Oktrois  ist,  abgesehen  von  den  un- 
1 edeutenden  Rückgängen  in  den  Rechnungsjahi-en  1885,  1894  und  1897,  stetig 
seiner  absoluten  Höhe  nach  gestiegen.  Eine  fortwährende  Steigerung  findtd 
1 IS  zum  Jahre  1896  (Oktroiertrag  7,95  AI.)  auch  für  den  Kopf  der  Bevölkerung 
1 lit  geringfügigen  Ausnahmen  statt.  Von  letzterem  Jahre  an  tritt  aber  ein 
(rheblicher  Rückgang  (Ertrag  1897:  6,91  Al.)  ein,  der  sich  durch  die  mit  dem 
1.  April  1898  erfolgte  Eingemeindung  von  Neuhausen  und  die  mit  dem  1.  Ok- 
tiber  1898  vollzogene  Eingemeindung  von  Hochheim  und  Pfitfligheim  noch 
sieigert,  so  dass  der  Oktroiertrag  pro  Kopf  der  Bevölkerung  im°Rechnungs- 
j ihre  1900  der  niedrigste  in  der  Tabelle  ist. 

Das  Verhältnis  des  Oktroiertrags  zum  Ausschlag  an  Kommunalumlagen 
ändert  sich  im  ganzen  auch  fortwährend  zu  üngunsten  des  ersteren  und  hat 
1900  den  niedrigsten  Prozentualstand  des  Oktrois  mit  24,1%  erreicht.  Das 
( ktroi  der  Stadt  AA'orms  bietet  insofern  eine  eigentümliche  Erscheinung  dar, 
a Is  dort  durch  Belastung  von  nur  drei  Artikeln  sowohl  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung  berechnet,  wie  auch  mit  dem  Ausschlag  .in  Koinmunalumlagen  in 
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Ki3 


j 1 
1 1 

! Ertrag  des  Oktrois  von 

1 

1 

Verhältnis  des 

1 

iPro  Kopf 

Ausschlag 

Rech- 

J^’leisch 

Zu- 

der 

an  Kom- 

und 

‘zum  Kom- 

llUDgS- 

Fleisch- 

Bier 

Kohlen 

sainmen 

Be- 

munal- 

Oktroi- 

munal- 

jahr 

waren 

völkerung 

Umlagen 

I-» 

q 

CT! 

Steuer- 

etc. 

ausschlag 

AI. 

AI. 

AI. 

Al. 

M. 

AI. 

AI. 

Al. 

1884  85 

58,757 

37,245 

o2.17t3 

148,179 

6.94 

223,000 

39,9 

60,1 

1885 

60,152 

25,004 

59,287 

, 144,444 

6,59 

256,000 

36,1 

63,9 

1880 

61,673 

31,935 

61,303 

154,911 

260,000 

37,3 

62  J 

1887 

03.597 

36,734 

57,696 

! 158,028 

275,000 

36,0 

63,5 

1888 

07,157 

36,384 

69.377 

172,919 

' 

295,000 

37.0 

63.0 

1889 

66,144 

43,570 

76,984 

186,700 

305,000 

38,0 

62,0 

1890 

66,276 

4 ( ,Gd8 

74,289' 

187,634 

7.37 

320,000 

37,0 

63,0 

1891 

70,811 

47,217 

80,116 

198,145 

350,000 

36,2 

63,8 

1892 

74,559 

48,749 

78,511 

201,821 

412.500 

32,9 

67,1 

1893 

79,039 

47,407 

80,181 

206,688 

407.600 

30,7 

69,3 

1894 

69,404 

45,241 

85.707j 

200,353 

483,000 

29,3 

70,7 

1895 

76,503 

56,899 

96,278i 

229,681 

8,02 

495,000 

31.7 

08,3 

1896 

80,791 

43,833 

107,549 

232.175 

7,95 

570.000 

28,9 

71,1 

1897 

88.975 

47,723 

206,543 

0.91 

580,600 

26,2 

73,8 

1898 

99,707 

53,818 

73,672 

227,198 

602,UOO 

27.4 

72,6 

1899 

110,096 

60,458 

( 8,2o4 

248,808 

719,000 

25,7 

74.3 

1900 

\ 

111.814 

56.096 

83,771 

251,681 

6.13 

793,127 

[ 

24.1 

75,9 

Vergleich  gesetzt,  ein  erheblicher  Ertrag  erzielt  wird,  welcher  den  Oktroiertrag 
in  Giessen  in  beiderlei  Richtung  weit  hinter  sich  lässt,  obgleich  in  Giessen 
ausser  Fleisch,  Bier  und  Kohlen  noch  Hafer,  Grütze,  Hir.'^e,  Brennholz,  sowie 
Wein,  Obstwein  und  Branntwein  belastet  werden.  Der  eine  Grund  dieser  Er- 
scheinung, die  grössere  Wohlhabenheit  von  Worms,  welche  einen  grösseren 
Verbrauch  bedingt,  ist  leicht  ersichtlich,  ausserdem  hat  Worms  weit  höhere  Tarif- 
sätze als  Giessen.  Vorteil  des  von  AA'^orms  gewählten  Systems  sind  einfache,  da- 
her auch  billige  Kontrollmassregeln  und  geringe  Belästigung  des  Publikums. 

In  Worms  betrugen  für  das  Rechnung.sjahr  1900/01  die  Ausgaben  für 
Volks-  und  Fortbildungsschule  275,258  AI.,  denen  eine  Einnahme  von  4357  AI. 
gegenübersteht;  die  Nettoausgabe  für  diesen  Zweck  betrug  also  27o.901  Al., 
übersteigt  also  den  Oktroiertrag  in  dem  gleichen  Jahr  mit  251,681  AI.  um 
19,220  M.  An  weiteren  Ausgaben,  die  hauptsächlich  den  wenig  oder  nicht 
Bemittelten  zum  Nutzen  gereichen,  sind  im  genannten  .lahr  geleistet  netto  für : 


1.  Kleinkinderschule  (6394.28  — 1374.36)  . . 5,020  AI. 

2.  Oeffentliche  Lese-  und  Bücherhalle  ....  1,207 

3.  Badeanstalten  (3212.40  — 89.87) 3,123 

4.  kStädtisches  Krankenhaus 48.684 

5.  Armenpflege 86,973  , 

6.  Pfandhaus  (2124.14  - 737.06) 1,;387 

7.  Gewerbegericht  (1079.55  — 102.55)  . . . . 977  - 

8.  Arbeitsnachweis  (2583.17  — 50.04)  ....  2,513 


zusammen  149,904  Al. 
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Georg  Hellwig, 


An  den  Gemeindesteuerkapitalien  von  Worms  sind  im  Jahre  1900/01 


Deteiligt: 

n,)  die  Grundsteuerkapitalien  mit . 35  4 ^y'o 

b)  die  Gewerbesteuerkapitalien  mit 18,0 


c)  die  Kapitalrentensteuerkapitalien  mit  ....  5,3 

d)  die  Kinkommensteuerkapitalien  mit 41  3 

Nimmt  man  an,  dass  alle  Realsteuerpflichtigen  auch  einkomraensteuer- 
jflichtig  sind,  so  tragen  zu  den  Kommunalumlagen  bei:  die  Grundsteuer- 
iflichtigen  mit  70,7,  die  Gewerbesteuerpflichtigen  mit  59,3,  die  Kapitalrenten- 
teuerpflichtigen mit  40,6  und  die  nur  Phnkommensteaerpflichtigen  mit  41,3  An- 
eilen.  ln  diesem  Verhältnis  würden  auch  die  einzelnen  Gruppen  von  s’teuer- 
.flicht.gen  bei  Aufhebung  des  Oktrois  und  Aufbringung  seines  Ertrags  durch 
' hrekte  Koinmunalumlagen  höher  belastet.  Auch  in  Worms  würde  dann  die 
laehr  entstehende  Steuerlast  auf  den  Grundbesitzern  und  Gewerbetreibenden 
• er  Hauptsache  nach  ruhen. 

6.  Ausser  den  vorgenannten  fünf  grösseren  Städten  erheben  — wie  wir 
(ben  gesehen  haben  — in  der  Provinz  Starkenburg  noch  die  Gemeinden 
Heppenheim,  Lampertheim,  Neu-Isenburg,  Sprendlingen  und  Wimpfen  ein 
< 'ktroi,  und  zwar  alle  auf  Bier,  Lampertheim  auch  von  Steinkohlen. 

In  Heppenheim  gingen  vom  1.  Juni  1900,  an  welchem  Tage  das  Bier- 
(kh-oi  dort  eingeführt  wurde,  bis  Ende  März  1902  17,756  M.  ein;  dies  macht 
1 ei  gleichmäs.dger  Verteilung  der  Einnahme  auf  diesen  Zeitraum  fürs  Jahr 
t385  M.  oder  auf  den  Kopf  der  am  1.  Dezember  1900  5777  Personen  zählenden 
1 evölkerung  1,67  M.  An  Verwaltiingskosten  wurden  im  Jahre  1900'01  24,55  M. 
t ebühren  an  die  Ortseinnehmerei  zu  Heppenheim  für  Erhebung  des  Oktrois 
\3n  dem  unter  Zoll-  oder  Steuerkontrolle  eingehenden  Biere  gezahlt;  die  Rück- 
vergütungen betrugen  in  dem  gleichen  Jahre  161.68  M.  An  direkten  Kommunal- 

s euern  kamen  in  diesem  Rechnungsjahre  85,156  M.  mit  einem  Koeffizienten 
V 3n  42,562  M.  zum  Äusschlao:. 

Der  Pn'trag  des  Oktrois  in  Lampertheim  betrug  von  Bier  und  Stein- 
k Ihlen  zusammen  im  Jahre  1900:  10,197  M.,  1901:  L3,993  M.  Letztere  Summe 
n acht  auf  den  Kopf  der  am  1.  Dezember  1900  8013  Seelen  betragenden  Be- 
vilkerung  1.75  M.  und  bildet  4,5  "/o  der  308,034  M.  betragenden  Jahresgesamt- 
e nnalime.  Rückvergütungen  kommen  nicht  zur  Verrechnung.  Das  Aufkommen 
a 1 direkten  Kommunalsteuern  mit  90,692  M.  verhält  sich  zu  dem  an  Oktroi 
■w  le  86,6  : 13,4.  Der  Aussehlagskoeffizient  betrug  für  1 M.  Steuerkapital  39,8  M. 
u id  hätte,  sollte  der  Oktroiertrag  durch  Kommunahimlagen  gedeckt  werden, 
a if  46  Pt.  erhöht  werden  müssen. 

ln  Neu-Lsenburg  erträgt  das  Bieroktroi  netto  8000  M.  jährlich,  das  heisst 
1 ,4%  der  mit  70,000  M.  im  Rechnungsjahr  1900/01  ausgeschlagenen  direkten 
K >rnmunal.steuern.  Der  Ausschlagskoeffizient  für  letztere  betrug  33,6  M.  auf  die 
M rrk  Kommunalsteuerkapital.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  (1.  Dezember  1900: 

8(  74  P.inwohner)  ergibt  sich  ein  Oktroiertrag  von  rund  1 M.  Besondere  Ver- 
w iltungskosten  entstehen  nicht. 

In  Sprendlingen  ertrug  das  Bieroktroi  im  Jahre  1900/01 : Brutto  2506  M. 
ocer  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  (1.  Dezember  1900 : 4375  Einwohner)  0,57  M. 

D e Verwaltungskosten  betragen  4 ® o der  Bruttoeinnahme,  so  dass  sich  ein  Netto- 
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ertrag  von  rund  2400  M.  ergibt.  Der  Aus.schlag  an  direkten  Kommunalsteuern 
betrug  29,500  M.,  der  Ausschlagskoeffizient  30,659  Pf.  auf  die  Mark  Kommunal- 
steuerkapital. Das  Verhältnis  des  Ausschlags  an  direkten  Kommunalsteuern  zu 
dem  Ertrag  des  Oktrois  stellt  sich  also  wie  92,2  ; 7,8. 

Die  Einnahme  an  Bieroktroi  zu  Wimpfen  beträgt  für  das  Jahr  19u0  01 : 
3290  M.,  die  Verwaltungskosten  stellen  sich  auf  rund  100  M.,  die  Rückvergütungen 
auf  rund  20  M.,  so  dass  sich  ein  Nettoertrag  ergibt  von  3170  M.  An  direkten 
Kommunalumlagen  wurden  ausgeschlagen  47,900  M.,  so  dass  sich  das  Verhältnis 
des  Ertrags  beider  Steuerarten  stellt  wie  6,4 : 93,6.  Der  Ausschla-skoeffizient 
betrug  für  1900/01 ; 28,0  Pf.  auf  die  Mark  Steuerkapital.  Auf  den  Kopf  der  am 

1.  Dezember  1900  3156  Einwohner  betragenden  Bevölkerung  berechnet  sich  ein 
Oktroibetrag  von  rund  1 M. 

7.  In  der  Provinz  Oberhessen  erheben  ausser  Giessen  Oktroi  die  Städte 
a)  Alsfeld  von  Wein,  Bier  und  Branntwein,  b)  Friedberg  von  Wein,  Obstwein 
und  Bier,  c)  Lauterbach  von  Wein,  Obstwein,  Bier  und  Branntwein.  Das  Ais- 
felder Oktroi  ertrug  im  Rechnungsjahr  1900  01:  8608  M.,  die  Rückvergütungen 
betrugen  1070  M.,  die  Verwaltungskosten  390  M.,  so  dass  sich  ein  Nettoertrag 
ergibt  von  7148  M.,  gegenüber  dem  Ausschlag  an  direkten  Kommunalsteuern 
von  72^000  M.  Das  Verhältnis  des  Oktroiertrags  zu  letzterer  Summe  stellt  sich 
wie  10,7:89,3.  Der  Ausschlagskoeffizient  für  die  Kommunalsteuern  betrug  27,893  Pf 

auf  die  Mark  Steuerkapital.  ’ 

Der  Oktroiertrag  für  Friedberg  ergibt  .sich  für  die  Jahre  1896/97—1900  01 
aus  der  nachstehenden  Tabelle.  Da  die  Kontrollbeamten  ausser  der  fixen  Ver- 
gütung von  jährlich  600  M.  von  der  7500  M.  übersteigenden  Nettoeinnahme  noch 
8 0 Vergütung  erhalten,  so  ist  für  diesen  letzteren  Vergütungsbetrag  und  das 

nach  dessen  Abzug  sich  ergebende  Nettoerträgnis  des  Oktrois  noch  je  eine 
Spalte  angefügt. 


Rech- 

1 Bruttoertrag  der  Oktrois 

Oktroi- 

Ver- 

1 

Nettoertrag 

1 

von 

Rück- 

' wal- 

Netto- 

ünfixierte 

nach 

nungs- 

' 

Obst- 

wein 

j vergü- 

1 tunfifS" 

1 ertrag 

Zusatz- 

Abzug  der 

jahr 

Wein 

Bier 

tun gen 

kosten 

Vergütung 

letzteren 

Vergütung 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

1896/97 

1936.32 

806.44 

9,778.83 

3673.16 

600  ^ 

j 8248.43 

59.87 

8188.-56 

1897/98 

1864.08 

.544.21 

12,104.41 

4751.56 

600 

*9161.14 

132.89 

9028.25 

1898/99 

1905.41 

701.23 

13,286.53 

-5709.45 

600 

9583.72 

166.70 

9417.02 

1899/00 

1676.41 

116.5.27 

13, .560.97 

6173.10 

600 

9629.-55 

170.36 

9459.19 

1900/01 

1778.17 

1236.28 

13,677.22 

6397.11 

650 

9694.56 

175.56 

9519.00 

Was  an  direkten  Kommunalsteuern  für  die  letzten  Rechnungsjahre  aus- 
geschlagen wurde,  und  wie  sich  das  Verhältnis  des  Oktroiertrags  zu  diesen  Be- 
trägen  stellt,  zeigt  nachfolgende  Tabelle: 
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Rechnungs- 

jahr 

Ausschlag  an 
Kommunalumlagen  ' 

M. 

1896  97 

75.800 

1897/98 

85,000 

1898/99 

88.000  ! 

1899/00 

100,000 

1900/01 

114,944 

Veihältnis  von 


Oktroi  zu 
M. 

Kommunalsteuer- 

ausschlag 

M. 

14,2 

85,8 

14,6 

85,4 

15,3 

84,7 

14,2 

85,8 

12,7 

87,3 

Dei  Ausschlagskoelfizieut  für  die  Kommunalumlag'en  betrug  in  den  letzt- 
a )gelaufenen  fünf  Rechnungsjahren  auf  die  Mark  Steuerkapital  94,840;  25  498- 
2 :, 426;  25,351;  27,596  Pfg. 

Für  das  Rechnungsjahr  1900/01  ergibt  sich  bei  einer  Einwohnei’zahl  am 
1.  Dezember  1900  von  6882  Personen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  ein  Oktroi- 
b'  trag  von  2,43  M. 

Der  Oktroiertrag  ist  von  1896/97—1900/01  gewachsen  um  33,3  "o,  der 
Aisschlag  an  direkten  Steuern  dagegen  um  51,6 “ o. 

Von  den  städtischen  Gesamteinnahmen  des  Rechnungsjahrs  1900/01  ini  Be- 
tr  ige  von  543,829  M.  wurden  3,07  ® o durch  Oktroi  und  21,65  «/o  durch  Kommunal- 
u]  alagen  gedeckt. 

In  Lauterbach  ertrug  das  Oktroi  im  Jahre  1900/01  2100  M.  Brutto,  d.  h. 
ai  t den  Kopf  der  am  1.  Dezember  1900  3844  Personen  betragenden  Bevölkerung 
0,  »8  M.  An  Kommunalumlagen  wurden  46,400  M.  ausgeschlagen,  der  Ausschlags- 
kc  effizient  betrug  30,001  Pfg.  für  die  Mark  Kommunalsteuerkapital.  Das  Ver- 
hi  ltnis  des  Oktroiertrags  zu  der  Kommunalsteuer  stellt  sich  daher  wie  4,3  : 95,7. 
Al.  Oktroirückvergütungen  wurden  etwa  50  M.  gezahlt:  an  Verwaltungskosten 
entstehen  jährlich  120  M.  Vergütung  für  den  Oktroikontrolleur  — der  Stadt- 
re  ;hner  erhält  keine  besondere  Vergütung  — , der  Nettoertrag  des  Oktrois  be- 
litF  sich  daher  im  verflossenen  Jahre  auf  1980  M. 


D.  Schluss. 

An  der  Hand  der  vorhergegangenen  Ausführungen  gelangen  wir  zu  dem 
El  ^ebnis,  dass  das  Oktroi  in  Hessen  nicht  aufzuheben,  sondern  nur  zweckmässio" 

D 

weiter  zu  entwickeln  ist.  Das  Grossherzogtum  Hessen  hat  von  den  mittleren 
uni  grösseren  deutschen  Staaten  die  höchsten  direkten  und  die  niedrigsten 
in<  irekten  Steuern;  eine  wesentliche  Aenderung  ist  in  dieser  Angelegenheit  in 
de  nächsten  Zukunft  nicht  zu  erwax’ten.  Bei  den  unleugbaren  Vorzügen  der 
in(  irekten  Steuern  und  der  Notwendigkeit  ihres  Vorhandenseins  in  einem  Steuer- 
System  ist  es  Aufgabe  der  kommunalen  Besteuerung,  dafür  zu  sorgen,  dass 
di<  se  indirekten  Steuern,  also  das  Oktroi  vornehmlich,  einen  grösseren  Teil  des 
Ge neindebedarfs  decken;  es  kommen  für  die  Einführung  des  Oktrois,  sofern 
ditses  auf  passende  Artikel  (Bier)  gelegt  wird,  nicht  nur  die  grösseren,  sondern 
au  :h  viele  mittleren  Gemeinden  in  Betracht,  da  sich  auch  unter  diesen  viele 


( 


Geschichte  uiul  Kritik  des  Oktrois  iin  Grossherzojjtum  Hessen. 


167 


/ 


mit  geschlossener  Bauart  befinden,  und  es  ist  Aufgabe  der  zuständigen  Ver- 
waltungsbehörden in  dieser  Richtung  ihnen  vorgetragenen  Wünschen  gegen- 
über sich  entgegenkommend  zu  verhalten.  Die  Befürchtung,  dass  auf  diese 
Weise  die  an  den  staatlichen  Binnengrenzen  niedergelegten  Zollschranken  an 
den  Eingängen  der  Gemeinden  wieder  entstehen  könnten,  ist  bei  richtiger  Aus- 
wahl der  oktroipflichtigen  Artikel  und  zweckentsprechenden  einfachen  Kontroll- 
mitteln  ungerechtfertigt.  Neben  Bier  eignet  sich  Wein  und  Obstwein  als  steuer- 
bares Objekt  in  mittleren  Gemeinden,  weniger  Fleisch,  da  es  häufig  in  kleinen 
Mengen  eingeführt  wird  und  ohne  starken  und  deshalb  teuren  Kontrollapparat 
leicht  geschmuggelt  werden  kann.  Kohlen  heranzuziehen,  ist  aus  volkswirt- 
schaftlichen Gründen  bedenklich,  noch  mehr  aber  die  Versteuerung  von  Mehl 
und  Brot,  abgesehen  von  dem  bei  letzteren  Objekten  bestehenden  Bedenken  des 
Schmuggels. 

Die  Aufhebung  des  Oktrois  auf  Mehl,  Brot  u.  dgl.  unentbehrliche  Lebens- 
bedürfnisse, wie  sie  in  der  letzten  Zeit  in  Giessen  und  Offenbach  bethätigt 
wurde,  ist  im  allgemeinen,  namentlich  wenn  solche  Abgaben  lange  Zeit  be- 
standen haben,  auch  dann  nicht  anzuraten,  wenn  sie  keine  Erhöhung  der  direkten 
Gemeindesteuern  bedingt.  Denn  es  lässt  sich  theoretisch  nicht  ermessen,  wie 
sich  die  Ueberwälzung  solcher  Abgaben  vollzogen  hat,  mit  anderen  Worten 
von  wem  sie  getragen  werden,  und  praktisch  haben  die  erwähnten  Massregeln 
keinen  Preisrückgang  der  betroffenen  Gegenstände  bewirkt,  sind  also  jedenfalls 
nicht  den  Konsumenten  zu  gute  gekommen,  sondern  haben  nur  den  Bäckern 
und  Händlern  ein  Geschenk  gebracht. 

Zur  Verbilligung  der  Kontrolle  und  um  Belästigungen  des  Publikums 
fern  zu  halten  sind  nur  wenige  und  leicht  erkennbare  Gegenstände  mit  Oktroi 
zu  belegen;  Defraudationen  müssen  strenge  bestraft  werden. 

Das  Oktroi  soll  möglichst  nur  in  der  Gemeinde  verbrauchte  Artikel 
treffen,  deshalb  ist  bei  der  Ausfuhr  im  weitesten  Umfange  Rückvergütung  zu 
gewähren. 

Zur  Durchführung  dieser  Hauptgrundsätze  und  der  sich  aus  dem  vorher- 
gehenden weiter  ergebenden  Prinzipien  empfiehlt  sich  nicht,  wie  dies  manche 
Staaten  (in  Deutschland  z.  B.  Württemberg  durch  die  Gesetze  vom  23.  Juli  1877 
und  25.  März  1887  und  Baden  durch  das  Gesetz  vom  4.  August  1894)  gethan 
haben,  gesetzliche  Vorschriften  zu  erlassen,  da  diese  die  an  den  einzelnen  Orten 
herrschenden  und  Beachtung  verdienenden  verschiedenen  Verhältnisse  nicht  ge- 
nügend berücksichtigen  können,  sondern  hier  kann  sich  nur  Verwaltungspraxis 
als  zweckdienlich  erweisen. 

Die  Erlangung  des  Oktrois  für  eine  Gemeinde  muss  thunlichst  erleichtert 
werden,  daher  soll  es  hierzu  weder  eines  gesetzgeberischen,  noch  eines  landes- 
herrlichen Akts  bedürfen. 

Das  Oktroi  ist  nicht  ausschliesslich  zu  einem  bestimmten  Zweck,  auch 
nicht  für  einen  beschränkten  Zeitraum  zu  bewilligen.  Erstere  Beschränkung 
hat,  solange  der  betreffende  Zweck  mehr  erfordert,  als  das  Oktroi  einbringt, 
praktisch  keine  Bedeutung;  letztere  ist  nur  geeignet,  die  Aufstellung  des  Bud- 
gets zu  erschweren  und  Verwirrung  in  den  Gemeindehausbalt  zu  bringen. 

Der  geschichtliche  Entwickelungsgang  des  Oktrois  in  Hessen  ist  ein  Bei- 
spiel dafür,  wie  sich  eine  solche  Abgabe  trotz  vielfacher  Gegnerschaft  in  der 
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L’heorie  und  schwankender  Praxis  in  anderen  Staaten  hat  erhalten  können. 
Jessen  hat  das  Oktroi  nicht  in  unsachgemässer  Weise  entwickelt  und  erweitert, 
vie  z.  B.  Belgien  und  Holland,  dafür  ist  ihm  auch  der  dort  in  der  Aufhebung 
ler  Abgabe  eingetretene  Rückschlag  erspart  geblieben;  auch  das  preussische 
Beispiel  der  Aufhebung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  ist  glücklicherweise  ohne 
Üinfluss  auf  die  hessische  Praxis  geblieben.  Letztere  hat  sich  bis  jetzt  viel- 
nehr  dem  vorhandenen  Gemeindebedürfnis  nach  der  im  Oktroi  fliessenden  Ein- 
lahmequelle  in  vernünftiger  Weise  angepasst  und  di.isem  Gebiet  des  Gemeinde- 
inanzwesens eine  stetige  Entwicklung  gesichert.  Die  Hoffnung  ist  daher 
lerechtigt,  dass  in  dem  durch  die  Reichsgesetzgebung  gebildeten  Rahmen  dieses 
Üinnahmegebiet  weiter  gepflegt  und  zweckmässig  ausgebaut  werde,  zumal  auch 
lie  neuere  Steuertheorie  dieser  Abgabeart  freundlicher  gegenübersteht. 


Lebenslauf. 


Geboren  am  25.  Dezember  1868  zu  Pfeddersheim,  Kreis  Worms, 
^ .»  besuchte  ich  die  Realschule  zu  Worms,  sowie  das  Realgymnasium’ 

zu  Darmstadt  und  bestand  an  letzterer  Anstalt  Ostern  1887  die 
Maturitätsprüfung.  Im  Sommer-Semester  1887  studierte  ich  an  der 
Technischen  Hochschule  in  Darmstadt,  vom  Herbst  1887  bis  Ostern 
1890  an  der  Universität  in  Giessen,  im  ganzen  also  sechs  Semester, 
Kameralwissenschaften.  Im  Herbst  1888  bestand  ich  in  Giessen 
die  kameralistische  Vorprüfung,  Ostern  1890  die  Fachprüfung  und 
« wurde  daraufhin  zum  Access  beim  hessischen  Finanzministerium 
zugelassen.  Nachdem  ich  vom  1.  Oktober  1890  bis  dahin  1891 
meiner  Militärpflicht  genügt  hatte,  bestand  ich  im  Herbst  1893  die 

allgemeine  Staatsprüfung  im  Finanzfach,  worauf  ich  zum  Steuerassessor 
ernannt  wurde. 

Durch  Allerhöchstes  Dekret  vom  25.  Mai  1895  erhielt  ich  meine 
erste  Anstellung  als  Steuerkontrolleur,  wurde  1898  Steuerkom- 
missariatsassistent, 1899  Ministerialsekretär  beim  Finanzministerium 
und  bin  seit  1.  August  1900  mit  dem  Titel  Oberzollinspektor  und 
1 ! Regierungsassessor  dem  Hauptzollamt  Harburg,  sowie  den  Haupt- 

\ 1 , Steuerämtern  Lüneburg,  Stade  und  Verden  als  Stationskontrolleur 

f I Kiif  dem  Wohnsitz  in  Harburg  beigeordnet. 


Georg  Hellwig. 


